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Kechtsſtudium. 


Von Geh. Juſtizrat Profeſſor Dr. Krückmann, Münſter (Weſtf.) 


Es iſt ſchon fo entſetzlich viel hin und her geſchrieben 
und geredet worden, daß man eigentlich meinen ſollte, nun 
wüßte man mittlerweile gründlich Beſcheid. Nur das wichtigſte, 
das, worauf es ankommt, iſt noch immer nicht geſagt. 

Zunächſt muß man wiſſen, was man von dem Rechts⸗ 
unterricht verlangt und erwartet. 

Das Ziel. Vor Jahren ſagte ein von mir perſönlich 
ſehr geſchätzter Senatspräſident an einem OL G.: Auf der 
Univerſität lernt der junge Mann die Theorie und als Re⸗ 
ferendar lernt er die Praxis. Ich traute meinen Ohren nicht, 
derartiges zu hören, nachdem ſchon wer weiß wieviel über 
die Reform des Rechtsſtudiums disputiert war. Mein Ein- 
wand, eine theoretiſche Unterweiſung, die nicht praktiſch ſei, 
und eine praktiſche Ausbildung, die nicht wiſſenſchaftlich 
durchſättigt ſei, taugten beide nichts, machte gar keinen Ein⸗ 
druck. Die Praktiker, die ſo denken, wiſſen anſcheinend nicht, 
wie gering ſie ſelber ihre eigene Praxis damit einſchätzen, 
denn ihre „Praxis“ ſo, wie ſie ſie verſtehen, müßte dann auf 
die äußeren handwerksmäßigen Hilfshandlungen hinauslaufen. 

Auf der anderen Seite ſehen Dozenten, die ſich dagegen 
wehren, daß der Rechtsunterricht auf die Praxis vorbereiten 
muß, die Sachlage ebenfalls gründlich unrichtig und wiſſen 
offenbar nicht, wozu das Hochſchulſtudium da iſt. Es ſcheinen 
noch immer viel zu viele zu glauben, die Univerſität ver⸗ 
mittle die Gelehrſamkeit. Demgegenüber muß doppelt und 
dreifach unterſtrichen werden, daß der Rechtsunterricht, wenn 
er richtig betrieben werden und ſeine Aufgabe erfüllen ſoll, 
Erziehung iſt und ſein muß, Erziehung und nochmals 
Erziehung. Das ſchließt gedächtnismäßiges Pauken von 
Gedächtnisformeln ebenſo aus, wie Gelehrſamkeit um der 
Gelehrſamkeit willen. L'art pour Part! Das iſt etwas ganz 
anderes, denn es iſt Erziehung zu einer Kunſt, 
Übung in einer Kunſt. Hierin ſtehen die Aufgaben der 
Juriſten und der Mediziner gleich. Beide ſollen künftig 
Kunſtleiſtungen vollbringen und uns Juriſten iſt — dies gibt 
auch der Philoſoph Wundt zu — die ſchwerere Aufgabe zu⸗ 
gefallen. Wir ſollen Kunſtaufgaben löſen nicht 
bloß mit äußeren techniſchen Kunſtgriffen und 
Handgriffen und ſinnlich wahrnehmbarem Be- 
obachtungs material, ſondern ausſchließlich und 
allein mit abſtrakten Begriffen und einer Beob⸗ 
achtung des Unſinnlichen. Nur ausnahmsweiſe kann man in 
beſcheidenen Grenzen von einer Beobachtung des ſinnlich 
wahrnehmbaren reden, wenn es ſich um Formfehler von Ur⸗ 
kunden handels. Allein ſchon an dieſer Tatſache kann man 
ſehen, wie unendlich viel leichter die Medizin es hat. Wir 


haben zu ausſchließlich mit abſtrakten Begriffen zu arbeiten 
und aber dieſe ſind nicht Selbſtzweck, ſondern dienendes Mit⸗ 
tel zur Erfüllung unſerer Kunſtaufgaben. 

Die Frage iſt: Wie wirken wir am erfolgreichſten, mit 
dem geringſten Kraftverluſt und der größten Wirkung auf das 
heranwachſende Juriſtengeſchlecht ein, um in der Erziehung 
zur Rechtskunſt einen höchſtmöglichen Erfolg zu erreichen. 
Da ſteht — und dies iſt hier ſchon deutlichſt vorwegzunehmen 
— eines ganz ſicher feſt: Die abſtrakte Vortragsweiſe 
vom Katheder herunter iſt, pädagogiſch ange⸗ 
ſehen, das primitivfte und ungeſchickteſte Mittel 
zu dieſem Zweck. Für uns Juriſten iſt der übliche Vortrag 
vom Katheder herunter im weſentlichen eine große Rück⸗ 
ſtändigkeit. Freilich gibt es ja immer noch Studenten und Do⸗ 
zenten, die in einem guten „Heft“ das Hochziel des Studiums 
ſehen, hoffentlich ſterben dieſe Vorurtelle aber einmal gründ⸗ 
lich aus!). Ich möchte jedoch umgrenzen, wie weit ſich meine 
Forderungen erſtrecken. Rein geſchichtliche Vorlefungen können 
den freien Vortrag, alſo das „Heft“, nicht entbehren, hieran 
weiß ich nicht viel zu ändern. Es könnten wohl Ur⸗ 
kunden mehr als bisher geleſen werden, hierzu müßte mau 
aber ausreichende Fakſimilia oder einen Projektionsapparat 
haben. Sodann beſchränke ich mich ausdrücklich auf Privat⸗ 
recht und Prozeß, zumal hier die pädagogiſchen Aufgaben am 
ſchwierigſten ſind, zum mindeſten mit dem Privatrecht be⸗ 
gonnen werden muß 2). 

Pädagogik. Wenn ich immer wieder auf die Er⸗ 
fahrungen der Lehrerſchaft hinweis, war entweder Still⸗ 
ſchweigen die Antwort oder es wurde erwidert, derartiges 
ſei unwiſſenſchaftlich, oder es wurde geſagt, die Pädagogik 
paſſe für uns nicht, denn ſie habe es „mit dem ganzen Men⸗ 
ſchen zu tun“. Ein Einwand, der mir leider ſogar von dem 
von mir hochgeſchätzten feingebildeten Vierhaus ſeinerzeit 


1) Ich ſage meinen Mitarbeitern, nicht „Hörern“: „Bei mir 
gibt es ein ſchlechtes Kollegheft. Nachgeſchrieben wird nur, was wir 
— nicht etwa oloß ich — an die Tafel ſchreiben und was ich Sie aus⸗ 
drücklich auffordere, aufzuſchreiben. Im übrigen aber wird exerziert, 
danach wollen Sie ſich richten.“ Und mein Jungvolk richtet ſich danach⸗ 

2) Strafrecht und öffentliches Recht, vor allem Staatsrecht, ver⸗ 
tragen ſchon eher die Einſeitigkeiten der herrſchenden Lehrmethode, aber 
hier muſſen ſich die zuſtändigen Dozenten felber mit den pädagogiſchen 
Notwendigkeiten abfinden, ich kann ihnen da nicht hineinreden. Um 
ſo mehr haben ſie ſich aber bei Behandlung der Fragen der erſten 
zivilrechtlichen Semeſter zu beſcheiden. Wie Ziviliſten und Prozeſſualiſten 
ihre Erziehungsaufgabe am beſten löſen, geht die Kriminaliſten und 
Publiziſten nichts an. 
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entgegengehalten wurde. Unwiſſenſchaftlich kann am Rechts⸗ 
unterricht nur ſein, was inhaltlich juriſtiſch unwiſſenſchaftlich 
iſt, die Form der Darbietung iſt nie unwiſſenſchaftlich, wenn 
man davon abſieht, daß ein Mindeſtmaß von Lehrerwürde 
innegehalten werden muß. Das iſt aber nicht Frage der 
Methode, denn auch bei der deduktiven Methode kann der 
Lehrer ſich ſelber, ſeiner Stellung und ſeiner Aufgabe per⸗ 
ſönlich genau ſo viel vergeben wie bei einer anderen Unter⸗ 
richtsmethode. Es iſt ſo weit gekommen, daß der deduktiv 
ſyſtematiſche Aufbau des Stoffes als der allein juriſtiſch 
wiſſenſchaftliche angeſehen wurde und auch heute ſicher viel⸗ 
fach noch angeſehen wird. Der Außenſtehende ſtellt ſich nicht 
vor, wieviel unbelehrbare Befangenheit bei den Dozenten war 
und vermutlich auch heute noch iſt. In einem Geſpräch mit 
dem von mir perſönlich ebenfalls ſehr hoch geſchätzten Otto 
v. Gierke ſagte ich einmal, der Student müſſe mit der pro⸗ 
duzierenden Lehrmethode erzogen werden. Gierke, ahnungs⸗ 
los, antwortete: Wenn ihm der Stoff vorgetragen wird, dann 
arbeitet er ihn doch im Geiſte nach, und das iſt doch produ⸗ 
zierende Lehrmethode. Dieſe Unwiſſenheit war einfach er⸗ 
ſchütternd. Gierke wußte nicht einmal, daß das, was er als 
produzierende Lehrmethode anſehen zu dürfen glaubte, gerade 
der Typus der rein rezeptiven Methode mit ihrer paſſiven 
Aufnahme iſt. 


Ich muß gegen meine Gegner den doppelten Vorwurf 
der Unwiſſenſchaftlichkeit erheben. Einmal dahin, daß ſie nicht 
wiſſen, wie weit der Umfang der Pädagogik als Wiſſenſchaft 
und als Praxis reicht. Die Pädagogik umfaßt ſchlechthin alles: 
ſittliche, äſthetiſche Erziehung, Übermittlung poſitiven Wiſſens⸗ 
ſtoffes, aber auch Ausbildung in techniſchem Wiſſen und tech⸗ 
niſcher Kunſt. Nichts iſt ihr fremd, darum werden die Fragen 
der beiten Unterrichtstechnik ſchon ſeit mehr als einem Jahr⸗ 
hundert immer wieder in der Pädagogik behandelt. 


Zum zweiten erhebe ich den Vorwurf der Unwiſſenſchaft⸗ 
lichkeit gerade gegen die, die eine pädagogiſch richtige Methode 
als (juriſtiſch) unwiſſenſchaftlich ſchelten. Auch dieſe wiſſen 
nicht, worauf es ankommt. Eine richtige Unterrichtstechnik — 
um ſie handelt es ſich — iſt nie unwiſſenſchaftlich, weder päda⸗ 
gogiſch noch viel weniger juriſtiſch, und es iſt eine ſehr be⸗ 
dauerliche Verwechſlung von juriſtiſcher und pädagogiſcher 
Wiſſenſchaftlichkeit, wenn gegen eine pädagogiſch richtige Me⸗ 
thode der Vorwurf der (juriſtiſchen) Unwiſſenſchaftlichkeit er⸗ 
hoben wird. Das iſt blutiger Dilettantismus, der nicht weiß, 
worauf es ankommt. 


Es iſt auch ſchon geſagt worden, die Lehren der Päda⸗ 
gogik paßten für den Rechts unterricht nicht wegen des Stoffes. 
Auch dies iſt mindeſtens hilfloſer Dilettantismus. Jeder Lehr⸗ 
ſtoff paßt für eine pſychologiſch richtig berechnete und an ihren 
Erfahrungen ausgebildete Methode. Es iſt außerordentlich 
gleichgültig, ob Naturgeſchichte, Erdkunde, Latein, Medizin 
oder Rechtswiſſenſchaft gelehrt wird, jeder Stoff kann erfolg⸗ 
reich und mit dem geringſten Kraftverluſt nur auf eine einzige 
Methode angegriffen werden, auf die aus den Erfahrun⸗ 
gen der Pſychologie abgezogene Methode. Es wird 
ewiges Geheimnis derer, die für die Rechtswiſſenſchaft die 
alleinige Daſeinsberechtigung ihrer bisherigen, nämlich der 
abſtrakt deduktiven Vortragsmethode behaupten, bleiben, wo⸗ 
mit ſie dies anders als mit ihren Vorurteilen begründen 
wollen. Es wird eben nichts übrig bleiben, als daß ſich der 
Rechtsunterricht, ſagen wir richtiger die Erziehung zur 
Rechtskunſt dem anpaßt, was durch hunderttauſendfältige 
Unterſuchung als praktiſch brauchbar erprobt worden iſt. Es 
iſt eigentümlich. Am höchſten entwickelt iſt die Unterrichts⸗ 
kunſt in der Volksſchule, weniger ſchon in den Mittelſchulen, 
noch weniger in den höheren Schulen, am wenigſten auf der 
Univerſität. Als ich anfing zu dozieren, hatte ich ſofort das 
Gefühl, es müſſe ganz anders gemacht werden, und um mich 
zu vergewiſſern, ſtudierte ich erſt mehrere Monate, indem ich 
gleichzeitig nebenher meine eigenen Verſuche machte, die 
pädagogiſch⸗wiſſenſchaftliche Literatur: Herbart, Dieſter⸗ 
weg uſw., außerdem aber hörte ich mich bei den Volksſchul⸗ 
lehrern um. Alles paßte ineinander, was ich zunächſt erfühlt, 
dann verſucht, dann ſtudiert, dann erfragt hatte. Welcher 
Kollege kann von ſich behaupten, daß er ſich auch nur an⸗ 


nähernd ebenſo um die pädagogiſchen Notwendigkeiten bemüht 
habe wie ich? g 

Die Stoffanordnung. Das geſchichtliche 
Prius und das pädagogiſche Prius. Seit mehr als 
einem Menſchenalter kämpfe ich gegen das Vorurteil an, das 
geſchichtliche Prius müſſe in der Unterrichtsdarſtellung auch 
das pädagogiſche Prius ſein. Als ich dies wiederholt öffentlich 
äußerte, wurde es ſofort als „unwiſſenſchaftlich“ verfemt. 
Man konnte ſich einfach gar nichts anderes denken, als daß 
der Unterricht mit dem beginnen müßte, womit die Anfänge 
der Rechtsbildung bei den Römern begonnen hatten. Denn mit 
dem römiſchen Recht ſollte natürlich auch angefangen werden. 
Alſo nicht bloß römiſches Syſtem, ſondern auch römiſche 
Rechtsgeſchichte voran. Arger konnte dem geſunden Menſchen⸗ 
verſtand wie den einfachſten Regeln der Pädagogik nicht ins 
Geſicht geſchlagen werden. Immer wieder habe ich dem ent⸗ 
gegengehalten, was ich nunmehr zum ſoundſovielten Male 
wiederhole, die eiſerne Fünfzahl der Pädagogik: Vom Näheren 
zum Ferneren. Vom Bekannten zum Unbekannten. Vom Leich⸗ 
teren zum Schwereren. Vom Einfachen zum Zuſammengreſetzten. 
Vom Konkreten zum Abſtrakten. Man ſollte meinen, dles alles 
ſei ſo ſelbſtverſtändlich, rechtfertige ſich durch den geſunden 
Menſchenverſtand derart von ſelber, daß demgegenüber kein 
Widerſpruch auſtauchen könnte. Weit gefehlt, alles war und 
iſt zum größten Teil auch heute noch in den Wind geredet. 

Die Folgerungen aus jenen Sätzen ſind: Die Behandlung 
des römiſchen Rechts zu Beginn des Studiums widerſpricht 
den Forderungen, daß vom Näheren zum Ferneren, vom Be⸗ 
kannten zum Unbekannten ausgegangen werden muß. Sie 
widerſpricht aber auch den beiden anderen Forderungen, daß 
vom Leichteren zum Schwereren und vom Einfachen zum Zu⸗ 
ſammengeſetzten zu gehen iſt. Die Erſcheinungsformen des 
römiſchen Rechts hängen bekanntlich mit dem römiſchen Zivil⸗ 
prozeß auf das engſte zuſammen, dieſer römiſche Zivilprozeß 
iſt für den Anfänger aber ſo ziemlich das dunkelſte, was es 
gibt. Für den Zivilprozeß muß zunächſt einmal vom AG., 
LG. uſw. ausgegangen werden, aber nicht vom römiſchen 
Prätor und dem iudex Octavius. Ferner iſt auszugehen von 
Müller und Schulze, die wegen Kauf oder Miete mitein⸗ 
ander ſtreiten, aber nicht von Aulus Agerius und Numerius 
Negidius. Es iſt ein Gedanke von geradezu troſtloſer päda⸗ 
gogiſcher und pſychologiſcher Verlaſſenheit, dieſes geſchicht⸗ 
liche Prius als das pädagogiſche Prius zu behandeln. Aber 
auch der Forderung vom Einfachen zum Zuſammengeſetzten 
entſpricht die Stellung des römiſchen Rechts zu Beginn des 
Studiums nicht. Differenzierte Rechte ſind einfach, 
primitive Rechte ſind zuſammengeſetzt, weil ſie 
eben noch nicht differenziert ſind. Wie haben wir 
die Haftung des Käufers aufgelöſt: Gewährſchaft, verſchuldete 
Mangelhaftigkeit, verſchuldete Unmöglichkeit, Verletzung der An⸗ 
zeigepflicht bei Vertragsſchluß, nach Vertragsſchluß, Verzug, 
Verletzung von ſonſtigen Nebenpflichten. Damit kann ſich das 
römiſche Recht gar nicht vergleichen, ſo hoch ſonſt gerade die 
Findertat des römiſchen Adilen einzuſchätzen iſt. Wo wir 
Unausgeglichenheiten haben, rühren ſie daher, daß wir die 
Unausgeglichenheiten des römiſchen Rechts übernommen und 
nicht verſtanden haben, ſie ſchon im vorigen Jahrhundert zu 
überwinden. 

Dazu kommt die fremdſprachliche Erſcheinungsform, die 
für die ſpäteren Semeſter beſtimmte noch zu erwähnende 
Vorzüge bietet, aber zu Beginn des Studiums die vielfach mit 
lateiniſchen Vokabeln und Grammatik überfütterte Jugend eher 
abſtößt. 

Die Lehrform. Wie ſchon angedeutet, muß mit dem 
auch heute noch beſtehenden Monopol der deduktiven Dar⸗ 
ſtellungsweiſe gebrochen werden. Rückſichtslos. Deduktiv iſt 
das Verfahren, von abſtrakten Oberbegriffen auszugehen und 
von da zu den Einzelerſcheinungen herunterzuſteigen. Typus 
die großen Lehrbücher. Darum auch das verhängnisvolle Vor⸗ 
urteil, den allgemeinen Teil voranzuſtellen und im Schuldrecht 
mit den allgemeinen Lehren zu beginnen. Es muß genau um⸗ 
gekehrt gemacht werden. Zu beginnen iſt mit Kauf, Miete, 
Darlehn uſw. Im Sachenrecht mit dem Eigentum, aber ni 
mit dem Beſitz. Dieſer iſt für den Juriſten, der das Syſtem 
beherrſcht, das einfachſte, weil er das primitivſte iſt, aber 
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gerade darum iſt er für den Beginn des Studiums ganz un⸗ 
möglich. Das rechtliche Haben mit der Folgerung, daß der 
Eigentümer das abſolute, unentziehbare Recht gegen jeder⸗ 
mann habe, iſt viel leichter vorzuſtellen als das tatſächliche 
Haben, das aber überraſchenderweiſe ebenfalls Klagebefug⸗ 
niſſe mit ſich bringen ſoll. Für den Laien gehört es zu den 
ſelbverſtändlichſten Tatſachen, daß Bote oder Botin (Köchin), 
denen auf dem Wochenmarkt ihr Gemüſe geſtohlen wird, da⸗ 
gegen Notwehrbefugniſſe haben, juriſtiſch gehört dies zu 
den Erſcheinungen, die am allerſchwerſten der jungen Welt 
klargemacht werden können. Nun gar die vindikatoriſchen 
und negatoriſchen Beſitzklagen. Sie ſind, wie mit Händen zu 
greifen, den Eigentumsklagen nachgebildet, daher muß doch 
zuerſt das Vorbild erklärt ſein, bevor man ſich mit der Nach⸗ 
bildung befaſſen kann. Der Rechtsunterricht ſtellt auch hier 
pſychologiſch und pädagogiſch alles auf den Kopf. Und dann 
wundert man ſich über den „Unfleiß“. 

Daher: Allgemeiner Teil, Familienrecht und Erbrecht 
gehören hinter Schuldrecht und Sachenrecht. Das bißchen 
Schwierigkeit mit der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit iſt zu 
überwinden und man braucht nicht einmal das Zugeſtändnis 
zu machen, daß aus dem Allgemeinen Teil das Perſonenrecht 
herausgehoben wird. Die nötigen Bemerkungen laſſen ſich 
leicht nach Bedarf einſchieben. Keinenfalls gehört die Lehre 
von den Handlungen an den Anfang, da geht z. B. das ganze 
Anfechtungsrecht und ſeine praktiſche Bedeutung glatt über 
die Köpfe weg, auch iſt die Auseinanderſetzung mit Gewähr⸗ 
ſchaft uſw. nicht durchzuführen. Erſt Gewährſchaft, dann An⸗ 
fechtung! 

Innerhalb der Vorleſungen des Schuldrechtes iſt unbe⸗ 
ingt mit dem einzelnen Rechtsverhältnis zu beginnen, alſo 
meinetwegen mit dem Kauf, obgleich dies ſeine Bedenken hat, 
die Miete wohl reichlich ſo gut an den Anfang gehört. Zu⸗ 
gleich muß aber ſchon ſofort bei Kauf, Miete, Werkvertrag 
uſw., um das Bild vollſtändig zu machen und den Gegenſatz 
herauszuarbeiten, das Recht des Verzuges, der Unmöglichkeit, 
der poſitiven Vertragsverletzungen angezogen werden. Es ge⸗ 
nügt, wenn für jeden Fall zunächſt ein draſtiſches Beiſpiel als 
Gegenſatz gegeben wird und der Student darauf aufmerkſam 
gemacht wird, wie die Sonderbeſtimmungen des einzelnen 
Schuldverhältniſſes und die allgemeinen Beſtimmungen in⸗ 
einander übergreifen und ſich gegenſeitig ergänzen. Sonſt 
ſchwebt z. B. das Unmöglichkeitsrecht für den Anfänger voll⸗ 
ſtändig in der Luft und er ſieht gar kein begriffliches Ver⸗ 
hältnis zu den Einzelbeſtimmungen von Kauf uſw. 

Das, was hier befürwortet wird, iſt der induktive Auf⸗ 
bau des Lehrſtoffes, die Anwendung des Grundſatzes: vom 
Konkreten zum Abſtrakten. Auch dies war früher als un⸗ 
wiſſenſchaftlich verpönt. 

Die produzierende Lehrform und die Ver⸗ 
langſamung der Apperzeption. Einer der wenigen, 
die mir zur Seite geſtanden haben, war Kuhkenbeck. Er 
erkannte und ſprach es auch aus, daß die herrſchende Lehrform 
des abſtrakt deduktiven Vortrages vom Katheder herunter 
feminin ſei. Inſofern mit Recht, als ſie nur die paſſive, re⸗ 
zeptive Tätigkeit des Hörers fordert. Auch das muß genau 
umgekehrt ſein, der Student muß produzierend lernen. Für 
den Dozenten natürlich ſchwer, für manche ſehr, wenn nicht 
zu ſchwer, aber es hilft nichts, es muß geſchafft werden. Daher 
muß aus der Hörerſchaft das, was ſie lernen ſoll, heraus⸗ 
gefragt werden, ſie muß möglichſt ſelbſtändig zu finden ver⸗ 
luchen, was fie nach Abſicht des Lehrers lernen ſoll. Das hat 
zugleich einen großen weiteren pädagogiſchen Vorteil, der 
gar nicht hoch genug gewertet werden kann: Die Verlang⸗ 
lamung der Apperzeption. Sie iſt ein, wenn nicht 
geradezu der Schlüſſel zum Erfolg des Unterrichtes. Ich 
ann in abſtrakt deduktiver Weiſe in einer Stunde das vielfache 
von dem vortragen, was ich in derſelben Zeit produzierend 
i konverſatoriſcher Weiſe unter bewußter Anwendung der 

erlangſamung der Apperzeption abhandeln kann. Aber das 
meiſte des erſten wird vergeſſen, das meiſte des zweiten ſitzt, 
und es bleibt abſolut gerechnet bei der zweiten 
Methode mehr hängen als bei der erſten. Es iſt 
Rergegen eingewandt worden, daß zu einer ſolchen Behand⸗ 
lung des Stoffes keine Zeit ſei. Ich behaupte aus hundert⸗ 
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facher Erfahrung, daß die Zeit vollkommen da iſt, man muß 
ſie nur zu nutzen verſtehen. Dazu gehört auch, daß der Dozent, 
der Schuldrecht und Sachenrecht behandelt, gleichzeitig die 
Anfängerübungen in der Hand hat. Dieſe drei Dinge müſſen 
ineinander übergreifen, es geht nicht, daß ſie in demſelben 
Semeſter in verſchiedenen Händen ſind. Dann ſtehen für 
Schuld⸗ und Sachenrecht nebſt Anfängerübungen elf Stunden 
zur Verfügung. Das genügt vollauf, da bei der hier vor⸗ 
geſchlagenen Methode die höchſtmögliche intenſive Einwirkung 
auf die Studenten gewährleiſtet wird. Nur in Schuld- und 
Sachenrecht wird die unentbehrliche Grundlage für alles 
folgende gewonnen, ſogar für das öffentliche Recht, das 
ſchließlich doch nur vom Zivilrecht ſeine wichtigſten Begriffe 
entlehnt hat. Ich rede alſo der konverſatoriſchen, oder wenn 
man will, ſokratiſchen Methode uneingeſchränkt das Wort, 
denn nur mit ihr werden wir unſeren Erzieheraufgaben 
gerecht. 

Zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen ſei eingeſchoben: 
Die induktive Methode, vom Konkreten zum Abſtrakten, iſt 
nicht dasſelbe wie die konverſatoriſche. Induktiv kann man 
auch in der hergebrachten Vortragsform verfahren, aber bei 
ihr geht der große Gewinn der Verlangſamung der Apper⸗ 
zeption verloren und droht die Überhäufung mit jeweils zu 
viel Stoff. Andererſeits kann konverſatoriſch durchaus in der 
Repetitionsform verfahren werden, indem einfach die abſtrakten 
Begriffe gefragt werden. 

Eine miniſterielle Verordnung hat Beſprechungsſtunden 
vorgeſehen, die anſcheinend ſo gedacht ſind, daß das Vorge⸗ 
tragene gewiſſermaßen repetitionsweiſe nachträglich wieder 
beſprochen werden ſoll. Dies iſt ein Mißgriff. Etwas 
repetieren, was der junge Juriſt meiſtens noch nicht be⸗ 
griffen hat, iſt Verſchwendung von Kraft und Zeit. Auch hier 
iſt alles umgekehrt anzufaſſen, die „Beſprechungen“ haben 
nicht nachzufolgen, ſondern voranzugehen. 

Selbſtverſtändlich „beſpreche“ ich nicht die ganze Stunde 
hindurch, ſondern füge nach Bedarf auch Vorträge ein, ja es 
kommt vor, daß ich die ganze Stunde ſpreche, aber das iſt 
eine Ausnahme. Wo es irgend angeht, habe ich immer jemand 
an der Wandtafel, der mit Hilfe der Hörerſchaft die 
Stichworte des logiſchen Aufbaues oder die Aufzählung der 
zum Geſamtbild zuſammenzufügenden Einzelheiten an die 
Tafel zu ſchreiben hat. Das gibt natürlich manchmal für man⸗ 
chen Studenten, aber auch für manche Studentin, manche heiße 
Minuten, aber dann merken ſich dieſe Spießrutenläufer das, 
worauf es ankommt, für immer. Natürlich ſuche ich mir gern 
auch gerade ſolche aus, von denen ich annehme, daß ſie in 
der vorhergehenden Stunde nicht da waren, und ſtrafe ſie 
damit, daß ſie beſchämt an ihren Platz zurückſchleichen müſſen. 
Dagegen von der äußerlichen Schulmeiſterei der Gegenwarts⸗ 
liſten halte ich nichts. Wer den äußeren Zwang braucht, foll 
nicht lehren, ſoll aber auch nicht auf die Univerſität gehen. 
Mögen die Schwächlinge ruhig untergehen, ich kann den 
Eltern leider nicht helfen. 

Den Vorwurf, daß dies von mir vorgeſchlagene Verfahren 
Schulmeiſterei ſei, muß ich nachdrücklichſt zurückweiſen. Das 
Verfahren mit den Gegenwartsliſten iſt die ſchlimmſte Schul⸗ 
meiſterei, die es gibt. Ferner will meine „Schuſmeiſterei“ 
durchaus als Erziehungsarbeit gewertet ſein, der 
Liſtenzwang hat mit Erziehung nichts zu tun. 
Damit zwingt man nur die Leiber, aber packt nicht die Geiſter, 
und bereitet höchſtens dem Profeſſor die Genugtuung, daß er 
volle Säle ſieht. Die Erziehung zur Gerechtigkeitskunſt fordert 
genau das, was hier geſagt iſt. Vom Einzelfall iſt auszugehen, 
an ihm iſt die innere Gerechtigkeit der abſtrakten Norm, ihr 
Zweck, und an ihm gemeſſen, ihr Inhalt zu entwickeln. Es iſt 
ferner — und dazu bieten gerade erſt die Antworten der Teil- 
nehmer den richtigen Anlaß — auf die Rückwirkungen der 
Entſcheidung auf andere Rechtsverhältniſſe hinzuweiſen, es iſt 
darzulegen, zu welchen unpraktiſchen und ungerechten Folgen, 
vor allem auch im Prozeß, die von dem jungen Juriſten ge⸗ 
gebene Antwort führt. Die Zuſammenhänge mit anderen 
Rechtsſätzen, auch des öffentlichen Rechtes, ſind aufzudecken, 
man darf ſich vor kleinen Exkurſen auf andere Gebiete nicht 
ſcheuen, muß vielmehr gerade darauf ausgehen, das praktiſch 
zuſammengehörige gelegentlich ohne Rücksicht auf die Syſtem⸗ 
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reinheit an ganz anderer Stelle abzuhandeln, als die ſyſte⸗ 
matiſche Folgerichtigkeit fordert. Es muß nur ſpäter an der 
richtigen Stelle des Syſtems darauf hingewieſen werden, ſo 
daß auch eine Repetitionswirkung entſteht. Dies alles iſt des⸗ 
halb notwendig, weil unter allen Umſtänden das Kauſalitäts⸗ 
bedürfnis der Hörer befriedigt werden muß. Wer nicht 
bewußt darauf ausgeht, das Kauſalitätsbe⸗ 
bedürfnis der Hörer zu wecken und es dann zu 
befriedigen, hat ſeinen Beruf als Erzieher zur 
Rechtskunſt verfehlt., 

Was iſt zu tun? Die Beſprechungsſtunden ſind aus⸗ 
zubauen, aber ganz anders als bisher anzufaſſen. Die Unter⸗ 
richtsveraltung muß hierin noch vollſtändig umdenken, und 
es iſt ſehr bedauerlich, daß in ihr Kenner des Univerſitäts⸗ 
weſens ſo wenig vertreten ſind, vielmehr nahezu alles von 
dem Studienrat gemacht wird. Die Folge ſieht man. Die Be⸗ 
ſprechungsſtunden wurden nach miniſterieller Verfügung höher 
honoriert als die Vortragsſtunden. Jetzt find fie wieder auf 
den Stand der Vortragsſtunden zurückgeſchraubt. Ein ganz 
ſchwerer Fehler. Es hätte auch hier wieder einmal alles um⸗ 
gekehrt gemacht werden müſſen. Zunächſt mußte jedem Do⸗ 
zenten freigegeben werden, ſeine Vorleſung, ſoweit wie er es 
ausdehnen wollte, in Beſprechungsform zu halten und dafür 
nach der Zahl der Beſprechungsſtunden das erhöhte Honorar 
zu liquidieren. Selbſtverſtändlich muß ſich jeder Dozent inner⸗ 
halb der vorgeſchriebenen Höchſtzahl von Vorleſungsſtunden 
halten, und damit er nicht mehr Beſprechungsſtunden liqui⸗ 
diert, als er wirklich hält, ſind ihm zunächſt nur drei Viertel 
aller Stunden als Beſprechungsſtunden zuzugeſtehen. 


Heute beträgt die Höchſtzahl zwei Drittel im Schuldrecht, 
ein Viertel und weniger in den anderen Teilen. Alſo rechnen 
wir auf eine vierſtündige Vorlefung drei Beſprechungsſtunden. 
Das entſpricht ziemlich genau dem pädagogiſch notwendigen 
Maß, ſowie dem unerläßlichen Reſt für den freien Vortrag. 
Hierfür ſetze man wieder erhöhte Honorare an. Die Folge 
wird ſein, daß ſich der Nachwuchs der Dozenten dieſer neuen 
Lehrmethode annehmen und ſie pflegen wird. Aus ihnen er⸗ 
ziehe man ſich auf dieſe ſchanende Weiſe die künftigen Er⸗ 
zieher der deutſchen Jugend heran, mit bloßen Befehlen und 
dergleichen Ungeſchicklichkeiten erreicht die Unterrichtsverwal⸗ 
tung nichts. Sie iſt überhaupt auf einem Irrweg. Die Uni⸗ 
verſitäten werden, wenn es ſo weiter geht, zu höheren Gym⸗ 
naſien uſw. nach dem Direktorialſyſtem, und dann iſt es mit 
der Weltſtellung der deutſchen Univerſitäten ganz ſicher aus. 
Wir ſind groß geworden nach dem entgegengeſetzten Syſtem, 
das, was uns groß gemacht hat, bleibt nach einem alten 
Geſetz auch immer der weitere Garant unſerer Größe, aber 
nicht das, was jetzt im Zuge iſt. Alſo paſſe man ſich mit ſeinen 
Maßnahmen dem an und verſuche, die freiwillige Befolgung 
des pädagogiſch Notwendigen zu erreichen, die notwendige 
Kontrolle übt ſchließlich die Studentenſchaft ſelber. Sie wird 
ſich ſchon äußern, wenn fie ſich betrogen fühlt. 

Es iſt auch nichts dagegen einzuwenden, daß bei juriſti⸗ 
ſchen Habilitanden eine feſt begründete Kenntnis der Lehren 
der Pädagogik gefordert wird. Das gehört zum Handwerkszeug 
und muß gewertet werden, iſt aber bisher von den Fakultäten 
nahezu ganz vernachläſſigt worden. Ich habe es leider nie er⸗ 
reichen können, daß bei der Habilitation vorher Ausweiſe über 
Erzieherfähigkeit und Lehrerfahrung verlangt würden, viel⸗ 
leicht kommt dies jetzt endlich. 

Das römiſche Recht. Das immer wieder gezogene Re⸗ 
gifter iſt bekannt: Unerreichte Meiſter, unerreichtes Vorbild, 
Lehrer der Welt uſw. Damit wird nicht gerechtfertigt, daß das 
römiſche Recht auch heute noch im Lehrplan eine Rolle ſpielt. 
Auch nicht dadurch, was zweifellos zutrifft, daß die eine Wur⸗ 
zel des heutigen Rechtes römiſch iſt. Zugegeben, daß es ſehr 
wünſchenswert iſt, wenn alle Juriſten wenigſtens aus Grün⸗ 
den der allgemeinen juriſtiſchen Bildung ſo viel von dem rö⸗ 
miſchen Recht wiſſen, um doch immerhin ſagen zu können, 
dieſe oder jene Beſtimmung iſt von den Römern ererbt. Un⸗ 
bedingt muß das römiſche Staatsrecht gekannt werden, ſchon 
um den Gegenſatz gegen moderne Staatsein richtungen heraus⸗ 
zuarbeiten. Aber ebenſo wichtig iſt auch die Kenntnis des 
atheniſchen und lakoniſchen Staatsrechtes. Deshalb lehrt man 


aber kein griechiſches Recht. Obgleich ich der herkömmlichen 
tralatiziſchen Einſchätzung des römiſchen Rechts durchaus 
nicht beipflichte, befürworte ich doch noch nicht, daß wir uns 
von dem römiſchen Recht trennen, wenngleich einmal die 
Trennung vollzogen werden muß. Aber mein Grund iſt ein 
ganz anderer, iſt von den Romaniſten bis auf dieſen Augen⸗ 
blick als ſolcher noch gar nicht erkannt. Dieſer Grund iſt 
die Verlangſamung der Apperzeption. Sie iſt ohne 
weiteres durch die fremdſprachliche Form und ferner durch die 
kaſuiſtiſche Erſcheinungfarm, d. h. durch die Notwendigkeit 
exegetiſch- induktiver Behandlung, gegeben. Dies, und nur dies 
allein, rechtfertigt noch das römiſche Recht im heutigen Aus⸗ 
bildungsprogramm. Die mit der Behandlung des römiſchen 
Rechts in Form der Exegeſe notwendig verbundene Verlang⸗ 
ſamung der Apperzeption zwingt auch den ungeſchickteſten und 
unerfahrenſten Dozenten, unbewußt dieſe Haupt⸗ und Grund⸗ 
regel der Pädagogik zu befolgen. Daß die Unkenntnis päda⸗ 
gogiſcher Regeln hieraus etwas ganz anderes machte, ſei ver⸗ 
ziehen, wenn nur jetzt die Folgerungen richtig gezogen werden. 
Dieſe beſtehen darin, daß das römiſche Recht nur noch in 
Form der Exegeſe behandelt wird. Es iſt Aufgabe der Kunſt 
des Lehrers, dieſe Exegeſe richtig aufzubauen, nicht aber ſie 
mit dem alten Schlagwort abzulehnen, daß dem jungen Ju⸗ 
riſten doch ein Syſtem geboten werden müſſe. Dies beſtreite 
ich ganz entſchieden, es braucht ihm noch kein Syſtem, noch 
dazu ein ſo abſtraktes Syſtem wie das deduktiv aufgebaute, 
geboten zu werden. Das Syſtem iſt zu befolgen, aber nicht 
abſtrakt vorzutragen, ſondern aus den Einzelfällen zuſammen⸗ 
zuſetzen. Was der Anfänger lernen und wiſſen muß, iſt ihm 
gelegentlich der Exegeſe vorzul agen, z. B. Unterſchied von 
Konſenſualvertrag und Stipulation. Das Syſtem als ſolches 
iſt dem BB. vorzubehalten, das genügt vollkommen, zumal 
das römiſche Recht mit zu viel geſchichtlich⸗nationalen Zur 
fälligkeiten belaſtet iſt, die das Verſtändnis und die gedächtnis⸗ 
mäßige Aufnahme nur erſchweren. Alſo nicht die inhaltliche 
Vortrefflichkeit des römiſchen Rechts — dieſe iſt längſt über⸗ 
wunden —, ſondern die pädagogiſch nützlich auszuwertende 
Erſcheinungsform iſt es, die es empfiehlt, das römiſche Recht 
jedenfalls einſtweilen noch beizubehalten, allerdings nur in 
ausſchließlich exegetiſcher Behandlung. Überhaupt iſt gegen die 
zu früh einſetzende Jagd nach dem Syſtem beſtimmteſter 
Widerſpruch anzumelden. Ich behalte meine Jugend bis zum 
dritten Semeſter einſchließlich im Auge und faſſe immer 
wieder nach, was ſie wohl vom römiſchen Recht weiß. Auf 
meine Fragen erhalte ich denn auch regelmäßig ein mehr oder 
minder vergnügliches Schmunzeln als Antwort. Das iſt das, 
was bei der jetzigen Pflege des römiſchen Rechts heraus⸗ 
kommt, und an anderen Univerſitäten weiß das Jungvolk 
ſicher genau ſo wenig. 

Wird für das römiſche Recht die exegetiſche Methode ge⸗ 
wählt, neben der eine kurze Vorleſung über römiſche Rechts⸗ 
geſchichte vielleicht erhalten bleiben kann, dann wird man die 
Erfahrung machen, die längſt ſicherer Beſitz unſerer Pädagogen 
iſt, daß es nämlich für den Beginn ganz gleichgültig iſt, wo 
man einſetzt, vorausgeſetzt, daß nur die ſchon erwähnten 
pädagogiſchen Regeln befolgt werden. Wir verlegen in den 
jugendlichen, von keiner Sachkenntnis beſchwerten Geiſt, immer 
unſere Vorſtellungen hinein, die wir auf Grund unſerer Sach⸗ 
kenntnis haben. Wir orientieren uns nach dem Syſtem, wen 
wir das Syſtem innehaben, der Neuling denkt gar nicht darau, 
er orientiert ſich und kann ſich auch nur orientieren an der 
Einzelerſcheinung. Alſo biete man ſie ihm, das Syſtem kommt 
noch immer früh genug. 

Es muß aber auch bei der Schule einge etzt werden. DIE 
vielen, die über Juriſten und Juriſtentum ſchelten, vergeſſen, 
daß die Schule auf alles vorbereitet, Theologie, Philologie, 
Geſchichte, Naturwiſſenſchaften, aber nicht auf das Recht. DW 
Verſuche mit der Staatsbürgerkunde ſind kläglich ausgefallen 
und werden immer kläglich ausfallen, ſolange nicht das alte 
Wort befolgt wird: Der Lehrer muß viel mehr wiſſen 
als er lehrt. Wer nicht im Privatrecht und öffentlichem 
Recht richtig durchexerziert iſt, kann über Staatsbürgerkunde 
auf der Schule überhaupt nicht mitreden, kann auch die antiken 
Stadtverfaſſungen, ja unſer altes Kaiſertum, nicht richtig 
verſtehen. Das Recht gehört alſo auf die Schule. Zunächst 
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mittelbar, indem die Lehrer ein Exiſtenzminimum von öffent⸗ 
lichem und Privatrecht ſicher beherrſchen, von dem ihr Unter⸗ 
richt durchſättigt iſt. Sodann unmittelbar, indem ſich die 
Philologenſchaft endlich an die lateiniſchen Rechtsquellen 
eranmacht. Das echteſte Latein wird nicht behandelt, das 
Juriſtenlatein, aber der Helleniker Cicero mit dem bloßen 
lateiniſchen Wortüberzug wird als die Hochleiſtung des Lu- 
teiniſchen geprieſen. Sein Latein iſt gar kein Latein, iſt 
Griechiſch mit lateiniſchen Worten. Er hat ſich ganz an 
Thukydides und Demoſthenes verkauft, dieſe beiden waren für 
dieſen Schwächling fo übermächtig groß, daß er ſich ganz an 
ſie verlor. Und das wird der Jugend als Latein vorgeſetzt. 
Wie lange wird man ſich dieſes gefallen laſſen? Gerade 
Cicero trägt mit die Hauptſchuld, wenn Oberlehrerreden ſo 
in Mißkredit gekommen ſind wegen ihrer tönenden Phraſen. 
Hat man denn gar kein Empfinden dafür, daß Cicero lügt, 
ſprachlich lügt, und daß es eine Verſündigung iſt, die Jugend 
an Cicero auszubilden? Da wirkt die nüchterne Sachlichkeit 
der Juriſten unendlich viel wahrhafter. Natürlich, berauſchen 
kann man ſich nicht daran, dazu hat man aber ſonſt noch 
ausreichend Gelegenheit. Darum müßte in der Schule eine 
ausgeſuchte Präparation aus Juriſtenquellen behandelt wer⸗ 
den, wozu ich übrigens aber auch ausgeſuchten Stoff aus dem 
Monumenta Germaniae rechne. Das mittelalterliche Latein 
iſt richtige Fortbildung des alten Latein, die Philologen 
greifen ſich aber das Latein einer willkürlich ausgewählten 
Zeitſtufe heraus und tragen dies als das eigentliche und 
alleinige Latein vor. Wir Juriſten dürfen denn doch ſehr 
ernſtlich bitten, daß ſich die Studienräte mit dieſen bisher 
ganz ungehobenen Schätzen etwas näher beſchäftigen, das be⸗ 
kommt ihnen gut, bekommt der Jugend gut und ſchließlich 
auch dem ganzen Volke. 

Das antike Recht auf der Univerſität. Lehre 
und Pflege decken ſich nicht, gehen heute ſogar ſehr weit 
auseinander. Die romaniſtiſchen Juriſten ſind weit in das 
griechiſche und orientaliſche Recht hineingeraten und die Be⸗ 
rufungen werden von den Fakultäten weſentlich mit danach 
bemeſſen, was im ägyptiſchen, koptiſchen, helleniſchen, ſume⸗ 
riſchen uſw. Recht geleiſtet worden iſt. Dies iſt für die Er⸗ 
ziehung der Jugend Part pour l’art und ohne jeden Wert für 
ſie. Die Helleniker, Koptiker, Sumeriker, Agyptiker uſw. ge⸗ 
hören nicht in die juriſtiſche Fakultät, ſondern in die philo⸗ 
ſophiſche. Zum Teil werden ſchon jetzt von den Orientaliſten 
juriſtiſche Aufgaben übernommen, die als juriſtiſche eigentlich 
von Juriſten gelöſt werden müßten. Die Philologen werden 
damit aber ganz gut fertig. Sie werden noch leichter damit 
fertig, wenn erſt zur richtigen philologiſchen Ausbildung ein 
Exiſtenzminimum von Rechtskenntniſſen gehört. 


Die Einführung in den Zivilprozeß. Wie gänz⸗ 
lich die Studienregelung von allem pädagogiſchen Geiſt ver⸗ 
laſſen iſt, ergibt ſich daraus, daß es für den Zivilprozeß 
keine konverſatoriſche Einführung gibt. Naiverweiſe ſcheinen 
mancherlei Leute zu glauben, der römiſche Zivilprozeß, das 
pädagogiſch ſchwierigſte, das es überhaupt gibt, ſei eine Ein⸗ 
führung in den heutigen Prozeß. Uns fehlt eine Einführung, 
die ſich einen ganz einfachen Prozeß zum Vormurf nimmt, 
ſo wie ich ihn in meiner Einführung in das Recht entworfen 
habe. Dieſer muß in allen ſeinen Phaſen nach der Frageform: 
Was muß nun geſchehen? Was kommt nun? durchgeſprochen 
werden. Vor allem muß der Anfänger auch ein Bild von den 
Vorgängen hinter den Kuliſſen haben. Er muß wiſſen, wie 
es kommt, daß in dieſer Klageſache zwiſchen dieſen Parteien, 
vor dieſem Richter, an dieſem Tage, in dieſer Sache, ein 
Termin ſtattfindet. Klagerhebung, Terminverfügung, Klage⸗ 
zuſtellung find dem Anfänger böhmiſche Wälder, er erhält 
hierin auch dann noch keinen Einblick, wenn er ſich auf das 
Gericht begibt und einen Termin mit anhört. Was vorher ge⸗ 
ſchehen iſt, geſchehen mußte, bleibt im dunklen. Was er ſieht, 
iſt nur ein kleiner Ausſchnitt. Nahezu alles iſt ihm weltenfern, 
und gerade hier muß nach dem Grundſatz der Verlangſamung 
der Apperzeption verfahren werden. Man ſehe ſich nur unſere 
Lehrbücher des Zivilprozeſſes an, für den Anfänger mit ihrer 
begrifflichen Aufteilung der Vorgänge ganz unmöglich. Erſt 
die Vorgänge, dann die Begriffe, d. h. vom Konkreten zum 
Abſtrakten, induktiv. Es iſt einfach unverſtändlich, wie hieran 
hat vorbeigegangen werden können. 

Aber dies hängt mit der Rückſtändigkeit zuſammen, mit 
der die Einführung in die „Rechtswiſſenſchaft“ behandelt 
wird. Jede bisher geſchriebene Einführung in 
die Rechtswiſſenſchaft iſt eine pädagogiſche Un⸗ 
möglichkeit für den Anfänger. In ihnen allen — 
meine eigene iſt bewußt umgekehrt aufgebaut — wirken noch 
die überholten Vorſtellungen der alten Enzyklopädie und Me⸗ 
thodologie nach, die eine rein abſtrakt deduktive Zuſammen⸗ 
faſſung der Oberbegriffe eines Stoffes iſt, von dem der An⸗ 
fänger keine Ahnung hat und die gerade zur „Einführung“ 
feiner ahnungsloſen Unwiſſenheit in das Recht dienen foll. 
Alle dieſe Bücher ſind pädagogiſcher Kopfſtand und taugen 
als Einführungen pädagogiſch gar nichts, ſind als abſchlie⸗ 
ßende Zuſammenfaſſungen aber durchaus gut. Auch hier muß 
das Dozententum vollſtändig umdenken lernen. Die Einfüh⸗ 
rung iſt rein in Beſprechungs⸗ und Frageform zu halten, ver⸗ 
trägt es aber ganz vorzüglich, daß wirkungsvolle Vorträge 
eingeflochten werden, denen das Jungvolk dann regungslos 
und mit geſpannteſter Aufmerkſamkeit bis zum Scheuſſe der 
Stunde zuhört. 


Kirchliche Verfaſſungsfragen unter befonderer Berückſichtigung 
der evangeliſchen Kirche der Altpreußiſchen Anion ). 


Von Rechtsanwalt Dr. Erwin Noack, Halle a. S., Mitglied der Nationalſynode und der Generalſynode. 


Der Abſchn. 2 Art. 2 der Verfaſſung der deutſchen 
evangeliſchen Kirche v. 11. Juli 1933 regelt die Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen der deutſchen evangeliſchen Kirche und 
den Landeskirchen. Nach dem Art. 2 ſind die Landeskirchen 
die Grundlage der deutſchen evangeliſchen Kirche, und ihre 
Selbſtändigkeit wird im Abſ. 3 des Art. 2 garantiert. 

Dabei darf aber nicht überſehen werden, daß von der 
deutſchen evangeliſchen Kirche den Landeskirchen für ihre Ver⸗ 
faſſung durch Geſetz einheitliche Richtlinien gegeben werden 
können. Zu dieſem Satze gibt wohl der zweite Satz des Abſ. 4 
des Art. 2 noch eine Auslegung. Danach ſollen dieſe Richt⸗ 
linien für die Verfaſſungen der Landeskirchen ſich insbeſ. auf 
die rechtliche Einheit unter den Landeskirchen auf dem Ge⸗ 
biete der Verwaltung und Rechtspflege beziehen. Daraus er⸗ 
gibt ſich aber, daß dieſe Richtlinien, die von der deutſchen 


) Vgl. Gebhard, „Die Neugeſtaltung des evangeliſchen 
Kirchenweſens in Deutſchland“: JW. 1933, 2551 ff. 


evangeliſchen Landeskirche zu geben ſind, auch die territoriale 
Organiſation der Landeskirchen ergreifen können; denn die 
territoriale Gliederung einer Landeskirche iſt Grundlage für 
ihre Verwaltungshandhabung. 

Hängt ſo ſelbſt der territoriale Beſtand der Landeskirche 
von den von der deutſchen evangeliſchen Kirche zu gebenden 
Richtlinien ab, dann iſt es verſtändlich, daß die verfaffung- 
gebende Arbeit der Landeskirchen ſelbſt bisher wenig vorwärts 
gekommen iſt, da dieſe Richtlinien bisher fehlen. 

Auch bei der evangeliſchen Kirche der Altpreußiſchen 
Union ſind daher bis jetzt nur wenige, den Aufbau dieſer 
Landeskirche betreffende Geſetze erlaſſen worden. Von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit iſt lediglich, ſoweit man die Organiſation 
der Landeskirche betrachtet, das Kirchengeſetz über die Er⸗ 
richtung des Landesbiſchofsamts und von Bistümern vom 
6. Sept. 1933. Der §1 dieſes Geſetzes beſtimmt, daß ein 
Landesbiſchof unbeſchadet der Befugniſſe des Kirchenſenats die 
evangeliſche Kirche der Altpreußiſchen Union vertritt. Aber 
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ſchon der $ 2 zeigt, daß die Einrichtung des Amts eines Land⸗ 
biſchofs nicht etwa in eine Konkurrenztätigkeit zum Reichs⸗ 
biſchof ausarten ſollte; denn man legte das Amt des Landes⸗ 
biſchofs in die Hand desjenigen Mannes, der aller Voraus⸗ 
ſicht nach das von der deutſchen evangeliſchen Kirche zu ſchaf⸗ 
fende Amt des Reichsbiſchofs beſetzen ſollte. Aus dieſer Per⸗ 
ſonalunion, die bewußt von vornherein erſtrebt wurde, ſind 
weitgehende Folgerungen für den endgültigen Aufbau der 
Landeskirchen zu ziehen. Sollte es ſich erreichen laſſen, daß 
einmal das Amt aller Landesbiſchöfe in der Hand des Reichs⸗ 
biſchofs vereinigt wird, ſo könnte das Inſtitut des Landes⸗ 
biſchofs überhaupt wegfallen, und die übrigen Biſchöfe, wie 
ſie im § 5 des genannten Geſetzes für jedes Bistum vorgeſehen 
ſind, würden unmittelbar unter dem Reichsbiſchof ſtehen unter 
Wegfall des Zwiſchengliedes Landesbiſchof. Eine ſolche Rege⸗ 
lung würde wohl auch der geſchichtlichen Entwickelung der 
deutſchen Biſchöfe entſprechen, im übrigen mit der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Entwickelung Deutſchlands zu einem Einheitsreiche 
übereinſtimmen. 

Welche Organe dem Biſchof zur Seite geſtellt werden 
ſollen, ſteht nach der bisherigen Geſetzgebung für die Zukunft 
noch nicht feſt. Der § 4 des Geſetzes v. 6. Sept. 1933 be⸗ 
ſtimmt lediglich, daß das Amt der Generalſuperintendenten für 
die Zukunft verſchwindet. Dennoch wird dem Biſchof ein 
Konſiſtorium, ähnlich wie bisher, zur Seite ſtehen müſſen. 
Nur fragt es ſich, wer als ſeine Gehilfen an die Stelle der 
Generalſuperintendenten treten ſollen. Der $ 6 gibt hier einen 
Hinweis; denn die Bistümer gliedern ſich ja in Probſteien. 
Dabei wird man ſich hüten müſſen, die Pröbſte etwa am 
Sitze des Biſchofs zuſammenzufaſſen; ſonſt würde das Amt 
des Generalſuperintendenten nur unter einer neuen Bezeich⸗ 
nung fortleben. Das Geſetz zeigt im 8 ö klar, daß die Pröbſte 
an der Spitze einer Probſtei ſtehen ſollen, und da das Bistum 
territorial in Probſteien zerfällt, ſo muß der Probſt ſeinen 
Amtsſitz innerhalb ſeiner Probſtei haben. Daraus ergibt ſich 
eine lokale Dezentraliſation der kirchlichen Verwaltung, die 
viel volksgebundener iſt, als wenn, wis bisher, der leitende 
Generalſuperintendent erſt durch längere Reiſen ſeinen Spren⸗ 
gel erreichen konnte. 

Mehr als das Angedeutete läßt ſich aus dem Geſetz vom 
6. Sept. 1933 für die zukünftige Verfaſſung der Altpreußiſchen 
Union nicht entnehmen, wohl aber gibt das Vorbild der Ver⸗ 
faſſung der deutſchen evangeliſchen Kirche noch weitere Finger⸗ 
zeige. 


Ergeben die bisherigen Ausführungen in der Kirchen⸗ 
provinz das Amt des Biſchofs und einer ihm zur Verfügung 
ſtehenden Behörde, wie das Konſiſtorium, ſo zeigt die Organi⸗ 
ſation der deutſchen evangeliſchen Kirche neben dem Reichs⸗ 
biſchof eine deutſche evangeliſche Nationalſynode, die bei der 
Beſtellung der Kirchenleitung und bei der Geſetzgebung mit⸗ 
wirkt. Weiter ſind beratende Kammern vorhanden. Wendet 
man das auf die Kirchenprovinz entſprechend an, ſo würde 
neben den Biſchof die Provinzialſynode zu treten haben, die 
den Biſchof bei der Verwaltung der Kirchenprovinz zu unter⸗ 
ſtützen hätte. Überflüſſig würde werden der Provinzialkirchen⸗ 
rat, für den ja ein entſprechendes Organ bei der deutſchen 
evangeliſchen Kirche nicht vorhanden iſt. 

Wer in der Provinzialſynode den Vorſitz zu führen hat, 
läßt ſich aus den adäquaten Beſtimmungen der Verfaſſung der 
deutſchen evangeliſchen Kirche nicht ohne weiteres herleiten. 
Nach Art. 8 der Verfaſſung der deutſchen evangeliſchen Kirche 
iſt der Vorſitzende nach der erſten Tagung, die der Reichs⸗ 
biſchof leitet, von der Synode ſelbſt zu beſtimmen — ſicher 
eine weiſe Vorſchrift. Man vermied dadurch die Ausſchaltung 
intereſſierter Laienelemente, und ſo wird man wohl auch bei 
der Provinzialſynode in der Zukunft den Vorſitzenden von 
dieſer ſelbſt beſtimmen laſſen. 

Dabei iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Provinzialſynode 
in ihrer Geſamtheit entſprechend dem durch die Einführung 
des Biſchofsamts anerkannten Führerprinzipe lediglich bei der 
Beſtellung der kirchlichen Leitung innerhalb der Provinz und 
bei der Geſetzgebung wird mitwirken, ohne ſonſt irgendwie in 
die Tätigkeit des Biſchofs einzugreifen. 

Ob in der Kirchenprovinz entſprechend der Verfaſſung 
der deutſchen evangeliſchen Kirche noch beratende Kammern 
zu bilden ſein werden, mag dahingeſtellt bleiben. Man wird 
ſich hier vor einer Überorganiſation hüten müſſen, zumal wenn 
die Mitwirkung des Laienelements in der Provinzialſynode 
gewährleiſtet iſt. 

Dem Probſte werden beſondere Behörden nicht zur Seite 
zu ſtellen ſein, da er ja innerhalb der Probſtei nur der Ver⸗ 
treter des Biſchofs iſt. 

Daß die Probſteien ſelbſt in Kirchenkreiſe, und dieſe wie⸗ 
der in die einzelnen Gemeinden mit beſtimmten Organen zer⸗ 
fallen werden, ergibt ihre Größe. Aus dem bisher ergangenen 
Geſetz läßt ſich darüber für die Zukunft, für das zukünftige 
Verfaſſungswerk, noch nichts entnehmen. 


§ 419 666. und unpfändbare Gegenſtände. 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Schmidt, Köln. 


Die geſetzgeberiſchen Erwägungen bei § 419 waren: Die 
Schulden bilden eine Laſt des (Aktiv⸗) Vermögens, jo daß 
ſie ihm folgen; der Gläubiger ſoll und darf daher die Be⸗ 
friedigung da ſuchen, wo die Vermögensmaſſe, die natürliche 
Unterlage des dem Schuldner gewährten Kredits, geblieben 
it (RG. 69, 284 ff.1)). Das Geſetz will alſo den Sachkredit 
ſchützen. 

Von dieſem Grundgedanken aus iſt auch die in letzter 
Zeit mehrfach auftauchende Frage zu löſen, ob der ſog. Ge⸗ 
ſchäftswert, alſo die bei Unternehmungen bedeutſamen wert⸗ 
erhöhenden Umſtände, wie Kundſchaft, gute Lage, Beliebtheit, 
Firma, Kenntnis der Bezugs- und Abſatzquellen, ein gut ein⸗ 
gearbeiteter Stamm von Arbeitskräften, als Vermögensgegen⸗ 
ſtände anzuſehen ſind. Dies iſt zu verneinen, ſelbſt wenn man 
im Übergabevertrag bei der Preisbeſtimmung für den Ge⸗ 
ſchäftswert einen beſonderen Poſten ausgeworfen hat. Dieſe 
Verhältniſſe bilden zunächſt regelmäßig nicht die Unterlage 
für den in § 419 geſchützten Sachkredit. Schon im allgemeinen 
hält man dieſe Gewinnmöglichkeiten für ungewiß und zweifel⸗ 
haft. Den Handelsgeſellſchaften mit feſtem Grundkapital iſt 
es verboten, für den Geſchäfts⸗ oder Firmenwert einen be⸗ 
ſonderen Poſten unter die Vermögenswerte der laufenden 


1) JW. 1908, 548. 


Bilanz zu ſetzen (8 261 HGB.). Nur beim Neuerwerb darf 
ein Poſten hierfür unter den Vermögenswerten erſcheinen. Er 
wird aber ſo ſchnell wie möglich abgeſchrieben. Dieſe Bilanz⸗ 
grundſätze beobachtet auch der ordentliche Einzelkaufmann. 
Ebenſo läßt das Steuerrecht den Geſchäftswert bei der Ver⸗ 
mögen⸗ und Erbſchaftſteuer außer Betracht (RF H.: JW. 
1933, 1740). Der erfahrene Darlehensgeber betrachtet mit 
größtem Mißtrauen einen ſolchen Poſten. Er weiß, wie ſchnell 
gerade dieſe Werte ſchwinden, wenn nicht der Geiſt eines tüch⸗ 
tigen Geſchäftsmannes dahinter ſteht. Den Kredit, den er im 
Hinblick auf den Geſchäftswert gibt, gewährt er vor allem 
dem Geſchäftsinhaber perſönlich, der nach ſeiner überzeugung 
dieſe günſtigen Gewinnmöglichkeiten ausnutzen wird. Der 
Kredit iſt Perſonalkredit. Der entgegengeſetzte Standpunkt in 
der Entſcheidung ZW. 1932, 114 iſt nicht zu teilen. Die 
Erfahrungen, auf die ſich das Urteil beruft, ſtützen ihn nicht. 

Der andere Grund, der dagegen ſpricht, leitet ſich aus 
dem Vermögensbegriff des $ 419 ab, nämlich daraus, daß der 
Gläubiger den Geſchäftswert zwangsweiſe durch Pfändung 
oder ſonſtwie nicht verwerten kann. Er iſt nicht pfändbar 
(RG. 70, 226 2)). § 419 ſoll aber gerade, wie ſchon erwähnt, 
dem Gläubiger die Befriedigung aus dem übergebenen Ver⸗ 


2) JW. 1909, 202. 
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mögen ſichern. Es fallen daher nur die Gegenſtände unter das 
Vermögen nach § 419, die ihrer Natur nach dem zwangs⸗ 
weiſen Zugriff des Gläubigers zugänglich ſind. Nur die 
Zwangsvollſtreckung zeigt alſo hier, ob man bei der Aus⸗ 
legung auf dem rechten Weg iſt. Dies beachtet Bondi in 
der Anm. ZW. 1932, 1579 nicht genügend. Er prüft den 
Fall, daß jemand ſein Geſchäft mit der gut eingeführten 
Firma, ſein einziges Vermögen, an ſeine Frau veräußert. Er 
meint, weshalb ſolle § 419 nicht anwendbar ſein; auch der 
Erbe, der nicht pfändbare Erbſchaftsſachen verwertet habe, 
könne nicht unter Hinweis auf die Unpfändbarkeit den Erlös 
den Gläubigern vorenthalten. Dieſe Anſicht führt aber zu Er⸗ 
gebniſſen, die dem Gedanken des 8 419 zuwider find und 
auch von Bondi nach ſeiner grundſätzlichen Einſtellung wohl 
nicht gebilligt werden. überläßt nämlich der Schuldner ſeine 
Waren und ſein ganzes pfändbares Vermögen einem anderen 
etwa durch Sicherungsübereignung (vgl. den Fall DRZ. 1931 
Nr. 474), bleibt er aber im übrigen Inhaber des wertvollen 
Geſchäfts, jo iſt eine Klage aus 8 419 meiſt unbegründet, 
jedenfalls zwecklos. Denn der Schuldner hat nach Bondi 
den erheblichen Wert ſeines Geſchäfts und ſeiner Firma be⸗ 
halten, hat alſo nicht ſein ganzes Vermögen übertragen. In 
das Geſchäft als ſolches, das dem Schuldner verblieben iſt, 
kann der Gläubiger nicht vollſtrecken. Er wird durchweg leer 
ausgehen. 

Auch der Hinweis auf den Erlös der unpfändbaren 
Sachen beweiſt die Richtigkeit der Meinung Bondis nicht. 
Allerdings iſt der Erbe und auch der Vermögensübernehmer 
verpflichtet, den Erlös herauszugeben. Aber dies ergibt ſich aus 
folgenden Erwägungen. Wenn der Geſchäftswert auch nicht 
pfändbar ift, jo kann doch er wie das Handelsgeſchäft Gegen⸗ 
ſtand ſchuldrechtlicher Verträge ſein (RG. 70, 228 8); OG. 
Braunſchweig: DRZ. 1933 Nr. 74). Es kann daher der Ver⸗ 
mögensübergabevertrag ſchuldrechtlich den Geſchäftswert mit⸗ 
umfaſſen und doch kann er gleichwohl für die Frage außer 
Betracht bleiben, ob der Übergeber fein Vermögen vollſtändig 
übertragen hat. Da er nicht Gegenſtand eines einheitlichen 
Rechts iſt, ſind hierzu lediglich die einzelnen unter der Be⸗ 
zeichnung Geſchäftswert zuſammengefaßten pfändbaren Sachen, 
Rechte und Rechtsverhältniſſe heranzuziehen. Erlangt ſpäter 
der Übernehmer durch Weiterveräußerung ein Entgelt auch 
für die tatſächlichen Verhältniſſe und Gewinnmöglichkeiten, jo 
muß er dieſen Betrag dem Gläubiger herausgeben. Denn ſie 
waren ebenfalls Gegenſtand des Übergabevertrags. Es gilt 
bei § 419 zwar nicht die ſog. dingliche Surrogation, aber es 
beſteht eine Pflicht zur Herausgabe (Siller: Gruch. 71, 
200; RGRKomm. §8 1978 Anm. 2, 1990 Anm. 4). 

Es kommt noch ein weiterer Grund hinzu. Was nutzt 
dem Gläubiger ein Urteil gegen den Übernehmer, wenn das 
Vermögen im weſentlichen aus einem hohen Geſchäftswert be⸗ 
ſteht? Falls dem Übernehmer, wie es regelmäßig geſchieht, die 
Haftung auf das Vermögen vorbehalten wird, vermag er mit 
dem Urteil nichts anzufangen, weil der Geſchäftswert nicht 
pfändbar iſt und der Vorbehalt der beſchränkten Haftung ihm 
den Zugriff auf die Einkünfte des Übernehmers aus dem Ge⸗ 
chäft nimmt. 

Es kommt hiernach für § 419 nur das Vermögen in 
Frage, bei dem die einzelnen Beſtandteile ihrer Natur nach 
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dem zwangsweiſen Zugriff des Gläubigers unterworfen ſind, 
und der Geſchäftswert bleibt bei Prüfung der Vorausſetzungen 
des § 419 außer Betracht (ebenſo DRZ. 1931 Nr. 474; OSG. 
Braunſchweig: DRZ. 1933 Nr. 74). Soweit indes der Über⸗ 
nehmer bei der Weiterveräußerung ein Entgelt für den Ge⸗ 
ſchäftswert und die damit verbundenen tatſächlichen Möglich⸗ 
keiten bekommt, iſt er verpflichtet, den Erlös den Gläubigern 
herauszugeben. 

Anders iſt es mit den pfandbefreiten Sachen des 8 811 
O. und der VO. v. 26. Mai 1933 (RGBl. 302). Ihre 
Pfändung iſt an ſich möglich, fie wird nur unzuläſſig wegen 
der perſönlichen Verhältniſſe des derzeitigen Beſitzers. Es 
treffen daher die vorhergehenden Erwägungen hier nicht zu. 
Man konnte wie die Entſch. ZW. 1932, 1572 die Meinung 
vertreten, der Übernehmer, der nur pfandbefreite Sachen über⸗ 
nommen hat und der auch ſelbſt die Unpfändbarkeit für ſeine 
Perſon geltend machen kann, vermöchte mit der Berufung 
hierauf die Klage aus § 419 zu Fall zu bringen. Das würde 
aber zu einer Verſchlechterung der Lage des Gläubigers füh⸗ 
ren. Denn vor der Übernahme konnte er zwar ebenfalls bei 
ſeinem Schuldner nicht in die pfandbefreiten Sachen voll⸗ 
ſtrecken, aber er konnte ſich z. B. an dem Arbeitsertrag er⸗ 
holen, den jener mit Hilfe der pfandbefreiten Sachen erzielte. 
Bei dem Übernehmer fällt der Zugriff auf den Arbeitsertrag 
weg, wenn er ſich ſeine Haftung auf das übernommene Ver⸗ 
mögen vorbehalten läßt. Das kann nicht der Wille des Ge⸗ 
ſetzes ſein, das gerade den Schutz des Gläubigers im Auge 
hat. Wenn dem Übernehmer die Beſchränkung der Haftung 
vorbehalten wird, iſt er nach dem entſprechend anwendbaren 
§ 1990 Abf. 1 Satz 2 verpflichtet, das Vermögen zur Be⸗ 
friedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung 
herauszugeben. Es ſind zwar grundſätzlich für die Frage der 
Pfandbefreiung die perſönlichen Verhältniſſe des Übernehmers 
maßgebend. Aber § 1990 beſtimmt für den Erben ſchlechthin 
die Herausgabe ſämtlicher Nachlaßgegenſtände. Er kann ſich 
nicht auf § 811 ZPO. berufen (Stein⸗Jonas 8911 
Anm. II 3). Damit, wie erwähnt, die Lage des Gläubigers 
nicht verſchlechtert wird, führt die entſprechende Anwendung 
dazu, dieſes Ergebnis auch für den Übernehmer gelten zu 
laſſen. Er verzichtet damit nicht etwa für ſein Vermögen auf 
die Wohltat des § 811 3PO., was unzuläſſig wäre, ſondern 
nach der Regelung des § 419 wird durch den Vorbehalt die 
Forderung des Gläubigers aus einer perſönlichen des Über⸗ 
nehmers tatſächlich zu einer fremden Schuld, weil er für ſie 
nicht mit ſeinem ſonſtigen Vermögen haftet. Er muß deshalb 
dafür die mit der Schuld belaſteten Gegenſtände herausgeben. 
Wahrung des öffentlichen Intereſſes, das 8 811 ZPO. zu⸗ 
grunde liegt, kommt bei dieſer Sachlage nicht in Frage. OLG. 
Königsberg: ZW. 1932, 1579 hätte hiernach der Klage aus 
§ 419 ſtattgeben müſſen. 

Der Übernehmer kann ſich aber auf $ 811 ZPO. berufen, 
wenn er keinen Vorbehalt erwirkt hat. Er haftet dann perſönlich 
für die Schuld des Übergebers mit feinem ganzen Vermögen. 
Es liegt kein Grund vor, ihm in dieſem Fall die Vorteile des 
8811 ZPO. zu verſagen. Auf den Vorbehalt kann der Über⸗ 
nehmer nach Erlaß des Urteils, etwa bei der Vollſtreckung, 
verzichten und dadurch die Vorausſetzungen für die Anwen⸗ 
dung des § 811 38 O. wieder ſchaffen. Allerdings muß er 
dann auch als Folge tragen, daß er für die Forderung perſön⸗ 


lich haftet. 


Die $$ 1123, 1124 868. gelten nicht für die öffentlichen Grund ſtücks laſten. 


Von Gerichts aſſeſſor Wilhelm Buhlmann, jur. Hilfsarbeiter beim Brandenburgiſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverband, Berlin. 


I. Die Meinungen in Schrifttum und Rechtſprechung 
ſind geteilt. Die Rechtſprechung ſteht wohl überwiegend auf 
dem Standpunkt, daß die Steuerforderungen nicht das Recht 
der 88 1123, 1124 BGB. genießen (LG. Dortmund: JW. 
1933, 1963; LG. Duisburg: ZW. 1933, 1903; LG. Köln: 
JW. 1933, 1274; LG. Hagen [zu vgl. bei Trepper: JW. 
1933, 13800). In einem Urteil v. 8. April 1933 hat fi das 


KG. (15. ZivSen., 15 U 1342/33) auf den gegenteiligen 
Standpunkt geſtellt; auch ſonſt iſt die Anſicht im Schrifttum 
und vereinzelt wohl auch in der Rechtſprechung vertreten 
worden (zu vgl. bei Trepper: JW. 1933, 1380). Eine 
neuere Entſcheidung des RG. iſt bisher nicht ergangen. Auch 
früher hat das RG. zu der Frage nicht eindeutig Stellung 
genommen. 
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Juriſtiſche Worhenichrift 


Die Gründe, die das KG. für feine Entſcheidung anführt, 
ſind m. E. nicht zutreffend. Das KG. geht davon aus, daß 
die dingliche Haftung einer Sache darin beruht, daß der 
dinglich Berechtigte durch Verwertung der ihm verhafteten 
Sachen unter Ausſchluß Dritter Befriedigung ſuchen kann. 
Zutreffend iſt, daß Grundvermögenſteuer und Hauszins⸗ 
ſteuer als öffentliche Laſten i. S. des § 10 Ziff. 3 ZwVerſtG. 
anzuſehen find, die dinglich auf dem Grundſtück laſten (Art. I 
Ziff. 2 Pr Ausf. z. ZwVerſtG.; RG. 23, 236 ff.; Jaeckel⸗ 
Güthe, Bem. 14 zu § 10). Die Befriedigung der Gläubiger 
erfolgt bei der Zwangsverſteigerung durch Verwertung des 
Grundſtücks ſelbſt, bei der Zwangsverwaltung durch Ver⸗ 
wertung der Früchte und Nutzungen (u. a. Miet⸗ und Pacht⸗ 
zinſen). Zwar entſpricht dies auch der Beſtimmung des 
§ 1147 BGB., und dieſe — nicht §S 10 ZwVerſt. — würde 
die materielle Grundlage bilden dafür, daß auch die Ding⸗ 
lichkeit der öffentlichen Grundſtückslaſten eine privatrechtliche 
iſt wie die der privatrechtlichen Grundſtückslaſten (zu vgl. 
Jaeckel⸗Güthe, Bem. 14 zu § 10). Aber — mag auch 
der Begriff der Befriedigung aus dem Grundſtück durch 
§ 1147 BGB. für alle Rechte, die ein Recht auf Befriedigung 
aus dem Grundſtück gewähren, allgemein beſtimmt ſein (zu 
vgl. M. Wolff, § 127 Bem. I, 5) — ſo kann daraus doch 
darüber hinaus nichts für den materiellen Inhalt der Grund⸗ 
ſtückslaſten als dinglicher Rechte und noch weniger ihren 
Gegenſtand hergeleitet werden. Keinesfalls kann m. E. die 
materielle Regelung als eine „beiſpielhafte Ausgeſtaltung“ 
des ſich aus den formellen Vorſchriften des AmBerfi. er⸗ 
gebenden allgemeinen Weſens (Inhalt und Gegenſtand) der 
Grundſtückslaſten angeſehen werden. Der Ausgangspunkt des 
KG. erſcheint danach nicht richtig zu ſein. 

Es darf hier nur darauf hingewieſen werden, daß ſonſt 
für alle Gläubiger, die auf irgendeine Weiſe bei der zwangs⸗ 
teilen Verwertung — ſei es im Wege der Zwangsverſteige⸗ 
rung, ſei es im Wege der Zwangsverwaltung — berückſich⸗ 
tigt werden, die materielle Regelung des BGB. als beiſpiel⸗ 
hafte Ausgeſtaltung gelten müßte. Insbeſondere müßte ſouſt 
die Regelung des BGB. ($$ 1123, 1124) auch für die per⸗ 
ſönlichen Gläubiger gelten. Dieſe Anwendung insbeſondere 
aber hat das KG. ſelbſt (JW. 1927, III, 2583 ff.) mit Recht 
abgelehnt (ebenſo: OLG. Frankfurt: HöchſtRRſpr. 1929 Nr. 
2035; Reinhard⸗Müller, 2. Aufl., zu § 148 S. 727; 
Mittelſtein, Die Miete, 4. Aufl., S. 748; Borcherdt, 
Handbuch des Mietsrechts, 2. Aufl., S. 249; anderer Mei⸗ 
nung: Staudinger zu 8 1123 Bem. I, 40; Stillſchweig. 
Beſpr. d. Urt.: JW. 1927, auch ſchon in einer Bemerkung 
IW. 1916, 314; Jaeckel⸗Güthe, Ben. 4 zu § 148; 
Brand- Baur, Praxis, S. 447; Niendorff, Mietrecht, 
10. Aufl., S. 329; OLG. Hamburg: JW. 1932, 193). In 
der angezogenen Entſcheidung hat das KG. die ausdehnende 
Anwendung der Regeln der $$ 1123, 1124 BSB. auf den 
perſönlichen Gläubiger auf Grund eben der Beſtimmungen 
(SS 148, 20 ZwVerſtch., 8865 3PO.) abgelehnt, auf Grund 
deren es hier die Anwendung auf die Grundſtückslaſten 
bejaht. 

Es kann m. E. dahingeſtellt bleiben, ob auf die bei der 
Hypothek gegebenen Vorſchriften bei den übrigen im BGB. 
geregelten privaten Grundſtückslaſten verwieſen iſt (88 1107, 
1192, 1200) und ob insbeſondere die SS 1120 ff. auch auf 
dieſe Grundſtückslaſten Anwendung finden. Denn, wenn ſie 
Anwendung finden, dann finden ſie Anwendung möglicher⸗ 
weiſe doch eben erſt auf Grund dieſer Verweiſung. So lange 
nicht erwieſen iſt, daß ſie auch ohne dieſe Verweiſung gelten 
würden — denn eine ſolche Verweiſung gibt es nirgends im 
Recht für die öffentlichen Grundſtückslaſten —, iſt es m. E. 
nicht angängig, durch Heranziehung dieſer Verweiſungen im 
bürgerlichen Recht beweiſen zu wollen, daß die für die Hypo⸗ 
thek geltenden Beſtimmungen der $$ 1120 ff. als eine „bei⸗ 
ſpielhafte Ausgeſtaltung“ für das dingliche Weſen der Grund⸗ 
ſtückslaſt allgemein anzuſehen ſind. Die Verweiſung für die 
Reallaſt ſelbſt aber würde auf die Steuerlaſt nicht zur An⸗ 
wendung kommen können, weil jene (zu vgl. M. Wolff, 
§ 127) eine im deutſchen Recht des Mittelalters (Hof⸗ und 
Stadtrecht) wurzelnde Grundſtücksbelaſtung mit einem privat⸗ 
rechtlichen Rechtsgrunde darſtellt und weil die einzelnen 


Leiſtungen bei den Steuerforderungen ihrem Weſen nach nie⸗ 
mals den Zinſen der Hypothek gleich behandelt werden könn⸗ 
ten (vgl. $ 1107 BGB.). 

Im übrigen iſt die Anwendbarkeit insbeſondere der 
88 1123, 1124 auf die Reallaſten durchaus beſtritten (RGR⸗ 
Komm. Bem. 2 zu 8 1107; Staudinger, Bem. 2b zu 
§ 1107; anderer Meinung: OL GRſpr. 29, 359; RG.: Gruch. 
61, 319; vgl. aber RG.: Gruch. 58, 1031). 

RG. 103, 137 ff. hat die Frage der Anwendbarkeit der 
88 1123, 1124 auf die öffentlichen Grundſtückslaſten nicht 
behandelt, vielmehr nur über den Rang zweier im Zwangs⸗ 
vollſtreckungswege auf Grund dinglichen Titels vorgehender 
Hypothekengläubiger entſchieden. Nach einer anderen Ent⸗ 
ſcheidung (JW. 1933, 1658) ſcheint das NG. allerdings ſich 
auf den Standpunkt ſtellen zu wollen, daß $ 1124 auf jeden 
Gläubiger Anwendung findet. Der Standpunkt dürfte jedoch 
kaum als endgültiger anzuſehen ſein. In dem betreffenden 
Falle kam es auf die Entſcheidung dieſer Frage nicht an, und 
überdies iſt die Anſicht ohne Begründung mit einem kurzen 
Hinweis auf die Literatur erwähnt. Die Anſicht dürfte m. E., 
wie ſich aus dem oben angegebenen Stande in Schrifttum und 
Rechtſprechung ergibt, auch keinesfalls als die überwiegende, 
geſchweige denn die „herrſchende“, angeſehen werden können. 

Im übrigen hat das KG. jetzt eine beiſpielhafte Aus⸗ 
geſtaltung auch nur bezüglich der Beſtimmungen der 88 1123, 
1124 BGB. bejaht. Die Beſtimmungen der §s 1127ff. 3. B. 
aber ſcheiden ohne weiteres aus (fo auch Riewald: JW. 
1932, 451). Ob etwa die anderen Beſtimmungen des Hypo⸗ 
thekenrechts auf die Steuerforderungen zur Anwendung ge⸗ 
bracht werden ſollen, iſt nicht geſagt. Zweifellos ſteht der An⸗ 
nahme, daß es ſich bei der Hypothek um den Typ des ding⸗ 
lichen Rechts handelt, zunächſt entgegen, daß andere dingliche 
Rechte in jeder Hinſicht weſentlich anders ausgeſtaltet ſind. 
Sodann aber müßten, wenn es ſich bei den im BGB. für 
die Hypothek getroffenen Vorſchriften um eine beiſpielhafte 
Ausgeſtaltung des allgemeinen Weſens der Grund⸗ 
ſtückslaſten handeln würde, auch andere, wenigſtens die der 
Hypothek typiſchen Beſtimmungen, auch auf die öffentlichen 
Grundſtückslaſten zur Anwendung gebracht werden können. 
Dies iſt aber m. E. ausgeſchloſſen. Es ſei nur $ 1118 BGB. 
hier angeführt. Was für die Verzugszinſen der Hypothek 
gilt, gilt nicht für die ſteuerlichen Verzugszinſen. Man wird 
hier ſchon aus Abſ. 2 des 8 10 Zwverſtch, ſchließen müſſen, 
daß nur für die Koſten der Kündigung und der die Befrie⸗ 
digung aus dem Grundſtück bezweckenden Rechtsverfolgung 
und auch für dieſe nur auf Grund eben dieſer beſonderen 
Vorſchrift die gleiche Regelung gilt wie für die Hypothek. 
Bezeichnenderweiſe hat der RIM. in Übereinſtimmung mit 
dem RF M. (zu vgl. bei Bänder: Dtſch. Spark. 1933 
Nr. 15 v. 4. Febr. 1933 und Nr. 18 v. 11. Febr. 1933; 
Vfg. abgedr. PrIMBl. 1931 Nr. 42) die Verzugs zuſchläge 
als Ungehorſamsfolgen bezeichnet, die den Ungehorſamen 
perſönlich treffen und an der für die Steuerforderungen be⸗ 
ſtehenden dinglichen Sicherung überhaupt nicht teilnehmen, 
alſo nicht zu den öffentlichen Laſten gehören. Die Verfügung 
lehnt alſo offenſichtlich — mit Recht — die Anwendung der 
hypothekenrechtlichen Behandlung der Strafzinſen (Güthe⸗ 
Triebel, Vorbemerkung 33 zum zweiten Abſchnitt) für das 
Steuerrecht ab. 

Es zeigt ſich eben, daß das Weſen der dinglichen Haf⸗ 
tung (Inhalt und Gegenſtand) doch keineswegs in den Be⸗ 
ſtimmungen über die Hypothek etwa beiſpielhaft ausgeſtaltet 
iſt, ſondern daß dieſe das Weſen der Hypothek darſtellen, und 
daß ebenſowenig aus den Beſtimmungen des ZwVerſtG. oder 
der ZPO. etwas für das Weſen des betreffenden Rechts zu 
ſchließen iſt. Die Beſtimmung des § 10 ZwVerſtG. „ein 
Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück gewähren ...“ 
enthält über das materielle Weſen des Rechtes gar nichts. 
Die Rangordnung des 8 10 iſt ein Erfordernis der Eigenart 
der Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke, die eine Art Ge⸗ 
ſamtvollſtreckung iſt. Die Aufführung der einzelnen Rechte 
und damit die Rangordnung entſpricht der Natur der Ge⸗ 
ſamtvollſtreckung, wie ſich zweifelsfrei aus 8 61 KO. ergibt, 
wo die Steuergläubiger gleichfalls vorzugsweiſe berückſichtigt 
ſind. Man wird doch auch nicht deswegen, weil der perſön⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 49} 


Aufſätze 


2737 


liche Gläubiger in Ziff. 5 oder in Ziff. 1 oder die im Dienſt⸗ 
oder Arbeitsverhältnis ſtehenden Perſonen in Ziff. 2 des 8 10 
genannt ſind, ſagen können, daß damit das Recht als ſolches 
eine weſensmäßige Ausgeſtaltung i. S. der Hypothek erhält. 
Es kann wohl nicht beſtritten werden, daß der perſönliche, 
wenn auch die Zwangsverwaltung betreibende Gläubiger da⸗ 
mit kein Hypothekengläubiger, auch nicht ein dieſem materiell 
gleich zu behandelnder Gläubiger iſt. Sedos mater’ae für den 
Inhalt und Gegenſtand des Rechtes find weder das ZwVerſtG. 
noch die ZPO. $ 865 ZPO. regelt weder Art noch Umfang 
der Haftung, fondern die Form der Vollftredung. 8 835 ent- 
hält lediglich eine Erweiterung der für die Vollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen geltenden Vorſchriften. Das er⸗ 
gibt ſich unzweideutig aus Abſ. 2 des 8855 ZPO. ſowie 
aus ſeiner Stellung im Geſetz Ein ſchlüſſiges Argument kann 
auch nicht aus 8 866 ZPO. hergeleitet werden. Wenn auch 
jeder Perſonalgläubiger die Möglichkeit hat, ſich auf Grund 
ſeines perſönlichen Titels durch Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek die Stellung eines Hypothekargläubigers im 
Zwangsverwaltungsverfahren zu verſchaffen und auch mate⸗ 
riell in gleichem Umfange wie ein bereits früher eingetragener 
Gläubiger die Rechte der 88 1123, 1124 zu erwerben, fo 
ſtehen ſie ihm doch nicht notwendigerweiſe auch ohnedies zu. 
Das gleiche gilt für die Gläubiger der Ziff. 1 und 2 des 
§ 10. Sie haben, ohne daß fie eine Sicherungshypothek ein⸗ 
tragen laſſen, niemals die Stellung von Hypothekengläu⸗ 
bigern. Das aber muß grundſätzlich auch für die Steuer⸗ 
gläubiger gelten. Die Tatſache allein, daß es ſich bei dieſen 
Steuerforderungen im Gegenſatz zu den Forderungen der 
perſönlichen Gläubiger um dingliche Rechte handelt, recht⸗ 
fertigt die Anwendung der für ein einzelnes dingliches Recht 
geltenden Beſtimmungen nicht. Es iſt keineswegs ein Er⸗ 
fordernis, daß alle dinglichen Rechte oder auch nur alle ding⸗ 
lichen Grundſtückslaſten ihrem Inhalt oder Umfang nach gleich 
find, Insbeſondere hat das RGB.: Gruch. 58, 1030 ſich auf 
den Standpunkt geſtellt, daß z. B. dem Nießbraucher auch 
nur deshalb ein Vorrecht zuſteht, weil ihm gemäß $ 1030 
BGB. ein dingliches Recht auf die Nutzungen und ſomit auch 
15 1 Mietzinſen zuſteht (zu vgl. Trepper: JW. 1933, 
0). 


Sind ſonach die Beſtimmungen der 88 1120 ff. BGB. als 
eigenartige der Hypothek anzuſehen, oder finden fie durch 
Verweiſung auch auf einzelne andere Rechte Anwendung, ſo 
ſteht einer ausdehnenden Auslegung hinſichtlich der An⸗ 
wendung von § 1124 BGB. insbeſondere der allgemeine 
Grundſatz entgegen, daß Vorausverfügungen als dingliche 
Akte von einer nachfolgenden Veränderung der Rechtslage 
nicht betroffen werden. Die Ausnahmen ſind in den einzelnen 
Geſetzen niedergelegt (KH.: ZW. 1927, III, 2583 ff.; inſo⸗ 
weit zuſtimmend auch Stillſchweig ebenda). Eine ſolche 
Ausnahme enthält $ 1124 BGB., wonach eine Verfügung in 
beſtimmtem Umfange dem Hypothekengläubiger gegenüber un⸗ 
wirkſam iſt. Stillſchweig a. a. O. ſieht eine ſolche Aus⸗ 
nahme auch in dem Verwaltungsbeſchlag (§S 20, 146, 148 
ZwVerſtG.). Das it richtig, aber es iſt damit nicht geſagt, 
wann und in welchem Umfange er wirkſam wird. Zunächſt gilt 
doch, was auch das KG. ſagt, daß eine Beſchlagnahme nicht 
zurückwirkt. Aus dem Verwaltungsbeſchlag als ſolchem ergibt 
ſich alſo nichts. Es fragt ſich nur, ob ſonſt das Geſetz eine 
Beſtimmung getroffen hat, die über § 1124 BGB. hinaus 
auch für Steuergläubiger eine Unwirkſamkeit von Vorausver⸗ 
fügungen enthält. Zu den 88 865, 866 3PO. iſt bereits 
Stellung genommen. Auch das ZwvVerſtG. hat eine Aus⸗ 
nahmebeſtimmung nicht getroffen (KG.: JW. 1927 a. a. O.; 
heute ſcheint das KG. allerdings anderer Meinung zu ſein: 
. der Umfang der durch den Anordnungsbeſchluß für die 
öffentlichen Grundſtücksgläubiger bewirkten Beſchlagnahme 
nach ausdrücklicher Vorſchrift der SS 20, 146 ZwVerſtGG. und 
des 8 865 ZPO. gleichermaßen grundſätzlich durch den Um⸗ 
fang der hypothekariſchen Haftung beſtimmt wird“). Sedes 
materiae für die Beſchlagnahme der Mietzinſen bei der 
Zwangsverwaltung iſt § 148 Abſ. 1 ZmXerfib. und nicht 
etwa § 20 Abſ. 2 ZuVerſtGG. § 20 Abf. 2 ſagt lediglich, daß 
die Beſchlagnahme auch die Gegenſtände ergreift, auf die ſich 
die Hypothek erſtreckt; in 821 ZmXerit®. find aber die 


Mietzinſen ausdrücklich davon ausgenommen. Die Beſtim⸗ 
mungen der Zwangsverſteigerung gelten auch gemäß § 146 
ZwVerſtG. nur inſoweit, als nicht in den beſonderen Vor⸗ 
ſchriften für die Zwangsverwaltung eine Regelung getroffen 
iſt. Aus § 148 Abi. 1 ZwVerſtG. ergibt ſich nun nichts über 
den Umfang der Beſchlagnahme der Mietzinſen. § 148 Abſ. 1 
verweiſt auf 8 21 Abſ. 1 und 2 ZuVerſtGG. Nach dem Wort⸗ 
laut dieſer Beſtimmungen und nach der bloßen Bezugnahme 
des § 148 ZwVerſtG. kann nur die Gattung der Miet- und 
Pachtzinſen, nicht aber der Umfang, in Bezug genommen ſein. 
Das KG.: IW. 1927 a. a. O. hat dieſe Anſicht daraus ab⸗ 
geleitet, daß es ſich bei § 21 Abſ. 2 um eine Ausnahme⸗ 
vorſchrift des 820 Abi. 2 ZwVerſtG. handelt. Dieſer Ab- 
leitung bedarf es m. E. gar nicht, weil dieſe 88 20 Abſ. 2, 
21 ZwVerſtG. eine Beſtimmung über die Miet- und Pacht⸗ 
zinſen ausdrücklich nicht treffen, auch gar nicht tref⸗ 
fen können, weil die Miet- und Pachtzinſen ja durch die 
Zwangsverſteigerung unberührt bleiben. Die Verweiſung in 
§ 146 Zw%Xerft®. auf die Beſtimmungen der Zwangsverſteige⸗ 
rung iſt daher inſoweit gegenſtandslos. Aus dieſen Beſtim⸗ 
mungen kann alſo nicht das geringſte hergeleitet werden. Viel⸗ 
mehr ift sedes materiae 8 148 ZwVerſtG., und dieſer iſt 
mangels einer beſonderen Beſtimmung aus dem materiellen 
Recht zu ergänzen, das aber nur die 88 1123, 1124 BGB. 
kennt. Die Regelung der $$ 1123, 1124 BIB. gilt alfo nur 
für den Hypothekengläubiger. Wie aus dem oben angegebenen 
Stand der Frage in Schrifttum und Rechtſprechung zu ent⸗ 
nehmen iſt, dürfte dieſe Anſicht wohl auch als die über⸗ 
wiegende zu bezeichnen ſein. 

Daß die Beſtimmungen der 8$ 1123, 1124 BGB. ins⸗ 
beſondere für die Steuerlaſten nicht gelten, wird noch durch 
eine weitere überlegung beſtätigt. Die Anwendbarkeit der 
§§ 1123, 1124 BGB. wird aus der Beſtimmung der 88 146, 
148 i. Verb. m. § 20 ZwVerſtG. hergeleitet. Einmal voraus⸗ 
geſetzt, daß dies richtig wäre, ſo wird von dieſer Anſicht über⸗ 
ſehen, daß die Beſchlagnahme im Wege der Zwangsverwal⸗ 
tung ja nur einen der Fälle trifft, in denen durch Maß⸗ 
nahmen des Hypothekengläubigers die Beſchlagnahme herbei⸗ 
geführt werden kann. Der Hypothekengläubiger kann nach 
überwiegender Anſicht auch durch Pfändung auf Grund ding⸗ 
lichen Titels die Beſchlagnahmewirkung herbeiführen (vgl. 
RG. 103, 137ff.). Für die Ausdehnung auf die Rändung 
des Steuergläubigers aber gibt es nicht einmal einen ſo 
zweifelhaften Ausgangspunkt wie den § 148 mit 8 20 für 
die Ausdehnung auf die Zwangsverwaltung. Ein Schluß aus 
dieſer für ein beſonderes Verfahren geltenden Vorſchrift auf 
die Vollſtreckung allgemein könnte aber m. E. keinesfalls zu⸗ 
läſſig ſein. Wird man danach der Pfändung des Steuer⸗ 
gläubigers auf Grund dinglichen Titels die Beſchlagnahme⸗ 
wirkung aberkennen müſſen, ſo muß man auch allgemein das 
von dem KG. in der neuen Entſcheidung der öffentlichen 
Steuerlaſt beigelegte Weſen bezüglich Inhalt und Gegen⸗ 
ſtand verneinen. 

II. Erwägungen rechtspolitiſcher Natur dürften die Rich⸗ 
tigkeit dieſer Auffaſſung beſtätigen. Die für das ganze Syſtem 
der Beſtimmungen über den Inhalt des Hypothekenrechts 
maßgebenden kreditwirtſchaftlichen Grundlagen treffen auf die 
Steuergläubiger nicht zu. Die Frage des einheitlichen Rechts⸗ 
ſyſtems (zu vgl. Riewald a. a. O.) hat m. E. mit dieſer 
Frage nichts zu tun. Jedenfalls wird doch ein Syſtem wie 
das des Hypothekenrechts auf andere (dingliche) Rechte nur 
dann zur Anwendung gebracht werden können, wenn es 
mangels jeder anderen ſyſtematiſchen Vergleichsmöglichkeit 
wenigſtens die gleichen wirtſchaftlichen Grundlagen aufweiſt, 
oder nur ſonſt rechtspolitiſche Gründe zu einer gleichen Be⸗ 
handlung mahnen. Dies iſt nicht der Fall. In dieſes Syſtem, 
das wirtſchaftlich auf den Erforderniſſen des Kredites aufbaut 
und ſelbſt das Weſen des Realkredits rechtlich darſtellt, paßt 
die öffentliche Steuerlaſt nicht. Den Belangen des Steuer⸗ 
gläubigers iſt genügt damit, daß er die Möglichkeit der Ein⸗ 
tragung einer Hypothek hat, daß ſein Anſpruch (dinglich) 
gegen jeden Eigentümer wirkt und daß er endlich bei der 
Zwangsverwaltung die vorzugsweiſe Rangſtelle der Ziff. 3 
innehat. 

Die Steuerforderungen ſtehen aber nicht in der zeitlich 
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gleitenden Abhängigkeit von den Mietzinszahlungen wie die 
Hypothekenzinſen. Die Mietzinſen können zwar in Beziehung 
ſtehen zu der Steuerforderung inſofern, als die Mietzins⸗ 
zahlungen die Grundlage für die Bewertung des zu 
beſteuernden Gegenſtandes bilden können und die Höhe der 
Steuerforderung beſtimmen. Auch dies trifft jedoch nur in 
beſchränktem Maße zu. Der Bewertung des ſtädtiſchen Haus⸗ 
und Grundbeſitzes für die Grundvermögenſteuer liegt z. B. 
der gemeine Wert (Verkaufswert) zugrunde (über deſſen Be⸗ 
griff vgl. für das Reichsſteuerrecht 8 138 RAbgO.). Daß 
nach den verſchiedenen Erlaſſen eine Ermäßigung der Steuer 
mit Rückſicht auf einen verminderten Mietertrag eintritt, 
ändert an dem Weſen des für die Grundvermögenſteuer maß⸗ 
gebenden Wertes nichts. Die Hauszinsſteuer wiederum ſteht 
zwar in enger Beziehung zu der Miete (zu vgl. 88 1, 2 
Abt. 3, 9 Hauszins StVO. v. 2. Juli 1926), ſtellt aber 
wirtſchaftlich nur einen Teil der Miete dar. Stets ſtehen 
nach dem Weſen des Steueranſpruchs wirtſchaftlich die Steuer⸗ 
forderungen laufend nur inſoweit in Beziehung zu den Miet⸗ 
zinſen, als ſie u. U. die Höhe der Steuerzahlungen beſtimmen 
können. Hingegen iſt rückſichtlich der Hypothekenforderungen 
das Weſen der Mietzinszahlungen ein ganz anderes. Die 
Höhe der Hypothekenforderung iſt von den Mietzinſen in 
jeder Beziehung völlig unabhängig; wenn ſie in Beziehung 
zueinander ſtehen, ſo beruht dies lediglich auf dem dem Real⸗ 
kredit eigentümlichen Erfordernis, die Kreditforderung zu 
ſichern. Die Beſtimmungen der §s 1123, 1124 BGB. ſtehen 
in engſtem Zuſammenhange mit den wirtſchaftlichen Erforder⸗ 
niſſen des Realkredits und ſtellen ſein rechtliches Weſen dar. 
Sie laſſen ſich von dieſem nicht löſen. Der Gedanke iſt der, 
daß Rechte und Pflichten aus dem Mietvertrage mit dem 
Grundſtück verbunden ſind, daß ſie wirtſchaftlich zur Deckung 
der Hypothekenzinſen beſtimmt ſind, wobei länger rückſtändige 
Mieten ihre Natur als ſolche und damit die Verbundenheit 
verloren haben. Daher ſollen dieſe letzteren nur wie gewöhn⸗ 
liche Forderungen behandelt werden (zu vgl. Niendorff, 
S. 329; Mot. z. BGB. S. 658; 3 Bl. [Alteſte der Kauf⸗ 
mannſchaft Berlin] 13, 25 ff.). Der bei den Steuerforderun⸗ 
gen völlig entgegengeſetzt nicht auf den Gegenſtand, ſondern 
auf die Höhe des Anſpruchs gerichtete Einfluß der Miet⸗ 
zinſen läßt eine entſprechende Anwendung auf dieſe m. E. 
nicht zu; denn die Mietzinſen ſtellen hier dem Weſen nach 
keine Sicherung des Steueranſpruches dar, ſondern bedingen 
in weitgehendem Maße deſſen Inhalt. Bezeichnenderweiſe 
hält z. B. auch Riewald a. a. O. die Beſtimmung des 
§ 1127ff. nicht für anwendbar, weil die öffentliche Laſt das 
Grundſtück nur als ſolches erfaßt, im Gegenſatz zu der 
Hypothek, die, dem Kreditcharakter entſprechend, um eine un⸗ 
berechtigte Vermögensverſchiebung zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner (aus dem Kreditvertrage) zu verhindern, auch den 
Anſpruch gegen den Verſicherer ergreift. Auch dies zeigt deut⸗ 
lich den weſensmäßigen Unterſchied. 

Der Einbruch der öffentlichen Laſten in das Syſtem des 
Wien hat ſich bereits als außerordentlich ſchädlich er⸗ 
wieſen. 

a) Die Steuerbehörden haben in wachſendem Maße in 
den letzten Jahren außergewöhnlich hohe Beträge für Ver⸗ 
zugszinſen, Verzugszuſchläge und Stundungszinſen an der 
bevorrechtigten Rangſtelle geltend gemacht. Mit Recht hat 
z. B. Bänder a. a. O. darauf hingewieſen, daß die Ver⸗ 
zugszuſchläge (mitunter 120% p. J.), die z. T. als Verzugs⸗ 
zinſen angeſehen werden (RF H. 28, 342) und damit die 
Vorzugsſtellung der Ziff. 3 des § 10 genießen würden, für 
die nachfolgenden Hypothekengläubiger eine untragbare Be⸗ 
laſtung darſtellen. Der Hypothekengläubiger kann ſich nur da⸗ 
durch dagegen ſchützen, daß er die Miete ſchon früher pfändet 
oder ji) abtreten läßt. Würde der § 1124 auch auf den 
Steuergläubiger Anwendung finden, dann wäre dieſer Schutz 
aber illuſoriſch, weil der Steuergläubiger oder einer der an⸗ 


deren Bevorrechtigten des §8 10 ZwvVerſtc gh. ihm dann vor⸗ 
ginge, ſoweit die Verfügung ihnen gegenüber gemäß 8 1124 
unwirkſam wäre. Die notwendige Folge aller ſolcher Riſiken 
iſt eine Verteuerung des Kredits, die ſich zunächſt im Hypo⸗ 
theken⸗, Bau⸗ und Grundſtücksmarkt nachteilig auswirken 
muß und auch auf die geſamte Kreditwirtſchaft nicht ohne 
Einfluß bleiben kann. Dieſe Auswirkung mag vielleicht über⸗ 
trieben erſcheinen. Aber auch die kleinen Urſachen gilt es zu 
erkennen, wenn man dem Erfolg entgegenarbeiten will. 


b) Wie oben geſagt, ſind gerade die Beſtimmungen der 
88 1123, 1124 BGB. aus dem Weſen des Realkredits er- 
wachſen und daher einer ausdehnenden Auslegung nicht 
fähig. Der Schutz des Realkreditgläubigers, den dieſe Be⸗ 
ſtimmungen bezwecken, würde insbeſondere in Kriſenzeiten — 
gerade dann aber werden ſie ja in erſter Linie praktiſch — 
illuſoriſch, wenn er ſich den Steuergläubiger oder einen der 
anderen Bevorrechtigten vorgehen laſſen müßte. Zum Schutze 
des Steuergläubigers aber bedarf es der Anwendung dieſer 
Beſtimmungen auf ihn nicht, denn er kann ſich jederzeit die 
Stellung eines Hypothekengläubigers verſchaffen, indem er ſich 
für ſeine Steuerforderung eine hypothekariſche Sicherheit ein⸗ 
tragen läßt. Er erlangt dadurch gegenüber Dritten die Rechte 
aus $ 1124 BGB. auch materiell in gleichem Umfange wie 
ein bereits früher eingetragener Gläubiger (Staudinger, 
Bem. I, 2 zu § 1123; Dernburg, Das bürgerliche Recht, 
§ 229 J 1). Wenn der Steuergläubiger im Wege der Pfän⸗ 
dung vorgeht, ſo ſtellt dieſe Pfändung genau wie eine Pfän⸗ 
dung der Miet⸗ und Pachtzinſen durch den Hypothekengläu⸗ 
biger eine reine Pfändung dar, wobei es bezüglich des 
Ranges nur auf das Alter der Pfändungen ankommt (Stau⸗ 
dinger, Bem. I 40 zu § 1123). Im übrigen erwirbt der 
Steuergläubiger durch Pfändung gemäß § 1134 Abf. 1 Satz 2 
BGB. ein Recht, das der Hypothek im Rauge vorgeht. Es iſt 
daher unrichtig, wenn man etwa daraus etwas für ein Schutz⸗ 
bedürfnis des Steuergläubigers herleiten wollte, daß er nicht 
außerhalb der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
durch Pfändung der Mietzins forderungen Befriedigung ſuchen 
könne. Er kann dies ebenſogut wie der Hypothekengläubiger. 
Daß unter Umſtänden, falls der Hypothekengläubiger die 
Mietzinſen durch Pfändung auf Grund ſeines dinglichen Titels 
mit Beſchlag belegt und gemäß § 1124 Abſ. 2 daher vorgeht, 
der Steuergläubiger praktiſch nichts bekommt, kann nicht das 
Argument für ein Schutzbedürfnis des Steuergläubigers 
außerhalb der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung 
bilden, weil durch eben dieſes Schutzbedürfnis gerade bewieſen 
werden ſoll, daß er nicht vorgeht. Nur daß im Verhältnis 
mehrerer Pfändungen auf Grund dinglichen Titels das Rang⸗ 
verhältnis zwiſchen dieſen als dinglichen Rechten maßgebend 
iſt, hat das RG. 103, 137ff. geſagt, nicht aber, ob jeder 
dingliche Titel die Beſchlagnahmewirkung i. S. der 88 1123, 
1124 BGB. herbeiführen kann. Überdies handelt es ſich in 
dieſem von dem RG. entſchiedenen Fall nur um das Rang⸗ 
verhältnis zwiſchen zwei Hypothekengläubigern. Wollte man 
der Steuerforderung den Charakter der Hypothek zuſprechen, 
dann bliebe dem Hypothekengläubiger u. U. nichts für 
ſeine Befriedigung außerhalb des Verfahrens der Zwangs⸗ 
verſteigerung oder der Zwangsverwaltung. Denn der Schuld⸗ 
ner könnte die Hypothekenzinſen nicht leiſten, weil der Steuer⸗ 
gläubiger praktiſch mit ſeinem Vorrecht die Mietzinſen mit 
Beſchlag belegt. Die Folge wäre, daß der Hypothekengläubiger 
gezwungen würde, die Zwangsverſteigerung zu betreiben. Wie 
wenig dies im volkswirtſchaftlichen Intereſſe liegt, hat ja 
wohl die vergangene Zeit gezeigt. 

Man wird daher die Anwendbarkeit der 88 1123, 1124 
BGB. auf die öffentlichen Grundſtücks⸗ (Steuer-) Laſten nicht 
nur aus reinen Rechtsgründen, ſondern auch im allgemeinen 
wirtſchaftlichen Intereſſe eines auf einer feſten rechtlichen 
Baſis ſtehenden Realkredits verneinen müſſen. 
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Treuhandvertrag im außer gerichtlichen vergleichsverfahren. 


I. Jeſſen: JW. 1933, 1699. 


II. 
Von Oberlandesgerichtsrat Dr. K. Münzel, Kaſſel. 


Es iſt Jeſſen (JW. 1933, 1699) darin zuzuſtimmen, 
daß in der praktiſch außerordentlich wichtigen Frage, ob der 
Treuhänder, dem in einem außergerichtlichen Vergleich der 
Schuldner ſein Vermögen zur Sicherung der Gläubiger über⸗ 
tragen hat, gegenüber der Pfändung ſpäterer Gläubiger die 
Widerſpruchsklage erheben kann, die von ihm angezogenen, 
in der Rechtſprechung vielfach verwendeten rein konſtruktiven 
Gründe nicht die entſcheidenden ſein können. Es iſt richtig, 
daß die geeignete Methode zur Löſung neuer Rechtserſchei⸗ 
nungen nur die von ihm angewandte ſein kann, nämlich zu 
prüfen, ob dieſe Neuſchöpfungen des Lebens den Bedürf⸗ 
niſſen des Wirtſchaftslebens wie den von der Rechtsordnung 
zu ſtellenden Anforderungen gerecht werden; gerade unter 
dieſen Geſichtspunkten können aber gegen die Gründe Jeſ⸗ 
ſens Bedenken beſtehen, die nicht unbeachtet bleiben dürfen. 

Jeſſen führt zugunſten des außergerichtlichen Vergleichs 
an: die Wirtſchaft billige ihn, er verurſache geringere Koſten, 
biete dem Gläubiger ein Optimum und ermögliche dem 
Schuldner ohne die infamierenden Wirkungen des gericht⸗ 
lichen Vergleichsverfahrens den Aufbau einer neuen Exiſtenz. 
Demgegenüber darf man die Frage erheben, ob der außer⸗ 
gerichtliche Vergleich auch den Tendenzen der Rechtsentwick⸗ 
lung entſpricht und deren Billigung hat. Seit Jahren müht 
ſich die Geſetzgebung ab, ein Verfahren zu finden, das einen 
angemeſſenen Ausgleich zwiſchen den Vorteilen des Vergleichs 
für den Schuldner und den Gefahren für die Gläubiger und 
die Allgemeinheit darſtellt. Gerade ein ſolcher Ausgleich bringt 
die Innehaltung gewiſſer Vorſichtsmaßregeln und Verfahrens⸗ 
methoden mit ſich, die naturgemäß eine Verteuerung bedingen, 
ſo daß man ſich fragen kann, ob deren Umgehung vom Stand⸗ 
punkt des Geſetzes aus gebilligt werden kann. In dieſer Rich⸗ 
tung dürfte wohl bedeutſam ſein, daß die erſten Verſuche der 
Schaffung eines Inſolvenzrechtes von einer Sffentlichkeit des 
Verfahrens abſahen, daß aber die unerfreulichen Folgen zu 
der Anordnung der Veröffentlichung und anderer Sicherungs⸗ 
maßnahmen führten, und daß der Entwurf wieder weitere 
Maßnahmen in dieſer Richtung vorſchlägt, ja ſogar die Selbſt⸗ 
verwaltung der Gläubiger einſchränkt. Ob es den vom Geſetze 
verfolgten Zwecken und der Idee der Rechtsentwicklung ent⸗ 
ſpricht, wenn unter Umgehung deſſen die Gläubiger ſich wieder 
ſtillſchweigend in das Vermögen des Schuldners teilen, kann 
tan ſehr bezweifeln. Das Problem ſpitzt ſich letzten Endes 
darauf zu, ob im Staate der Geſetzgeber das Wirtſchafts⸗ 
leben führt und in die Bahnen lenkt, die er zum allgemeinen 
Beſten für richtig hält, oder ob einzelne Gruppen ihre Son⸗ 
derintereſſen durchdrücken dürfen. 

Jeſſen führt weiter für die Gültigkeit der Vermögens⸗ 
übertragung gegenüber ſpäteren Gläubigern des Schuldners 
an, die derzeitigen Gläubiger ſeien in der Lage, im Wege 
der ſofortigen Vollſtreckung Befriedigung zu ſuchen und das 
Vermögen des Schuldners für ſich in Anſpruch zu nehmen, 
es ſei nicht einzuſehen, weshalb fie ihre Lage mit Rückſicht 
auf künftige Gläubiger verſchlechtern laſſen ſollten. Richtig! 
Aber durch die Zwangsvollſtreckung würde der Schuldner auch 
nach außen fein Vermögen verlieren und die zukünftigen 
Gläubiger, die beim Privatvergleich mit Rückſicht auf das 
äußerlich bei dem Schuldner verbleibende Vermögen fpäter 
entſtehen, würden bei Durchführung der Vollſtreckung nicht 
in dieſe Stellung kommen. Jeſſen hält dieſe Erwägung nicht 
für bedeutſam, weil heute infolge der Eigentumsvorbehalte 
und der Sicherungsübereignungen niemand darauf vertrauen 
dürfe, daß das äußerlich dem Kaufmanne gehörende Ver⸗ 
mögen wirklich ſein eigen ſei. Dem iſt zu widerſprechen. 
Gerade in dieſer Unehrlichkeit und dem daraus ſich ergeben⸗ 
den Mangel an Vertrauen im Geſchäftsverkehr liegt der 


Krebsſchaden der heutigen Entwicklung, dem abzuhelfen, man 
von allen Seiten auf geeignete Mittel ſinnt. Ob es einer 
geſunden Entwicklung entſpricht, zu den ſchon beſtehenden, 
zu dieſen unerfreulichen Ergebniſſen führenden Wegen, von 
denen die Sicherungsübereignung dem urſprünglichen Sinne 
des Geſetzes jedenfalls nicht entſprach, noch einen weiteren 
hinzuzufügen, kann man füglich bezweifeln. Man heilt nicht, 
indem man dem Übel neue Türen öffnet. — Dieſe Er⸗ 
wägungen gelten auch für den Fall, daß der Schuldner ſein 
Vermögen nicht einem Treuhänder für die Gläubiger, ſondern 
dieſen ſelbſt übertragen hat. 

Iſt dem Problem des außergerichtlichen Vergleichs nicht 
mit den Mitteln der Konſtruktionsjurisprudenz beizukommen, 
ſo zeigt ſich, daß die Ergebniſſe der von Jeſſen vorgeſchla⸗ 
genen Methode auch nicht ſo eindeutig ſind, daß ſie eine 
zwieſpältige Beurteilung der Frage in der Rechtſprechung und 
Praxis verhüten könnten. Es dürfte auch hier Aufgabe des 
neuen Staates fein, der Wirtſchaft in der neuen Vergleichs- 
ordnung den Weg zu zeigen, an den ſie ſich zu halten auch 
gebunden iſt. 


III. 
Schluſ wort. 
Von Rechtsanwalt Paul Jeſſen, Kiel. 


Weſentlich iſt, daß Münzel der von mir vorgeſchla⸗ 
genen Methode der Rechtsfindung zuſtimmt; darauf kommt 
es in erſter Linie an. Ferner ſtimme ich mit ihm in dem 
Wunſch überein, daß die in der Rechtſprechung bisher un⸗ 
gelöſten Zweifel durch den Geſetzgeber geregelt werden; da⸗ 
gegen kann ich die von ihm erhobenen Bedenken nicht teilen. 

1. Die Zweckmäßigkeit und rechtliche Zuläſſigkeit eines 
außergerichtlichen Vergleichsverfahrens wird in der Recht⸗ 
ſprechung weit überwiegend anerkannt und in den Wirt⸗ 
ſchaftskreiſen nicht bezweifelt. Vorausgeſetzt, daß nicht etwa 
im Einzelfall der eine oder andere Mißbrauch getrieben wird, 
was bei jeder Rechtseinrichtung vorkommen kann, iſt nicht 
erkennbar, inwiefern ein außergerichtlicher Vergleich die 
Intereſſen der „Allgemeinheit“ gefährden ſollte. Wohl hat 
Münzel darin recht, daß es ſich bei einer geſetzlichen Rege⸗ 
lung darum handelt, inwieweit das Wirtſchaftsleben den 
Geſetzgeber beeinfluſſen oder umgekehrt der Geſetzgeber das 
Wirtſchaftsleben in die von ihm beſtimmten Bahnen lenken 
fol. Das letztere wird aber doch nur dann am Plab fein, 
wenn es gilt, offenbare Mißſtände des Wirtſchaftslebens zu 
beſeitigen. Daß der außergerichtliche Vergleich eine Miß⸗ 
erſcheinung iſt, bedarf aber noch des Nachweiſes. 

2. Die von Münzel hervorgehobenen Mißſtände der 
Sicherungsübereignung ſind nicht zu leugnen; zu deren Be⸗ 
ſeitigung ſind auch ſchon längſt Vorſchläge de lege ferenda 
gemacht. Sie liegen auf dem Gebiet der Publizität (Kund⸗ 
barkeit) und lenken auf die bekannte Streitfrage der Mobiliar⸗ 
hypothek, die unter den heutigen Umſtänden einer erneuten 
Nachprüfung bedarf. Solange aber die jetzigen Zuſtände tat⸗ 
ſächlich beſtehen, iſt es m. E. nicht angängig, daß ein neuer 
Kreditgeber der wirklichen Lage zuwider einfach unterſtellt, 
der in der Vermögenslage des Schuldners äußerlich ſichtbare 
Schein ſei mit dem wirklichen Eigentum identiſch. Der neue 
Gläubiger hat die Möglichkeit, ſich vor Schaden zu be⸗ 
wahren, in ſeiner eigenen Hand, indem er ſachgemäße Er⸗ 
kundigungen einzieht, wie es bei Kreditgewährungen in der 
Praxis weit überwiegend auch geſchieht. Bemüht man ſich, 
die wahre Sachlage zu erforſchen, anſtatt leichtgläubig auf 
den äußeren Schein hereinzufallen, dann dient man dem 
Streben nach Ehrlichkeit. Wenn der Schuldner weiß, daß er 
jederzeit zur Offenbarung ſeiner Verhältniſſe genötigt ſein 
kann, wird er nicht mehr auf den Gedanken kommen, durch 
Sicherungsübereignungen über ſeine wahre Vermögenslage 
einen Schleier zu decken. 
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Erwerb eigener Aktien. 


Von Senatspräſident Dr. Ritter, Hamburg. 


Daß die Rechtsperiode, die hinter uns liegt, zur Rechts⸗ 
ſchöpfung berufen geweſen iſt, hat m. W. noch niemand be⸗ 
hauptet. Daß ſie aber noch nicht einmal das Handwerkszeug 
des Schöpfers, die juriſtiſche Technik gehörig zu handhaben 
verſtanden hat, ſoll zunächſt an einem lehrreichen Beiſpiel, an 
dem Beiſpiel gleich der erſten Vorſchrift der Aktiennovelle, 
des neuen § 226 HGB. dargetan werden. Damit das Beiſpiel 
abſchreckend wirke. Auch damit es zeige, daß die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft würdigere Aufgaben hat als die, die ſie (etwa unter 
vem Leitſpruch: „Man ſoll das Geſetz nicht unter dem Geber 
leiden laſſen“: Goldſchmit) mit ihrer unüberbietbaren Kon⸗ 
jekturalkritik an Vorſchriften gleich denen der Notnov. zu er⸗ 
füllen ſich abmüht. Schließlich damit es mahne, das kommende 
AktG. einem „Geber“ anzuvertrauen, der Gewalt nicht nur 
über die Geſetze des Rechts und der Wirtſchaft, ſondern auch 
über die der Sprache hat. 

1. Nach Art. 215 AGG HGB. (Nov. 1870) „darf“ die 
AktG. eigene Aktien nicht erwerben (d. h. nach RO G. 17, 
381: kann die Geſellſchaft eigene Aktien nicht erwerben). 
Nach § 226 HGB. (ſeit Nov. 1870 bis zur Notnov. 1931) 
„ſoll die AktG. eigene Aktien im (bis 1999: ‚gefchäftlichen‘, 
ſeitdem:) regelmäßigen Geſchäftsbetrieb, ſofern nicht eine 
Kommiſſion zum Einkauf ausgeführt wird, weder erwerben 
noch zum Pfande nehmen“; „eigene Interimsſcheine“ und 
eigene nicht voll bezahlte Aktien „kann ſie im regelmäßigen 
Geſchäftsbetrieb weder erwerben noch zum Pfande nehmen“. 
Hierbei hatte man es dahin gebracht, daß Anfang 1932 die 
Großbanken faſt die Hälfte ihrer Aktien ſelbſt beſaßen (Brod⸗ 
mann: ZentrBlHR. 1932, 50). Die Notnov. 1931 (über⸗ 
eiuſt. Akt Entw. 1931 8 56) ſetzt gleichwohl die Geſetzgebung 
der von Ausnahmeſätzen zermürbten Grundſäßtlichkeit fort. 
„Warum kann man ſich eigentlich nicht entſchließen, der Ge⸗ 
ſellſchaft den Ankauf eigener Aktien überhaupt zu verſagen? 
Andere Länder tun es doch auch und man hört nicht, daß ihr 
Aktienweſen darunter leidet“ (Brodmann). Der Einwand, 
das „Verbot würde, wie die Erfahrung gezeigt habe, in Fäl⸗ 
len ernſthafter Not übertreten oder umgangen werden“ (Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg), iſt wohl nicht ganz ernſt zu neh⸗ 
men. Die Erfahrung hat auch gezeigt, daß das Diebſtahls⸗ 
verbot „in Fällen ernſthafter Not übertreten“ wird, darum 
aber doch nicht entbehrt werden kann. 

2. Der rechtsfähige Verein Concordia, der aus Mit⸗ 
gliedern beſteht, kann natürlich nicht auch eines dieſer Mit⸗ 
glieder ſein — ſo wenig, wie etwa das aus Steinen erbaute 
Haus eines dieſer Steine ſein kann, ſo wenig, wie ſonſt etwas 
oder jemand zugleich eines ſeiner Beſtandteile ſein kann. Das 
iſt ſo, wie man auch immer zu dem in der Rechtsgeſchichte 
hin und her ſchwankenden Charakterbild der juriſtiſchen Perſon 
ſtehen mag. Die AktG. kann alſo auch nicht Mitglied 
ihrer ſelbſt ſein und deshalb auch nicht ihre eigenen Aktien 
erwerben, d. h. den bisherigen Aktionär ſich ſeiner Mitglied⸗ 
ſchaft entkleiden laſſen und an ſeiner Stelle ſelbſt Mitglied 
werden. Die Antinomie, die Brodmann, AR., zu ſehen 
glaubt, beſteht nicht. Er meint, der Unmöglichkeit eigener 
Mitgliedſchaft ſtehe die aus der Rechtsfähigkeit der AktG. ſich 
ergebende Fähigkeit des Erwerbs „negoziabler Wertpapiere“, 
alſo auch eigener Aktien gegenüber. Aber ganz abgeſehen da⸗ 
von, daß die Mitgliedſchaft nicht beurkundet zu ſein braucht — 
der Erwerb „negoziabler Wertpapiere“ kann doch ebenſogut, 
wie etwa geſetzlich verboten, begrifflich ausgeſchloſſen ſein. Und 
hier iſt er eben wegen der Natur des Wertpapiers begrifflich 
ausgeſchloſſen — was übrigens auch Brodmann anerkennt: 
„an und für ſich wäre wohl der erſtere Gedanke (die be⸗ 
griffliche Unmöglichkeit eigener Mitglledſchaft) der ſtärkere“. 
Gewiß iſt er das. Man hat alſo kein Recht, von einer nur 
„konſtruktiven Schwierigkeit“ (Düringer⸗ Hachenburg) 
zu ſprechen. Man darf nicht ſagen, die Mitgliedſchaft der 
Geſellſchaft bei ſich ſelbſt ſei „nicht begrifflich undenkbar“ (ſo 
Düringer⸗ Hachenburg gegen NG. 93, 247) oder 
fie ſei „keine Fiktion“ (ſo Düringer⸗ Hachenburg gegen 


RF H. 26, 100). Man darf ſich nicht darauf berufen, daß 
nach RG. 18, 7 (folg. RF H. 24, 140 u. bei Mrozek, 
Steuer Rſpr. III. StNotVO. § 21 Satz 6) die Geſellſchaft ja 
auch ihre eigenen Schuldverſchreibungen erwerben könne, 
„ohne daß hierdurch die Forderung notwendig untergehe“ 
(Düringer⸗ Hachenburg); RG. 18, 9 jagt vielmehr, daß 
nach ſolchem Erwerb „kein Gläubiger vorhanden“ ſei und 
inſofern „das Obligationsverhältnis ruhe“, bis „das Papier 
wieder weiterbegeben“ werde. Nein, man muß ehrlicherweiſe 
anerkennen, daß die Geſellſchaft nicht Mitglied ihrer ſelbſt ſein 
kann. Das Geſetz hätte deshalb, ohne daß es darüber ein 
Wort hätte zu verlieren brauchen, von der Unmöglichkeit 
der eigenen Mitgliedſchaft ausgehen ſollen. Dann würde ſich 
auch ohne weiteres ergeben haben, daß der Vertrag, durch 
den ſich der Aktionär verpflichtet, der Geſellſchaft ſeine Mit⸗ 
gliedſchaft zu verſchaffen, durch den er insbef. feine Aktien der 
Geſellſchaft verkauft, auf eine unmögliche Leiſtung gerichtet 
und mithin nichtig iſt (8 306 BGB.). Das Geſetz tut aber 
ein übriges — was rechtshiſtoriſch zu begreifen (oben Nr. 1), 
methodologiſch zu verwerfen iſt. Es jagt, daß die Geſellſchaft 
eigene Aktien nur in Ausnahmefällen, alſo grundſätzlich nicht 
erwerben darf. Das Geſetz verbietet alſo den Erwerb 
eigener Aktien. Jetzt iſt nicht nur der Erwerb eigener Aktien 
wegen der begrifflichen Unmöglichkeit des Erwerbs gar kein 
Erwerb. Es iſt auch die Einigung über den Erwerb ein nach 
§ 134 BGB. nichtiges Rechtsgeſchüft und der Erwerb auch 
aus dieſem Grunde gar kein Erwerb. 

3. Geſetze bringen u. U. auch das begrifflich Unmögliche 
fertig. Nach § 226 iſt der Erwerb eigener Aktien in der Regel 
„wirkſam“. Damit wird begrifflich Unmögliches möglich 
und überdies geſetzlich Verbotenes und darum Ungültiges 
gültig. Von dem ſolchem „wirkſamen“ Erwerb zugrunde 
liegenden ſchuldrechtlichen Geſchäft (insbeſ. vom Kauf 
der eigenen Aktien) ſpricht das Geſetz nicht. Zwar behauptet 
man, es ſpräche doch davon, § 226 meine nämlich mit dem 
Ausdruck „Erwerb“ nicht nur den Erwerb, ſondern auch 
den auf Erwerb gerichteten Schuldvertrag, das „ob⸗ 
ligatoriſche Erwerbsgeſchäft“ (Düringer⸗Hachen⸗ 
burg). Aber das iſt eine bedenkliche Beweisführung. „Er⸗ 
werb“ und „Erwerbsgeſchäft“ ſcheinen ſo nahe verwandte Aus⸗ 
drücke zu ſein, daß man, wenn man nicht näher zuſieht, den 
einen für den andern nehmen mag. „Erwerbsgeſchäft“ iſt aber 
ein bloß dialektiſcher Ausdruck. Löſt man ihn auf, jo kann er 
doch wohl nur das Geſchäft bedeuten, das zum Erwerb be⸗ 
rechtigt u. /o. verpflichtet. Vielleicht iſt ſolches Geſchäft denkbar. 
Man macht es aber jedenfalls nicht und das gewöhnliche 
Schuldgeſchäft, der Aktienkauf iſt ſolches „Erwerbsgeſchäft“ 
gewiß nicht. Man darf alſo auch nicht ſagen, daß Erwerb und 
Kauf gleichzuachtende Ausdrücke ſind. Nach feſtſtehender, von 
der Rechtsordnung gewiſſenhaft befolgter terminologiſcher 
Regel bezeichnet „Erwerb“ die aktive Seite des Rechtsüber⸗ 
gangs und nichts anderes. Nein, man darf in das Geſetz nicht 
etwas hineinzwingen, woran ſein Verfaſſer nicht hat denken 
können und, wie man ja nun auch weiß (Schlegelberger, 
Notnov., § 226 Anm. 4, 23), gar nicht gedacht hat. Das 
Geſetz hat alſo verſäumt, das Schuldgeſchäft zu behandeln. 
Das Verſäumte wird deshalb nachgeholt: im Geſetz, ſagt man, 
iſt auch das Verbot des dem Erwerb zugrunde liegenden 
Schuldgeſchäfts beſchloſſen; dieſes Geſchäft iſt alſo nach 8 134 
BGB. nichtig (Schlegelberger u. a.). Es bleibt auch 
nichts anderes als ſolche Löſung übrig. Man kann insbeſ. 
nicht annehmen, daß die im Schuldgeſchäft verſprochene 
Leiſtung zwar bewirkbar, aber doch verboten, deshalb 
nicht zumutbar und aus dieſem Grunde unmöglich im 
Rechtsſinn, das Schuldgeſchäft alſo nach 8 306 BGB. nichtig 
ſei. Denn die verſprochene Leiſtung iſt nicht der verbotene Er⸗ 
werb, ſondern die erlaubte Verſchaffung der Mitglied⸗ 
ſchaft. Ebenſowenig kann man annehmen, daß das Schuld⸗ 
geſchäft gültig und nur unklagbar ſei, weil der Staat nicht 
den geſetzlich verbotenen Erwerb erzwingen dürfe (jo Neu 
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feld). Denn weder iſt der Geſellſchaft verboten, den Kauf⸗ 
preis zu zahlen, noch iſt dem Aktionär verboten, der Ge⸗ 
ſellſchaft gegen Zahlung des Kaufpreiſes die Mitgliedſchaft 
zu verſchaffen. Eine Klage auf Verurteilung der Geſell⸗ 
ſchaft zum Erwerb (die Schlegelberger für möglich 
hält) wäre natürlich ſchon aus anderen Gründen abzuweiſen. 
Noch viel weniger läßt ſich annehmen, daß das dem Erwerb 
zugrunde liegende Schuldgeſchäft gültig iſt, insbeſ. alſo der 
Verkäufer gegen die Geſellſchaft auf Zahlung des Kaufpreiſes 
und Abnahme der Aktien klagen kann (fo Düringer⸗ 
Hachenburg, Friedländer, Roſendorff, Staub, 
Netter: ZentrBlHR. 1931, 246; Werner: JW. 1932, 
704). „Der Staat kann die Gerichte oder Organe der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht bereitſtellen, um Rechtsfolgen zu erzwingen, 
die durch Geſetz verboten ſind und nach dem Zweck des Geſetzes 
verhindert werden ſollen.“ Das war die Anſicht der Geſetzes⸗ 
verfaſſer (Schlegelberger). Es entſpricht deutſchem Rechts⸗ 
empfinden. Von einem „Zirkelſchluß“ (jo Düringer⸗ 
Hachenburg) iſt dabei nicht die Rede. Es iſt doch das 
Schickſal des Mitgliedsſchafts verhältniſſes, das auf dem 
Spiel ſteht. An dieſem Verhältnis ſind beide, Geſellſchaft 
und Aktionär beteiligt. Das Geſetz verbietet nun zwar der 
Geſellſchaft, dieſes Verhältnis durch „Erwerb“ zu löſen. 
Es verbietet nicht dem Aktionär, das Verhältnis auf die 
Geſellſchaft zu „übertragen“. Aber hier iſt auch die 
Grenze. Jenſeits dieſer Grenze iſt das an die Geſellſchaft 
gerichtete Verbot im Mitgliedſchaftsverhältnis wirkſam. 
Beide, Geſellſchaft und Aktionär ſtehen alſo inſoweit unter 
der Herrſchaft des das Mitgliedſchaftsverhältnis betreffenden 
Verbots. Das Mitgliedſchaftsverhältnis ſchließt insbeſ. den 
Gedanken aus, der Aktionär dürfe die Geſellſchaft zwingen, 
dem Verbot zuwiderzuhandeln, die Geſellſchaft dürfe ſich ihm 
durch Kauf oder ſonſtigen Schuldvertrag verpflichten, dem 
Geſetz zu trogen und etwas zu tun, was den Erwerb zur 
Folge hat. Nur wer dies verkennt, kann behaupten, die Un⸗ 
wirkſamkeit des „Erwerbsgeſchäfts“ führe zu „unannehm⸗ 
baren Ergebniſſen“ (Düringer⸗ Hachenburg), weil der 
Verkäufer nicht wiſſen könne, ob das ſchuldrechtliche Erwerbs⸗ 
geſchäft verboten oder (ausnahmsweiſe) erlaubt ſei. In ande⸗ 
rem Zuſammenhang müſſen Düringer⸗ Hachenburg doch 
ſelbſt bekennen: „der Verkäufer iſt ja kein Dritter, ſondern 
eben Aktionär“. Nun alſo. Wer ſich mit eben der Geſellſchaft, 
deren Mitglied er iſt, in Gejchäfte einläßt, die das Geſetz 
grundſätzlich verbietet, mag zufrieden ſein, daß das Geſetz 
Veräußerung und Erwerb trotzdem für wirkſam erklärt, und 
nicht noch mehr verlangen. Übrigens machen Düringer⸗ 
Hachenburg eine Einſchränkung, die ſich ebenſowenig wie 
ihre grundſätzliche Auffaſſung dem Geſetz erſchließen läßt: das 
ſchuldrechtliche Erwerbsgeſchäft ſei ungültig, wenn „dem Ver⸗ 
käufer die Unzuläſſigkeit des Erwerbs bekannt“ ſei! Obgleich 
ſie ſonſt den richtigen Standpunkt einnehmen, daß „Löſungs⸗ 
verſuche, von denen das Geſetz nichts weiß“, beſſer unterblei⸗ 
ben. überdies müſſen ſie zugeben, daß eigene, nicht voll be⸗ 
zahlte Aktien und Interimsſcheine nicht wirlſam an die Ge⸗ 
ſellſchaft verkauft werden können. Umſonſt ſuchen ſie die 
Folgewidrigkeit dieſes Zugeſtändniſſes zu rechtfertigen: „der 
Erwerb nicht voll bezahlter Aktien bedeute für die Gläubiger 
und Aktionäre eine erheblich höhere Gefahr“, auch „könne hier 
dem Verkäufer die Prüfung eher zugemutet werden“. So läßt 
ſich Folgewidriges überhaupt nicht rechtfertigen. Und warum 
hier dem Verkäufer die Prüfung der ausnahmsweiſen Zuläſſig⸗ 
keit des Erwerbs zugemutet werden kann, ſonſt nicht, bleibt 
dunkel. Dieſe Prüfung iſt u. U. beſonders ſchwierig, wenn der 
Verkäufer nicht voll bezahlte Aktien oder Interimsſcheine der 
herrſchenden Geſellſchaft an die abhängige Geſellſchaft ver⸗ 
kauft (8 226 Abf. 4). Das Geſetz denkt aber nicht daran, hier⸗ 
auf Rückſicht zu nehmen. — Die Satzung kann natürlich 
nicht wirkſam beſtimmen, daß die Geſellſchaft dem geſetzlichen 
Verbot zuwider Aktien erwerben darf. Die Generalverſamm⸗ 
lung kann alſo erſt recht nicht wirkſam beſchließen, daß 
der Vorſtand dem geſetzlichen Verbot zuwider Aktien erwerben 
ſoll. Beſchließt ſie doch und befolgt die Verwaltung die Wei⸗ 
fung, fo haften alſo die Verwaltungsmitglieder gleichwohl nach 
§ 227 a HGB. (fo auch anſcheinend allgemeine Anſicht trotz 
angeblicher Verſchiedenheit; unklar Staub $ 227a Anm. 9). 


4. Das Geſetz erklärt alſo den (begrifflich unmöglichen 
und geſetzlich verbotenen) Erwerb eigener Aktien für „wirk⸗ 
ſam“. Noch mehr: es erlaubt in Ausnahmefällen den Er⸗ 
werb eigener Aktien und damit auch das ſchuldrechtliche Er⸗ 
werbsgeſchäft. Darin liegt gewiß eine „ſtarke Singularität“, 
und die Ausnahmevorſchriften müſſen „auf das engſte aus⸗ 
gelegt werden“ — ſagt Brodmann mit vollem Recht. 
Man hat aber nicht nur nicht die Ausnahmevorſchriften auf 
das engſte ausgelegt, ſondern einfach „Ausnahmen von 
dem Erwerbsverbot, die im § 226 nicht ausdrücklich er⸗ 
wähnt ſind“ (Schlegelberger), behauptet — was 
Düringer⸗ Hachenburg eine „einſchränkende Auslegung 
des (im § 226 Abf. 1 enthaltenen) Wortes erwerben“ nennen, 
ein bisher im allgemeinen nicht geübtes, ſchon im Intereſſe 
der Rechtsſicherheit und des gemeinen Vertrauens zum Geſetz 
wenig empfehlenswertes und ſonſt auch von Düringer⸗ 
Hachenburg (z. B. §S 226 Anm. 19) mit Recht gemißbillig⸗ 
tes Verfahren. Hiernach ſoll das harmloſe Wort „erwerben“ 
nur „ſolche Erwerbsarten umfaſſen, bei denen typiſch die 
Gefahren entſtehen, die in erſter Reihe die Sonderregelung 
des § 226 veranlaßt haben“ (Düringer⸗ Hachenburg). 
Welche Gefahren das ſind, welche Gefahren in erſter Reihe 
geſtanden haben, bei welchen Erwerbsarten dieſe Gefahren 
typiſch find, verſchweigt das Geſetz, da es ja eben dieſe Aus⸗ 
nahmen gar nicht macht (und wenn es ſie hätte machen wollen, 
beſſer getan hätte, ſtatt des unſtreitig verunglückten $ 226 zu 
beſtimmen, daß gefährlicher Erwerb eigener Aktien unzu⸗ 
läſſig, ungefährlicher dagegen zuläſſig iſt). Der bedauerns⸗ 
werte Geſetzeskonſument ſoll ſich von den gefährlichen und den 
ungefährlichen Erwerbsarten ſelber ein Bild machen. Er wird 
ſich mit Recht darauf berufen, daß ſich auch die Welt dieſer 
verſchwommenen „Ausnahmen“ in jedem Kopf verſchieden 
malen muß — und ſchon in den Köpfen ihrer Urheber verſchie⸗ 
den malt. Nach Düringer⸗ Hachenburg find z. B. „Er⸗ 
werbsarten, die nicht unter § 226 fallen“ (1): 

a) Unentgeltlicher Erwerb voll bezahlter (nach an⸗ 
deren auch nicht voll bezahlter) Aktien auf Grund von Schen⸗ 
kung oder Vermächtnis. Die Mot. z. AktNov. 1884, 223 halten 
es für ganz ſelbſtverſtändlich, daß auch unentgeltlicher Erwerb 
Erwerb i. S. des § 226 iſt. Sie meinen nur, daß der unent⸗ 
geltliche Erwerb nach § 226 a. F. nicht verboten ſei, weil un⸗ 
entgeltlicher Erwerb kein Erwerb „im regelmäßigen Geſchäfts⸗ 
betrieb“ ſei! Auch Brodmann (Zentröl HR. 1932, 52 hält 
es für ganz ſelbſtverſtändlich; es ſei, meint er mit Recht, ein 
„reines Verſehen“, daß man den unentgeltlichen Erwerb nicht 
ausgenommen habe. Im übrigen ſollte man nicht ſo viel Auf⸗ 
hebens davon machen. Es genügt doch, daß der Erwerb nach 
8 226 Abſ. 2 „wirkſam“ if. — Erbſchaftserwerb fol 
übrigens auch „nicht unter § 226 fallen“. Denn es fehle 
überhaupt an einer rechtsgeſchäftlichen oder ſonſtigen aktiven 
Mitwirkung der Geſellſchaft“. „Als verboten wird man nur 
den Erwerb anzuſehen haben, der ſich mittels Einzelübertra⸗ 
gung vollzieht“ (Schlegelberger). Von „aktiver Mitwir⸗ 
kung“ oder „Einzelübertragung“ (womit wohl Übertragung im 
Gegenſatz zum Übergang von Rechts wegen gemeint iſt) lieſt 
man im Geſetz nichts. Abſ. 3 und 4 des 8 226 ſprechen aus⸗ 
drücklich von der „Zum-Pfand⸗“ und „Als⸗Pfand⸗Nehmung“, 
ſchließen alſo geſetzlichen Pfanderwerb aus; das Geſetz hätte 
alſo von der Übertragung oder Übernahme ſprechen müſſen, 
hätte es nicht jeden Erwerb, ſondern nur den Erwerb durch 
Übertragung treffen wollen. Man braucht ſich aber auch hier⸗ 
bei nicht lange aufzuhalten. Der Erwerb it ja nach § 226 
Abi. 2 wirkſam. Anders, wenn die Aktien nicht voll bezahlt 
ſind — was auch ganz in der Ordnung iſt, wenn man den 
Standpunkt des Geſetzes überhaupt gelten läßt. 

b) Erwerb nach 8 700 BGB., 82 Depot. (abwei⸗ 
chend Neufeld, Staub). Ebenſo treuhänderiſcher Er⸗ 
werb. Das Geſetz weiß davon nichts. Die Notwendigkeit der 
unbeſchränkten Zuläſſigkeit ſolchen Erwerbs iſt nicht einzu⸗ 
ſehen. Die Zuläſſigkeit treuhänderiſchen Erwerbs nicht voll be⸗ 
zahlter Aktien würde „typiſch die Gefahren entſtehen“ laſſen, 
die man zur Vorausſetzung der Anwendbarkeit des § 226 
macht. 

e) Erwerb durch Deportgeſchäft. HA. denkt über die 
„typiſche Gefährlichkeit“ dieſes Geſſchäfts anders (Schlegel⸗ 
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berger, Anm. 5; Staub, Anm. 3). Dagegen iſt man über 
die „typiſche Gefährlichkeit“ des Reportgeſchäfts einig. 

d) Erwerb eigener Aktien von dem, der erlaubt für Rech⸗ 
nung oder mit Kursgarantie der Geſellſchaft oder als 
abhängige Geſellſchaft erworben hat. Die Zuläſſigkeit ſol⸗ 
chen Erwerbs ergibt ſich indeſſen nicht aus ſeiner „typiſchen 
Ungefährlichkeit“, ſondern, wenn überhaupt, aus anderen Um⸗ 
ſtänden (unten Nr. 13). 


e) Erwerb zur Einziehung, wenn die Kapitalherab⸗ 
ſetzungsvorſchriften (SS 288 ff. HGB.) befolgt werden (8 227 
Abſ. 2 HGB.) und die Aktien nach Ablauf des Sperrjahres 
und nach Befriedigung oder Sicherſtellung der Geſellſchafts⸗ 
gläubiger gekauft oder zwar vorher gekauft, aber erſt nachher 
bezahlt ($ 288 Abſ. 4 HGB.) und fo die „typiſchen Gefahren“ 
des Erwerbs eigener Aktien vermieden werden. Gewiß kein 
Erwerb, der ſich beſonders empfiehlt. Auch kein ungefährlicher. 
Denn — andere ſind anderer Anſicht. Sie ſind der „ſtrenge⸗ 
ren“ Anſicht, daß dieſe Erwerbsart doch „unter 8 226 fällt“ 
z. B. Lehmann⸗Hirſch, Staub, Quaſſowski: JW. 
1931, 2920). Und wer möchte vorausſagen, auf weſſen Seite 
die Gerichte treten würden? 


1) Erwerb durch Fuſion, d. h. Erwerb eigener, der auf⸗ 
genommenen Geſellſchaft gehörender Aktien, ſoll „unter § 226 
fallen“. Denn er ſei „typiſch gefährlich“. Zwar gebe die auf- 
nehmende Geſellſchaft nichts weg, aber ſie übernehme auch die 
Schulden der aufgenommenen Geſellſchaft. Andere (z. B. Gold⸗ 
ſchmit, Neufeld, Staub) ſind (aus verſchiedenen Grün⸗ 
den) anderer Anſicht. Nach Schlegelberger iſt Fuſions⸗ 
erwerb Erwerb durch Geſamtrechtsnachfolge, und „unter 8 226 
fällt nur der Erwerb, der ſich mittels Einzelübertragung voll⸗ 
zieht“ (oben a). 


5. § 226 beginnt, ſtatt mit der Regel, nämlich dem 
Verbot des Erwerbs eigener Aktien, vielmehr mit einer von 
mehreren Ausnahmen: die Geſellſchaft darf eigene Aktien 
oder (wie überflüſſigerweiſe hinzugefügt wird) Interimsſcheine 
zur notwendigen Abwendung ſchweren Schadens von 
der Geſellſchaft erwerben. Wer ſich darauf beruft, daß ſie darf, 
muß alfo beweiſen (Ouaſſowski: ZW. 1931, 2919). 

a) Sie darf erwerben. Sie darf, was ihr das Geſetz im 
zweiten Satz grundſätzlich verbietet. Das iſt aber nicht die 
Hauptſache. Die Hauptſache iſt, daß die Geſellſchaft erwerben 
kann. Die Geſellſchaft kann begrifflich nicht ihr eigener 
Aktionär fein. Dem Geſetz iſt zu erſchließen, daß fie doch ihr 
eigener Aktionär werden und mithin ſein kann. 

b) Sie kann und darf eigene Aktien erwerben. Der 
Ausdruck iſt dreideutig. Er kann bedeuten: Mitgliedſchaf⸗ 
ten bei der Geſellſchaft. Er kann bedeuten: bereits be⸗ 
ſtehende Mitgliedſchaſten Dritter bei der Geſellſchaft. Er 
kann bedeuten: der Geſellſchaft bereits gehörende Mitglied⸗ 
ſchaften bei ſich ſelbſt. Die dritte Bedeutung kommt hier na⸗ 
türlich nicht in Betracht. Die erſte Bedeutung wäre die, die 
allgemeinen Auslegungsgrundſätzen entſprechen würde. Die 
zweite Bedeutung iſt die, die man gleichwohl allgemein dem 
Ausdruck beimißt (unten c). Eigene Aktien ſind beſtehende 
Mitgliedſchaften Dritter, die (was hinzugefügt wer⸗ 
den muß, weil das Geſetz nun einmal auch von Interims⸗ 
ſcheinen ſpricht) in Aktienurkunden oder Interimsſcheinen be⸗ 
urkundet ſind. An un beurkundete beſtehende Mitglied⸗ 
ſchaften zu denken, hat man vergeſſen. Man wird ſie aber doch 
nicht auslaſſen dürfen und den in Interimsſcheinen beurkun⸗ 
deten Mitgliedſchaften gleichachten dürfen (Düringer⸗ 
Hachenburg). 

c) Sie kann und darf eigene Aktien erwerben. Sie 
kann und darf alſo ihr eigenes Mitglied in eben derſelben 
Weiſe werden, wie Dritte ihr Mitglied werden können. Sie 
kann und darf alſo insbeſondere durch Übertragung, zu vollem 
Recht oder nur nießbrauchs⸗ oder pfandweiſe erwerben. Nach 
allgemeiner Anſicht iſt nur der „abgeleitete“ Erwerb ge⸗ 
meint, nicht auch der „urſprüngliche“. Das ſoll heißen: die 
Geſellſchaft kann und darf im Fall der Kapitalerhöhung keine 
Aktien zeichnen. Nach § 226 könnte und dürfte ſie es ſchon. 
Denn eigene Aktien ſind an und für ſich nicht bloß bereits be⸗ 
ſtehende Mitgliedſchaften Dritter bei der Geſellſchaft (oben b; 


RG. 108, 41). Und § 226 weiß nichts von „abgeleitetem“ 
oder „urſprünglichem“ Erwerb eigener Aktien. Dem 8 226 
würde alſo auch zu entnehmen ſein, daß die Geſellſchaft den 
Zeichnungsvertrag mit ſich ſelbſt würde ſchließen können. Aber 
aus § 260 a HGB. ergibt ſich, daß § 226 nur den Erwerb be⸗ 
reits beſtehender Mitgliedſchaften, alſo den „abgeleiteten“ Er⸗ 
werb meint (unten Nr. 10; kurz und ſkrupelfrei: RStBl. 
1932, 536: „keine AktG. kann ihre eigenen jungen Aktien als 
Erſterwerber zeichnen“). 

d) Sie darf eigene Aktien erwerben, wenn es zur Ab⸗ 
wendung ſchweren Schadens von der Geſellſchaft notwendig iſt. 
Dieſem Fall wird der andere gleichzuachten ſein, daß ſchwerer 
Schaden bereits entſtanden und der Aktienerwerb notwendig 
iſt, um ihn ſo weit zu mindern, daß er nicht mehr ſchwer 
ut (vgl. z. B. § 254 BGB., § 62 VVG.). — Schaden kann 
Vermögens⸗ und anderer Schaden fein. Die AktG. 
kann nur Vermögensſchaden erleiden. — Schaden kann po⸗ 
ſitiver Schaden und entgangener Gewinn fein. Hier 
hat man wohl nur an poſitiven Schaden gedacht (vgl. 
ZentralktGeſ. 38, 6). Bloßer Gewinnentgang wird auch in 
der Regel nicht „ſchwer“ ſein. — Der Schaden muß ſchwer 
ſein. Ob er ſchwer iſt, richtet ſich nach den Umſtänden des 
Falles und der Verkehrsanſchauung. Zu den Umſtänden 
des Falles gehört insbeſondere das Verhältnis des Scha⸗ 
densumfaugs zu dem mit dem Aktienerwerb verbundenen Ri⸗ 
ſiko. Der Schaden kann abſolut klein, aber doch ſchwer ſein, 
weil das mit dem Aktienerwerb verbundene Riſiko beſonders 
klein iſt (abweichend ohne Grund Staub). Kann der Geſell⸗ 
ſchaftsſchuldner nicht zahlen und nur Aktien der Geſellſchaft an 
Zahlungs Statt oder ſicherungsweiſe geben, ſo darf die Geſell⸗ 
ſchaft dieſe ihre Aktien nehmen, „erwerben“. Die Behauptung, 
der Schaden müſſe ſo ſchwer ſein, daß er „im Falle ſeines 
Eintritts geeignet iſt, die Lage der Geſellſchaft ernſtlich zu ge⸗ 
fährden“ (ſo Staub), iſt nicht begründet und nicht zu be⸗ 
gründen (Düringer⸗ Hachenburg). — Der Schaden muß 
von der Geſellſchaft abzuwenden ſein, alſo der Geſellſchaft 
drohen. Insbeſondere iſt ohne Bedeutung, daß der Schaden 
einzelnen oder auch allen Aktionären droht. Ob der Geſell⸗ 
ſchaft von einem Machtkampf ihrer Aktionäre Schaden 
droht, der durch Aktienerwerb abgewandt werden muß, iſt Tat⸗ 
frage (JW. 1929, 1761, 2183). Ebenſo, ob ihr von der Ver⸗ 
äußerung ihrer Aktien an Ausländer Schaden droht (Gefahr 
der Überfremdung) oder von der Veräußerung an einen 
Konkurrenten oder von einer Anfechtungsklage. 
Ebenſo insbeſondere, ob ihr von der Veränderung des Markt⸗ 
preiſes ihrer Aktien (von der Kursentwicklung) ein ſo 
ſchwerer Schaden droht, daß der Aktienerwerb notwendig iſt. 
Nach der Kundgebung der Reichsregierung v. 5. Juni 1931 
iſt „die normale Kurspflege in den eigenen Aktien aus⸗ 
geſchloſſen; aber um z. B. ſchwere Baiſſeangriffe und damit 
gefährliche Kursſtürze in den Aktien hintanzuhalten, iſt der 
Erwerb von eigenen Aktien zuzulaſſen“ (anders Staub, der 
auch die „normale Kurspflege“ durch Aktienerwerb für zu⸗ 
läſſig hält und damit freilich vom geſetzlichen Verbot des 
Aktienerwerbs nichts Weſentliches mehr übrig läßt). — Der 
Erwerb muß zur Schadensabwendung notwendig ſein. Es 
kommt nicht darauf an, daß die Geſellſchaft den Erwerb für 
notwendig hält. Nicht einmal darauf, daß ſie den Erwerb 
für notwendig halten darf d. h. ohne Fahrläſſigkeit für not⸗ 
wendig hält (vgl. 8 670 BGB.). Auch nicht darauf, daß fie 
mit dem Erwerb die Abwendung des Schadens bezweckt. 
Ebenſowenig darauf, daß der Erwerb wirklich notwendig ift- 
Sondern darauf, daß ein objektiver, unbeteiligter Be⸗ 
urteiler ihn für notwendig halten würde (vgl. z. B. § 66 
VVG.: „den Umſtänden nach geboten war“). Er kann auch 
notwendig ſein, wenn der Schaden auf andere Weiſe abzu⸗ 
wenden iſt (abweichend ohne Grund Düringer⸗Hachen⸗ 
burg); aber er iſt dann nur notwendig, wenn auf die andere 
Weiſe ein anderer ſchwerer Schaden entſtehen würde. Auch der 
Erwerb nicht voll bezahlter Aktien kann zur Schadensab⸗ 
wendung notwendig ſein. Aber ſolcher Erwerb macht die Ein⸗ 
legungspflicht des Aktionärs ruhen und auch für den Fall der 
Wiederveräußerung den Rechtsvorgänger von der Haftung aus 
8 220 HGB. frei (unten Nr. 14), iſt alſo aus dieſem Grunde 
u. U. nicht „notwendig“. 
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e) Das Geſetz lenkt aber alsbald wieder ein (was weder 
mutig noch klug iſt, wenn man ſich einmal davon überzeugt 
hat, daß man der Geſellſchaft das Mittel des Aktienerwerbs 
zur Abwendung ſchweren Schadens nicht vorenthalten darf): 
die Geſellſchaft darf auch zur Abwendung ſchweren und ſchwer⸗ 
ſten Schadens nicht mehr erwerben als einen beſtim m⸗ 
ten Prozentſatz des Grundkapitals und darf überhaupt 
nicht erwerben, wenn trotz Erwerbs in dieſem Umfang ſchwe⸗ 
rer (wenn auch vielleicht minder ſchwerer) Schaden übrig⸗ 
bleiben würde. Des Grundkapitals: nicht des einge⸗ 
legten Betrags, nicht des Grundkapitals minus Geſamt⸗ 
nennbetrag der früher erworbenen Aktien (abweichend nur 
Goldſchmit), auch nicht des Grundkapitals minus Geſamt⸗ 
nennbetrag ſolcher Aktien, die die Geſellſchaft früher zur Ab⸗ 
wendung ſchweren Schadens erworben hat (abweichend z. B. 
Düringer⸗ Hachenburg, v. Gierke, dagegen z. B. 
Schlegelberger, Staub). Freilich zeigt ſich wieder, daß 
mit dem geſetzlichen Verbot eigener Aktien kein Staat zu 
machen iſt (vgl. Brodmann: ZentrBlHR. 1932, 53). Das 
berechtigt aber nicht, das zwar mangelhafte, aber wenigſtens 
in dieſem Punkt klare Geſetz zu „verbeſſern“, das zwar in der 
Nr. 2, aber nicht in der Nr. 1 die früher erworbenen Aktien 
mitgerechnet wiſſen will. Dürfte man es verbeſſern, ſo müßte 
man auch ſolche Aktien vom Grundkapital abrechnen, die 
die Geſellſchaft früher zu anderen Zwecken, insbeſondere ſolche, 
die ſie früher verbotswidrig, aber „wirkſam“ erworben hat 
(Düringer⸗ Hachenburg), und ſolche, die ſie unter der 
Herrſchaft des § 226 a. F. erworben hat. 

6. Abgeſehen vom Fall des Erwerbs zur Schadens⸗ 
abwendung darf die Geſellſchaft eigene Interimsſcheine 
nicht erwerben (und auch nicht eigene unbeurkundete Mitglied⸗ 
ſchaften: oben Nr. 5). Warum ſie Interimsſcheine in den⸗ 
jenigen Fällen nicht erwerben darf, in denen ſie in gewöhn⸗ 
lichen Aktienurkunden beurkundete Mitgliedſchaften erwerben 
darf, weiß man nicht. — Nicht voll bezahlte Interims⸗ 
ſcheine kann die Geſellſchaft auch nicht erwerben. Voll be⸗ 
zahlte Interimsſcheine kann ſie erwerben; der Erwerb iſt 
mach § 226 Abſ. 2 „wirkſam“. Das dem Erwerb zugrunde 
liegende ſchuldrechtliche Geſchäft iſt in allen Fällen unwirkſam, 
wird aber im zweiten Fall durch Erwerb wirkſam (unten 
Nr. 8). — übernimmt es die Geſellſchaft, in eigenem Namen 
für fremde Rechnung zu verkaufen, ſo darf ſie nicht gemäß 
8400 HGB. ſelbſt eintreten, kann aber, wenn die 
Interimsſcheine voll bezahlt ſind, wirkſam eintreten. — Blo⸗ 
ßer Legitimationserwerb iſt kein Aktienerwerb. 


7. Abgeſehen vom Fall des Erwerbs zur Schadens⸗ 
abwendung darf die Geſellſchaft eigene Aktien nur erwerben, 
wenn ſie voll bezahlt ſind (weil ſonſt der Rückgriff gegen 
Rechtsvorgänger verlorenginge: unten Nr. 14) und wenn 

a) entweder die Geſellſchaft damit eine Einkaufskom⸗ 
miſſion ausführt. Die Geſellſchaft darf eigene Aktien im 
eigenen Namen für fremde Rechnung (ſei es auch nur für 
kapitalſchwache fremde Rechnung!) erwerben. Eigene Interims⸗ 
ſcheine nicht — warum nicht, wird geheimgehalten. — Die Geſell⸗ 
ſchaft „führt eine Einkaufskommiſſion aus“, auch wenn ſie 
ſelbſt eintritt (8 400 HGB.) — mit dem Deckungsgeſchäft und 
dem darauf beruhenden Erwerb. 


b) oder der Geſamtnennbetrag der zu erwerbenden Aktien 
einen beſtimmten Prozentſatz des (zur Zeit der Ein⸗ 
ziehung ſatzungsmäßigen) Grundkapitals nicht überſteigt und 
die Aktien zur Einziehung (8 227 HGB.) erworben 
werden. Hier werden (im Gegenſatz zum Fall des Erwerbs zur 
Schadensabwendung: oben Nr. 5) den zu erwerbenden Aktien 
die Aktien (oder Interimsſcheine) hinzugerechnet, die „der Ge⸗ 
ſellſchaft bereits gehören“ oder (wie man wohl mit HA. den 
Abſ. 3 und 4 des § 226 entnehmen darf) der Geſellſchaft ver⸗ 
pfändet ſind oder einem andern für Rechnung oder mit Kurs⸗ 
garantie der Geſellſchaft oder einer abhängigen Geſellſchaft 
gehören uſw. — Die Geſellſchaft muß die Aktien alſo mit 
der Abſicht der Einziehung erwerben. Das Geſetz fügt aber 
hinzu, daß die Aktien nur dann als zur Einziehung erwor⸗ 
ben gelten, wenn ſie binnen ſechs Monaten nach Erwerb 
eingezogen werden. Macht man mit dem Geſetz Ernſt, ſo 
bedeutet dies: die Geſellſchaft muß die Aktien in der Abſicht, 


ſie einzuziehen, erwerben; die Aktien gelten jedoch als nicht 
mit der Einziehungsabſicht erworben, wenn ſie nicht in ſechs 
Monaten nach Erwerb eingezogen werden. „Aber man darf 
hiermit nicht Ernſt machen“, ſagt die HA. — und angeſichts 
der techniſchen Mangelhaftigkeit des Geſetzes wohl mit Recht. 
Es kommt hiernach nur darauf an, daß die Aktien in der 
Sechsmonatsfriſt eingezogen werden. Die Friſt beginnt 
mit dem Erwerb (nicht mit dem Abſchluß des ſchuldrechtlichen 
Erwerbsgeſchäfts, wie Düringer⸗ Hachenburg gegen HU. 
meinen: oben Nr. 4). Sie beginnt alſo in den Fällen des 
8 226 Abſ. 3, 4 mit der Inpfandnahme uſw., wenngleich die 
Geſellſchaft ihre Aktien nicht gerade zum Pfande nehmen wird, 
um ſie einzuziehen. Die Aktien müſſen (damit der Erwerb 
zuläſſig iſt) in der Sechsmonatsfriſt eingezogen, die Mitglied⸗ 
ſchaften in der Friſt erloſchen ſein. Sind ſie erloſchen, ſo 
kann das Spiel von neuem beginnen. Bis ſie erloſchen ſind 
oder die Sechsmonatsfriſt verſtrichen iſt, iſt die Zuläſſigkeit 
des Erwerbs in der „Schwebe“ — was freilich „etwas ganz 
Neues“ (Brodmann) und für das dem Erwerb zugrunde 
liegende Schuldverhältnis wenig erfreulich iſt. — Bei der 
Einziehung der zur Einziehung erworbenen Aktien brauchen 
nach § 227 Abſ. 2 HGB. die Vorſchriften über Ka⸗ 
pitalherabſetzung (Ss 288 ff. HGB.) nicht beſolgt zu 
werden. Aber ſie können befolgt werden. Werden ſie be⸗ 
folgt, ſo darf die Geſellſchaft nicht etwa ſchrankenlos 
zur Einziehung erwerben. Die Geſellſchaft kann ihr Grund⸗ 
kapital nach 88 288 ff. HGB. herabſetzen. Der Herabſetzungs⸗ 
beſchluß muß feſtſetzen, „in welcher Weiſe die Maßregel (der 
Herabſetzung) auszuführen iſt“ (§ 288). Er kann insbeſ. feſt⸗ 
ſetzen, daß die Herabſetzung durch Einziehung erworbener oder 
zu erwerbender Aktien „auszuführen“ iſt. Über den Erwerb 
beſtimmt § 226. $ 226 beſtimmt nicht, daß die Geſellſchaft, 
die „die Vorſchriften über die Herabſetzung des Grundkapitals 
befolgt“, mehr als den beſtimmten Prozentſatz zur Einziehung 
erwerben darf (obgleich S 289 HGB. die Geſellſchaftsgläubiger 
ſchützen würde). Die Geſellſchaft darf es alſo auch nicht. So 
auch die überwiegende Meinung. Anders z. B. Düringer⸗ 
Hachenburg gemäß ihrer Gefährlichkeitslehre: die „typiſchen 
Gefahren“ des Erwerbs eigener Aktien fehlten, wenn „die 
Aktien nach den Vorſchriften über die Kapitalherabſetzung er⸗ 
worben“ würden, § 226 ſei alſo unanwendbar. Gegen die 
Gefährlichkeitslehre: oben Nr. 4. Nach dieſer Lehre müßte 
8 226 auch unanwendbar fein, wenn die Geſellſchaft „zu 
Laſten des nach der jährlichen Bilanz verfügbaren Gewinns 
oder eines Reſervefonds“ (8 227 HGB.) einziehen will. Gleich⸗ 
wohl hiergegen: Düringer⸗ Hachenburg (und überhaupt 
die HA.). Werden die Kapitalherabſetzungsvorſchriften nicht 
befolgt, jo ſind bei der Einziehung die Sondervorſchrif⸗ 
ten des § 227 Abſ. 3, 5 HGB. zu befolgen. Geſellſchafts⸗ 
gläubiger, die noch nicht Befriedigung verlangen können, kön⸗ 
nen, nachdem die Eintragung des Einziehungsbeſchluſſes der 
Generalverſammlung bekanntgemacht iſt, von der Geſellſchaft 
Sicherheit verlangen (§S 227 Abſ. 4 HGB.). Das iſt kaum 
mehr als Verhöhnung der Gläubiger. Denn inzwiſchen hat 
die Geſellſchaft gezahlt. — Vereinbaren Aktionär und Geſell⸗ 
ſchaft, daß der Aktionär die nicht voll bezahlte Aktie nach 
Vollzahlung gegen Zahlung eines Kaufpreiſes auf die Geſell⸗ 
ſchaft übertragen ſoll, ſo iſt die voll bezahlte Aktie Gegen⸗ 
ſtand des Kaufvertrags, der Erwerb alſo jedenfalls „wirkſam“ 
und der Kaufvertrag wirkſam, wenn er geſchloſſen werden 
„darf“ (vgl. DIZ. 1913, 867). 

8. Begrifflich kann die Geſellſchaft, rechtsgrundſätzlich 
darf ſie keine eigenen Aktien erwerben. Aber ſie ſoll es im 
allgemeinen doch können und ſie ſoll es auch im allgemeinen 
dürfen, wenigſtens inſofern dürfen, als ſie trotz des geſetzlichen 
Erwerbsverbots erwerben kann: die Geſellſchaft erwirbt 
gleichwohl, wenn die Aktien oder Interimsſcheine voll 
bezahlt find. Was $ 226 Abſ. 2 ungeſchickt jo ausdrückt: Die 
Wirkſamkeit des Erwerbs (als ob, was glücklich erworben 
iſt, „wirkſam“ oder „unwirkſam“ erworben fein — als ob, 
wer Eigentümer eines Grundſtücks iſt, auch „unwirkſamer“ 
Eigentümer fein könnte!) eigener Aktien wird durch den Ver⸗ 
ſtoß gegen die Vorſchriften des Abſ. 1 (d. h. gegen das im 
Abſ. 1 mitenthaltene Erwerbsverbot) nicht berührt, es 
ſei denn, daß (als ob es hier auf die Regelung der Beweislaſt 
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ankäme!) fie noch nicht voll bezahlt ſind. Der geglückte Ver⸗ 
ſtoß gegen das Erwerbsverbot führt nur die Erſatzpflicht der 
Verwaltungsmitglieder herbei (8 2272 HGB.). 

a) HA. (wohl noch im Bann des 8 226 a. F.) erklärt 
auch den Erwerb voll bezahlter Interimsſcheine für 
„unwirkſam“: Interimsſcheine ſtänden immer „im Rahmen 
des 8 225 den nicht voll bezahlten Aktien gleich“ Düringer⸗ 
Hachenburg). Gewiß nicht. Interimsſcheine ſtehen dort, 
wo das Geſetz ſie nicht neben den „Aktien“ beſonders aufführt 
(wie in 8 226 Abſ. 3, 4), und fo auch hier im $ 226 Abſ. 2 
den „Aktien“ gleich, weil ſie ebenſogut Aktienurkunden ſind 
wie die „Aktien“. Aber fie ſtehen keineswegs, wenn fie voll 
bezahlt ſind, den nicht voll bezahlten Aktien gleich. Warum 
ſollten ſie auch? 

b) Das verbotwidrige, dem „wirkſamen“ Erwerb zu⸗ 
grunde liegende Schuldgeſchäft war nichtig (oben Nr. 3). Fit 
es jetzt, nach dem Erwerb, noch nichtig? Dann wäre nach 
Kondiktionsgrundſätzen auszugleichen. Dies aber wäre doch 
mit der vom Geſetz beſtimmten „Wirkſamkeit“ des Erwerbs 
unvereinbar. Die Unmöglichkeit der Leiſtung iſt infolge des 
Erwerbs und ſeiner „Wirkſamkeit“ behoben, das geſetzliche 
Verbot infolge der „Wirkſamkeit“ des Erwerbs unwirkſam ge⸗ 
worden und das Schuldgeſchäft iſt ebenſo wirkſam geworden, 
wie der auf eine unmögliche Leiſtung gerichtete, aber für den 
Fall der Möglichkeit geſchloſſene oder der verbotene, aber für 
den Fall der Unwirkſamkeit des Verbots geſchloſſene Vertrag 
nach $$ 308, 309 BGB. gültig iſt (im Ergebnis ebenſo 
v. Gierke, Horrwitz⸗Ullmann, Lehmann⸗Hirſch, 
Brodmann: ZentrdlHN. 1932, 51: Heilung des unwirk⸗ 
ſamen Schuldgeſchäfts durch Erfüllung, ähnlich wie nach 
§d 313, 518, 766 BGB., $ 15 GmbH.). Nach Schlegel⸗ 
berger ſoll, wie etwa „in anderen Fällen, wo eine Ver⸗ 
bindlichkeit nicht begründet werden kann oder nicht mehr be⸗ 
ſteht, das zur Erfüllung der Verbindlichkeit Geleiſtete nicht 
deshalb zurückgefordert werden kann, weil eine Verbindlichkeit 
nicht beſtanden hat (vgl. 83 222, 656, 762 BGB, 8 55 
Börſch.)“, fo auch das auf Grund des Schuldgeſchäfts über 
eigene Aktien Geleiſtete nicht deshalb zurückgefordert werden 
können, weil das Schuldgeſchäft unwirkſam iſt (ebenſo Neu⸗ 
feld). Das liegt weit ab, wäre auch gewiß geſagt worden, 
hätte man es ſich vorher, vor Erlaß der Notnov. vor⸗ 
geſtellt, und genügt auch für den Fall nicht, daß die Aktie 
erworben, der Kaufpreis aber noch nicht bezahlt iſt. Nach 
Klauſing (AR Reform 57) iſt der Veräußerer die Aktien 
los und muß dafür Empfangenes zurückerſtatten. 

c) Wenn der Aktionär ſeine Aktie an einen anderen ver⸗ 
kauft und der andere ſeine Forderung gegen den Aktionär 
auf übertragung der Mitgliedſchaft an die Geſellſchaft ver⸗ 
kauft und abtritt, obgleich der Erwerb verboten iſt, iſt 
der Verkauf des andern unwirkſam, die Abtretung dagegen 
nach § 226 Abſ. 2 wirkſam und der Erwerb der Aktie auf 
Grund der wirkſamen Abtretung natürlich auch „wirkſam“. 

9. Kann und darf die Geſellſchaft überhaupt eigene Aktien 
erwerben, ſo kann und darf ſie natürlich eigene Aktien auch 
nießbrauchs⸗ oder pfandweiſe erwerben. Wenn nicht — natür⸗ 
lich nicht. Es verſteht ſich alſo von ſelbſt, was § 226 Abſ. 3 
(am § 226 a. F. klebend) in die Worte kleidet: dem Erwerb 
ſteht es gleich, wenn die Geſellſchaft Aktien zum Pfand 
nimmt. Nun aber, wo die Worte einmal daſtehen, mißt man 
dem Selbſtverſtändlichen die beſondere Bedeutung bei: die Ge⸗ 
ſellſchaft kann und darf an eigenen Aktien geſetzliche 
oder Pfändungspfandrechte erwerben. Ebenſowenig iſt 
natürlich die Entſtehung geſetzlicher oder vertraglicher Reten- 
tions rechte verſchränkt. — Die Beſchränkung der Verpfin- 
dung hat wenig Sinn (Brodmann: 3H R. 1932, 52). 
Höchſtens daß die unbeſchränkte Zuläſſigkeit der Verpfändung 
Schiebungen begünſtigen würde (Mot. z. AktNov. 1881, 223). 
Mit den Mittelchen des § 226 verhindert man aber keine 
Schiebungen. Wenn die Geſellſchaft einen Kreditvertrag ſchließt 
und morgen eigene Aktien zum Pfand nimmt, wer möchte 
ſagen, daß die „Pfandnehmung“ nicht „zur Abwendung eines 
ſchweren Schadens von der Geſellſchaft notwendig“ ſei? Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg meinen freilich, auf ſolche Notwen⸗ 
digkeit könne ſich die Geſellſchaft nur berufen, wenn „der 
Schuldner als einziges Vermögensobjekt Aktien der Geſell⸗ 


ſchaft beſitze“! — Es iſt nicht leicht, dem Wort „Erwerb“ 
die Bedeutung des „typiſch gefährlichen“ Erwerbs unter⸗ 
zulegen (oben Nr. 4). Noch ſchwerer iſt es, den Worten „zum 
Pfand nehmen“ die Bedeutung der „typiſch gefährlichen“ 
Pfandnahme unterzulegen. Man ſchreckt aber auch hiervor 
nicht zurück ((/Düringer⸗ Hachenburg). Nun kann man 
ſagen, die kautionsweiſe Pfandnahme eigener Aktien 
jet „ungefährlich“ und „falle deshalb nicht unter § 226“ 
(Düringer⸗ Hachenburg, ebenſo aus ähnlichen Gründen 
Lehmann⸗Hirſch, Goldſchmit: das Pfandnahmever⸗ 
bot „treffe ſinngemäß nur die Fälle, in denen wie beim Er⸗ 
werb eigener Aktien Mittel der Geſellſchaft in Anſpruch ge⸗ 
nommen würden“ — was dem Standpunkt entſpricht, daß 
unentgeltlicher Erwerb „nicht unter § 226 fällt“: oben Nr. 4; 
dagegen Neufeld, Schlegelberger, Staub). Nach der 
Gefährlichkeitslehre müßte auch jede Pfandnahme eigener 
Aktien für ſchon beſtehende Geſellſchaftsforderungen „nicht 
unter § 226 fallen“. Hiernach wäre auch die Wirkſamkeit der 
üblichen Bankbedingung zu beurteilen, daß der Bank 
alle in ihren Beſitz gelangenden Wertpapiere des Kunden 
(alſo auch eigene Aktien) für alle ihre Forderungen gegen den 
Kunden verpfändet ſind: gelangen die Aktien vor Entſtehung 
der Forderung in den Beſitz der Bank, ſo iſt die Verpfändung 
gefährlich und „fällt unter § 226“; gelangen fie nach Ent⸗ 
ſtehung der Forderung in den Beſitz der Bank, ſo iſt die Ver⸗ 
pfändung ungefährlich und „fällt nicht unter § 226“ (fo 
wohl auch Düringer⸗ Hachenburg; für die Wirkſamkeit 
der Bedingung: Lehmann⸗Hirſch, Goldſchmit: „ſonſt 
werde das ganze Depotgeſchäft unmöglich gemacht“, für Un⸗ 
wirkſamkeit der Bedingung: Horrwitz⸗Ullmann, Roſen⸗ 
dorff, Schlegelberger, Staub; nach Breit: JW. 
1932, 1455 iſt nicht die Pfandnahme, ſondern nur der Erwerb 
auf Grund Pfandverkaufs verboten). Die Bank hat jedenfalls 
das Pfandrecht des 8397 HGB. und das Retentionsrecht 
der 85369 ff. HGB. Der Streit iſt alſo ohne zu große Be⸗ 
deutung. 

10. Das Geſetz ſtellt dem Erwerb eigener Aktien den Fall 
gleich, daß ein anderer (z. B. eine Bank) für Rechnung 
der Geſellſchaft erwirbt (ſei es zu vollem Recht, ſei es 
nur pfandweiſe uſw.: oben Nr. 9; HA.). 

a) Der andere darf alſo für Rechnung der Geſellſchaft 
im beſtimmten Umfang zur Schadensabwendung er⸗ 
werben. Der andere darf ſonſt für Rechnung der Geſellſchaft 
Interimsſcheine überhaupt nicht, Aktien nur erwerben, 
wenn die Aktien voll bezahlt ſind und wenn entweder 
die Geſellſchaft damit eine Einkaufskommiſſion ausführt 
(alſo die Geſellſchaft Kommiſſionärin, der andere unterbeauf⸗ 
tragt iſt) oder die Aktien zur Einziehung erworben werden 
und zuſammen mit den der Geſellſchaft ſchon gehörenden 
Aktien nicht mehr als den beſtimmten Prozentſatz des Grund⸗ 
kapitals ausmachen. Zuſammen mit den der Geſellſchaft ge⸗ 
hörenden Aktien: das Geſetz meint wohl mehr, als ſeine 
ſchlecht gewählten Worte ſagen: nicht nur der Erwerb der 
Aktien durch den andern ſoll dem Erwerb durch die Geſell⸗ 
ſchaft gleichſtehen — auch die vom andern für Rechnung der 
Geſellſchaft erworbenen und, noch mehr, überhaupt die dem 
andern für Rechnung der Geſellſchaft gehörenden, ferner die 
dem andern mit Kursgarantie der Geſellſchaft gehörenden 
und ſchließlich die einer ebhängigen Geſellſchaft gehörenden 
Aktien ſollen den der Geſellſchaft gehörenden Aktien gleich⸗ 
ſtehen (oben Nr. 7). 

b) Der andere erwirbt trotz des geſetzlichen Erwerbsver⸗ 
bots für Rechnung der Geſellſchaft, wenn die Aktien voll 
bezahlt ſind (§ 226 Abſ. 2). Nicht voll bezahlte Aktien erwirbt 
er zwar auch, aber er erwirbt ſie (abgeſehen vom Fall not⸗ 
wendiger Schadensabwendung) nicht für Rechnung der Ge⸗ 
ſellſchaft, ſondern für eigene Rechnung. Es iſt alſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch das ſchuldrechtliche Geſchäft wirk⸗ 
ſam, durch das der Aktionär ſich verpflichtet, dem andern die 
Aktien zu übertragen. Hat der andere (verbotswidrig oder 
nicht) für Rechnung der Geſellſchaft erworben, ſo darf die 
Geſellſchaft natürlich von ihm erwerben; der Erwerb des 
andern hat ja das verbotswidrige und deshalb unwirkſame 
Rechnungsverhältnis zwiſchen der Geſellſchaft und dem an⸗ 
dern wirkſam gemacht (oben Nr. 8). Teilmeiſe anders HA.: 
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„mach Sinn und Zweck der Vorſchrift (des § 226 Abſ. 3) ſei 
wohl nicht der Erwerb durch audere dem Erwerb durch die 
Geſellſchaft gleichzuſtellen, ſondern die Begründung eines 
Rechtsverhältniſſes, nach dem die Geſellſchaft einem 
andern auf ihre Rechnung Aktien erwerben laſſe“ (Neu⸗ 
feld). Die „Begründung eines Rechtsverhältniſſes“, das 
ſchuldrechtliche Erwerbsverhältnis zwiſchen der Geſellſchaft und 
dem andern iſt genau ſo wirkſam oder unwirkſam, wie das 
ſchuldrechtliche Geſchäft, durch das ſich der Aktionär gegen⸗ 
über der Geſellſchaft verpflichtet, die Aktien zu übertragen. 
Es wäre ja auch ſeltſam genug, wenn die Geſellſchaft ſich zwar 
nicht gegenüber dem verkaufenden Aktionär, wohl aber gegen⸗ 
über dem einkaufenden Kommiſſionär wirkſam verpflichten 
könnte, vollbezahlte Aktien in beliebiger Menge und zu be⸗ 
liebigem Zweck abzunehmen und zu bezahlen. Seltſam genug, 
wie ſeltſam es auch anmutet, daß der bloße Erwerb des 
andern das Rechnungsverhältnis zur Geſellſchaft wirkſam 
macht. Seltſam genug, wie ſeltſam auch immer der 8 226 
überhaupt ausgefallen iſt. Und ferner: Der Einkaufskommiſ⸗ 
ſionär iſt verpflichtet, dem Kommittenten gegen Erſtattung 
ſeiner Aufwendungen uſw. den eingekauften Gegenſtand her⸗ 
auszugeben, hier: der Geſellſchaft die Mitgliedſchaft zu über⸗ 
tragen. Die Vereinbarung hierüber, der Kommiſſions⸗ 
vertrag iſt alſo das ſchuldrechtliche Geſchäft über den 
Erwerb eigener Aktien. Dieſer Erwerb iſt alſo Erwerb i. S. 
des § 226 Abſ. 1, 2. Das ihm zugrunde liegende ſchuld⸗ 
rechtliche Geſchäft, eben der Kommiſſionsvertrag, muß alſo 
genau ſo wirkſam oder unwirkſam ſein, wie das dem Erwerb 
etwa zugrunde liegende Kaufgeſchäft. Man hat das über⸗ 
ſehen. Düringer⸗ Hachenburg machen darauf mit Recht 
aufmerkſam, folgern daraus aber mit Unrecht, daß § 226 
Abſ. 3 auf die Einkaufskommiſſion nicht anwendbar ſei. Wie 
§ 226 Abſ. 3 nun einmal iſt, iſt er als Sondervorſchrift, 
find alſo nicht die Abſ. 1, 2 des 8226 anzuwenden. Aber 
man darf aus 8226 Abſ. 3 ebenſowenig folgern, daß das 
Kommiſſionsgeſchäft wirkſam ſei, obgleich doch das Kauf- 
geſchäft unwirkſam fein würde. Düringer⸗ Hachenburg 
machen alſo denjenigen, die mit Unrecht ſo folgern, mit Recht 
den Vorwurf der Inkonſequenz. Aber auch ihre Behauptung, 
daß das Kaufgeſchäft wirkſam ſein müſſe, wenn und weil 
das Kommiſſionsgeſchäft wirkſam ſei, fällt mit der Unwirk⸗ 
ſamkeit auch des Kommiſſionsgeſchäfts in ſich zuſammen. 

c) „Für Rechnung der Geſellſchaft“ erwerben bedeutet 
an ſich: ſo erwerben, daß das Ergebnis der Geſellſchaft zu⸗ 
kommt — ſei es unmittelbar (wie im Fall der Ver⸗ 
tretung), ſei es mittelbar (Ritter, HGB. § 373 An⸗ 
merkung 4 gg). Der Fall des unmittelbaren Zukommens wird 
von § 226 Abſ. 1, 2 behandelt, ſcheidet hier alſo aus. Nur 
der Fall, daß der andere in eigenem Namen handelt, 
kommt in Betracht. Auch nicht der Fall, daß die Geſellſchaft 
mit einem Aktionär vereinbart, daß dieſer fortan die Aktien 
für Rechnung der Geſellſchaft halten ſoll. Wenigſtens regel⸗ 
mäßig nicht. Denn regelmäßig müßte ſolcher Aktionär doch 
die Aktien der Geſellſchaft auf Verlangen herausgeben, alſo 
die Mitgliedſchaften auf die Geſellſchaft übertragen. Dann 
aber wären die Abſ. 1, 2 des § 226 anzuwenden. Anders, 
wenn Aktionär und Geſellſchaft vereinbaren, daß der Aktionär 
die Aktien nicht an die Geſellſchaft herausgeben, ſondern ſie 
gegebenenfalls für Rechnung der Geſellſchaft an einen Drit⸗ 
ten veräußern ſoll. In dieſem Fall iſt 8 226 Abſ. 3 ſiungemäß 
anzuwenden. Vereinbaren ein anderer (3. B. die Bank der Ge- 
ſellſchaft) und die Geſellſchaft, daß der andere für Rechnung 
der Geſellſchaft erwerben und die Aktien nicht an die Ge⸗ 
ſellſchaft herausgeben, ſondern auf Verlangen und für Rech⸗ 
nung der Geſellſchaft an einen Dritten veräußern ſoll, jo iſt 
§ 226 Abſ. 3 unmittelbar anzuwenden. 

d) Erwirbt der andere zur notwendigen Abwendung von 
Geſellſchaftsſchaden nicht voll bezahlte Ak ien für Rech⸗ 
nung der Geſellſchaft, ſo geht auf ihn ebenſo, wie auf den 
Aktionär, der für eigene Rechnung erwirbt, die unerfüllte 
Einlegungspflicht über (5 220 HGB.; abw. ohne 
Grund Goldſchmit: „da tatſächlich die Geſellſchaft Eigen⸗ 
tümerin ihrer Aktien werde“). Er kann auch nicht, auf Ein⸗ 
legung in Anſpruch genommen, ſeine Forderung auf Er⸗ 
ſtattung (8 670 BGB.) aufrechnen (8 221 HGB.) und auch 


nicht deswegen retinieren (abw. ohne Grund Düringer⸗ 
Hachenburg). 

e) Erwerb iſt Erwerb. Sowohl Erwerb durch Über⸗ 
gang, insbeſ. Übertragung, als auch Erwerb durch Zeichnung 
und Zuteilung (RG. 108, 41 JW. 1924, 679). 8226 uns 
terſcheidet nur im Abſ. 4 unter den Erxwerbsarten, ſonſt nicht. 
Wir dürften alſo ſonſt auch nicht unterſcheiden. Freilich, bei der 
Gründung der Geſellſchaft kann der andere natürlich nicht 
für Rechnung der Geſellſchaft zeichnen; denn die Geſellſchaft 
exiſtiert ja noch gar nicht und deshalb kann ja auch kein 
Rechnungsverhältnis exiſtieren. Der andere kann nur bei der 
Kapitalerhöhung für Rechnung der Geſellſchaft zeich⸗ 
nen. Das könnte er nach 8 226 ziemlich unbeſchränkt, weil 
ja durch Zeichnung und Zuteilung „erworben“ wird und 
der Erwerb nach § 226 Abſ. 2 im allgemeinen „wirkſam“ iſt. 
Aber er dürfte es nicht unbeſchränkt. Und zwar dürfte er, 
wenn man ſich die Schranken des 8 226 daraufhin anſieht, 
ſo wenig, daß er überhaupt nicht dürfen würde. Dies 
kann nun gewiß nicht zu der Annahme führen, daß der andere 
unbeſchränkt zeichnen darf. Man nimmt es gleichwohl an: 
Zeichnung „fällt nicht unter § 226“ (Schlegelberger)! 
„Es iſt ſcharf zu ſcheiden zwiſchen Erwerb und Zeichnung“ 
(Staub)! Die Annahme iſt auch in der Tat berechtigt. Denn 
§ 226 iſt inſoweit eines der „unehrlichen“ Geſetze, die das 
Gegenteil von dem ſagen, was ſie meinen. Dies erfährt man, 
wenn man ſich zum § 260 a begibt. Dort lieſt man erſtaunt, 
daß es Aktien gibt, „die von dem Aktionär als Zeichner 
für Rechnung der Geſellſchaft übernommen worden ſind“ 
(ſog. Vorratsaktien) — Aklien, die vom Aktionär für Rech⸗ 
nung der Geſellſchaft nur dann übernommen werden dürfen, 
wenn man ſich vom § 226 emanzipiert. Soll man den 8 226 
anwenden und den § 260 a zur Unfruchtbarkeit verurteilen? 
Oder den § 260 a anwendbar machen und den 8 226 verge⸗ 
waltigen? Man wird ſich in dieſem Dilemma für das letzte 
entſcheiden dürfen. Und man mag es, wenn man will, fo 
rechtfertigen: der Erwerb für Rechnung der Geſellſchaft ſoll 
dem Erwerb eigener Aktien gleichſtehen, mit dem Erwerb 
eigener Aktien iſt der Erwerb bereits beſtehender Mit⸗ 
gliedſchaften gemeint (oben Nr. 5), ſolchem Erwerb kann nur 
der Erwerb beſtehender Mitgliedichaften für Rechnung 
der Geſellſchaft gleichſtehen. Aber welch ein Weg! Welche Zu- 
mutung an jeden, der vom Geſetz Auskunft verlangt! Und 
welche „völlige Ungereimtheit“ (v. Gierke), den abgeleiteten 
Erwerb zu verbieten und den Zeichnungserwerb durch Ver⸗ 
mittlung des „andern“ unbeſchränkt zu erlauben! 

11. Das Geſetz ſtellt ſchließlich dem Erwerb eigener 
Aktien den Fall gleich, daß jemand mit der Kursgarantie 
der Geſellſchaft erwirbt, daß alſo die Geſellſchaft ſich gegen⸗ 
über dem, der ihre Aktien erwerben ſoll oder ſchon beſitzt 
(H A.), verpflichtet, gegebenenfalls den Betrag zu zahlen, der 
dem Unterſchied zweier „Kurfe“ entſpricht. Solche Garantien 
werden von der Geſellſchaft nicht aus blauem Himmel über⸗ 
nommen. Ein Bankenkonſortium verpflichtet ſich z. B. der 
Geſellſchaft, Aktien zur Kursſtützung zu erwerben, und erhält 
von der Geſellſchaft die Garantie, daß ihm im Verkaufsfall 
die Differenz zwiſchen Kauf- und Verkaufspreis erſtattet wird. 
Dieſe Garantie wird regelmäßig ein Rückerſtattungsverſprechen 
fein, das nach $ 213 HGB. unwirkſam ſein würde. Es iſt aber 
nicht nach der allgemeinen Vorſchrift des § 213 unwirkſam, 
ſondern nach der Sondervorſchrift des § 226 zu beurteilen 
(anſch. abw. Quaſſowski: JW. 1931, 2921). Anders 
Düringer⸗ Hachenburg: „unter § 226 Abſ. 3 fallen nur 
ſolche Kursgarantien, die für die Gläubiger und Aktionäre 
die gleichen, aber auch nicht höhere Gefahren mit ſich bringen 
wie der Erwerb eigener Aktien durch die Geſellſchaft ſelbſt“. 
Wenn z. B. der Beſtellungsvertrag das Vorſtandsmitglied ver⸗ 
pflichtet, Aktien der Geſellſchaft zu erwerben und die Geſell⸗ 
ſchaft für den Fall der Beendigung des Beſtellungsverhält⸗ 
niſſes einen Mindeſtkurs garantiere, ſo ſei die Garantie nach 
8213 HGB. nichtig. Man kann niemandem zumuten, dies 
aus dem Geſetz herauszuleſen, niemandem, im Verkehr die 
Gefahren des Erwerbs eigener Aktien und diejenigen einer 
Kursgarantie gegen einander abzuwägen. — Im übrigen gilt 
dasſelbe, wie im Fall des Erwerbs von Aktien für Rechnung 
der Geſellſchaft. Erwerb mit Kursgarantie iſt ja auch nichts 
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anderes als Erwerb für beſchränkte Rechnung der Geſell⸗ 
ſchaft. 


12. Der Erwerb von Aktien durch einen andern iſt 
nicht nur bedenklich, wenn der andere Aktien der Geſellſchaft 
für Rechnung der Geſellſchaft erwirbt, ſondern auch dann, 
wenn der andere zwar für eigene Rechnung, aber unter 
dem Druck der Geſellſchaft erwirbt. Denn ſolcher Erwerb 
kann insbeſ. der Herſtellung unnatürlicher Mehrheitsverhält⸗ 
niſſe, der Verwaltungsherrſchaft über die Geſellſchaft und der 
Kursbeeinfluſſung dienen. Dem trägt $ 226 Abſ. 4, wenn⸗ 
gleich nur beſchränkt, Rechnung: Steht eine Handelsgeſell⸗ 
ſchaft oder eine bergrechtliche Gewerkſchaft unter dem be⸗ 
herrſchenden Einfluß einer AktG. oder KommGeſ. a. A. („a b⸗ 
hängige“ Geſellſchaft), ſo darf ſie Aktien dieſer Geſellſchaft, 
der „herrſchenden“ Geſellſchaft, nur beſchränkt erwerben. 


3) Abhängige Geſellſchaft können alſo nur Handels⸗ 
geſellſchaft oder bergrechtliche Gewerkſchaft ſein. 
Warum, iſt nicht einzuſehen. Ob das Rieſenunternehmen des 
Einzelkaufmanns Müller oder das Zwergunternehmen der 
offenen Handelsgeſellſchaft Meyer & Schmidt „abhängig“ iſt, 
kann doch keinen Unterſchied begründen. §§ 240 a, 2612 
HGB. ſprechen vom „abhängigen Unternehmen“. über „Han⸗ 
delsgeſellſchaften“: Ritter, 86 HGB. Anm. 2. Die berg⸗ 
rechtlichen Gewerkſchaften verdanken ihre Anführung offenbar 
dem Zufall, daß fie im Fall RG. 108, 41 = JW. 1924, 679 
(Neuſtaßfurt⸗Urteil) „abhängig“ waren und hier zu der (von 
8 226 und ſchon vorher von RG. 115, 246 = JW. 1927, 672 
abgelehnten) ſog. Einheitstheorie geführt haben, nach der 
die herrſchende und die abhängige Geſellſchaft (wenigſtens in 
beſtimmter Lage) ein einheitliches Gebilde ſein ſollen und dem⸗ 
gemäß die eine Geſellſchaft ebenſoſehr und ebenſowenig Aktien 
der anderen Geſellſchaft erwerben darf wie eigene Aktien. 


b) Die Geſellſchaft muß „abhängig“ ſein, d. h. nicht 
nur unter dem Einfluß der andern Geſellſchaft ſtehen (alſo 
unter einem Einfluß, dem man ſich gegebenenfalls ohne be⸗ 
ſonderen Nachteil entziehen kann), ſondern unter ihrem be⸗ 
herrſchenden Einfluß. Spitz (ZentrBloR. 1932, 192) 
klagt über den „Kautſchukbegriff“. Nicht mit Unrecht. § 226 
Abi. 4 will den Gefahren begegnen, die der Erwerb von Aktien 
der herrſchenden Geſellſchaft durch die abhängige Geſellſchaft 
für Aktionäre und Gläubiger der herrſchenden Geſellſchaft 
heraufbeſchwört. Es liegt alſo nahe, anzunehmen, daß es 
nicht ſo ſehr auf eine allgemeine Abhängigkeit bei der 
Geſchäftsführung ankommt, ſondern nur auf die Abhängigkeit 
beim Erwerb oder bei der Verwendung der Aktien. So 
vernünftig auch ſolche Annahme wäre, ſo läßt ſie ſich doch 
nicht rechtfertigen. $ 226 Abſ. 4 beſtimmt die Bedeutung des 
Ausdrucks „abhängige Geſellſchaft“ ſo, daß dieſer Ausdruck 
überall, wo er wieder vorkommt, ebenſo verſtanden werden 
muß wie hier. Das Geſetz ſpricht nur noch einmal von der 
„abhängigen Geſellſchaft“ ($ 260 a HGB.), noch zweimal vom 
„abhängigen Unternehmer“ (SS 240 a, 261 a HGB.). In allen 
dieſen drei Fällen iſt der Ausdruck „abhängig“ offenbar im 
Sinne einer allgemeinen Abhängigkeit bei der Geſchäftsführung 
gebraucht. Man wird ihn deshalb auch hier in dieſem Sinne 
verſtehen müſſen (anjch. ebenſo Düringer⸗ Hachenburg). 
Nur das wird, wenn man nicht der Wortklauberei bezichtigt 
werden will, zuzugeben ſein, daß die allgemeine Abhängig⸗ 
keit, die ſich ausnahmsweiſe auf Erwerb und Verwendung der 
Aktien nicht erſtreckt, nicht ausreicht, die abhängige Geſell⸗ 
ſchaft als abhängig erſcheinen zu laſſen. — Nach Düringer⸗ 
Hachenburg iſt die Geſellſchaft nur dann „abhängig“, wenn 
ſie ſich des beherrſchenden Einfluſſes der anderen Geſell⸗ 
ſchaft „bewußt“ iſt. Davon weiß das Geſetz nichts. Es 
widerſpricht auch dem Grundgedanken des Geſetzes, das auch 
der Gefahr begegnen will, die ſich aus der Verwendung der 
Aktien durch die abhängige Geſellſchaft und der Herrſchaft 
der anderen Geſellſchaft ergibt. — Auf welche „Weiſe“ die 
abhängige Geſellſchaft unter dem Einfluß der herrſchenden 
Geſellſchaft ſteht, wie der Einfluß entſtanden iſt, wie er geltend 
gemacht wird, iſt ohne Bedeutung, „Gruppen“ von Abhängig⸗ 
keiten zu bilden (ſo Kronſtein, Abh. jur. Perſ.), wertlos. 
Ob dem Einfluß „rechtliche Tatbeſtände“ (wie Lehmann⸗ 
Hirſch verlangen) oder andere Tatbeſtände zugrunde liegen, 
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ob die abhängige Geſellſchaft „in den Organismus der herr⸗ 
ſchenden Geſellſchaft eingegliedert“ iſt (was Fried⸗ 
länder verlangt) oder nicht, iſt gleichgültig; ebenſo, ob der 
Einfluß dauerhaft iſt (was HA. verlangt) oder nicht, ob 
er auf einer „Beteiligung“, insbeſ. einer Aktienmehrheit oder 
auch -minderheit beruht oder auf beſonderem Herrſchaftsver⸗ 
trag oder auf Verſchuldung oder auf wettbewerblichem oder 
ſonſtigem Druck. Immer kommt es auf die Tatfrage des 
(allgemein) beherrſchenden Einfluſſes (nicht auch ſeines Zu⸗ 
ſammenhanges mit den aus Erwerb oder Verwendung der 
Aktien fließenden Gefahren) an. Eine ſog. Sperrminori⸗ 
tät (Minorität, die ſo groß iſt, daß ſie die Faſſung von 
Generalverſammlungsbeſchlüſſen verhindern kann, die mit grö⸗ 
ßerer Stimmenmehrheit gefaßt werden müſſen) wird hierzu 
regelmäßig nicht ausreichen. Sie kann aber hierzu ausreichen, 
wenn die Sperrung die Geſellſchaft (allgemein) gefügig macht. 
Es iſt alſo nicht fo, daß (wie Düringer⸗ Hachenburg 
behaupten, dagegen Staub) die Sperrminorität „immer nur 
negativ auftritt“ und deshalb die Geſellſchaft nicht abhängig 
machen kann. Beſtänden hieran noch Zweifel, ſo würden ſie 
dadurch behoben, daß § 226 Abſ. 4 auch den bloß „mittel- 
baren“ Einfluß genügen läßt. Auch das Depotſtimmrecht 
der Banken kann die Bank zur beherrſchenden Geſellſchaft 
machen. Efnuſchränkend Düringer⸗ Hachenburg, Schle⸗ 
gelberger: „im allgemeinen“ nicht, weil es „in der Regel 
an dem Dauercharakter des Einfluſſes fehlt“. Abw. Gol d⸗ 
ſchmit, Lehmann⸗Hirſch: weil „weder Dauerbeziehungen 
vorliegen noch die Bank eigene Rechte ausübt“. Ob die Bank 
als wirklicher Aktionär oder als Legitimationsaktionär die 
Handelsgeſellſchaft beherrſcht und ſo zum Erwerb ihrer Aktien 
zwingt, iſt doch gleichgültig. Auch perſönliche Beziehun⸗ 
gen können die Abhängigkeit begründen. So, wenn Direktoren 
der einen Aktiengeſellſchaft Aufſichtsratsmitglieder der anderen 
Aktiengeſellſchaft ſind. Man darf nicht ſagen, daß ſolche Be⸗ 
ziehungen im „Konfliktsfall durch Abberufung gelöſt oder 
durch Zuwahl gelockert werden“ und deshalb „allein keine Be⸗ 
herrſchung begründen“ können (ſo Düringer⸗Hachen⸗ 
burg). Vor „Löſung“ und „Lockerung“ kann die Abhängig⸗ 
keit zum Erwerb geführt haben. Abhängigkeiten ſind doch 
darum nicht weniger Abhängigkeiten, weil man ihnen ein Ende 
machen kann. Insbeſ. können auch der Aktienbeſitz oder ſon⸗ 
ſtige Eigenſchaften eines Verwaltungs mitgliedes 
der einen Geſellſchaft die andere von der einen abhängig 
machen (Goldſchmit; abw. Düringer⸗ Hachenburg 
u. a.: es „handle ſich bei § 226 Abſ. 4 immer nur um das 
Verhältnis zweier Geſellſchaften zueinander“). Wenn die eine 
Geſellſchaft ſich des perſönlichen Einfluſſes ihrer Verwaltungs⸗ 
mitglieder bedient, um ſich die andere zu unterwerfen — 
warum ſollte man ſie nicht als herrſchend, die andere als ab⸗ 
hängig bezeichnen dürfen, müſſen? Zumal, da doch das Geſetz 
noch ausdrücklich auch „mittelbare“ Beherrſchung genügen 
läßt! Übrigens hätte es nicht beſonders auszuſprechen brau⸗ 
chen, hätte ſich vielmehr ohnedies von ſelbſt verſtanden, daß 
„mittelbare“ Beherrſchung genügt, daß es insbeſ. genügt, 
wenn die eine Geſellſchaft durch Vermittlung einer zweiten 
Geſellſchaft (z. B. „Tochtergeſellſchaft“) auf eine dritte 
Geſellſchaft (3. B. „Enkelgeſellſchaft“) beherrſchenden 
Einfluß ausübt. Denn es handelt ſich ja eben um eine bloße 
Tatfrage (oben). — Iſt die Geſellſchaft offene Geſellſchafterin 
einer OHG. oder KommcGeſ., jo „beherrſcht“ fie dieſe nach 
Düringer⸗ Hachenburg nur dann, wenn „die übrigen 
Geſellſchafter von jedem Einfluß auf die Geſchäftsführung 
ausgeſchloſſen ſind“. Das geht viel zu weit. Im übrigen iſt 
dieſe von der AktG. beherrſchte und etwa aus ihr und einer 
Gmbh. gebildete „offene“ Handelsgeſellſchaft ein gutes Bei⸗ 
ſpiel für das unbeherrſchte Spiel, das man mit der verant⸗ 
wortungsloſen Geſellſchaft treibt (näheres: Ritter, 8 105 
HGB. Anm. 2). — Am abhängigſten ift die ſog. Organ⸗ 
geſellſchaft, die Geſellſchaft, die ſich zur herrſchenden Ge⸗ 
ſellſchaft fo verhält, wie der Angeſtellte zum Prinzipal (vgl. 
hierzu SteuerRſpr.). Der Vertrag, durch den ſolches Organ⸗ 
verhältnis hergeſtellt wird, verſtößt weder gegen aktienrechtliche 
Grundſätze (wie Brodmann glaubt) noch gegen die guten 
Sitten (Düringer⸗ Hachenburg). Er kann aber gegen 
die guten Sitten verſtoßen, wenn beſondere Umſtände hinzu⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 40) 


x Aufſätze 


2747 


kommen, wenn z. B. (der Fall: RG. 82, 308 JW. 1913, 
916) die Deutſch⸗Amerikaniſche Petroleumgeſellſchaft ihre Kon⸗ 
kurrentin, die Deutſche Petroleumverkaufsgeſellſchaft im rück⸗ 
ſichtsloſen Wettbewerb auf die Knie zwingt und ſie durch 
Schuldvertrag „zu ihrem willenloſen Werkzeug erniedrigt“. 


c) Iſt die Geſellſchaft abhängig, ſo darf ſie „Aktien 
oder Interimsſcheine (oder unbeurkundete Mitgliedſchaften: 
oben Nr. 5) der herrſchenden Geſellſchaft nur nach 
Maßgabe der für den Erwerb eigener Aktien vor- 
geſehenen Beſtimmungen der Abſ. 1—3 (des 8 226) erwer⸗ 
ben“. Der Wortlaut des Geſetzes läßt wie gewöhnlich zu 
wünſchen übrig. Nach dem Wortlaut dürfte die abhängige 
Geſellſchaft Aktien der herrſchenden Geſellſchaft nur ebenſo 
erwerben (oder, wie überdies hinzuzufügen, von einem andern 
erwerben laſſen), wie die abhängige Geſellſchaft ihre 
eigenen Aktien erwerben (oder von einem andern erwerben 
laſſen) darf. Das iſt nicht gemeint. Gemeint iſt, daß die ab⸗ 
hängige Geſellſchaft Aktien der herrſchenden Geſellſchaft nur 
ebenſo erwerben uſw. darf, wie die herrſchende Geſellſchaft 
ihre eigenen Aktien erwerben darf (H A.). Die abhängige 
Geſellſchaft darf alſo, um Schaden von der herrſchenden Ge⸗ 
ſellſchaft abzuwenden, Aktien der herrſchenden Geſellſchaft bis 
zum beſtimmten Prozentſatz des Grundkapitals der herrſchen⸗ 
den Geſellſchaft erwerben. Sie darf im übrigen Aktien der 
herrſchenden Geſellſchaft nur erwerben, wenn die Aktien voll 
bezahlt ſind und wenn entweder die herrſchende Geſellſchaft 
eine Einkaufskommiſſion ausführt (alſo die herrſchende Geſell⸗ 
ſchaft Kommiſſionärin, die abhängige Geſellſchaft unterbeauf⸗ 
tragt iſt) oder die Aktien zur Einziehung durch die herrſchende 
Geſellſchaft erworben werden und zuſammen mit den beiden 
Geſellſchaften ſchon gehörenden oder einem für ihre Rechnung 
oder mit ihrer Kursgarantie gehörenden oder ſchließlich einer 
anderen, von einer von ihnen abhängigen Geſellſchaft gehören⸗ 
den Aktien (vgl. oben Nr. 10) nicht mehr als den beſtimmten 
Prozentſatz des Grundkapitals der herrſchenden Geſellſchaft 
ausmachen (8 226 Abſ. 1). Die abhängige Geſellſchaft er- 
wirbt trotz des geſetzlichen Erwerbsverbots, wenn die Aktien 
voll bezahlt find (S 226 Abſ. 2). Das dem Erwerb zugrunde 
liegende verbotswidrige Schuldgeſchäft iſt unwirkſam, wird 
aber wirkſam, wenn die abhängige Geſellſchaft erwirbt (oben 
Nr. 3, 8). Wie, wenn nun die herrſchende Geſellſchaft die 
Aktien von der abhängigen Geſellſchaft erwerben will? Wie, 
wenn die abhängige Geſellſchaft Aktien der herrſchenden Ge⸗ 
ſellſchaft von dieſer erwerben will? Hierüber unten Nr. 13. — 
Erwirbt die abhängige Geſellſchaft zur notwendigen Ab⸗ 
wendung von Geſellſchaftsſchaden nicht voll bezahlte Aktien 
der herrſchenden Geſellſchaft, ſo geht die unerfüllte Einlegungs⸗ 
pflicht auf fie über ($ 220 HGB.). Der Veräußerer wird 
„Rechtsvorgänger“ und bleibt als ſolcher gem. § 220 HGB. 
„verhaftet“ (H A.). 

d) Die abhängige Geſellſchaft kann natürlich auch für 
Rechnung der herrſchenden Geſellſchaft oder mit Kurs⸗ 
garantie der herrſchenden Geſellſchaft erwerben. In ſolaem 
Fall wird nach den Regeln über Geſetzeskonkurrenz nur Ab.. 4, 
nicht Abſ. 3 anzuwenden fein. 

e) Die abhängige Geſellſchaft darf Aktien der herrſchen⸗ 
den Geſellſchaft ebenſowenig „als Pfand nehmen“ — was 
offenbar dasſelbe bedeuten ſoll wie „zum Pfand nehmen“ im 
§ 226 Abſ. 3 und im 8 241 Abſ. 3. Näh. oben Nr. 9. 

1) Erwerb iſt i. S. des § 226 nicht jeder Erwerb, näm⸗ 
lich nicht auch der Erwerb durch Zeichnung und Zuteilung 
(oben Nr. 10). Im allgemeinen wenigſtens nicht. Hier wird 
auch der Zeichnungserwerb in den Bereich des § 226 gezogen. 

icht etwa ſo, wie man vermuten ſollte, nicht ſo, daß der 
eichnungserwerb im allgemeinen verboten, dagegen z. B. zur 
Schadensabwendung zugelaſſen wird. Sondern ſo, daß der 
abhängigen Geſellſchaft der Zeichnungserwerb ausnahms⸗ 
os verboten wird: fie darf Aktien der herrſchenden Geſell⸗ 
ſchaft nicht zeichnen. Warum hier ausnahmslos, weiß man 
nicht. Scheinbar hat man an etwas Außerliches gedacht. 
Daran, daß früher ſtreitig war, ob die abhängige und die 
herrſchende Geſellſchaft eins ſeien (oben a). Man hat (ſagt 
der für die Notnov. unverantwortlich zeichnende Komm, von 
Schlegelberger) „dieſe viel erörterte und auch vom RG. 


in verſchiedenem Sinne beantwortete Streitfrage (vgl. RG. 108, 
41; 115, 246) entſchieden“. Vielleicht hat man auch gemeint, 
daß, da die herrſchende Geſellſchaft ihre Aktien nicht zeichnen 
kann, die abhängige fie auch nicht zeichnen ſoll. Man hat 
keinen Anſtoß daran genommen, daß zwar die abhängige 
Geſellſchaft keine einzige Aktie der herrſchenden Geſellſchaft 
zeichnen darf, daß dagegen andere, die für Rechnung oder 
mit Kursgarantie der Geſellſchaft erwerben wollen, fo 
viele Aktien der Geſellſchaft zeichnen dürfen, wie ſie wollen 
(oben Nr. 10) — wenn die andern nur nicht gerade auch ab⸗ 
hängige Geſellſchaften ſind (vgl. oben d; anſcheinend ebenſo 
Düringer⸗ Hachenburg). — Da die abhängige Geſell⸗ 
ſchaft nicht zeichnen darf, darf ſie auch das geſetzliche Be⸗ 
zugsrecht nicht ausüben (vgl. §S 281 HGB.). Sie darf und 
kann aber ihr Bezugsrecht an einen Dritten, dem zu zeichnen 
nicht verboten iſt, verkaufen und übertragen (Düringer- 
Hachenburg; abw. Goldſchmit: „unzuläſſige Umgehung 
des Geſetzes“). — Soweit die abhängige Geſellſchaft nicht 
zeichnen darf, iſt der Schuldvertrag, der ſie zu zeichnen ver⸗ 
pflichtet, unwirkſam (oben Nr. 3). — Bei der Gründung 
der herrſchenden Geſellſchaft darf die abhängige Geſellſchaft 
unbeſchränkt zeichnen (H A.). Denn bei der Gründung iſt fie 
noch nicht „abhängig“. Sie wird vielleicht beherrſcht; aber 
jedenfalls nicht von der Akt., die ja noch gar nicht exiſtiert. 


g) „Die Wirkſamkeit einer ſolchen Zeichnung (von 
Aktien der herrſchenden Geſellſchaft) wird durch einen Verſtoß 
gegen dieſe Vorſchriften nicht berührt“ (8 226). Das ſoll 
einfach heißen: Zeichnung und Zuteilung ſind gleichwohl wirk⸗ 
ſam. Das der Zeichnung zugrunde liegende Schuldgeſchäft 
wird damit auch wirkſam (oben Nr. 8). Die Verwaltungs⸗ 
mitglieder müſſen aber nach $ 227 HGB. Erſatz leiſten. — 
Düringer⸗ Hachenburg meinen, das Zeichnungsverbot 
ſei hiernach eine bloße „Sollvorſchrift“. Das wäre richtig, 
wenn das Verbot nicht das auf die Zeichnung gerichtete 
Schuldgeſchäft unwirkſam machte. 


h) Von der (inländiſchen) herrſchenden Geſellſchaft kann 
natürlich auch eine ausländiſche Geſellſchaft abhängig ſein. 
Die Anſicht, daß in ſolchem Fall § 226 unanwendbar ſei 
(ſo Goldſchmit, Lehmann⸗Hirſch, Neufeld), wider⸗ 
ſpricht internationalprivatrechtlichen Grundſätzen (Düringer⸗ 
Hachenburg, Schlegelberger, Staub). Soweit der 
verbotene Erwerb nach $ 226 „wirkſam“ fein würde, rich⸗ 
tet ſich die Wirkſamkeit des auf den Erwerb gerichteten 
Schuldgeſchäfts der abhängigen Geſellſchaft zunächſt nach 
der für dieſes Geſchäft maßgebenden Rechtsordnung (abw. 
Düringer⸗ Hachenburg, die ohne Grund behaupten, daß 
ausländiſche Geſellſchaften ſtets wirkſam kauften). Iſt dies 
eine ausländiſche Rechtsordnung, nach der das Geſchäft wirk⸗ 
ſam ſein würde, ſo wäre demnächſt zu fragen, ob die An⸗ 
wendung der ausländiſchen Rechtsordnung nach Art. 30 EG⸗ 
BGB. ausgeſchloſſen iſt, weil ſie gegen den Zweck des 8 226 
HGB. verſtoßen würde. Die Frage ift wohl (mit Roſen⸗ 
dorff, Schlegelberger, anſcheinend auch Staub) gegen 
Düringer⸗ Hachenburg zu bejahen. Iſt er es auch in 
Wirklichkeit nicht, ſo ſoll doch 8 226 und mit ihm ſein Abſ. 4 
ein Eckpfeiler des Aktienrechts, ein Schutz gegen die Gefahren 
ſein, denen das Aktienweſen in den letzten Jahren erlegen iſt. 
— Soweit der Erwerb nach 8 226 „unwirkſam“ ift, er⸗ 
wirbt auch die ausländiſche abhängige Geſellſchaft nicht. Denn 
über die Mitgliedſchaft bei einer deutſchen Geſellſchaft beſtimmt 
nur das deutſche Recht. Über die Wirkſamkeit des dem „un⸗ 
wirkſamen“ Erwerb zugrunde liegenden Schuldgeſchäfts be⸗ 
ſtimmt wieder die für dieſes Geſchäft maßgebende Rechts⸗ 
ordnung. — Unſtreitig ſind die Verwaltungsmitglieder der 
abhängigen Geſellſchaft nicht nach 2272 HGB. (ſondern, 
wenigſtens ihrer Geſellſchaft, nach dem für ihr Beſtellungs⸗ 
verhältnis maßgebenden Recht) verantwortlich zu machen. Un⸗ 
ſtreitig ſind die der abhängigen Geſellſchaft gehörenden Aktien 
bei dem Prozentſatz des § 226 Abſ. 1 Nr. 2 zu berückſichtigen. 

13. Darf die Geſellſchaft von einem andern, dem 
die Aktien für ihre Rechnung oder mit ihrer Kursgarantie 
gehören, oder von einer abhängigen Geſellſchaft un⸗ 
beſchränkt erwerben? Der andere oder die abhängige Ge⸗ 
ſellſchaft unbeſchränkt von ihr erwerben? Der andere und 
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die abhängige Geſellſchaft unbeſchränkt voneinander er⸗ 
werben? Man bejaht alle dieſe Fragen. Die Bejahung er⸗ 
gebe ſich „aus der Gleichſtellung dieſer verſchiedenen Gruppen 
eigener Aktien“, und „mit dem voraufgegangenen Erwerb 
habe ſich das Verbot erſchöpft“ (Schlegelberger). Über⸗ 
zeugend iſt weder das eine noch das andere. Die „Gleich⸗ 
ſtellung“ hat doch eine ganz andere Bedeutung. Und die „Er⸗ 
ſchöpfung des Verbots“ iſt nicht viel mehr als eine Redens⸗ 
art. Wenn man aber ſchon das Geſetz „nicht ernſt nimmt“ 
und (nicht nur die eine Erwerbsart der andern, ſondern auch) 
die einen Aktien den andern gleichſtellt (oben Nr. 10), mag 
dies auch hier geſchehen. Hat ein anderer für Rechnung (oder 
mit Kursgarantie) der Geſellſchaft erworben, ſo darf die Ge⸗ 
ſellſchaft übrigens jedenfalls deshalb vom andern erwerben, 
weil der Erwerb des andern für Rechnung uſw. der Geſell⸗ 
ſchaft das (unwirkſame) Rechnungsverhältnis wirkſam gemacht 
hat (oben Nr. 10). — Düringer⸗ Hachenburg ſetzen 
voraus, daß der erſte Erwerb nach § 226 zuläſſig, erlaubt 
war. Man wird ſich mit der „Wirkſamkeit“ begnügen 
können und müſſen. — Veräußert die AktG. an einen „andern“ 
oder an eine „abhängige Geſellſchaft“, ſo hört das Mit⸗ 
gliedſchaftsverhältnis, das bei der AktG. geruht hat 
(unten Nr. 14), zu ruhen auf. Veräußert der „andere“ oder 
die „abhängige Geſellſchaft“ an die AktG., jo beginnt das 
Mitgliedſchaftsverhältnis zu ruhen. Das würde nichts aus⸗ 
machen. — Darf die Geſellſchaft auch Vorratsaktien, 
alſo Aktien, die ein anderer für ihre Rechnung wirkſam ge⸗ 
zeichnet hat (oben Nr. 10), unbeſchränkt erwerben? Gewiß 
nicht, wenn es richtig iſt, daß der Aktionär in Wirklichkeit 
gar nicht für Rechnung der Geſellſchaft zeichnet, alſo von der 
Geſellſchaft insbeſ. nicht Erſtattung des von ihm Eingelegten 
verlangen kann (fo folgerichtig Düringer⸗ Hachenburg). 
Aber wenn das Geſetz nicht lügt, wenn die Aktie wirklich für 
Rechnung der Geſellſchaft geht, wenn der Aktionär alſo von 
der Geſellſchaft Erſtattung des Eingelegten verlangen kann, 
muß ſie doch auch die Aktie erwerben dürfen. Unklar Schle⸗ 
gelberger: Erwerb „durch nachträgliche Vereinbarung 
falle unter § 226“ Abw. Friedländer, Staub, Net⸗ 
ter: Zentröl R. 1931, 242, wenn dieſe Schriftſteller nicht 
etwa vorausſetzen, daß es ſich um Vorratsaktien ohne voll⸗ 
ſtändiges Rechnungsverhältnis, insbeſ. ohne Erſtattungs⸗ 
pflicht der Geſellſchaft handelt. 

14. Was ich rechtmäßig „wirkſam“ erworben habe, das 
habe ich. Mag dies dem Geſetz der Logik noch ſo zuwider 
fein. Hat die Geſellſchaft die Mitgliedſchaft bei ſich ſelbſt er⸗ 
worben, fo „gehört“ ihr die Mtitgliedſchaft, fo iſt ſie ihr 
eigenes Mitglied. Wäre ſie nicht ihr eigenes Mitglied, ſo 
hätte ſie doch die Mitgliedſchaft nicht erworben. Die Be⸗ 
hauptung, die erworbene Mitgliedſchaft ſei mit dem Erwerb 
erloſchen (fo z. B. Ruth, EigAkt. 3), verſtößt ebenſoſehr gegen 
das Geſetz des Rechts, wie das Geſetz des Rechts gegen das 
Geſetz der Logik verſtößt. Man hat aber keine Urſache, noch 
weiter zu gehen und zu behaupten, daß die eigenen Aktien 
„wirkliche Vermögenswerte“ oder „realiſierbare Vermögens⸗ 
objekte“ ſeien und daß dies auch der Verkehrsauffaſſung ent⸗ 
ſpreche (fo Düringer⸗ Hachenburg). Die eigene Aktie 
unterſcheidet ſich von Zeitungspapier nur dadurch, daß ſie 
wieder zu Wert kommen, daß man mit ihr groben Unfug 
treiben kann und daß man deshalb gut tut, fie einzuſperren — 
gute und ſchlechte Eigenſchaften, die ſie mit der zu ihrem Aus⸗ 
gangspunkt zurückgekehrten Inhaberſchuldverſchreibung teilt, 
die ſie aber ebenſowenig wie dieſe zum „Vermögensobjekt“ 
machen. Und der „Verkehr“ weiß das alles nur zu gut. Es 
iſt alſo nicht fo unrichtig, wie Düringer⸗ Hachenburg 
glauben, daß die Geſellſchaft nur erworben hat, „was ſie ſchon 
beſitzt“, nämlich „die Beteiligung an Werten, die ihr bereits 
voll gehören“ (Brodmann, Quaſſowski: JW. 1931, 
2919). Warum blanke Tatſachen ableugnen? Daß „der Ge⸗ 
ſellſchaft gehörige eigene Aktien“ in der Jahresbilanz ge⸗ 
ſondert auszuweiſen find (8 2312 HGB.), das Grund⸗ 
kapital mit Einſchluß der eigenen Aktien in der Jahresbilanz 
anzuſetzen iſt (worauf Düringer⸗ Hachenburg ſich be⸗ 
rufen), hat damit doch nichts zu tun; es beruht auf bilanz⸗ 
rechtlichen Regeln und der Tatſache, daß nun einmal die 
Mitgliedſchaft nicht als erloſchen angeſehen werden ſoll. Die 


dem Erwerb eigener Aktien auf dem Fuße folgende Frage iſt 
doch vielmehr nur die: wie ſind mit dem begrifflichen Unſinn 
des Erwerbs eigener Aktien die Vorſchriften des Aktienrecht? 
zu vereinbaren, die auf ſolchen Unſinn nicht abgeſtimmt ſind? 
Eine Frage, die eine gewiſſe Ahnlichkeit mit der Frage hat: 
wie kontrahiert man mit ſich ſelbſt? § 226 Abſ. 5 greift zwei 
Punkte heraus: 

a) „Das Stimmrecht aus eigenen Aktien (oder 
Interimsſcheinen), die der Geſellſchaft gehören, ruht“ (d. h. 
beſteht, aber kann nicht ausgeübt werden — wie ſchon früher: 
RG. 103, 64). Das Stimmrecht aus den von der Geſellſchaft 
durch Übergang erworbenen Aktien. Andere Aktien können ja 
auch der Geſellſchaft nicht „gehören“ (oben Nr. 56, 10e). — 
Wenn nach Geſetz (3. B. SS 275, 288 HGB.) oder Satzung 
ein Teil „des bei der Beſchlußfaſſung vertretenen 
Grundkapitals“ erreicht ſein muß, zählen alſo die eigenen 
Aktien nicht mit. Anders, wenn nach Geſetz (3. B. 88 254, 
264, 269, 270 HGB.) oder Satzung „ein Teil des Grund⸗ 
kapitals“ erreicht ſein muß (Y A.). Denn das Grund» 
kapital umfaßt auch die der Geſellſchaft gehörenden eigenen 
Aktien. Anders mit nicht ganz fachlichen Gründen Reichel: 
IW. 1930, 1459. — Auch Legitimationsaktionäre 
der Geſellſchaft können das Stimmrecht nicht ausüben. Denn 
Legitimationsaktionäre müſſen ſich gefallen laſſen, daß ſie wie 
diefenigen behandelt werden, die fie legitimiert haben. Iſt, 
umgekehrt, die Geſellſchaft Legitimationsaktionär, ſo kann ſie 
gewiß nicht das Stimmrecht des wirklichen Namenaktionärs 
ausüben, wenn fie im Aktienbuch verzeichnet iſt (8 223 HGB.). 
Iſt ſie Legitimationsaktionär eines Inhaberaktionärs, ſo kann 
ſie nach HA. gleichfalls das Stimmrecht des wirklichen Aktio⸗ 
närs nicht ausüben, weil ſie „der Geſellſchaft als Aktionär 
gegenübertritt und nicht günſtiger geſtellt ſein kann, als wenn 
fie wirklich Aktionär wäre“ (Düringer⸗ Hachenburg, 
Staub). Warum ſie nicht günſtiger geſtellt ſein kann, ob⸗ 
gleich ſie fremdes Recht nach fremden Weiſungen ausübt, iſt 
nicht zu erkennen. Jusbeſ. nicht, wenn man mit der YA. 
(vgl. Ritter § 54 Anm. 2 HGB.) behauptet, daß juriſtiſche 
Perſonen vertreten können und daß die Geſellſchaft demnach 
auch im Namen des Aktionärs ſtimmen kann. Wäre es aber 
richtig, daß die Geſellſchaft nicht als Legitimationsaktionärin 
ſtimmen kann, ſo wäre jedenfalls nicht zu begründen, warum 
die Legitimationsübertragung nicht inſoweit im Zweifel als 
eine ſolche zugunſten der Vorſtandsmitglieder zu verſtehen 
wäre (wie Düringer⸗ Hachenburg, Ruth: ZW. 1930, 
1374 gegen Frohner, Aktien Dep. 103, Simon: Feſtg. 
Wilke 227 behaupten). Hat man doch auch z. B. die juriſtiſchen 
Perſonen erteilte Vollmacht bedenkenfrei in die ihren je⸗ 
weiligen Vertretern erteilte Vollmacht umgedeutet (Ritter, 
HGB., 854 Anm. 2), die Ernennung einer juriſtiſchen Perſon 
zum Schiedsrichter in die Ernennung des geſetzlichen Vertreters 
(Gaupp⸗Stein, 8 1032 Anm. 1 3 O.). 


b) Und der Anſpruch auf den Reingewinn aus 
eigenen Aktien ruht. Der „Anſpruch auf den Reingewinn“ 
i. S. des 8 213 HGB. Der Reingewinn wird alſo nur unter 
die anderen Aktionäre, die Aktionäre mit Ausſchluß der 
Geſellſchaft verteilt (HA.). Anders Staub: das Dividenden⸗ 
recht entſtehe, die Geſellſchaft zahle aber nicht, der einbehaltene 
Betrag werde bei der nächſten Gewinnverteilung mitverteilt. 
Das wäre richtig, wenn nicht der geſetzliche Anſpruch auf den 
Reingewinn ruhte, ſondern nur der durch Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluß beſtimmte und fällig gewordene. Aber der geſetz⸗ 
liche Anſpruch ruht; er ruht ſchon bei der Verteilung. — 
Auch dritten Inhabern von Gewinnanteilſcheinen kann 
entgegengehalten werden, daß der Anſpruch auf den Rein⸗ 
gewinn ruht; denn man erwirbt den Gewinnanteilſchein mit 
den aus dem Mitgliedſchaftsverhältnis ſich ergebenden Eigen⸗ 
ſchaften; anders, wenn die Geſellſchaft erſt erworben hat, nach⸗ 
dem der Gewinnanſpruch fällig geworden iſt (teilw. abw. 
Düringer⸗ Hachenburg). 

c) Warum das Geſetz ſich hierauf beſchränkt, iſt nicht zu 
erkennen. Als Meiſter hat es ſich jedenfalls auch in dieſer Be⸗ 
ſchränkung nicht gezeigt. Das Mitgliedſchaftsverhält? 
nis ruht. Das iſt die unvermeidliche Konzeſſion an die Geſetzk 
der Logik, denen man wohl einmal ein Schnippchen ſchlagen 
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kann, ſchließlich aber doch gehorchen muß (RG. 103, 66). 
Wir können uns von der Wahrheit abwenden — die Wahrheit 
wendet ſich nie von uns ab. Oder ſoll wirklich von allen Mit⸗ 
verwaltungsrechten des Aktionärs gerade nur das Stimmrecht 
ruhen 2 Soll die Geſellſchaft Auſpruch auf ſonſtige Teilnahme 
an der Generalverſammlung haben, Minderheitsrechte geltend⸗ 
machen, Generalverſammlungsbeſchlüſſe anfechten können? Das 
will niemand. — Das geſetzliche Bezugsrecht ruht. Die 
Geſellſchaft könnte ja auch nicht zeichnen, nicht den Zeichnungs⸗ 
vertrag mit ſich ſelbſt ſchließen. Sie kann das Bezugsrecht 
auch nicht für ſich allein übertragen und ſo den Erwerber in 
den Stand ſetzen, zu beziehen (ftr.); jedenfalls könnte ſie nicht 
mehr als ein ruhendes Bezugsrecht übertragen, ein Meſſer 
ohne Schneide, dem der Griff fehlt. Das ſog. indirekte 
Bezugsrecht, den Anſpruch des Aktionärs gegen die zeichnende 
Bank aus dem Vertrag der Geſellſchaft und der Bank, kann 
man der Geſellſchaft grundſätzlich nicht vorenthalten (ſtr.). 
Weshalb ſollte dieſer, auf beſonderem Schuldvertrag beruhende 
Anſpruch der Geſellſchaft ruhen? Weshalb kann ſie nicht 
„durch eine Anderung der Form etwas erlangen, was ihr 
ſonſt nicht zuſtehen würde“ (ſo Schlegelberger)? Einen 
dem § 10 RAbgO. entſprechenden Grundſatz hat das Aktien⸗ 
recht noch nicht. Aber der Aktienerwerbsvertrag der Geſellſchaft 
und der Bank wäre in aller Regel nach $ 226 unwirkſam. — 
Auch der Anſpruch des Aktionärs auf Anteil am Liquida⸗ 
tionserlös ruht (um nicht wieder aufzuwachen); vgl. 
NE. 103, 66. Hat insbeſ. die Geſellſchaft eigene Aktien mit 
Liquidationsvorrecht, ſo iſt nicht etwa allgemein zu verteilen 
und der auf die eigenen Aktien entfallende Betrag zurück⸗ 
zubehalten und nochmals zu verteilen (Y A.). — Auch der 
Anſpruch der Geſellſchaft auf Einlegung ruht. Er iſt nicht 
etwa, wie Düringer⸗ Hachenburg meinen, „durch Kon⸗ 
fuſion untergegangen“. Er ruht (v. Gierke). Die Geſellſchaft 
kann ji) natürlich nicht nach 8219 HGB. ſelbſt „aus⸗ 
ſchließen“, und ihre Rechtsvorgänger haften alſo auch nicht nach 
§ 220 HGB. — Das Mitgliedſchaftsverhältnis ruht nur. Es 
kann wieder erwachen. Die Geſellſchaft kann die Mitglied⸗ 
ſchaft verkaufen und auf einen Dritten übertragen. Genau ſo, 
wie ein gewöhnlicher Aktionär es kann (DVDüringer⸗ 
Hachenburg gegen Ruth, Eig. Akt. 5 u. 39 R. 88, 528). 
Man darf deshalb nicht ſagen, daß die Geſellſchaft „zur 
Weiterveräußerung berechtigt“ ſei (ſo Düringer⸗ 
Hachenburg). Es gibt kein Veräußerungsrecht, ſondern nur 
eine Veräußerungsmacht. Spricht man vom Veräußerungs⸗ 
recht, fo liegt es nahe, von der Veräußerungspflicht 
zu ſprechen, insbeſ. von der Pflicht der Geſellſchaft, uner⸗ 
laubt, aber „wirkſam“ erworbene Aktien alsbald wieder zu 
veräußern (bejaht von Coſack, Feſtg., Gießen 5; Wie⸗ 
land: 3H R. 67, 72; verneint von Düringer⸗Hachen⸗ 
burg, Goldſchmit, Werneburg: 3H R. 90, 210). Wem 
gegenüber ſoll dieſe Pflicht der Geſellſchaft beitehen? Viel⸗ 
leicht find die Vorſtands mitglieder der Geſellſchaft 
gegenüber zur alsbaldigen Wiederveräußerung verpflichtet. 
Vielleicht können die Vorſtandsmitglieder (insbeſ. die früheren 
Vorſtands mitglieder), von der Geſellſchaft wegen des Er⸗ 
werbs zur Verantwortung gezogen, einwenden, daß die Ge⸗ 
ſellſchaft den Schaden durch Wiederveräußerung hätte abwen⸗ 
den oder mindern ſollen. Das ſteht auf einem anderen Brett. 
Von der allgemeinen Pflicht der Geſellſchaft, eigene Aktien 
lsbald wieder zu veräußern, kann keine Rede fein. Die Vor⸗ 
dende rtl der die nicht alsbald wieder veräußern, ſind 
insbeſ. nicht nach 8 227 a HGB. erſatzpflichtig. — Wenn die 
Geſellſchaft ihre Aktien wieder veräußert, hört die Mit⸗ 
gliedſchaft natürlich zu ruhen auf. Insbeſ. ruht nun auch der 
Einlegungsanſpruch der Geſellſchaft aus der nicht voll 
bezahlten Aktie nicht mehr. Der Erwerber muß einlegen. Die 
Rechtsvorgänger vor der Geſellſchaft haften nicht. Sie wären 
ja nach § 220 HGB. nur „verhaftet“, wenn die Zahlung 
von ihrem „Rechtsnachfolger (alſo der Geſellſchaft) nicht zu 
erlangen“ wäre! 


d) Das Pfandrecht an eigenen Aktien hat nichts Be⸗ 
ſonderes. Es hindert nicht, daß der Altionär das Stimm⸗ 
recht ausübt. Der Aktionär kann es auf die Geſellſchaft 
nicht mit der Wirkung übertragen, daß die Geſellſchaft 
ſtimmen darf (anal. § 226 Abſ. 5; Düringer⸗Hachen⸗ 


burg; anſch. abw. Staub). Die Geſellſchaft kann aber als 
Vertreter oder Legitimationsaktionär des Aktionärs ſtimmen 
(oben a). — Das Pfandrecht umfaßt den Gewinnanſpruch 
des Aktionärs (wie das Pfandrecht an einer Forderung den 
Zinsanſpruch: § 1289 BGB.; anſch. abw. Düringer⸗ 
Hachenburg). Über den Fall, daß zur Aktienurkunde Ge⸗ 
winnanteilſcheine gehören: § 1296 BGB. 

e) Das Geſetz geht hierüber hinaus. Es beſtimmt auch 
noch für den Fall, daß die Aktien nicht der Geſellſchaft, ſon⸗ 
dern einem andern gehören: Stimmrecht und Gewinnanſpruch 
aus eigenen Aktien, die einem andern für Rechnung der 
Geſellſchaft gehören, ruhen auch (natürlich nur, ſolange das 
Rechnungsverhältnis dauert, die Aktien dem andern eben für 
Rechnung der Geſellſchaft gehören). Solche Aktien ſind die 
Aktien, die der andere für Rechnung der Geſellſchaft von 
Dritten erworben hat, insbeſ. Aktien, die der andere 
als Einfaufsfommiffionär der Geſellſchaft erworben hat. Auch 
Aktien, die die Geſellſchaft erworben und auf dean an⸗ 
dern ſo übertragen hat, daß ſie dem andern für Rech⸗ 
nung der Geſellſchaft gehören. Auch Vorratsaktien, alſo 
Aktien, die der Aktionär für Rechnung der Geſellſchaft ge⸗ 
zeichnet hat (vgl. oben Nr. 10e)? Nach dem klaren Wort⸗ 
laut des 8226 Abſ. 5 gewiß. Aber wir haben es ja mit 
einem Geſetz zu tun, das „nicht ernſt zu nehmen“ iſt. So 
rechnet man denn faſt allgemein (abw. Friedländer, 
v. Gierke) die vom andern für Rechnung der Geſellſchaft 
gezeichneten und ihm für Rechnung der Geſellſchaft gehören⸗ 
den Aktien nicht zu den Aktien, die „einem andern für Rech⸗ 
nung der Geſellſchaft gehören“. § 226 behandle eben „nur 
die Fälle des abgeleiteten, nicht die des urſprünglichen Er⸗ 
werbs eigener Actien“ (Schlegelberger; vgl. oben Nr. 5, 
10). — Auch Aktien, die der andere mit Kursgarantie 
der Geſellſchaft beſitzt, ſind Aktien, die dem andern für (be⸗ 
ſchränkte) Rechnung der Geſellſchaft gehören (oben Nr. 11). 
Auch ihr Stimmrecht und (was freilich unpaſſend wäre) ihr 
Gewinnbezugsrecht müßten alſo ruhen. Aber das Geſetz un⸗ 
terſcheidet nun einmal im $ 226 Abſ. 3 zwiſchen den Aktien, 
die der andere für Rechnung, und den Aktien, die der an⸗ 
dere mit Kursgarantie der Geſellſchaft erworben hat. Man 
muß alſo wohl annehmen, daß auf dieſe letzteren $ 226 Abſ. 4 
nicht angewandt werden ſoll (HA.). — Auch auf Aktien, 
die einer abhängigen Geſellſchaft gehören, iſt $ 226 Abſ. 4 
nicht anzuwenden — wenn die Aktien nicht etwa der ab⸗ 
hängigen Geſellſchaft für Rechnung der herrſchenden Geſellſchaft 
gehören (wie man hier wohl annehmen muß: oben Nr. 12 0). 
Die abhängige Geſellſchaft kann insbeſ. ſtimmen. So HA. (im 
Anſchluß an RG. 103, 64; 115, 246 = JW. 1927, 672). — 
Auch auf gebundene Aktien (8 260 a HGB.: Aktien, deren 
Inhaber „durch Vereinbarung zugunſten der Geſellſchaft, 
einer abhängigen Geſellſchaft oder einer Konzerngeſellſchaft 
in der Ausübung der Aktienrechte oder in der Verfügung 
über die Aktien gebunden“ find) it $ 226 Abſ. 5 nicht an⸗ 
zuwenden (allg. A.). — Stimmrecht und Gewinnanſpruch 
aus Aktien, die jemandem für Rechnung der Geſellſchaft ge⸗ 
hören, ruhen alſo. Ruhen auch andere Rechte uſw., wie 
aus den der Geſellſchaft ſelbſt gehörenden Aktien? Ruht das 
Mitgliedſchaftsverhältnis? Die totale Ruhe des Mit⸗ 
gliedſchaftsverhältniſſes aus den der Geſellſchaft ſelbſt ge⸗ 
hörenden Aktien iſt die notwendige Folge der Mitgliedſchaft 
der Geſellſchaft bei ſich ſelbſt (oben c). Daran fehlt es hier. 
Man kann alſo nicht annehmen, daß noch etwas anderes 
ruhen ſoll als Stimmrecht und Gewinnanſpruch. Das geſetz⸗ 
liche Bezugsrecht des Aktionärs ruht nicht (vgl. oben 
Nr. 10e). Die Einlegungspflicht des Aktionärs ruht 
nicht; Rechtsvorgänger des Aktionärs bleiben aus 8 220 
HGB. „verhaftet“ (oben Nr. 10 d). 

15. 8226 it nach Art. XIII der Notnov. von 1931 
am 1. Okt. 1931 in Kraft getreten. Die „Wirkſamkeit“ frühe⸗ 
ren Aktienerwerbs richtet ſich nach früherem Recht, die Mit- 
gliedſchaft aus früher von der Geſellſchaft oder für ihre Rech⸗ 
nung erworbenen Aktien natürlich nach 8 226 Abſ. 5. Frühere, 
nach früherem Recht wirkſam eingegangene, unerfüllte Schuld⸗ 
verhältniſſe über den Erwerb eigener Aktien ſind wirkſam ge⸗ 
blieben, auch wenn ſie nach jetzigem Recht unwirkſam ſein 
würden (Art. 170 EG BGB.). Man kann auch nicht jagen, 
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der Geſellſchaft ſei die ihr obliegende verbotene Leiſtung nicht 
mehr zuzumuten und dieſe Leiſtung deshalb im Rechtsſinn 
nachträglich unmöglich geworden (vgl. oben Nr. 3). Denn die 
Geſellſchaft hat zu zahlen und zu zahlen iſt ihr nicht ver⸗ 
boten und mithin möglich. Es bleibt wohl nichts anderes 
übrig als anzunehmen, daß der Erwerb auf Grund ſolcher 


früheren wirkſam gebliebenen Schuldverhältniſſe nicht ver⸗ 
boten ſein ſoll (im Ergebnis ebenſo Düringer⸗Hachen⸗ 
burg, Horrwitz⸗ Ullmann, Lehmann⸗Hirſch; abw. 
Goldſchmit: weil „der nach dem neuen Recht verbotene 
Nr. . nicht erzwungen werden konne“, vgl. hierzu oben 
JE: 


Das Vorrecht im Konkurſe des Verfiherungsunternehmers ($ 80 VerfAuff®.) 


Von Rechtsanwalt Dr. Pohle, Düſſeldorf. 


Konkurſe von Verſicherungsunternehmen ſind verhältnis⸗ 
mäßig ſelten. Das mag z. T. auf die Tätigkeit des RAufſA⸗ 
PribVerſ. zurückzuführen fein, z. T. aber auch auf die Tat⸗ 
ſache, daß das Verſicherungsweſen infolge ſeiner Eigenart von 
der Weltwirtſchaftskriſe nicht in dem gleichen Umfange be⸗ 
troffen worden iſt wie die übrigen Zweige der Wirtſchaft. 
Immerhin ſind in den letzten Jahren verſchiedene große Ge⸗ 
ſellſchaften zuſammengebrochen. Das beſondere Vorrecht im 
Konkurſe des Verſicherungsunternehmers ($ 80 VerſAufſch.) 
iſt daher mehrfach zur Auwendung gekommen. Es hat ſich 
dabei herausgeſtellt, daß ſowohl in rechtlicher als auch in 
wirtſchaftlicher Beziehung Anlaß zu Bedenken und Zweifeln 
gegeben iſt. 


Die Verſicherungsunternehmungen ſind nach den 88 65 
bis 79 VerfAuff®. verpflichtet, für die Lebens⸗, Kranken⸗ 
und Unfallverſicherung Deckungsrücklagen zu bilden. Dieſe 
Deckungsrücklagen dienen zur Sicherung der Anſprüche der 
Verſicherten. Im Falle eines Konkursverfahrens können daher 
die Verſicherten abgeſonderte Befriedigung aus den Deckungs⸗ 
rücklagen verlangen. In Verſicherungszweigen, für welche 
die beſonderen Vorſchriften der SS 65— 79 VerſAufſch. über 
Deckungsrücklagen nicht gelten, alſo z. B. bei der Kraftfahr⸗ 
zeug⸗, Einbruchs⸗ und Feuerverſicherung fehlte es bis zu dem 
Geſ. v. 6. Juni 1931 an einem ſolchen Schutze. Der durch 
dieſes Geſetz eingeführte § SO ſieht daher vor, daß in den 
genannten Verſicherungszweigen im Konkursfalle die For⸗ 
derungen aus Verſicherungsverträgen auf Rückerſtattung eines 
auf die Zeit nach Beendigung des Verſicherungsverhältniſſes 
entfallenden Teils der Prämie und auf Erſatz eines ſ. Z. der 
Konkurseröffnung bereits eingetretenen Schadens den im 8 61 
Abſ. 6 KO. genannten übrigen Konkursforderungen im Range 
vorgehen. Nach 8 13 VVG. endet nämlich das Verſicherungs⸗ 
verhältnis mit dem Ablauf eines Monats nach der Eröff⸗ 
nung des Konkursverfahrens. Der Verſicherte kann, wenn er 
über dieſen Zeitpunkt hinaus Prämien gezahlt hat, dieſe nach 
840 Abi. 3 VVG. zurückverlangen, muß ſich allerdings den 
Abzug der Koſten gefallen laſſen. Der Grundſatz der Unteil⸗ 
barkeit der Prämie iſt inſoweit durchbrochen. Dieſer Rück⸗ 
forderungsanſpruch genießt das Vorrecht des § 80 VerſAufſcg. 
Ebenſo iſt der Anſpruch auf Erſatz eines vor Konkurseröffnung 
entſtandenen Schadens bevorrechtigt. Dagegen iſt ein An⸗ 
ſpruch, der zwar nach der Konkurseröffnung, aber vor Ablauf 
eines Monats entſtanden iſt, ein Maſſenanſpruch. 


Das Vorrecht für den Anſpruch auf Rückzahlung der 
Prämie findet ſeine Rechtfertigung in der Tatſache, daß das 
RAUM. im Intereſſe der Verſicherten feine Aufſicht ähnlich 
wie über die Lebens⸗, Kranken⸗ und Unfallverſicherung auch 
über die anderen Verſicherungszweige ausübt (vgl. VAufſA⸗ 
PrVerſ. 1927, 143). Es verlangt insbeſ. die Bildung von 
Reſerven, auch für die anderen Verſicherungszweige. Das 
Geſetz geht daher mit Recht davon aus, daß zu dem Ver⸗ 
ſicherungsbeſtand eines Unternehmens die entſprechenden Re⸗ 
ſerven gehören. Dieſe natürliche wirtſchaftliche Einheit würde 
ohne das Vorrecht zerriſſen werden. Hinzu kommt noch, daß 
im Konkursfalle die Übertragung des Verſicherungsbeſtandes 
in ſeiner Geſamtheit oder in einzelnen Zweigen auf ein an⸗ 
deres Unternehmen im Intereſſe der Verſicherten denkbar er⸗ 
wünſcht iſt. Eine ſolche übertragung iſt nach § 14 VerfAufj®. 
mit Genehmigung des RAufſ A. zuläſſig. Die übernehmende 
Geſellſchaft verlangt jedoch regelmäßig die Herausgabe der 


Reſerven. Ohne Übertragung der Reſerven genehmigt auch das 
RAufſ A. nicht den Übergang des Verſicherungsbeſtandes. Die 
Reſerven können jedoch ohne das Vorrecht nicht abgegeben 
werden; denn ohne dieſes würden ſie zur gleichmäßigen Be⸗ 
friedigung aller Gläubiger dienen müſſen, die ungeſicherten 
Gläubiger würden niemals auf weſentliche Teile der Konkurs⸗ 
maſſe zugunſten der betreffenden Verſicherten verzichten. Das 
Konkursvorrecht des 8 80 erleichtert daher im Falle von 
Zahlungsſchwierigkeiten den Zuſammenſchluß von Verſiche⸗ 
rungsunternehmen, es trägt alſo dazu bei, wirtſchaftliche 
Werte zu erhalten. 


Beſondere Bedeutung hat das Vorzugsrecht vor allem 
für den Verſicherungsnehmer, wenn ein Schadensfall vor 
der Konkurseröffnung eingetreten und noch nicht geregelt 
iſt. In der Praxis haben ſich bei dem Zuſammenbruch aus⸗ 
ländiſcher Verſicherungen ſowie auch einer inländiſchen grö⸗ 
ßeren Verſicherung erſchreckend die Folgen für den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer gezeigt, der pünktlich ſeine Prämie bezahlt 
hatte, nun aber plötzlich beim Schadensfall ungedeckt oder 
mit der ungewiſſen Ausſicht daſtand, ſpäter irgendeine 
Quote zu erhalten. Ich habe ſelbſt gerade in den letzten 
Jahren mehrere Fälle erleben müſſen, in denen der Konkurs 
der Verſicherungsgeſellſchaften ſowohl den Verſicherungs⸗ 
nehmer als auch den Verletzten, alſo ſeinen Gegner, an den 
Rand des Ruins gebracht hat. Das Vermögen des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers wurde vom Verletzten ſoweit wie möglich 
in Anſpruch genommen und trotzdem ging der Verletzte bei 
ſeinem großen Schaden überwiegend ohne Schadenserſatz 
aus dem Prozeß hervor. Der Erfolg des früher mangelnden 
Vorzugsrechts war alſo der wirtſchaftliche Ruin des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers, obwohl er ſich durch pünktliche Prämien⸗ 
zahlung geſichert glauben durfte. Man darf bei der ganzen 
Frage auch nicht außer acht laſſen, daß die Haftpflichtver⸗ 
ſicherungen im gewiſſen Sinne eine Tendenz zu einem Ver⸗ 
trage zugunſten eines Dritten, nämlich des Verletzten, auf⸗ 
weiſen, die im Geſetz ſchon mehrfachen Ausdruck gefunden 
hat, von der Rechtſprechung aber noch nicht genügend be⸗ 
rücksichtigt worden iſt. Zu verweiſen iſt hier vor allem auf 
die Beſtimmung des $ 157 VVG. mit dem Abſonderungs⸗ 
recht des Verletzten im Konkurſe des Verſicherungsnehmers. 


Andererſeits laſſen ſich gegen das Vorrecht nicht unbe⸗ 
gründete Einwendungen erheben. Man denke ſich z. B. den 
Fall, daß eine Verſicherungsgeſellſchaft die Prämie für das 
Kalenderjahr im voraus erhoben hat und im Mai in Konkurs 
gerät. Die Verſicherungsverhältniſſe erlöſchen alsdann einen 
Monat ſpäter. Die Verſicherten konnen darum die Prämie für 
etwa 6 Monate bevorrechtigt zurückfordern. Dieſer Rück⸗ 
forderungsanſpruch der einzelnen Verficherten beträgt häufig 
weniger als 50 ./. Die Verſicherungsgefellſchaft muß alſo, 
um dem einzelnen verhältnismäßig kleine Beträge auszahlen 
zu können, hunderttauſende von Verſicherungsverträgen prü⸗ 
fen und nachrechnen. Hierdurch entſteht eine ungewöhnlich 
große Arbeit. Unter Umſtänden überſteigt der Wert der auf⸗ 
zuwendenden Arbeit bereits den auszuzahlenden Betrag. Die 
Rückvergütungen ſind auch für den einzelnen von nicht ſehr 
großer Bedeutung. Dagegen können die bevorrechtigten For⸗ 
derungen in ihrer Geſamtheit allein ſchon die Konkursmaſſe 
erſchöpfen. Es erſcheint daher für die Prämienrückforderungs⸗ 
anſprüche jedenfalls zweifelhaft, ob das Vorrecht wirklich wirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigt ift. Da jedoch die Beſtimmung des 8 80 


62. Jahrg. 1933 Heft 49] 


Aufſätze 


2751 


VerſAufſG. erſt zwei Jahre alt ift, laſſen ſich z. Z. die Aus⸗ 
wirkungen noch nicht im vollen Umfange überſehen. 

Eine weitere, nicht gering zu ſchätzende Schwierigkeit 
beſteht in der Ungewißheit über den Geltungsbereich des 8 80 
VerſAufſch. Von manchen (z. B. Berliner ⸗Fromm, 
Komm. z. VerſAufſch. 8 80 Anm. 3) wird der Standpunkt ver⸗ 
treten, § 80 könne ſich nicht auf die aufſichtsfreien Verſiche⸗ 
rungsunternehmungen beziehen. Aufſichtsfrei find nach § 148 
VerſAufſcö. die Geſellſchaften, welche ſich mit Transport-, 
Kursverluſt und Rückverſicherung befaſſen. Dieſe Unterneh⸗ 
mungen, ſo wird ausgeführt, unterlägen überhaupt nicht den 
Vorſchriften des VerſAufſc., § 80 könne deshalb nicht auf 
ſie angewandt werden. Dies Ergebnis ſei auch nicht unbillig, 
da die Verſicherten der beaufſichtigten Zweige indirekt zu den 
Laſten der Aufſicht beizutragen hätten, ſie müßten deshalb 
auch die Vorteile derſelben genießen. Insbeſ. ſei es bei Ver⸗ 
ſicherungsunternehmen, die teils in beauffichtigien, teils in 
aufſichtsfreien Verſicherungszweigen tätig ſeien, unerträglich, 
wenn die für beaufſichtigte Verſicherungen gebildeten Reſerven 
allen Verſicherten zugute kämen. 

Dieſe Auffaſſung ſtößt jedoch auf erheblich praktiſche 
Schwierigkeiten. Wenn z. B. ein Verſicherter bei derſelben Ge⸗ 
ſellſchaft eine Kraftfahrzeugverſicherung und eine Transport 
verſicherung für die in dem Kraftfahrzeuge transportierten 
Waren abgeſchloſſen hat, ſo ſoll er wegen ſeiner Anſprüche aus 
der Kraftfahrzeugverſicherung bevorrechtigt ſein, wegen der 
aus der Transportverſicherung aber nicht, weil die Kraftfahr⸗ 
zeugverſicherung beaufſichtigt wird, nicht aber die Tranport⸗ 
verſicherung (vgl. § 148 VerſAufſGG., Eine ſolche ungleiche 
Befriedigung der Verſicherten in verſchiedenen Zweigen würde 
als eine unverſtändliche Rechtsungleichheit empfunden werden, 
zumal da die Verſicherten häufig auf die ihnen bekannten Re⸗ 
ſerven der Geſellſchaft vertraut haben, ohne daran zu denken, 
daß dieſe Reſerven nur einem Teil der Verſicherten zugute 
kommen könnten. Eine derartige Ungleichheit würde insbeſ. 
auch das internationale Geſchäft und das Rückverſicherungs⸗ 
geſchäft in erheblichem Maße beeinträchtigen. Bei dieſem 
Standpunkt gelangt man ferner zu dem Ergebnis, daß ein 
Verſicherungsvertrag mit einem reinen Trans portverſiche⸗ 
rungsunternehmen beſſer iſt, als ein Vertrag mit einem ge- 
miſchten Unternehmen. Es muß aber begrüßt werden, wenn 
die Geſellſchaften ſich zum Ausgleich der Riſiken in ver⸗ 
ſchiedenen Zweigen betätigen. Eine weitere Ungerechtigkeit er⸗ 
gibt ſich daraus, daß eine Transportverſicherung, wenn ſie 
von einem Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit betrieben 
wird, nach § 148 VerfAufjb. der Aufſicht unterliegt, daß 
alſo die Anſprüche aus einer Transportverſicherung ver⸗ 
ſchieden wären, je nachdem, ob der Vertrag mit einer Aktien⸗ 
geſellſchaft oder mit einem Verſicherungsverein auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit geſchloſſen worden iſt. 

Nach einer anderen Anſicht (Könige⸗Peterſen⸗ 
Wirth, Komm. z. VerſAufſch. 8 80 Anm. 6) ſoll, wohl mit 
Rückſicht auf die erwähnten Schwierigkeiten, § 80 für ſämt⸗ 
liche Verſicherungszweige mit Ausnahme der Rückverſicherung 
gelten. Die Rückverſicherung ſoll ausgeſchloſſen fein, weil 
§ 80 VerjAuff®. von dem in den §8 13 und 40 VVG. er⸗ 
wähnten Rückforderungsanſpruch ausgehe und dieſe Beſtim⸗ 
mungen nach § 186 VVG. auf die Rückverſicherung keine An⸗ 
wendung fänden. Dieſe Auffaſſung ſtößt auf die gleichen Be⸗ 
denken wie der oben erwähnte Standpunkt von Berliner 
und From m. Betreibt nämlich ein Unternehmen zugleich 
die Feuerverſicherung und die Rückverſicherung, ſo gehen die 
Rückverſicherten unter Umſtänden im Konkurſe leer aus, weil 
das Vorrecht der gegen Feuer Verſicherten die Konkursmaſſe 
bereits erſchöpft. Ein Rückverſicherungsvertrag mit einer rei⸗ 
nen Rückverſicherungsgeſellſchaft würde alſo ſicherer ſein, als 
ein ſolcher mit einem gemiſchten Unternehmen. 


Alle dieſe Schwierigkeiten laſſen ſich vermeiden, wenn 
man 5 80 VerfAufj®. auf die Anſprüche aus ſämtlichen Ver⸗ 
ſicherungsverträgen anwendet, gleichgültig, ob ſie mit ge⸗ 
miſchten Geſellſchaften oder Spezialunternehmern abgeſchloſſen 
ſind. Dieſe Auslegung dürfte insbeſ. gerechtfertigt ſein, weil 
bei allen gemiſchten Geſellſchaften eine erfolgreiche Beauf⸗ 
ſichtigung der aufſichtspflichtigen Zweige nur möglich iſt, 
wenn auch die an ſich aufſichtsfreien Zweige einer gewiſſen 
Kontrolle unterzogen werden; anderenfalls könnte eine Ge⸗ 
ſellſchaft trotz eines geſunden beaufſichtigten Verſicherungs⸗ 
zweiges wegen der Verluſte in den übrigen Zweigen in 
Schwierigkeiten geraten. 


Dieſe Auffaſſung erſcheint auch aus rechtlichen Erwägun⸗ 
gen als die richtige. § 80 VerfAuff®. ſtellt nämlich eine 
materiell-xechtliche Konkursvorſchrift dar, wie fi) insbeſ. 
aus der Begründung des Geſ. v. 6. Juni 1931 ergibt. Er 
müßte eigentlich ſeinen Platz in der KO. ſelbſt haben. Denn 
er hat mit der Beaufſichtigung von Verſicherungsunternehmen 
unmittelbar nichts zu tun. Als materiell⸗rechtliche Konkurs⸗ 
vorſchrift muß aber 8 80 für alle Verſicherungsgeſellſchaften 
gelten. Aus der Beſtimmung des $ 148 VerfAufſcß. kann 
etwas Gegenteiliges nicht gefolgert werden. Dieſe Vorſchrift 
ſtellt nämlich lediglich verſchiedene Zweige von der Beauf⸗ 
ſichtigung durch das RAufſ A. frei. Sie beſagt aber keineswegs, 
daß alle Beſtimmungen des VerſAufſG., alſo auch 8 80, auf 
die dort genannten Verſicherungszweige unanwendbar ſei. 
Auch eine Ausnahme für die Rückverſicherung iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. Zwar mag es fein, daß § 80 von den für die Rück⸗ 
verſicherung nach 8 186 VVG. nicht geltenden §§ 13 und 40 
VVG. ausgeht; das hindert jedoch nicht, ihn auch auf die 
Rückverſicherung anzuwenden, da bei dieſer im Konkursfalle 
nach allgemeinen Vorſchriften Anſprüche entſtehen, die von 
dem Vorrecht ergriffen werden, ohne daß die Beſonderheit des 
§ 80 hiergegen ſpräche. Hinzu kommt noch, daß jetzt durch die 
VO. v. 2. Dez. 1931 (RGBl. I, 696) die Rückverſicherung 
teilweiſe, nämlich inſoweit als fie ſich auf beauſſichtigte Ver⸗ 
ſicherungszweige bezieht, gleichfalls der Aufſicht unterſtellt 
worden iſt. Soweit dieſe Aufſicht reicht, muß 8 80 jedenfalls 
anwendbar ſein, da das Vorrecht die Folge der auf Veran⸗ 
laſſung des RAufſA. zu bildenden Reſerven iſt. Kann aber 
§ 80 überhaupt auf Rückverſicherungen angewandt werden, fo 
iſt kein Grund vorhanden, ihn nicht ſtets gelten zu laſſen. 


Bisher iſt zu dieſem Problem eine höchſtrichterliche 
Entſcheidung noch nicht ergangen. Es fragt ſich jedoch ſchon 
jetzt, ob die Ungewißheit über den Geltungsbereich des 8 80 
für die Verſicherungsgeſellſchaften nicht von ſo großem Nach⸗ 
teil iſt, daß eine Anderung des Geſetzes oder jedenfalls eine 
Klarſtellung wünſchenswert erſcheint. 


Schließlich laſſen ſich gegen 8 80 Bedenken inſofern er- 
heben, als dieſes neue Konkursvorrecht die Kreditfähigkeit der 
Verſicherungsunternehmen beeinträchtigt. Der Geldgeber muß 
nämlich immer davon ausgehen, daß er aus der Konkursmaſſe 
erſt nach den Verſicherten befriedigt werden kann. Zwar ift 
das Kreditbedürfnis der Verſicherungsgeſellſchaften im all⸗ 
gemeinen nicht ſehr groß. Es kommt jedoch vor, daß trotz 
einer guten Vermögenslage eines Unternehmens die Liquidität 
infolge langfriſtiger Anlagen ſchlecht iſt. In dieſem Fall läßt 
ſich eine Zahlungseinſtellung nur durch Aufnahme fremder 
Gelder verhindern. Wird dieſe infolge des Vorrechts unmöglich 
gemacht, jo wirkt ſich das Vorrecht letzten Endes zum Nach⸗ 
teile der Verſicherten aus. 


Auch hier muß jedoch geſagt werden, daß die mit 8 80 
gemachten Erfahrungen bisher zu gering ſind, als daß ſich 
ſchon jetzt ein abſchließendes Urteil über die Bedeutung dieſer 
Beſtimmung abgeben ließe. Das Vorrecht für Forderungen 
aus Schadensfällen erſcheint aber ſicher begründet. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die Anwendungsgrenze der Vollſtreckungsſchußzgeſetze. 
(RGBl. I, 1933, 63, 289, 302 und 779.) 


Die neue Regelung der ganzen Wirtſchaftsordnung nach neuen 
Geſichtspunkten und damit die durchgreifende Beſſerung der geſamten 
wirtſchaftlichen Lage erfordert Zeit. Die Vollſtreckungsſchutzgeſetze 
ſollen den zeitlich gemäßigten Ein⸗ und Umbau der Wirtſchaft ge⸗ 
währleiſten. Die Geltungsdauer der Schutzgeſetze iſt alſo trotz der in 
ihnen vorgeſehenen Zeitbeſtimmung wohl kaum abzuſehen. Die VO. 
über den kandwirtſchaftlichen Vollſtreckungsſchutz iſt ſchon v. 31. Okt. 
bis zum 31. Dez. 1933 verlängert worden. 


Die Beantwortung der Frage nun, inwieweit grundjäglich ſachlich 
die Anwendung der Vollſtreckungsſchutzgeſetze begrenzt iſt, verliert daher 
wahrſcheinlich vorläufig nicht an Bedeutung. Dieſe Frage hat bisher 
eine eingehendere Erörterung und Beantwortung nicht gefunden. 
Meines Wiſſens iſt nur eine einzige Entſcheidung veröffentlicht worden 
(JW. 1933, 2079). Grundſätzlich ift die Frage zu beantworten, ob 
ein Schuldner, der ſeinen Zahlungsverpflichtungen nicht mehr nach⸗ 
kommen kann und über deſſen Vermögen aus dieſem Grunde das 
Vergleichs⸗ oder Konkursverfahren, falls ein entſprechender Antrag 
vorläge, eröffnet werden müßte, Vollſtreckungsſchutz beanſpruchen 
kann. Dieſe Frage kann nur verneinend beantwortet werden. 
Sicherlich iſt die Frage nicht bejahend zu beantworten mit dem 
einfachen Satz „die Verſagung des Vollſtreckungsſchutzes in den 
Fällen, in denen zahlreiche Gläubiger wegen erheblicher Anſprüche 
gepfändet haben, finde im Geſetze keine Stütze“ (OG. Berlin, 
2. Fer ZK. a. a. O.) oder gar mit der Meinung „der Umſtand, daß 
beim AG. noch weitere Vollſtreckungsſachen gegen den Schuldner 
ſchweben, ändere nichts an der Anwendungsmöglichkeit des 8 18 
VO. v. 26. Mai 1933 (LG. Duisburg, 2. Fer ZK., 2T 379/35). 


„Wo ſteht denn das geſchrieben?“ Die ganzen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzgeſetze enthalten überhaupt keine Beſtimmung über die Grenzen 
ihrer Anwendung. Der Aufbau unſeres Zwangsvollſtreckungsrechts ſpricht 
gegen die Gewährung des Vollſtreckungsſchutzes in den genannten Fällen. 
Die beiden Grundlagen der Zwangsvollſtreckhung — im weiteſten 
Sinne — waren früher die Einzelvollſtreckung in Rechte oder Sachen 
oder Grundſtücke, oder die Geſamtvollſtrechung in das Vermögen des 
Schuldners durch den Konkurs. Die Geſchäftsaufſicht und das Ver⸗ 
gleichsverfahren haben bekanntlich eine empfindliche Lücke zwiſchen 
den beiden vorgenannten Vollſtreckungsarten ausgefüllt. Die Schutz⸗ 
geſetze — die nur als vorübergehende Maßnahmen gedacht find — 
ſchränken ausſchließlich die Einzelzwangsvollſtreckungen auf deren 
verſchiedenen Gebieten, z. B. die Immobiliarzwangsverſteigerung 
oder die Zwangsverſteigerung eingetragener Binnenſchiffe, ein oder 
bedeuten nur eine Erweiterung der bereits beſtehenden Schutzbeſtim⸗ 
mungen für den Schuldner im Sinne der 88 811 und 850 ZPO. 
(88 18 ff. VO. v. 26. Mai 1933). Auch ſtehen die Schutzbeſtimmungen 
der Verwertung des Vollſtreckungsgutes durch den Konkursverwalter 
gemäß 88126 und 127 KO. nicht entgegen. § 6 Abſ. 2 VO. vom 
26. Mai 1933 ſpricht nur von der Anhörung des betreibenden Gläu⸗ 
bigers, nicht aber von der Anhörung des betreibenden Konkurs⸗ 
verwalters. Auch die Vorſchriften des Vollſtreckungsſchutzgeſetzes für 
die Binnenſchiffahrt ſprechen immer nur von Gläubigern (88 3 und 5 
uſw.), ebenſo die VO. über den landwirtſchaftlichen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz (88 2 und 4 uſw.). Noch weniger kann ſich der Gemeinſchuldner 
auf die 88 18, 19 und 19a VO. v. 26. Mai 1933 (8 1 KO.) be⸗ 
rufen. Der rechtswirkſamen Pfändung unterworfen ſind die in dieſen 
Beſtimmungen genannten beweglichen Sachen bzw. Forderungen. Der 
Konkursbeſchlag erfaßt alſo dieſe Gegenſtände. Demnach werden auch 
inſoweit die alten Grundlagen des geſamten Vollſtreckungsrechtes von 
den neuen Schutzbeſtimmungen nicht berührt. Alle Schutzgeſetze 
auf allen ihren verſchiedenen Wirtſchaftsgebieten können im 
übrigen nur von ein und demſelben rechtlichen Standpunkt aus 
angewandt werden, genau wie auch das wirtſchaftliche Leben und 
die wirtſchaftliche Lage des einzelnen Schuldners nur einheitlich be⸗ 
urteilt werden kann. Wenn das Handelsgeſchäft eines Schuldners 
3. B. darniederliegt, braucht der Schuldner noch lange nicht zahlungs⸗ 
unfähig zu fein. Er kann aus feinem Gxundbeſitz erhebliche Ein⸗ 
nahmen haben. Die Einheitlichkeit des Vollſtreckungsrechts ergibt 
ſich auch bereits aus den früheren Vollſtreckungsſchutzbeſtimmungen. 
51 KO. z. B. findet feine Einſchränkung durch 8811 ZPO. und 
ebenſo 8 559 BGB. 


Nun iſt zu berückſichtigen, daß die neuen Schutzbeſtimmungen 
gerade den Zweck verfolgen, den ohne Verſchulden in wirtſchaftliche 
Not Geratenen zu helfen. Bedeutet aber die Anwendung der Schutz⸗ 
geſetze in allen Fällen eine Hilfe für den Schuldner? Die einſt⸗ 
weilige Einſtellung einer Grundſtückszwangsverſteigerung läßt in 
manchen Fällen die Zinslaſt des nur dinglich Verpflichteten an⸗ 
ſchwellen. Bewilligt aber etwa das Vollſtreckungsgericht einem 
Schuldner Ratenzahlungen gemäß § 18 Abſ. 4 VO., fo iſt dem 
Schuldner mit dieſer Anordnung des Gerichts wenig gedient. Das 
Vergleichsverfahren der VerglO. gilt als Wohltat für einen Schuldner. 


Ihm bann ein erheblicher Teil ſeiner Schulden, bis zu 70%, er⸗ 
laſſen werden. Einen derartigen Schulderlaß ſieht die VO. vom 
26. Mai 1933 nicht vor. Der Schuldner muß alſo in den ihm be⸗ 
willigten Raten ſeine ganzen Schulden unter Umſtänden jahrelang 
abtragen. Der Schuldner wird ſich dann wirtſchaftlich kaum erholen 
können. Seine Einnahmen wird er zum großen Teil, oder gar voll 
ſtändig zur Begleichung der ihm auferlegten Ratenverpflichtungen ber 
nutzen müſſen. Er kann alſo nicht, wie der Schuldner, der ein Ver⸗ 
gleichsverfahren beantragt hat, aus dem Erlös der Waren die Ver⸗ 
gleichsraten begleichen und neue Waren zur Fortſezung des Ger 
ſchäftes kaufen und bezahlen. Nun iſt es ſicherlich nicht Sache des 
Gerichts, irgend jemanden und gar Schuldnern Rechtswohltaten auf⸗ 
zudrängen. Aber einmal ſind hier nur tatſachlich und rechtlich die An⸗ 
wendbarkeitsgrenzen der neuen Schutzgeſetze gegenüber dem Vergleichs- 
und Konkursverfahren feſtzulegen, und zweitens ſcheuen bekanntlich 
die meiſten Schuldner die Erkenntniſſe ihrer Lage und ſehen in der 
NotBD. die Rettung vor dem unvermeidlichen Konkurs⸗ oder Ver⸗ 
gleichsverfahren. Die Aufhebung der Zwangsvollſtreckung gemäß 
§ 18 Abſ. 2 VO. ſchließlich hindert aber keinen von dieſer Aufhebung 
betroffenen Gläubiger, den Antrag auf Eröffnung des Konkursver⸗ 
fahrens gegen den Schuldner zu ſtellen. Dasſelbe Gericht, das die 
Zwangsvollſtreckung des Gläubigers aufgehoben hat, muß jetzt eine 
den Schuldner viel ſchwerer belaſtende Anordnung treffen. Es muß 
ſchließlich doch das Konkurs⸗ oder mindeſtens das Vergleichsver⸗ 
fahren eröffnen. Die Entſcheidungen des Gerichts widerſprechen ſich 
alſo und geben dem Schuldner Anlaß, Zweifel an der Folgerichtigkeit 
richterlicher Entſcheidungen zu hegen. 

Aber auch verfahrensmäßig findet die Anwendung der neuen 
Schutzgeſetze, vor allem des § 18 Abſ. 4 VO. v. 26. Mai 1933, ihre 
Grenzen. Das Gericht kann dem Schuldner nur dann Ratenzahlungen 
bewilligen, wenn die Ermittelungen des Gerichts ergeben haben, daß 
der Schuldner dieſe Raten leiſten kann (vgl. SW. 1933, 1966). Das 
Gericht müßte alſo in Anwendung des § 139 ZPO. die Vermögens⸗ 
und Einkommenslage des Schuldners dahingehend prüfen, ob er zu 
Ratenzahlungen in der Lage iſt. Abgeſehen davon, daß weder die 
VO. v. 26. Mai 1933 noch der §8 139 ZRO. dem Gericht die Mög⸗ 
lichkeit geben, die geſamten Vermögens⸗ und Einkommensverhältniſſe 
des Schuldners zu überprüfen, kann dem Gericht eine derartige rein 
wirtſchaftliche Aufgabe auch nicht zugemutet werden. Soll das Gericht 
z. B. die Steuerverpflichtungen des Schuldners dahingehend über⸗ 
prüfen, ob und inwieweit der Schuldner Anſprüche auf Steuer⸗ 
ermäßigung hat oder ſeinen Betrieb ſteuerrechtlich für ihn ſelbſt 
günſtiger führen kann? Soll das Gericht, um ein anderes Beiſpiel 
zu nennen, die Außenſtände eines Schuldners bewerten? In dieſem 
Zuſammenhange ſei auf die rechtlichen und wirtſchaftlichen Möglich⸗ 
keiten der VerglO. und KO., alſo auf 88 9 und 20 VerglO. und 
§ 75 KO. verwieſen. Der Richter kann nach dieſen Beſtimmungen 
Buch⸗ und Sachverſtändige, gegebenenfalls von Amts wegen, zu eu» 
ſprechenden Ermittlungen beſtellen. Die amtliche Berufsvertretung 
des Schuldners (8 20 VerglO.) wird von ſich aus die Steuerverpflich⸗ 
tungen des Schuldners einer Prüfung und die Außenſtände einer Be⸗ 
wertung unterziehen. Schon dieſe ganzen Rechtshilfen und Möglich⸗ 
keiten der VerglO. und KO. grenzen die Tragweite der VO. vom 
26. Mai 1933 vom Vergleichs- und Konkursverfahren einſchneidend 
ab und zeigen, daß die VO. v. 26. Mai 1933 niemals dann anzu⸗ 
wenden iſt, wenn ein Vergleichs⸗ oder Konkursverfahren über das 
Vermögen eines Schuldners eröffnet werden müßte. Verſagt weiterhin 
die Rechtſprechung in den genannten Fällen nicht den Vollſtreckungs⸗ 
ſchutz, jo it das Beſtehen der Pfändungspfandrechte unter Umſtänden 
mehr oder weniger dem Zufall ausgeſetzt. Des einen und gar älteren 
Gläubigers Zwangsvollſtreckung wird gemäß § 18 Abſ. 2 a. a. O. 
aufgehoben und ſein Pfändungsrecht vernichtet. Eine ſpätere Zwangs⸗ 
vollſtreckung eines anderen Gläubigers wird unter Bewilligung von 
Ratenzahlungen eingeſtellt, aber aufrechterhalten. Schließlich ſei noch 
darauf hingewieſen, daß die ſog. Dreißigtagefriſt des Vergleichsverfahrens 
(83 VergloO.) für die Beantwortung der behandelten Fragen keine 
Rolle ſpielt (JW. 1933, 2079). Im Gegenteil hat nach 8 33 Abſ. 2 
VerglO. das Gericht die Möglichkeit, im Vergleichsverfahren die an⸗ 
hängigen Vollſtreckungsmaßnahmen beteiligter Gläubiger aufzuheben. 
Das Gericht wird alſo dem Schuldner, der den Antrag nach 8 18 VO. 
ſtellt, unter vorläufiger Einſtellung der Zwangsvollſtreckung mit⸗ 
teilen, daß ſein Antrag zurückgewieſen werde. Der Schuldner mag 
dann den Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens ſtellen. Das 
Gericht wird auf dieſen letzteren Antrag hin die Entſcheidung über 
den Antrag gemäß § 18 VD. ausſetzen und ſpäterhin gemäß 8 33 
Abſ. 2 VerglO. feine Entſcheidung fällen, d. h. die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsmaßnahmen aufheben bzw. aufheben können. 

Das Gericht muß, wenn Anträge auf Vollſtreckungsſchutz ein⸗ 
laufen, feine Ermittlungen in Anwendung des $ 139 ZPO. etwa ent“ 
ſprechend 8 107 KO. über die ganze Vermögenslage und Zahlungs- 
fahigkeit des Schuldners anſtellen. Der Vollſtreckungsſchutz iſt dann 
i zu verſagen, wenn ſich ergibt, daß der Schuldner kon⸗ 

urs⸗ oder mindeſtens vergleichsverfahrensreif iſt. Selbſtverſtändlich 
iſt der Sinn und der Zweck der neuen Schutzbeſtimmungen der Ent⸗ 
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ſcheidung zugrunde zu legen und find alle geſetzlichen Mittel anzu⸗ 
wenden, dem Schuldner zu helfen (vgl. JW. 1933, 2378). 
AGR. Heinrich Schmidt, Hamborn. 


IR zur Aufhebung einer Pfündung die Mitwirkung 
des Gerichts vollziehers erforderlich? 

Nach 8 1255 BGB. genügt zur Aufhebung eines rechtsgeſchäft⸗ 
lich beſtellten Pfandrechts die Erklärung des Pfandgläubigers gegen- 
über dem Verpfänder oder Eigentümer, daß er das Pfandrecht auf⸗ 
gebe. Die Entſch. der eingangs geſtellten Frage hängt ſomit davon 
ab, ob dieſe Vorſchrift auf das Pfändungspfandrecht Anwendung fin⸗ 
den kann. Durch die ordnungsmäßige Pfändung einer dem Schuldner 
gehörigen Sache durch den Gerichtsvollzieher entſteht nach $ 804 ZPO. 
ein Pfandrecht für den Gläubiger. Dieſes Pfandrecht iſt ein privates 
Recht, das durch den ſtaatlichen Hoheitsakt der Pfändung zugunſten 
des Glaubigers zur Entſtehung gebracht wird (vgl. Stein⸗Jonas 
88041). Auf dieſes Pfandrecht finden die Vorſchriften des BGB. 
inſoweit Anwendung, als die ZPO. nichts anderes beſtimmt (vgl. 
Stein a. a. O.). Insbefondere gelten daher diejenigen Vorſchriften 
des BGB. entſprechend auch für das Pfändungspfandrecht, die das 
Pfandrecht in ſeinem begrifflichen Weſen beſtimmen. Durch die 
Pfändung entſteht daher zugunſten des Gläubigers kein Pfandrecht, 
wenn die Forderung, zu deren Sicherung und zukünftigen Befriedi⸗ 
gung die Pfändung vorgenommen worden iſt, nicht beſteht. Das 
Pfandrecht entſteht ferner nicht, wenn die gepfändete Sache nicht 
dem Schuldner gehört oder wenn ſie kraft beſonderer geſetzlicher 
Beſtimmungen nicht fähig iſt, Objekt eines Pfandrechts zu ſein. In 
allen dieſen Fällen beſteht zwar eine Pfändung, aber kein Pfandrecht. 
Dennoch hängt die von dem Gerichtsvollzieher ordnungsmäßig vor⸗ 
genommene Pfändung nicht in der Luft. Sie beſteht vielmehr als 
ſtaatlicher Hoheitsakt fort und kann, obgleich ein Pfandrecht mate⸗ 
riell nicht zur Entſtehung gelangt iſt, zur Befriedigung des pfänden⸗ 
den Gläubigers führen, wenn der Schuldner oder der Dritte, dem 
die Sachen gehören, von den Rechtsbehelfen der SS 766, 767 bis 
771 uſw. ZPO. keinen Gebrauch machen. Alle dieſe Rechtsbehelfe 
richten ſich nicht gegen das Pfandrecht, das angeblich durch die 
Pfändung entſtanden ſein ſoll; denn ein ſolches i ſt nicht entſtanden. 
Sie richten ſich vielmehr gegen die durch die Pfändung entſtandene 
öffentlich⸗rechtliche Verſtrickung der gepfändeten Sachen. Bei jeder 
Pfändung iſt daher zu unterſcheiden zwiſchen dem Pfandrecht und 
der Verſtrickung. Erſteres iſt ein privates Recht, letztere eine öffent⸗ 
lich⸗rechtliche Beſchlagnahme zugunſten des Gläubigers. 

Bei der Prüfung der Frage, ob zur Aufhebung der Pfändung 
die Vereinbarung zwiſchen Gläubiger und Schuldner genügt, iſt da⸗ 
her dieſe Doppelwirkung der durch den Gerichtsvollzieher vor⸗ 
genommenen Pfändung zu berückſichtigen. Bei dem durch die Pfän⸗ 
dung entſtandenen privatrechtlichen Pfandrecht kann die Frage un⸗ 
bedenklich bejaht werden; denn es gehört zum Weſen eines Privat⸗ 
rechtes, daß es durch Willenserklärung des Berechtigten dem Ver⸗ 
pflichteten gegenüber zum Erlöſchen gebracht werden kann. Fraglich 
und zweifelhaft iſt dagegen, ob die Parteien ohne Mitwirkung des 
Gerichtsvollziehers auch wirkſam über die durch die Pfandung ent⸗ 
ſtandene öfſentlich⸗rechtliche Verſtrickung verfügen können. 

Dieſe Frage iſt beſtritten. Während früher die herrſchende Mei⸗ 
nung (Stein⸗Jonas, Sydow⸗Buſch zu 8 804; R. 57, 
323; OLG. 6, 275; 37, 194; Seuff Arch. 62, 289; Lange: JW. 
1930, 1474) dieſe Frage bejahte, wurde ſie von verſchiedenen OG. 
in der neueſten Zeit (KGG. 8 W 7151/32; OLG. Breslau 5 U 305/32) 
im bewußten Gegenſatz zu der früheren Rechtſprechung, teilweiſe der⸗ 
ſelben Senate, verneint. 

Die früher herrſchende Meinung iſt abzulehnen. Grundſätzlich 
it davon auszugehen, daß ein durch Staatsakt entſtandener Zuſtand 
auch nur durch einen ſtaatlichen Verfügungsakt wieder beſeitigt werden 
kann. Wenn auch der Gerichtsvollzieher im Intereſſe des Gläubigers 
tätig wird, ſo wird er dennoch nicht auf grund eines privatrechtlichen 
Auftrags für den Gläubiger tätig, ſondern als ſtaatliches Organ. 
Der Gläubiger erlangt daher auch nicht die unmittelbare Verfügungs⸗ 
gewalt über die mit Hilfe des Staatsorgans zu ſeinen Gunſten ge⸗ 
ſchaffene Rechtslage. Zur Verfügung hierüber bedarf er vielmehr des⸗ 
ſelben Organs, das dieſe Rechtslage geſchaffen hat. Der Sachverhalt 
iſt hier ähnlich wie bei der Klagerücknahme (8 271 ZPO.). Die Klage 
kann nach 8 271 ZPO. auch nicht durch außergerichtliche Verein. 
barung zwiſchen Kläger und Beklagten zurückgenommen werden. 
Hierzu bedarf es vielmehr einer ausdrücklich auf dieſen Erfolg ge⸗ 
richteten Prozeß handlung (vgl. Stein⸗Jonas 8 271, J. 
Ebenſowenig wie die durch die Anrufung eines Gerichts zugunſten 
des Klägers geſchaffene Rechtshängigkeit durch außergerichtliche Ver⸗ 
einbarung wirkſam beſeitigt werden kann, kann auch die durch Ver⸗ 
mittlung des Gerichtsvollziehers geſchaffene Verſtrickung ohne deſſen 
Mitwirkung nicht beſeitigt werden. Die entgegengeſetzte Anſicht würde, 
wie das KG. in der oben zitierten Entſcheidung mit Recht ausführt, 
zu einem Zuſtand führen, der die Rechtssicherheit zu gefährden ge- 
eignet iſt. So würde z. B. eine Anſchlußpfändung, die von dem Ge⸗ 
richtsvollzieher in der vereinfachten Form des § 826 ZRO. im Ver⸗ 


trauen darauf vorgenommen wird, daß die früher von ihm vor⸗ 
genommene Pfändung rechtswirkſam und noch nicht aufgehoben ſei, 
unwirkſam ſein, da ſie mangels Beſtehens einer Vorpfändung den 
Formvorſchriften des 8808 ZPO. nicht genügt. 

Eine Aufhebung der Pfändung ohne Mitwirkung des Gerichts⸗ 
vollziehers würde aber auch den Grundſätzen, die das Geſetz für die 
Pfändung und das Pfändungspfandrecht aufgeſtellt hat, widerſprechen. 
Nach § 808 ZPO. ſoll die Pfändung grundſätzlich dadurch bewirkt 
werden, daß der Gerichtsvollzieher die Sache in Beſitz nimmt. Sachen, 
die nicht Koſtbarkeiten, Geld und Wertpapiere ſind, ſollen zwar im 
Gewahrſam des Schuldners belaſſen werden. Die Wirkſamkeit der 
Pfändung iſt aber davon abhängig, daß der Gerichtsvollzieher die 
Pfändung durch Anlegung von Siegeln oder auf ſonſtige Weiſe er⸗ 
ſichtlich macht. Mit dieſer Vorſchrift wird ſomit der Beſitz des Ge⸗ 
richtsvollziehers, den er durch Wegnahme der Sachen erlangt, recht⸗ 
lich gleichgeſtellt der Pfändung durch Anlegung von Siegeln. Iſt aber 
bei Geld und Wertpapieren, die der Gerichtsvollzieher zum Zwecke 
der Pfändung in ſeinen Beſitz genommen hat, zur Aufhebung der 
Verſtrickung die Mitwirkung des Gerichtsvollziehers erforderlich 
(Herausgabe), ſo muß dies auch in den rechtlich gleichgeſtellten Fällen 
gelten, in welchen der Gerichtsvollzieher die Sachen durch Anlegung 
von Siegeln pfandet. Es iſt kein Grund vorhanden, einen Unterſchied 
zwiſchen beiden Arten der Vollziehung der Verſtrickung zu machen, 
da das Geſetz ſelbſt beide Arten gleichſetzt. Das verkennt das RG. 
57, 325 ff., die für die herrſchende Anſicht offenbar grundlegend ge⸗ 
weſen iſt. Das RG. begründet in dieſer Entſcheidung feine Anſicht mit 
einer analogen Anwendung des § 1253 BGB. Es führt aus, daß 
bei rechtsgeſchäftlich beſtellten Pfandrechten durch die Rückgabe der 
Pfandſachen an den Schuldner das Pfandrecht nach 8 1253 BGB. 
erliſcht, und zwar nicht weil in der Rückgabe ein Verzicht auf das 
Pfandrecht zu erblicken ſei, ſondern ein Verzicht auf den Pfandbeſitz. 
Dieſe Grundſätze ſeien auch auf das Pfändungspfandrecht entſprechend 
anzuwenden. Es könne dahingeſtellt bleiben, in welchem Verhältnis 
der Gewahrſam des Schuldners, den er trotz der Pfändung behalte, 
zu dem Beſitz des Gläubigers bzw. des Gerichtsvollziehers ſtehe. 
Jedenfalls könne nicht zweifelhaft ſein, daß der Gläubiger durch die 
Anbringung der Pfändungszeichen den Beſitz der Pfandſachen erlange 
und daß dieſe Zeichen die Beſchlagnahme der Sachen bei der Pfän⸗ 
dung erſetzen. Werde aber durch Anbringung der Pfändungszeichen 
der Beſitz durch den Glaubiger erlangt, ſo rechtfertige ſich die Fol⸗ 
gerung, daß durch ihre Wegnahme mit Einwilligung des Gläubigers 
der Beſitz verlorengehe. 

Dieſe Anſicht berückſichtigt, wie aus dem oben Ausgeführten 
hervorgeht, nicht, daß durch die Pfändung grundſätzlich zunächſt nur 
der Gerichtsvollzieher den Beſitz der Pfandſachen erlangt, wobei 
allerdings dahingeſtellt bleiben kann, ob er durch die Anbringung 
der Pfandzeichen einen mittelbaren oder nur einen unmittelbaren 
Beſitz erlangt. Der Gerichtsvollzieher, der durch die Pfändung einen 
dergeſtalten Beſitz erlangt hat, vermittelt erſt dem Gläubiger einen 
höherſtufigen Beſitz. Aus dem Umſtand aber, daß, wie aus dem 
Geſetz (8803 ZPO.) klar hervorgeht, der Gerichtsvollzieher Beſitz 
an den Sachen erlangt, folgt aber auch, daß zur Rückerſtattung des 
Beſitzes im Sinne des § 1253 BGB. an den Schuldner die Mit- 
wirkung des Gerichtsvollziehers erforderlich iſt. Das verkennt das 
RG., indem es offenbar den Beſitz des Gerichtsvollziehers und den 
durch ihn vermittelten Beſitz des Gläubigers gleichſtellt, ohne zu be⸗ 
rückſichtigen, daß der Gläubiger ſeinen mittelbaren Beſitz erſt durch 
die Vermittlung des Gerichtsvollziehers erlangt (vgl. Stein⸗ 
Jonas 8808, IV). Dort führt Stein⸗Jonas ſelbſt aus, daß 
der Gläubiger nur durch Vermittlung des Gerichtsvollziehers den Be⸗ 
fi ausüben könne. Bet dieſer Sachlage erſcheint es jedoch nicht 
folgerichtig, wenn Stein⸗Jonas zu 8 803 II Ziff. 5 ausführt, 
daß die Pfändung auch ohne Mitwirkung des Gerichtsvollziehers auf⸗ 
gehoben werden könne. Denn wenn der Gläubiger nur mit Hilfe des 
Gerichtsvollziehers über den Beſitz verfügen kann, dann kann aud 
nur mit Hilfe des Gerichtsvollziehers oder deſſen Ermächtigung die 
Verſtrickung der Sache aufgehoben werden. Die vorſtehenden Aus⸗ 
führungen ergeben ſomit, daß die Anſicht des NG. mit der geſetz⸗ 
lichen Regelung des Pfändungspfandrechts zu 8 808 ZO. nicht in 
Einklang zu bringen iſt. 

Geht man aber davon aus, daß das durch die Pfändung ent- 
ſtandene Pfandrecht auch durch Vereinbarung zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner ohne Mitwirkung des Gerichtsvollziehers aufgehoben 
werden kann, daß aber die Verſtrickhung nur mit Hilfe des Ge⸗ 
richtsvollziehers aufgehoben werden kann, ſo ergibt ſich die weitere 
Frage, ob die Aufhebung des Pfandrechts wirkſam iſt, wenn nicht 
gleichzeitig die Verſtrickung aufgehoben wird. Stein⸗Jonas 
(8 804, IV) ſteht offenbar auf dem Standpunkt, daß eine Trennung 
dieſer beiden Pfändungswirkungen nicht möglich ſei. Er führt aus, 
„daß ein Verzicht des Gläubigers auf das Pfandrecht unter Auf⸗ 
rechterhaltung der Pfändung ausgeſchloſſen fer”. Auch dieſe Anſicht 
Stein⸗Jonas iſt abzulehnen, denn es iſt nicht einzuſehen, warum 
der Gläubiger nicht auf das materiell zu ſeinen Gunſten entſtandene 
Pfandrecht verzichten könne. Genau ſo gut wie eine Verſtrickung ent⸗ 
ftehen kann, ohne daß gleichzeitig ein Pfandrecht enkſteht, muß auch 
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das Pfandrecht unter Aufrechterhaltung der Verſtrickung bejeitigt wer⸗ 
den können. Aus dem Umſtand, daß das Geſetz ſelbſt die Möglich⸗ 
keit vorſieht, daß eine Verſtrickung ohne Pfandrecht entſteht, folgt, 
daß Verſtrickung und Pfandrecht zwar Folgen einer einheitlichen 
Pfändung, rechtlich voneinander aber unabhängig find. Es beſteht 
kein zwingender Grund zu der Annahme, daß einerſeits die Pfän⸗ 
dung einer dem Schuldner nicht gehörigen Sache zwar eine Ver⸗ 
ſtrichung, aber kein Pfandrecht erzeugt, daß andererſeits aber ein 
durch Pfändung entſtandenes Pfandrecht an einer dem Schuldner 
gehörigen Sache nicht ohne gleichzeitige Aufhebung der Verſtrickung 
beſeitigt werden könne. Der Schuldner iſt, nachdem die Pfändung 
durch Vereinbarung beſeitigt iſt, gegenüber der Fortſetzung der 
Zwangsvollſtreckung nicht ſchutzlos. Er iſt in der Lage, ſich gegen 
den Fortbeſtand der Verſtrickhung mit den ihm in der ZPO. ge⸗ 
währten Rechtsbehelfen zu wehren. Ganz abgeſehen davon aber wird 
gewöhnlich in der vertraglichen Aufhebung des Pfandrechts gleich⸗ 
zeitig die Ermächtigung an den Schuldner zu erblicken ſein, den 
Gerichtsvollzieher zu veranlaſſen, auch die Verſtrickung aufzuheben, fo 
daß eine konſeguente Durchführung der Trennung zwiſchen Pfand⸗ 
recht und Verſtrickung dem Schuldner nicht zu Schaden gereichen kann. 

Dieſe Trennung zwiſchen Pfandrecht und Verſtrickung iſt auch 
von praktiſcher Bedeutung. Das zeigt die oben angeführte Entſchei⸗ 
dung des DRG. Breslau (5 U 305/32), die zwar den richtigen 
Standpunkt vertritt, daß die Pfändung ohne Mitwirkung des Ge⸗ 
richtsvollziehers nicht aufgehoben werden könne, andererſeits aber 
zwiſchen Verſtrickung und Pfandrecht nicht unterſcheidet. Hierdurch 
kommt das OLG. Breslau zu einem Ergebnis, das der Billigkeit 
nicht entſpricht. 

Der Entſcheidung liegt folgender Sachverhalt zugrunde: 

Es handelt ſich um den Streit zweier Gläubiger um den hinter⸗ 
legten Erlös aus gepfändeten Sachen. Der Kläger hatte die Sachen 
einige Zeit vor dem Beklagten gepfändet, kurz darauf jedoch ohne 
Mitwirkung des Gerichtsvollziehers auf das Pfandrecht gegenüber dem 
Schuldner verzichtet. Kurze Zeit hierauf hat der Beklagte gepfändet. 
Das OLG. Breslau hat der Klage auf Auszahlung des Erlöſes an 
den Kläger ſtattgegeben mit der Begründung, daß ohne Mitwirkung 
des Gerichtsvollziehers eine Pfändung nicht aufgehoben werden könne 
und daß daher der Verzicht des Klägers auf das Pfandrecht dem 
Schuldner gegenüber ohne rechtliche Bedeutung ſei. Hier zeigt ſich 
die Wichtigkeit einer Trennung zwiſchen Pfandrecht und Verſtrickung. 
Wie oben dargelegt, konnte das materiell zugunſten des Klägers 
entſtandene Pfandrecht auch ohne Mitwirkung des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers beſeitigt werden. Für die Frage, wem der Erlös an den 
hinterlegten Sachen zuſteht, kommt lediglich entſcheibend in Betracht, 
wem das Pfandrecht an der Sache materiell zuſteht und in welchem 
Range die verſchiedenen Pfandrechte zueinander ſtehen. Beſtand aber 
das Pfandrecht des Klägers durch Vereinbarung mit dem Schuldner 
nicht mehr, ſo durfte der Klage des Klägers nicht ſtattgegeben wer⸗ 
den, denn ihm fehlte die materielle Berechtigung. Dies Ergebnis er⸗ 
ſcheint auch billig, da derjenige, der durch Vereinbarung mit dem 
Schuldner auf ſein Pfandrecht verzichtet hat, dieſen Verzicht mate⸗ 
riell gegen ſich gelten laſſen muß. 

RA. Herriger, Düſſeldorf. 


Die Anwendbarkeit des 8 825 30. 
bei Abzahlungsgeſchäften. 


Infolge der in den letzten Jahren eingetretenen Schuldner⸗ 
und Gläubigernot hat der § 825 3PO. eine bis dahin un⸗ 
geahnte Bedeutung erlangt. Dabei ſind auch häufig die Fälle 
praktiſch geworden, daß Abzahlungsverkäufer für rückſtändige 
Kaufpreisraten die von ihnen gelieferten Sachen gepfändet und 
dann den Antrag geſtellt haben, ihnen ſelbſt die Sachen zu 
übereignen. Eine einheitliche Rechtsauffaſſung hat ſich zu den 
damit zuſammenhängenden Fragen bisher jedoch nicht gebildet. 
Die bisherige Behandlung der Fragen leidet vielfach daran, 
daß die Vorfrage nach der Zuläſſigkeit nicht klar genug von der 
weiteren Frage nach den Wirkungen eines ſolchen Verfahrens 
getrennt wird. Zweck dieſes Aufſatzes ſoll es nur ſein, die Zu⸗ 
läſſigkeit des Verfahrens nachzuweiſen, wobei ſich allerdings er⸗ 
gibt, daß dabei auch die Wirkungen nicht außer Betracht bleiben 
können. 

Zu unterſcheiden ſind nach dem AbzGß. v. 16. Mai 1894 
zwei Arten von Abzahlungsgeſchäften, ſolche mit Eigentums⸗ 
vorbehalt und ſolche ohne Eigentumsvorbehalt. Die erſteren 
bilden im Verkehrsleben die Regel. Bei ihnen lehnt das LG. 
Düſſeldorf: ZW. 1931, 2182 eine übereignung an den Ab⸗ 
zahlungsverkäufer nach $ 825 ZRO. u. a. mit der Begründung 
ab, die Übereignung der dem Verkäufer noch gehörenden Sachen 
an ihn ſelbſt ſei ein Widerſinn. Das mag logiſch richtig fein. 
Ein ſolcher logiſcher Widerſinn iſt aber durch den Sinn ver⸗ 
ſchiedener geſetzlicher Vorſchriften rechtlich ſanktioniert. Durch 
den § 1239 BGB., § 816 Abſ. 4 ZPO. iſt geſetzlich anerkannt, 
daß auch der Eigentümer ſeine eigene Sache durch Selbſt⸗ 
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erſteigerung erwerben kann (vgl. KG.: IW. 1931, 2138). Das 
gleiche gilt für 8 90 ZmXerft®. (vgl. Jaeckel⸗Güthe 8 90 
Aum. 2, KG.: DRZ. 1930, 451). Die Übereignung nach 8 825 
ZPO. it ebenſo ein Vollſtreckungsakt wie die Verſteigerung. 
Iſt für letztere der in einer Selbſterſteigerung liegende logiſche 
Widerſinn geſetzlich ſanktioniert, ſo muß dieſe geſetzliche Sanktion 
auch für die erſtere gelten. 

Schwerwiegender iſt der gegen die Zuläſſigkeit des Ver⸗ 
fahrens aus $ 825 ZRDO. vom LG. Duſſeldorf und ihm folgend 
vom LG. 1 Berlin: JW. 1931, 3583 weiter geltend gemachte 
Grund, dies Verfahren würde bei Abzahlungsgeſchäften mit 
Eigentumsvorbehalt zu einer Umgehung der 85 1, 2, 5 AbzöG. 
führen, der Verkäufer würde nach 8 825 3PO. die Sache zurück⸗ 
erlangen, ohne daß die durch § 5 AbzGG. an die „Wieder⸗ 
anſichnahme“ geknüpften Folgen der 88 1, 2 einträten, das 
Vollſtrcer. dürfe daher dazu nicht feine Hand bieten. Dem 
kann man nicht bereits mit dem LG. Hamburg: JW. 1931, 
1140 entgegenhalten, eine Umgehung des 8 5 ſcheide aus, da 
die Vollſtreckung für die perſönliche Kaufpreisforderung erfolge, 
die übereignung nach 8 825 ZPO. ſomit entſprechend dem Wort⸗ 
laut des § 5 keine Rücknahme auf Grund des vorbehaltenen 
Eigentums bedeute. Eine Umgehung des 8 5 mit den Folgen 
der 88 1, 2 ſoll gerade darin liegen, daß der Verkäufer, um 
dieſe Folgen zu vermeiden, die Sache nicht auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts zurücknimmt, ſondern durch Vollſtreckung 
für die Kaufpreisforderung, d. h. auf einem Umwege wieder an 
ſich bringt. Gerade und nur von dem außer vom LG. Hamburg 
noch vielfach von anderer Seite vertretenen Standpunkt aus, 
daß in dem durchgeführten Vollſtreckungsverfahren keine Wieder⸗ 
anſichnahme i. S. des § 5 liege, kann und muß die Frage nach 
der Umgehung auftauchen (gegen Wiederanſichnahme i. S. des 
§ 5 u. a.: Criſolli, Abzahlungsgeſchäft, 8 5 Anm. 87; Rühl, 
Eigentumsvorbehalt, S. 262; Michaelis: Hdwbuch der Rechts⸗ 
wiſſ. I S. 49; Spiro: JW. 1932, 151 f.; Etzold: JW. 1930, 
2083/84; Kaufmann: Gruch. 53, 347; Herzſtein: JW. 1930, 
3365; LG. Düſſeldorf: JW. 1929, 3193). Im Gegenſatze dazu 
müßte eine Umgehung des § 5 durch § 825 ZPO. von allen 
denen verneint werden, die in dem durchgeführten Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren eine Rücknahme i. S. des 85 erblicken, da 
dann ja als Folge dieſes Verfahrens die Wirkungen der 88 1, 2 
einträten (für Wiederanſichnahme i. S. des 85: Enneccerus, 
Schuldv. § 341 Ib; Staub, Anm. 74 Anhang zu 8 382; 
Samter, Abzahlungsgeſchäft, 1927, S. 83; Lechner, Ab⸗ 
zahlungsgeſchäft, 1932, zu § 5; Hörle: Gruch. 55, 189; 
LG. Nürnberg⸗Fürth: JW. 1933, 2168). Von dieſer letzteren 
Auſicht aus konnte daher auch aus dem Wbz&. kein Grund 
gegen eine übereignung nach § 825 an den Verkäufer ent⸗ 
nommen werden. 

Nach der richtigen, aus Wortlaut und Eutſtehungsgeſchichte 
des $ 5 folgenden Auslegung, der auch der Sinn des § 5 und 
Billigkeitsgründe nicht entgegenſtehen, wobei eine nähere Be⸗ 
gründung hier nicht erfolgen kann, liegt in der durchgeführten 
Vollſtreckung jedoch keine Wiederanſichnahme i. S. des 8 5. 
Trotzdem kann man aber in der Übereignung nach $ 825 380. 
keine unzuläſſige Umgehung der 88 5, 1, 2 AbzG. erblicken. 

26. I Berlin und Hamburg gehen von dem praktiſch aller⸗ 
dings die Regel bildenden Falle aus, daß der pfändende Ver⸗ 
käufer ſich das Eigentum vorbehalten hatte. Beim Abzahlungs⸗ 
geſchäft ohne Eigentumsvorbehalt wird von keiner Seite die Zu⸗ 
läſſigkeit des Verfahrens aus § 825 ZRDO. in Zweifel gezogen. 
Das wäre ohne grobe Unbilligkeit gegenüber dem Abzahlungs⸗ 
verkäufer auch nicht möglich. In dieſem Falle iſt die Sache in 
das Vermögen des Käufers übergegangen. Jeder beliebige 
Gläubiger des Käufers könnte ſie pfänden und ſich übereignen 
laſſen. Dem Abzahlungsverkäufer dies Recht zu verſagen, hieße, 
ihn ohne Grund den übrigen Gläubigern des Käufers nachſetzen. 
St das Verfahren aus 8 825 ZPO. aber bei Abzahlungs⸗ 
geſchäften ohne Eigentumsvorbehalt zuläſſig, ſo kann auch der 
Abzahlungsverkäufer nicht ungünſtiger geſtellt ſein, der ſich 
durch den Eigentumsvorbehalt hatte ſichern wollen. x 

Entſcheidend für die Zulaſſigkeit des Verfahrens aus § 825 
auch bei Abzahlungsgeſchäften mit Eigentumsvorbehalt iſt je⸗ 
doch das Folgende: Allgemein iſt, wenn auch mit verſchiedener 
Begründung, anerkannt, daß ein Gläubiger feine eigenen Sachen 
pfänden und verſteigern laſſen kann. Ebenſo wird, insbeſ. auch 
vom LG. Berlin, allgemein anerkannt, daß dies Recht auch 
dem Abzahlungsverkäufer mit Eigentumsvorbehalt zuſteht. Nur 
darum geht hier der Streit, ob darin eine Wiederanſichnahme 
i. S. des $ 5 liegt (vgl. die obigen Ang.); die Zuläſſigkeit die⸗ 
ſes Verfahrens wird nirgends beſtritten. Läßt man aber über⸗ 
haupt die Pfändung und Verſteigerung durch den Abzahlungs⸗ 
verkäufer zu, jo muß auch das Verfahren aus § 825 ZRD. zur 
läſſig ſein. Der vom LG. 1 Berlin und Düſſeldorf: JW. 1931, 
2182 angegebene Grund für die unterſchiedliche Behandlung 
beider Verfahrensarten, daß bei einer Verſteigerung im Gegen⸗ 
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ſatz zur Übereignung nach § 825 der Abzahlungsverkäufer die 
Sache nicht wieder erhalte, trifft bei einer Selbſterſteigerung 
nicht zu, dieſer Grund kann auch eine verſchiedene Behandlung 
beider Verfahrensarten nicht rechtfertigen. Die Rücktrittsfiktion 
des 8 5 hängt grundſätzlich nicht davon ab, daß der Verkäufer 
die Sache wieder in Beſitz nimmt. Die Wirkungen des § 5 und 
ſomit der 88 1, 2 treten bereits ein, wenn der Verkäufer die 
Sache dem Käufer entzieht, ohne ſelbſt daran Beſitz zu erwerben 
(amtl. Begr. zu 8 4, jetzt § 5, in Druckſ. des RT. 1893 Bd. II 
Nr. 69; RG.: JW. 1933, 909). Läßt man ſomit trotz des 8 5 
die Beſitzentziehung durch Pfändung und nachfolgende Ver⸗ 
ſteigerung zu, ſo muß das gleiche gelten, wenn ſich die end⸗ 
gültige Beſitzentziehung nach § 825 ZPO. vollzieht. 

Der Ausſchluß des § 825 für den Abzahlungsverkäufer 
hätte auch das eigenartige Ergebnis, daß er die Sache zwar 
durch Verſteigerung dem Käufer entziehen, durch Selbſterſteige⸗ 
rung auch an ſich bringen könnte, während ihm der Weg des 
§ 825 verſchloſſen bleiben ſollte. Das entſpricht weder den 
Intereſſen des Verkäufers noch denen des Käufers. Vielfach 
führt das Verfahren aus § 825 zu einem für beide Teile günſti⸗ 
geren Ergebnis als eine öffentliche Verſteigerung. Auch wird 
das VollſtrGer. bei dem Verfahren aus $ 825, insbeſ. bei der 
Preisbemeſſung, beſſer als der Gerichtsvollzieher bei der öffent⸗ 
lichen Verſteigerung die Intereſſen des Schuldners wahrnehmen 
und einen Preisdruck des Abzahlungsverkäufers abſchwächen 
können (vgl, Herzſtein: JW. 1930, 3365; LG. Hamburg 
a. a. O.). 

Die Übereignung an den Abzahlungsverkäufer nach 8 825 
ZPO. iſt daher auch bei Abzahlungsgeſchäften, mit und ohne 
Eigentumsvorbehalt, zuläſſig. 

AR. u. CR. Dr. Benkendorff, Stettin. 


Pfändungs- und iberweiſungs heſchlüſfe gegen die 
TLandesſchulkaſſe. 


In Fällen, in denen wegen einer Geldforderung gegen einen 
Lehrer, der ſeine Dienſt⸗ oder Verſorgungsbezüge aus der Landes⸗ 
ſchulkaſſe erhält, gepfändet worden iſt, ſind Zweifel darüber entſtanden, 

1. wie der Drittſchuldner im Pfändungsbeſchluß zu bezeichnen iſt, 
2. wem der Beſchluß zuzuſtellen iſt. I 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminiſter beſtimme ich 
hierzu folgendes: 

1. Nach §8 829 ZPO. kann der Pfändungsbeſchluß nur dann 
als gültig angeſehen werden, wenn als Drittſchuldner die „Landes⸗ 
ſchulkaſſe“ oder eine der zu ihrer Verwaltung berechtigten Stellen 
bezeichnet iſt. Andernfalls iſt der Beſchluß ungültig und nicht geeignet, 
eine Pfändung zu bewirken. Solche Beſchlüſſe ſind ſogleich zurück⸗ 
zuweiſen. Verwaltungsſtellen der Landesſchulkaſſe find nach 837 VBG. 
der Unterrichtsminiſter und der Finanzminiſter und nach Nr. 60 der 
Ausf Anw. v. 1. Juni 1928 zum VolksSchLehrerBeſoldc. die Re⸗ 
gierungspräſidenten, in Berlin der Oberpräſident. 

2. Die Zuſtellung des Beſchluſſes muß nach 8171 ZBO. an 
die Vorſteher oder Vertreter der Landesſchulkaſſe erfolgen, d. ſ. der 
Unterrichtsminiſter oder der Finanzminiſter und die Regierungs⸗ 
präſidenten (in Berlin der Oberpräſident). Eine Zuſtellung an eine 
andere zahlende Stelle, insbeſ. an die zahlenden Kaſſen, iſt ungültig 
und ſogleich zurückzuweiſen. Auch der Kaſſenanwalt oder ſeine Be⸗ 
auftragten find zur Entgegennahme ſolcher Zuſtellungen nicht zuständig, 
da der Fall des § 38 Abſ. 3 VBG. (Rechtsſtreit gegen die Landes⸗ 
ſchulkaſſe) nicht gegeben iſt. 

Berlin, den 28. Juli 1933. 

Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 
Eingeſ. von ORegR. Armbruſter, Merſeburg. 


Abwege im Offenbarungseidverfahren. 


Tenius: DR. v. 15. Juli 1933, Heft 7, bekämpft einen 
Beſchl. des OSG. Königsberg v. 30. Mai 1932, in dem ausgeſprochen 
worden iſt, ein Ruhen des Verfahrens dürfe im Offenbarungseidver⸗ 
fahren nicht angeordnet werden. Er ſchildert die Praxis des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts in Hannover, das vertagt oder auch das Ruhen des 
Verfahrens anordnet, wenn der Schuldner eine Ratenzahlung nach⸗ 
weiſt. Dieſe Handhabung möchte ich zur Nachahmung nicht emp⸗ 
fohlen wiſſen. 

Im Rahmen der Zwangsvollſtreckung dient nach dem Willen des 
Geſetzgebers das Offenbarungseidverfahren dazu, den Schuldner zur voll⸗ 
ſtändigen Angabe ſeines Vermögens zu zwingen. Um dieſen Zwech 
zu erreichen, wird das Gericht tätig, und nur zu dieſem Zweck. Ins⸗ 
beſ. geht das Gericht über ſeine Befugniſſe hinaus, wenn es nicht, 
dem Antrag des Gläubigers entſprechend, dem Schuldner mit mög⸗ 
lichſter Beſchleunigung den Offenbarungseid abnimmt, ſondern mög⸗ 
licherweiſe mehrere neue Termine anberaumt und ſich ſo zum Büttel 


des Gläubigers macht, ihm auf eine Weiſe, die das Geſetz nicht kennt, 
behilflich iſt, ſeine Forderung beizutreiben. Dem Schuldner das Geld 
abzunehmen, ſei es auch in Raten, iſt Aufgabe des Gerichtsvollziehers. 
Der Glaubiger mag den Gerichtsvollzieher beauftragen, dem Schuldner 
den Offenbarungseidantrag in Ausſicht zu ſtellen und ſo auf den 
Schuldner den Druck auszuüben, der dem Gläubiger dienlich iſt. 
Wenn das Offenbarungseidverfahren überall nach den ſtraffen Regeln 
durchgeführt würde, die das Geſetz aufſtellt, dann würde dieſe An⸗ 
kündigung des Gerichtsvollziehers in gegebenen Fällen ihre Wirkung 
auf den Schuldner nicht verfehlen. Wenn allerdings der Schuldner 
die Möglichkeit hat, noch im Offenbarungseidtermin, alſo im letzten 
Augenblick vor dem Erlaß des Haftbefehls, durch eine kleine Teil⸗ 
zahlung — Tenius ſpricht von 100% der Schuldſumme, ja von 
Teilzahlungen von 2 K.K.! — Vertagung um einen Monat zu er⸗ 
zielen, und wenn er im neuen Termin durch den Nachweis einer 
weiteren Teilzahlung das Verfahren abermals verſchleppen kann, 
dann freilich hat der Ofſenbarungseidantrag alle Bedeutung und 
Wirkung verloren. Soll das Vollſtreckungsgericht die Ratenzahlungen 
des Schuldners Kontrollieren ?! 

Wenn die von Ten ius geſchilderte Handhabung alſo einerſeits 
dazu führt, Aufgaben des Gerichtsvollziehers ohne, ja gegen Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründe dem Vollſtreckungsgericht zuzuſchieben, ſo dient 
ſie in vielen Fällen nicht einmal den Intereſſen des Gläubigers. 
Denn nach den empfohlenen neuen Regeln iſt es dem Schuldner ohne 
weiteres möglich, ein Offenbarungseidverfahren ein Jahr lang hin⸗ 
zuziehen, und zwar allein durch Ratenzahlungen, von einem Wider⸗ 
ſpruch ganz zu ſchweigen. Das neue Verfahren eröffnet alſo dem 
Schuldner einen neuen Weg, ſich ſeiner Zahlungspflicht zu entziehen. 
Es wäre bedauerlich, wenn die Klagen, die häufig über eine zu 
ſchuldnerfreundliche Haltung der Gerichtsvollzieher gehört werden, 
auch gegen das Vollſtreckungsgericht erhoben werden könnten. Für 
die Wahrung der Gläubigerintereſſen genügt es nicht abzuwarten, 
ob der Gläubiger ſich Ratenzahlungen verbittet. Der ahnungsloſe 
Gläubiger, der ſich aus dem Geſetz belehrt hat und ſchleunigſt den 
Offenbarungseid abgenommen haben will, wird ſchwerlich auf den 
Gedanken kommen, Ratenzahlungen von vornherein abzulehnen. Hier 
iſt jedenfalls ein ſolcher Antrag noch nicht beobachtet worden. In 
einem der leider ſelten gewordenen Fälle, in dem der Offenbarungseid 
noch Vermögensſtücke zutage fördern könnte — und das ſind die 
Fälle, auf die es ankommt! —, erhält nach Tenius' Verfahren 
der vielleicht weitab wohnende Gläubiger ſtatt des dringend er⸗ 
warteten Vermögensverzeichniſſes eine kleine Rate, und Wochen, die 
wahrſcheinlich entſcheidend ſind, ſind verloren. Durch den geſchilderten 
regionalen Gerichtsgebrauch wird ein Gläubiger, der raſch den Offen⸗ 
barungseid erzwingen und auf Grund des Vermögensverzeichniſſes 
ſchleunig vollſtrecken will, es aber, wie es weitaus die Regel bildet, 
unterläßt, im Offenbarungseidantrag Ratenzahlungen abzulehnen, alſo 
glatt um ſeine Rechte gebracht; mindeſtens erleidet er eine ent⸗ 
ſcheidende Verzögerung. Das iſt die andere Seite, die bei allem 
ſelbſtverſtändlichen Verſtändnis für die Lage des Schuldners nicht 
außer Acht gelaſſen werden darf. 

Es muß vielmehr grundſätzlich daran feſtgehalten werden, daß 
das Gericht nicht befugt iſt, von ſich aus dem Schuldner Raten⸗ 
zahlungen zu gewähren. Ich meine, daß es dem Vollſtreckungsrichter 
übel anfteht, mit dem Schuldner um Raten zu handeln, ohne zu 
wiſſen, ob der Gläubiger einverſtanden iſt. Dem Gläubiger iſt übrigens 
auch dann, wenn er Entgegenkommen zeigen will, durchaus nicht 
immer mit jeder kleinen Rate (2 N.!) gedient. Häufig wird der 
Offenbarungseid nur wegen einer kleinen Teilforderung angeſtrebt. 
Sollen dann auch 2-AM-Raten die Abnahme des Offenbarungseids 
verzögern?! Dann würde in der Tat „gerne der Schuldner das 
Damoklesſchwert weiter über ſich ſchweben laſſen“: es hätte nämlich 
ſeine Schärfe verloren! Wenn übrigens der Schuldner die Eides⸗ 
leiſtung abwenden will, braucht er wohl kaum durch Ratenzahlungen 
dem Damoklesſchwert zu entgehen, ſondern nur die Verſicherung nach 
den neuen Beſtimmungen abzugeben, die ihn von der Offenbarungs⸗ 
eidleiſtung befreit. 5 

Dienſtaufſichtsbeſchwerden ſollten nicht ſchrecken. Es iſt kaum 
anzunehmen, daß gegen einen Richter etwas veranlaßt werden 
Könnte, der nach der ZPO. verfährt. Daß dem neuen Verfahren die 
geſetzliche Grundlage fehlt, ſagt Tenius ſelbſt. Für ein Billigkeits⸗ 
recht iſt in dem notwendig formalen Prozeßrecht kein Raum. Die 
Nachteile, die der Juſtizverwaltung durch das empfohlene Verfahren 
erwachſen, erſcheinen durchaus nicht gering. Daß das Verfahren 
zwangsläufig zu einer beträchtlichen Aufblähung der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgeſchäfte führt, erhellt ſchon aus Ten ius“ Angabe, 
daß in hundert an einem Terminstag anſtehenden Suchen nur zehn 
Offenbarungseide geleiſtet werden. Es darf ohne weiteres angenommen 
werden, daß bei aller Steigerung der möglichen Arbeitsleiſtung durch 
dieſe Handhabung zumal bei einem größeren Gericht mit vielen 
Offenbarungseidſachen die zu Gebote ſtehenden Richter⸗ und Büro⸗ 
kräfte überlaſtet werden, und zwar mit der unmittelbaren Folge, 
daß neue Kräfte angeſtellt werden müſſen. Dieſer Geſichtspunkt darf 
bei der unbedingten Notwendigkeit zum Sparen nicht außer Betracht 
bleiben. Die Folgen des neuen Verfahrens ſind alſo, daß auf Koſten 
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des Staates Amtshandlungen vorgenommen werden, die im Geſetz 
keine Grundlage finden, in vielen Fällen nicht der Abſicht des Gläu⸗ 
bigers entſprechen, böswilligen Schuldnern Vorſchub leiſten und das 
Gericht mit Handlangerdienſten zur Beitreibung belaſten, die nicht zu 
ſeinem Geſchäftsbereich gehören, mit Maßnahmen, die der Gerichts⸗ 
vollzieher ebenſogut und billiger vornehmen kann. 

Das Verfahren ſollte auf folgende praktiſch gründlich erprobte 
Art von ſtatten gehen. Schickt der Schuldner zum Offenbarungseid⸗ 
termin eine Poſtquittung über eine Ratenzahlung, ergeht wegen des 
Reſtes ſofort Haftbefehl, falls beantragt. Was ſoll der Gläubiger von 
einem Gericht ſagen, das ſich durch eine kleine Rate „beſchwichtigen“ 
läßt? Erſcheint der Schuldner und weiſt eine Ratenzahlung nach, 
dann wird eine Erklärung aufgenommen, er wolle und könne die 
Schuld in wöchentlichen (monatlichen uſw.) Raten von ... AM 
tilgen, die erſte Rate ſei ſchon gezahlt; der Schuldner wird belehrt, 
daß das Gericht keine Ratenzahlung bewilligen könne, aber bereit ſei, 
ſeinen Vorſchlag dem Gläubiger mitzuteilen, daß die Eidesweigerung 
aber grundlos ſei, und daß deshalb auf Antrag des Gläubigers ſofort 
Haftbefehl gegen ihn ergehen könne. Damit iſt genug zwiſchen den 
Parteien vermittelt. Stimmt der Gläubiger nach Übermittlung der 
Protokollabſchrift, ſei es auch nur ſtillſchweigend zu, werden die 
Urkunden zurückgeſandt. Auf einen ſpäteren Antrag wird kein 
Offenbarungseidtermin mehr anberaumt, denn „der“ Offenbarungs⸗ 
eidtermin ($ 901 ZPO.) hat ſchon ſtattgefunden und zu einer grund- 
loſen Eidesweigerung geführt, ſondern es ergeht nur noch Haft⸗ 
befehl. Teilt der Gläubiger zum Termin mit, er beantrage Vertagung 
um einen Monat, weil der Schuldner abzahle, wird er belehrt, daß 
das Verfahren der Erzwingung des Offenbarungseids, nicht aber der 
Erzielung von Ratenzahlungen diene. Einmal mag dann in geeigneten 
Fallen noch ein neuer Termin anberaumt werden, Einzelheiten ſind 
überhaupt Ermeſſensfrage. Bedenklich aber erſcheint es, mit Tenius 
geradezu eine Vermutung aufzuſtellen, der Gläubiger werde das 
Offenbarungseidverfahren nicht durchführen wollen, wenn der 
Schuldner eine Rate zahlt. Die Erfahrung zeigt, daß mit Raten⸗ 
vorſchlägen, Vertagungsanträgen uſw. monatelang ein necifches 
Spiel getrieben werden kann. Wenn deshalb nicht ſtraff auf Zu⸗ 
ſammendrängung des Verfahrens möglichſt in einem („dem“) Offen⸗ 
barungseidtermin hingewirkt wird, führt das zu einer Verzettelung 
zum Schaden der Rechtspflege und der Parteien. Wenn darüber hin⸗ 
aus aber ſogar allgemein dazu übergegangen würde, ſchon auf eine 
einſeitige Regung des Schuldners hin das Verfahren abzuſtoppen, 
würde die Folge das Gegenteil einer Abkürzung, Vereinfachung und 
Verbilligung des Gerichtsbetriebes ſein. Schuldnerſchutz iſt Sache des 
Geſetzgebers, Beitreibung Sache des Gerichtsvollziehers: das Gerichl 
iſt nach dem Willen des Geſetzgebers gerade für die moderne Auf⸗ 
faſſung dazu berufen, das ihm zugewieſene Verfahren raſch und knapp 
durchzuführen. 

AGR. Dr. Adelf Tilmann, Werder (Havel). 


Haftung des Arbeitgebers wegen unterlaſſener oder 
falſcher Anmeldung des Arbeiturhmers zu einer Sozial⸗ 
verſicherung? 

In der Praxis der Arb®. häufen ſich die Fälle, daß der 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber Schadenserſatz fordert, weil dieſer 
111 ul oder nicht zur richtigen Sozialverſicherung angemel⸗ 
et hat. 

Daß der ordentliche Rechtsweg für die Entſcheidung dieſer 
Frage zuläſſig iſt und daß das ArbG. berechtigt und verpflichtet 
iſt, die Eigenſchaft eines Arbeitnehmers als Angeſtellter oder Ar⸗ 
beiter ſelbſtändig zu prüfen, ohne irgendwie an die Rechtsauf⸗ 
faſſung der Verſicherungsbehörden bei der Entſcheidung von Ver⸗ 
ſicherungsſtreitigkeiten gebunden zu ſein, iſt nach der grundlegen⸗ 
den Entſcheidung des RAG 245/30 v. 29. Nov. 1930 1) nicht zu 
bezweifeln. 

Unter welchen Vorausſetzungen kann ein ſolcher Anſpruch 
durchgeſetzt werden? ’ 

Der Arbeitgeber hat nach den Beſtimmungen der Sozialver⸗ 
ſicherungsgeſetze die Pflicht, die Beitragszahlung ſeines Arbeit⸗ 
nehmers zur Sozialverſicherung inſofern zu unterſtützen, als er 
vom gewährten Lohn Abzüge zu machen und für dieſe Abzüge 
Beitragsmarken zu kleben hat. Dieſe Pflicht erzeugt aber keines⸗ 
falls die Wirkung, nun auch dem Arbeitnehmer die Verantwortung 
und Mitwirkung an der Anmeldung zur fe ganz ab⸗ 
zunehmen mit dem Erfolge, daß der Arbeitgeber für die ſchuld⸗ 
haft nicht oder nicht richtig erfolgte Anmeldung ſchadenserſatzpflich⸗ 
tig wird. 

Insbeſondere ſtellen die Vorſchriften über die Mitwirkungs⸗ 
pflicht des Arbeitgebers bei der Beitragsleiſtung nicht ein Schutz⸗ 
geſetz im Sinne von $ 823 Abſ. 2 BEL. dar.2) Da die dem Arbeit⸗ 


) In RArbcG. 7, 108. 

2) Ständige Rechtſprechung, vgl. RG. 63, 54; ferner RAG 
209/30 v. 9. Juli 1930: BenshSamml. 9, 575 und RAG 17/3 v. 
10. Mai 1933. Samml. arbeitsrechtl. Entſch. 1933, 426. 


geber auferlegte Verpflichtung eine öffentlich⸗ rechtliche iſt und nur 
den Verſicherungsbehörden gegenüber beſteht, fördert ſie nur 
mittelbar den Schutz des Arbeitnehmers. Zur Annahme eines 
Schutzgeſetzes kann dieſer geſetzgeberiſche Grund aber nicht führen; 
zur Anwendung des § 823 Abf. 2 BGB. wäre vielmehr erforder⸗ 
lich, daß der Schutz des Arbeitnehmers unmittelbar eine Förde⸗ 
rung erfährt. 

Ebenſo wird die Begründung eines Erſatzanſpruches auf 
$ 826 BGB. nur in den ganz ſeltenen Fällen geſtützt werden kön⸗ 
nen, wenn erſichtlich iſt, daß der Arbeitgeber den bei ihm Beſchäf⸗ 
tigten um Geld zu erſparen ſtatt bei der Angeftellten- bei der 
Invalidenverſicherung oder überhaupt nicht angemeldet hat. 

Die öffentlich⸗rechtliche Struktur der erwähnten Verpflichtung 
verhindert auch, in ihr eine Erweiterung der aus dem Arbeits⸗ 
vertrag entſpringenden Leiſtungspflicht des Arbeitgebers zu ſehen. 
Insbeſondere geht es nicht an, in den SS 616—618 BGB. die Ver⸗ 
körperung eines allgemeinen Rechtsgedankens zu ſehen, im Inter⸗ 
eſſe des wirtſchaftlich ſchwächeren Arbeitnehmers die Vertrags⸗ 
pflichten des Arbeitgebers zu erweitern. Denn eine Betrachtung 
zeigt, daß die 88 616—618 BGB. den Charakter von poſitiven 
Sonderbeſtimmungen tragen, die den Schluß auf einen in ihnen 
enthaltenen allgemeinen Rechtsgrundſatz nicht zulaſſen.s) 

Trotzdem kann dieſe öffentlich⸗rechtliche Pflicht eine privat⸗ 
rechtliche Seite haben, wenn ſich nämlich der Arbeitgeber dem Ar⸗ 
beitnehmer gegenüber zur vollſtändigen Erledigung aller verſiche⸗ 
rungsrechtlichen Geſchäfte vertraglich verpflichtet. Eine aus⸗ 
drückliche Pflichtübernahme mit der Folge, daß ihre ſchuld⸗ 
hafte Verletzung Schadenserſatzanſprüche begründet, wird im allge⸗ 
meinen ſelten ſein, wie denn auch ihre Beurteilung keine Schwie⸗ 
rigkeiten bietet. 

Häufiger wird vom Kläger eine ſtillſchweigende Ver⸗ 
pflichtungsübernahme behauptet. Allerdings ſetzt jede vertraglich, 
alſo auch die ſtillſchweigend, übernommene Verpflichtung, einen 
auf Übernahme gerichteten Willen der Parteien voraus ); gegen 
ſeinen Willen kann niemand zuzügliche Vertragspflichten über⸗ 
nehmen. Jedoch bedeutet es nur eine ſcheinbare Ausnahme von 
dem Letztgeſagten, daß das Vorliegen gewiſſer Umſtände zur An⸗ 
nahme eines entſprechenden Willens berechtigt. Liegen die tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſe des einzelnen Falles fo, daß der Arbeitnehmer 
annehmen durfte, ſein Brotherr werde ihm auch die Anmeldung 
zur Angeſtellten⸗ bzw. Invalidenverſicherung abnehmen, dann 
müſſen dieſe Umſtände in Verbindung mit dem Verhalten des 
Arbeitgebers nach 88 157, 242 BGB. eine Auslegung dahingehend 
erfahren, daß diefer den Willen zur Übernahme der fraglichen Ver⸗ 
tragspflicht gehabt hat. Protestatio facto contraria — eine ent⸗ 
gegenſtehende Behauptung des Arbeitgebers iſt dann als wider⸗ 
legt anzuſehen. Die Beweislaſt für eine dahingehende Behauptung 
trägt der Kläger. Welche beſonderen Umſtände es ſein müſſen, die 
die Annahme einer entſprechenden arbeitsvertraglichen Nebenpflicht 
als berechtigt erſcheinen laſſen, iſt nur unter Berückſichtigung des 
einzelnen Falles zu ſagen. Wenn jedoch der Arbeitgeber regel⸗ 
mäßig nicht bloß die für die gemachten Abzüge angeſchafften 
Marken verwendet, ſondern darüber hinaus auch die Verſtcherungs⸗ 
pflicht der von ihm beſchäftigten Perſonen feſtſtellt und die An⸗ 
ſchaffung von Quittungskarten veranlaßt >), wenn er von ſich aus 
die Frage der Eingruppierung ſeines Arbeitnehmers bei der An⸗ 
geſtellten⸗ oder Invalidenverſicherung prüft, überhaupt wenn grö⸗ 
ßere Betriebe eigene Lohnbüros haben, die die Abwicklung aller 
Sozialverſicherungsgeſchäfte beſorgen, dann bedeutet die Annahme 
eines auf Erweiterung der dienſtvertraglichen Pflichten gerichteten 
Willens des Arbeitnehmers keine Unbilligkeit. 

Sind derartige Umſtände vom Kläger dargetan, ſo fragt es 
ſich, ob der Arbeitgeber ſeine Pflicht verletzt hat, wenn er den bei 
ihm Beſchäftigten nicht zur richtigen Verſicherung angemeldet 
hat. Dieſe Frage zielt auf die Beurteilung eines Verſchuldens des 
Letzteren hin. Hat alſo der Arbeitnehmer nachgewieſen, daß er als 
Angeſtellter zu behandeln war 6), aber unſtreitig nur zur Inva⸗ 
lidenverſicherung angemeldet worden iſt, dann läge ihm an ſich die 
Beweislaſt dafür ob, daß den Arbeitgeber ein Verſchulden trifft. 
Hier hat nun aber das NALHG.?) die dankenswerte Löſung 55 
funden, daß das Beſtehen der fraglichen Vertragspflicht auch die 
Verpflichtung zur Anmeldung bei der richtigen Verſicherung 
in ſich ſchließt. Damit iſt ein prima facie⸗Beweis geſchaffen, den 
nur der Arbeitgeber widerlegen kann, indem er nachweiſt, daß 


3) RG. 63, 55. 

) Vgl. RG.: JW. 1905, 300. 

5) Vgl. Staudinger, Anm. XVI zu 8611 BGB. 

6) Für die Frage: Angeſtellter oder Arbeiter? vgl. RAG 
245/30 v. 29. Sept. 1930: RArb cg. 7, 108; RAG 78/29 v. 28. Sept. 
1929: BenshSamml. 7, 108 und RAG 551 und 552/31 v. 9. Marz 
1932: BenshSamml. 15, 273. 

) RAG 446/30 v. 14. Jan. 1931: BeushSamml. 12, 347; 
RAG 175/32 b. 2. Juli 1932: BenshSamml. 15, 560 und RAG 
17/33 v. 10 Mai 1933: Samml. arbeitsrechtl. Entſch. 1933, 426. 
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er nach der im Einzelfall angeſtellten ſorgfältigen Prüfung zu 
dem Ergebnis gelangen mußte, daß die bewirkte Anmeldung richtig 
war. Man wird z. B. dann ein Verſchulden als widerlegt anzu⸗ 
ſehen haben, wenn der Arbeitgeber in Zweifelsfällen gutachtliche 
Außerungen des Verſicherungsamtes eingeholt hat und dieſen ent⸗ 
ſprechend die Eingruppierung ſeines Arbeitnehmers vorgenommen 
hat. Immer aber wird der Grad der erforderlichen Sorgfalt nach 
den Umſtänden des Einzelfalles zu beurteilen ſein; an die Prü⸗ 
fungspflicht eines behördlichen Anſtellungsverbandes ſind höhere 
Anforderungen zu ſtellen als an die eines kleinen Privatunter⸗ 
nehmers. 

Zum Ausgleich einer Überſpannung der Sorgfaltspflicht dient 
auch der Hinweis auf ein mitwirkendes Verſchulden des Arbeit⸗ 
nehmers. Völlig untätig darf auch er trotz der berechtigten An⸗ 
nahme, der Arbeitgeber nehme ihm die Anmeldung zur richtigen 
Sozialverſicherung ab, nicht ſein. Ihm kann angeſonnen werden, 
durch gelegentliche Nachfrage feſtzuſtellen, ob die Verſicherungs⸗ 
geſchäfte fuͤr ihn beſorgt ſind s); bekommt er während der Dauer des 
Arbeitsvertrages Zweifel an der Richtigkeit der erfolgten Eingrup⸗ 
pierung, ſo muß von ihm verlangt werden, daß er dieſerhalb vor⸗ 
ſtellig wird e). Jedoch wird man gerade bei der letzten Forderung 
Vorſicht zu üben haben, denn oft wird eine eigene Nachprüfung 
der Anmeldung ſeitens der Lohnbüros überwiegend als läſtiges 
Mißtrauen empfunden und daher in aller Regel von den Ver⸗ 
ſicherten vermieden 1%), Es iſt jedenfalls ganz allgemein davon 
auszugehen, daß in den ſeltenſten Fällen das Verſchulden des 
Arbeitgebers als eigentliche Urſache des Schadens durch das Mit⸗ 
verſchulden des Arbeitnehmers ausgeſchaltet werden kann 1). 

Der Vollſtändigkeit halber ſei erwähnt, daß der fragliche 
Schadenserſatzanſpruch nicht der Verjährung gemäß § 196 Ziff. 8 
BGB. unterliegt. Nach ſtändiger Rechtſprechung n) wird zwar 
auch das Surrogat des Lohnanſpruches — der Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung — von der kurzen Verjährung betroffen; 
damit iſt aber nicht geſagt, daß auch das Surrogat jedes dienſt⸗ 
vertraglichen Nebenanſpruches, wie das im fraglichen Falle geltend 
gemachte, die gleiche kurze Verjährungsfriſt in Lauf ſetzt. Für 
letztere gilt vielmehr die 30jährige Verjährung. 

Ref. Dr. Eckhard Karſten, Magdeburg. 


Eine grundbuchrechtliche Frage zum Erbhofrecht. 


Nach § 37 NRErbhof®. v. 29. Sept. 1933 kann ein als Erbhof 
i. ©. des 8 1 desſ. Geſ. anzuſehendes Grundſtück nicht mehr belaſtet 
werden. Dieſes Geſetz iſt am 1. Okt. 1933 in Kraft getreten. Sehr 
häufig hatte nun vorher der Eigentümer die Eintragung einer Be⸗ 
laſtung bewilligt, die Eintragung war aber — z. B. mit Rückſicht auf 
eine Zwiſchenverfügung — am 1. Okt. noch nicht vollzogen. Kann 
nun eine ſolche Eintragung ungeachtet des $ 37 noch erfolgen? 
Vogels (DNotV. 1933, 693) verneint dieſe Frage. M. C. iſt fie 
aber zu bejahen. Das Belaſtungsverbot des 8 37 iſt eine geſetzliche 
Verfügungsbeſchränkung des Eigentümers, auf die 8878 BGB. An⸗ 
wendung zu finden hat. Hat alſo der Eigentümer oder der Berech⸗ 
tigte nach bindend gewordener Einigung vor dem 1. Okt. 1933 den 
Eintragungsantrag beim GBA. geſtellt, ſo ſchadet es nichts mehr, 
wenn der Eigentümer nachträglich durch 8 37 in der Verfügung, d. h. 
Belaſtung, beſchränkt wird. Dies gilt auch daun, wenn der Antrag 
zunächſt beanſtandet wurde und das Eintragungshindernis erſt nach 
dem 1. Okt. behoben wird (OLG. 17, 353). Die Beſtimmung des 
8878 BGB. hat nicht nur materiellrechtliche Bedeutung Güthe⸗ 
Triebel, Anm. 74 vor 813 GBO.) 

Übergangsvorſchriften beſtehen nicht. Das preuß. Erbhofrecht ſteht 
nicht entgegen. Der Zweck des 8 37, eine weitere Belaftung und Über⸗ 
ſchuldung des Hofes zu verhindern (Vogels: JW. 1933, 2308), 
wurde bereits dadurch erfüllt, daß dieſes Geſ. v. 29. Sept. bereits 
zwei Tage ſpäter in Kraft trat, ſo daß ein etwaiger Verſuch des 
Eigentümers, das Grundſtück noch ſchnell vor dem Inkrafttreten des 
neuen Geſetzes zu belaſten, ſchon dadurch im Keime erſtickt war. 

Ger Aſſ. Dr. Seibert, Berlin. 


Zur Einwirkung des Reichserbhofcß. v. 29. Sept. 1933 
auf das Grundbuchverfahren. 


Im Anſchluß an die Ausführungen von AGR. u. LG R. 
Dr. v. Rozychi⸗v. Hoewel: JW. 1933, 2508 ſei darauf hin⸗ 
gewieſen, daß nach § 61 der 1. DurchfVO. z. RErbhofG. (RGBl. 1933, 
1, 749 f., 760) der Antrag auf Entſcheidung über die Erbhofeigen⸗ 


8) Vgl. RAG 175/32 v. 2. Juli 1932 a. a. O. 

9) Vgl. RAG 209/30 v. 9. Juli 1930: BenshSamml. 9, 575. 
16) Vgl. Derſch zu einer Entſcheidung des RAG 209/30 
O 


11) RAG 175/32 v. 2. Juli 1932 a. a. O. 
1e) NG: JW. 1918, 550. 
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Schaft nicht nur vom Eigentümer oder Kreisbauernführer, ſondern von 
jedermann geſtellt werden kann, der ein rechtliches Intereſſe an der 
Feſtſtellung nachweiſt. Daß dazu auch der Gläubiger zählt, der auf 
Grund eines vollſtreckbaren Titels eine Zwangseintragung erreichen 
will, iſt unbedenklich zu bejahen. An der Rechtsgültigkeit des 8 61 
der 1. DurchfVO. z. RErbhof®. kann im Hinblick auf § 61 Abſ. 2 
RErbhof®. kein Zweifel beſtehen. 
RA. Dr. Fritz Bretſchneider, Altenburg i. Th. 


Entgegnung. 


Pfändbarkeit des Rreditanſpruchs. 


Dr. Wolfgang Dieſel ſpricht ſich ZW. 1933, 2503 über 
die Zweckmäßigkeit der Zwangsvollſtrechung in Kreditſicherheiten 
und in dem Kreditanſpruch des Bankkunden gegen die Bank aus. 
Nach ſeiner Anſicht iſt der Abſpruch des Banklunden gegen die 
Bank aus einem mit ihr geſchloſſenen Darlehnsvertrag ſowohl ab⸗ 
tretbar wie pfändbar. Hierbei bezieht ſich Dieſel u. a. auch auf 
Planck $ 399 Erl. 1c, der dort ausführt, daß „eine Pfändung des 
Anſpruchs auf die Darlehnsvaluta nur zuläſſig iſt, wenn der Dar⸗ 
lehnskonſens zwiſchen dem Vollſtreckungsſchuldner und dem Ver⸗ 
ſprecher bereits zuſtande gekommen iſt; denn damit iſt der dem 
erſteren verbliebene Anſpruch ein reiner Geldanſpruch“. 

Im barnkgeſchäftlichen Verkehr zerfällt der Kredit in den 
Kreditvertrag und in das Kreditgeſchäft. Letzteres ſtellt ſich 
als die entgeltliche, eigentümliche Überlaſſung von Leihkapital feiteng 
des Gläubigers und die Annahme des Kapitals ſeitens des Schuldners 
verbunden mit deſſen Zins⸗ und Rückzahlungsverpflichtung dar. Das 
Kreditgeſchäft intereſſiert in dieſem Zuſammenhange nicht. Der Kre⸗ 
ditvertrag dagegen, auf den es hier ankommt, enthält die Zu⸗ 
ſage der Darlehnsgewährung, das Kreditverſprechen der Bank unter 
Angabe der Bedingungen, unter denen die Hingabe erfolgt, einerſeits 
und die Verpflichtung des Schuldners, dieſe Bedingungen einzuhalten 
und den Kreditbetrag bei Fälligkeit zurückzuzahlen, andererſeits. 
Regelmäßig läßt ſich die Bank zwecks Prüfung der wirtſchaftlichen 
Dringlichkeit bzw. Notwendigkeit des Kredites angeben, zu welchen 
Zwecken der Kredit aufgenommen werden ſoll, und ſie macht die Hin⸗ 
gabe der Darlehnsvaluta regelmäßig, wenn auch nicht notwendiger⸗ 
weiſe ausdrücklich, fa doch ſtillſchweigend von deren produktiven 
Verwendung gemäß den Angaben des Kunden abhängig. Es entſteht 
die Frage, ob dieſer Anſpruch des Kunden gegen die Bank aus dem 
Kreditvertrage pfändbar iſt. Grundlegend für die Beurteilung dieſer 
Frage find die geſetzlichen Beſtimmungen des 8851 ZPO., § 399 BGB. 

Es iſt unbeſtritten, daß die Forderung des Kunden gegen die 
Bank aus einem Baugeldkreditvertrag von dritten Gläubigern des 
Kunden nicht pfändbar iſt, weil hier für den Kredit ſeiner Art und 
Natur nach ein ganz beſtimmter Verwendungszweck vorgeſchrie⸗ 
ben iſt, der bei Pfändung der Kreditforderung nicht erfüllt werden 
könnte (vgl. z. B. Planck 8 399 Erl. 1d und die dort zitierte 
Literatur und Rechtſprechung; Stein⸗Jonas 8851 III Abi. 4). 
Planck will die Pfändung der Bauforderung ſogar den Baugläu⸗ 
bigern ſelbſt verſagen, damit eine gerechte Verteilung des Baugeld⸗ 
Kredites gewährleiſtet ſei. Ahnlich liegen die Verhältniſſe bei Krediten 
gegen Abtretung von Buchforderungen, weil hier die Kreditpaluta 
regelmäßig ſpeziell zur Bezahlung von Löhnen und Warenfakturen 
verwendet werden ſoll (vgl. Koch, Kredit im Recht S. 21f.; 
Müller, Die Diskontierung offener Buchforderungen S. 57); auch 
hier würde der Zweck der Kreditgewährung durch Pfändungen 
dritter Gläubiger des Kreditnehmers vereitelt werden. Analoges gilt 
für jeden Geſchäftskredit, der von Privatgläubigern des Kredit⸗ 
nehmers oder von ſolchen Gläubigern gepfändet werden ſoll, deren 
Befriedigung dem vereinbarten bzw. beabſichtigten oder dem natür⸗ 
lichen Zweck der Kreditaufnahme widerſprechen würde. Regelmäßig 
kann in dieſen Fällen die Leiſtung an einen anderen als den ur⸗ 
ſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts er- 
folgen. Ihre Abtretung oder Pfändung iſt ſomit nach 8 399 BGB. 
unzuläſſig. 

Man muß aber noch weiter gehen. Es handelt ſich bei jeder 
Krediteinräumung um ein reines Vertrauens verhältnis zwi⸗ 
ſchen Bank und Kunden. Auf Grund dieſes Vertrauensverhältniſſes 
erfolgt die Hingabe der Kreditvaluta gerade an dieſen Bankkunden 
und nicht an einen Dritten, z. B. den pfändenden Gläubiger. RG. 
51, 119 drückt dies in Anlehnung an den Begriff der höchſtperſön⸗ 
lichen Rechte (RGRKomm. § 399 Anm. 4) mit den Worten aus, 
daß die Krediteinräumung regelmäßig höchſtperſönlicher Natur 
iſt. Dieſes Vertrauensverhältnis bzw. dieſes höchſtperſönliche — im 
Hinblick auf die Finanzlage des Bankkunden auch in wirtſchaft⸗ 
licher Beziehung ausſchlaggebende — Verhältnis von Bank zu 
Kunden wird geſtört, ſofern ſich ein Dritter durch Pfändung des 
Kreditanſpruchs in das Kreditverhältnis einſchiebt. Aus dieſen 
Gründen iſt, von Ausnahmen abgeſehen, jeder Anſpruch des Kunden 
gegen die Bank aus einem Kreditvertrag, auch wenn ein beſtimmter 
Verwendungszweck für den Kredit weder ausdrücklich noch ſtill⸗ 
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ſchweigend vereinbart wurde, der Pfändung entzogen (ebenjo RG. 
v. 7. Okt. 1907: BankArch. VII, 77 = RG. 66, 361; Oertmann, 
Schuldverhältniſſe [1928], § 399 Anm. 1 a d, s; Lehmann⸗En⸗ 
neccerus 879 III, 1a). 

Zu erwägen iſt ferner, ob durch die Pfändung des Darlehns⸗ 
anſpruchs und damit durch die Nichtverwendbarkeit des Kredites zu 
produktiven, die Rückzahlung des Kreditbetrages ſichernden 
Zwecken nicht der Inhalt der dem Schuldner obliegenden Leiſtung zu 
deſſen Nachteil geändert wird, woraus ſich gleichfalls die Unzuläſſig⸗ 
keit der Abtretung und der Pfändung der Forderung ergeben würde. 

Wollte man der oben vertretenen Anſicht aus rechtlichen Grün⸗ 
den nicht beipflichten, ſo darf nicht überſehen werden, daß durch 
eine gegenteilige Meinung die im Erfolg mit obiger Anſicht über⸗ 
einſtimmende Bankpraxis nicht berührt werden würde. Denn 
die Banken behalten ſich, um eine unerwünſchte Verwendung des 
zugeſagten Kreditbetrages durch Pfändungen dritter Gläubiger des 
Bankſchuldners und um Rechtsſtreitigkeiten, welche aus derartigen 
Pfändungen entſtehen können, zu vermeiden, in ihren Allgemeinen 
Geſchäftsbedingungen (AGB.) einheitlich das Recht vor, jede Ge⸗ 
ſchäftsverbindung nach eigenem Ermeſſen friſtlos löſen zu können 
(analog 88 321, 610 BGB.; vgl. Koch, AB. d. Banken, S. 57 ff.). 
Der Begriff der Geſchäftsverbindung umfaßt ſelbſtverſtändlich auch 
die Kreditzuſage. Iſt die Löjung der Geſchäftsverbindung von der 


Schri 


Die Einſendung von Büchern begründet keinen Anſpruch auf 


Dr. Carl Dieckmann: Die Selbſtverwaltung im neuen Staat. 
Berlin⸗Lichterfelde 1933. Verlag der Arbeiter⸗Verſorgung 
A. Langewort. 80 S. Preis kart. 2,25 AH. 


Der Verfaſſer tritt leidenſchaftlich und mit guten Gründen für 
die Erhaltung der Selbſtverwaltung und für deren Erneuerung im 
Geiſte des Frhr. v. Stein ein. 

Die Hoffnung, daß ſich der Staatsgedanke des Frhr. v. Stein 
nach 1918 erfüllen würde, ſei getäuſcht worden. Es ſei das Schickſal 
der Selbſtverwaltung, daß das Volk, das vor einem Jahrhundert die 
Einführung der Selbſtverwaltung von den damaligen Machthabern 
des Staates gefordert und der Staatsregierung gegenüber immer wie⸗ 
der vertreten habe, ſeine eigenen Forderungen nicht durchgeführt habe, 
als es ſelbſt zur Macht gelangt ſei. Die Selbſtverwaltung ſei keine 
Frage der Verwaltungstechnik. Alle bisherigen Begriffsbeſtimmungen 
hätten die hohe politiſche Bedeutung der Selbſtverwaltung verkannt, 
die Stein im Publikationspatent der 1. StädteO. von 1808 feſtgelegt 
habe. Die Staatsaufſicht habe ſich grundſätzlich innerhalb genau feſt⸗ 
zulegender geſetzlicher Grenzen zu betätigen. Eine Gefahr der Viel⸗ 
ſtaaterei beſtehe nicht. Die Macht und Einheit des Deutſchen Reichs 
ſei niemals durch Städte gefährdet worden. Die Rationaliſierungs⸗ 
beſtrebungen in der Selbſtverwaltung und die Neugliederungen im 
rhein.⸗weſtfäl. Induſtriegebiet ſeitens der Braun⸗Regierung hätten 
die völlige Verkennung des Weſens der Selbſtverwaltung in ihrer 
politiſchen Bedeutung erkennen laſſen. Es ſei ein verhängnisvoller 
Irrtum jener Machthaber geweſen, daß die Selbſtverwaltung nach 
dem Zuſammenbruch des alten Obrigkeitsſtaates ſeine Daſeinsberechti⸗ 
gung verloren habe, weil ſie nur ein Gegengewicht gegen deſſen obrig⸗ 
keitlichen und polizeiſtaatlichen Gelüſte hätten fein ſollen. Wenn 
dennoch die Selbſtverwaltung vor ihrer völligen Vernichtung bisher 
bewahrt wurde, ſo ſei dies nicht das Verdienſt der Staatsbürger, 
denen Stein einſt die Selbſtverwaltung als hochwertiges Gut ge⸗ 
ſchenkt habe, ſondern das Verdienſt der gemeindlichen Spitzenver⸗ 
bände und des gemeindlichen Berufsbeamtentums geweſen. 

Die Selbſtverwaltung ſei eine wertvolle Verwaltungsform für 
jeden Staat und jede Staatsform. Im Volksſtaat ſei die Selbſt⸗ 
verwaltung kein Fremdkörper, ſondern die erſte Grundlage für ſeinen 
Aufbau und das beſte Muſter zu ſeinem Ausbau. Die Städte ſeien 
von jeher die Träger des geiſtigen und wirtſchaftlichen Lebens der 
Nation, die Geburts⸗ und Pflegeſtätte deutſcher Kultur geweſen. Sie 
wollten mitarbeiten an dem Aufbau des neuen Reiches und Staates. 

Der Staatsgedanke des Frhr. v. Stein ſtimme mit dem Staats⸗ 
gedanken des Führers in allen Grundzügen überein, der Gedanke 
der Erziehung des geſamten Volkes zu höchſter ſittlicher Reinheit 
ziehe ſich durch die Schriften und Reden beider Staatsmänner. Die 
Selbſtverwaltung ſei auch bei völliger Beibehaltung des Führer⸗ 
gedankens möglich, denn durch die Beteiligung des Volkes an den 
öffentlichen Angelegenheiten bleibe der Führer mit ſeinem Volk in 
engſter Verbindung und könne ſeines Führeramtes walten als wahrer 
Treuhänder ſeines Volkstums. 

Die Gedanken des Verfaſſers, eines alten Praktikers, verdienen 
höchſte Anerkennung und größte Beachtung. Der fruchtloſe Parlamen⸗ 
tarismus und Parteihader hat die Selbſtverwaltung in Mißkredit 
gebracht. Nicht immer hat daher die Verwaltung der Städte mit den 
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Einhaltung einer Kündigungsfriſt abhängig, ſo darf nach dem Wort⸗ 
laut der AGB. die Kündigung dann friſtlos erfolgen, wenn ſich 
nach Anſicht der Bank die Vermögenslage des Kunden weſentlich 
verſchlechtert hat. Durch letztere Beſtimmung will ſich die Bank den 
in der Praxis oftmals ſehr ſchwer zu erbringenden Beweis für die 
tatſächlich eingetretene Verſchlechterung erleichtern. Im Hinblick auf 
den Umſtand, daß die jederzeitige Löſung der Geſchäftsverbindung 
von einigen Schriftſtellern als ein Verſtoß gegen Treu und Glauben 
— allerdings mit Unrecht (vgl. hierüber Koch, AGB. S. 61f.; 
Klauſing, Krediteröffnungsvertrag S. 112) — bezeichnet wurde, 
ſei darauf hingewieſen, daß das RG. dieſen Vorwurf bereits in ſeiner 
Entſch. v. 10. Juli 1916 (BankArch. 16, 14) zurückgewieſen hat 
und daß die Beſtimmung der jederzeitigen Lösbarkeit nicht nur in 
den AGB. ſämtlicher deutſcher Banken einſchließlich denen der See⸗ 
handlung und der Reichsbank ſeit über 30 Jahren enthalten iſt, 
ſondern daß fie ſich auch in den Geſchäftsbedingungen aller aus⸗ 
ländiſchen Banken, ſoweit dieſe überhaupt Geſchäftsbedingungen her⸗ 
ausgegeben haben, findet. 

Somit kann die Pfändung des Kreditanſpruchs im bankgeſchaft⸗ 
lichen Verkehr weder aus rechtlichen noch aus praktiſchen Gründen 
zum Erfolg führen, worauf auch von Stein⸗Jonas 8851 III 
Abſ. 3 hingewieſen wird. 

Dr. Arwed Koch, Jena. 


fttum. 


Beſprechung. 


Eine Rückſendung kann in keinem Fall erfolgen. 


Intereſſen von Reich und Staat übereingeſtimmt. Gerade die Selbſt⸗ 
verwaltung hat in den Jahren ſeit 1918 in wichtigſten Fragen eine 
grundſätzlich falſche, die Geſamtheit ſchädigende Stellung eingenommen, 
weil ungeeignete Perſonen in leitende Stellen der Selbſtverwaltungs⸗ 
körper gelangt ſind. Hier mußte vorerſt Aufbau⸗ und Reinigungs⸗ 
arbeit geleiſtet werden und der ſtarke Arm des neuen Staates ein⸗ 
greifen, z. B. durch das Geſetz über die Einſetzung eines Staats⸗ 
kommiſſars in der Hauptſtadt Berlin v. 31. Mai 1933 (PrGGS. 196). 
Daß die nationalſozialiſtiſche Regierung dabei im Sinne des Frhr. 
v. Stein handelt, zeigt gerade das Geſetz über die Beſtätigung von 
Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände v. 23. Juni 1933 


(PrGGSS. 217). 
Dr. Kurt v. Bohlen, Berlin. 


Hans Wilden, LER, und Fritz Nonhoff, GerAfj. im Reichs⸗ 
miniſterium für Ernährung und Landwirtſchaft: Das land⸗ 
wirtſchaftliche Schuldenregelungsgeſetz vom 1. Juni 1933. 
Eine erläuternde Darſtellung des Geſetzes und der Durch⸗ 
führungsverordnungen vom 15. Juni, 5. Juli, 15. Sept. 
und 5. Okt. 1933 nebſt Wiedergabe des Geſetzes und der 
Verordnungen. Zweite, völlig neubearbeitete Auflage. 
Berlin 1934. Paul Parey. Preis 4,50 RM. 

Die Vorausſage, daß die überſichtliche und wiſſenſchaftlich ge⸗ 
diegene Schrift als erſter Geſetzeswegweiſer für die neue landwirt⸗ 
ſchaftliche Schuldenregelung (vgl. meine ausführliche Beſprechung: 
JW. 1933, 1642) ihren Weg in das Volk finden werde, hat ſich 
erfüllt. Die nach wenigen Monaten notwendig gewordene 2. Aufl. 
widmet ſich den wichtigen vier DurchfVOO., die, wie die Verf. richtig 
bemerken, die praktiſche Handhabe des Geſetzes erſt ermöglichen. 
Begrüßenswert iſt das ausführliche, ſorgfältig ausgearbeitete Sach⸗ 
regiſter. 

RA. u. Fach A. f. VerwR. E. Böttger, Berlin. 


P. A. Tönnesmann, MinR. im preuß. Miniſterium für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten: Das Recht der Boden⸗ 
kulturgenoſſenſchaften in Preußen. Berlin 1933. Verlag 
Paul Parey. Preis 4,20 l. 

Mit Fug und Recht darf man es bereits als gewohnheitsmäßige 
übung bezeichnen, daß der Regierungsreferent für einen beſtimmten 
Geſetzentwurf als erſter Kommentator in die Öffentlichkeit tritt. Dieſer 
Brauch iſt zu verſtehen, weil die Regierungsbegründungen der früheren 
Zeit fehlen bzw. als Auslegungsmittel unzugänglich find. — 

MinR. Tönnesmann, der bekannte Waſſerrechtsreferent des 
PrLand Min. darf für ſich das große Verdienſt in Anſpruch nehmen, 
überſichtlich, rechtsſicher, ſoweit dies angeſichts der Neuheit der Ab⸗ 
änderungsbeſtimmungen bereits nachprüfbar iſt, und wirtſchaftsrecht⸗ 
lich bedeutſam — ich verweiſe u. a. auf Anm. 6 zu 8 210 Waſſch. 
über die Sicherung der Genoſſenſchaftskreditgeber, obwohl ſie bei der 
Zwangsverſteigerung in die Grundſtücke der Genoſſen der öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaft kein Vorzugsrecht genießen (Anm. 54 zu 8 294 


62. Jahrg. 1933 Heft 49 
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Waſſch. über die Aufgaben eines Deichverbandes) — die drei Ab⸗ 
änderungsgeſetze, wie ſie ſich im Rechte der Waſſergenoſſenſchaften, 
bisher wenig überſichtlich verteilt fanden, überſichtlich zuſammengefaßt 
zu haben. Die Zuſammenfaſſung war eine Notwendigkeit; denn wir 
haben gerade in der Zeit des Anbruches neuer großzügiger Melio⸗ 
rationsvorhaben mit der Heranbildung eines Nachwuchſes von Ver⸗ 
waltungsrechtlern uns zu beſchäftigen, die eines ſicheren Beraters be⸗ 
dürfen. Als ſolchen ſpreche ich den Kommentar an. Beſonders zu 
empfehlen iſt er den Vorſtänden und Mitgliedern der Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften, den Banken als Kreditgebern, insbeſ. aber den Staats⸗ und 
Kreisbeamten ſowie allen Kreisbauernführern, die als Berater tätig 
werden. 


RA. u. Fachanwalt für VerwR. E. Böttger, Berlin. 


Wilhelm Lachner: Der Schiedsvertrag in arbeitsrechtlichen 
Streitigkeiten. (Würzburger Abhandlungen zum Deutſchen 
und ausländiſchen Prozeßrecht, Heft 26.) Leipzig. Verlag 
von C. L. Hirſchfeld. 130 S. Preis 5 RM. 


Die vorliegende Abhandlung enthält eine beachtliche, aber nicht 
erſchöpfende zuſammenfaſſende Darſtellung des arbeitsgerichtlichen 
Schiedsgerichtsweſens. Im 1. Teil ſind die Rechtsnatur und der Zweck 
des Schiedsvertrages, im 2. Teil die Zuläſſigkeit des Schieds⸗ 
vertrags, im 3. Teil die Form, im 4. Teil der Inhalt, im 5. Teil 
die Wirkungen des Schiedsvertrages, im 6. Teil das Erlöſchen 
behandelt. 

Zuzuſtimmen iſt dem Verfaſſer, daß die Einſpruchsklagen nicht 
unter die Schiedsklauſel fallen. Zu eng iſt die Auffaſſung, daß 
die Streitigkeiten aus Verhandlungen über die Eingehung eines 
Arbeits⸗ und Lehrverhältniſſes nicht von der Schiedsabrede betroffen 
werden. Zwar wird überſehen, daß $ 4 ArbGG. nicht aus ſich, ſon⸗ 
dern im Rahmen der Anderung des $ 91 ArbGG. zu verſtehen iſt, 
daß „Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis“ nur eine kurze 
Zuſammenfaſſung aller Streitigkeiten enthält, die ſich aus dem 
Arbeitsverhältnis ergeben. In einzelnen Punkten fehlt eine nähere 
Darſtellung, wie fie nach dem Stande der Rſpr. geboten wäre, jo 
3.8. die Erörterung der Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts für 
Streitigkeiten aus unerlaubten Handlungen, ſoweit dieſe im Zu⸗ 
ſammenhang mit einem Arbeits- oder Lehrverhältnis ſtehen. Die 
Darſtellung über die Auslegung der Schiedsklauſel enthält nichts 
Neues. Bei dem Gütevertrag, der Schiedsgüterechtsklauſel und der 
Behandlung der Innungsgerichtsbarkeit fehlt das tiefe wiſſenſchaft⸗ 
liche Eindringen. Dürftig iſt die Behandlung des Schiedsgerichts⸗ 
verfahrens. Der Leſer wird durch eine gewiſſe Unſyſtematik ge⸗ 
ſtört. Obwohl in einem beſonderen Teil die materielle Wirkung der 
Schiedsklauſel behandelt iſt, wird dieſes bereits früher bei der 

rage der Zuläſſigkeit des Schiedsvertrags vorweggenommen, ſo 

auf S. 41 die Wirkung auf die dem Tarifvertrag unterworfenen 
Perſonen, auf S. 85 die Wirkung des Schiedsſpruchs in einer 
Geſamtſtreitigkeit auf die Tarifbeteiligten. Wie aber mit der Syſte⸗ 
matik des § 15 (S. 101 ff.) „fakultativer Inhalt des Schiedsvertrags“ 
die Behandlung, wenn ein Schiedsſpruch nach 8 100 ArbG. auf⸗ 
zuheben iſt, vereinbar iſt, erſcheint unerfindlich. Der Verfaſſer be⸗ 
handelt die Aufhebung unter dem Geſichtspunkt, ob das Nach⸗ 
verfahren vor dem Arb®. durch Schiedsvertrag abänderungsfähig 
iſt. Derartige falſche Syſtematik wirkt gepreßt. Gerade bei der Auf⸗ 
hebungsklage iſt die den Praktiker am meiſten intereſſierende 
Frage, ob der Verſtoß gegen tarifliche Beſtimnungen die Auf⸗ 
hebung des Schiedsſpruchs rechtfertigt, nicht behandelt. 

Literatur und Rſpr. ſind nicht vollſtändig bearbeitet, aus dem 
Jahr 1931 nur wenig, aus dem Jahre 1932 überhaupt nicht, ob⸗ 
wohl als Erſcheinungszahl der Abhandlung 1933 angegeben iſt. 
Störend wirkt, daß die meiſten Zitate der Entſch. nicht der 
„ArbRſpr.“, der „amtlichen Sammlung“ oder der „Sammlung Ver⸗ 
einigung“, ſondern nur „Arbeitsrecht und Schlichtung“ ſowie „Ar⸗ 
beitsrechtspraxis“ entnommen find. Die Rſpr. der LUG. iſt faſt 
gar nicht berückſichtigt. 

Zuſammenfaſſend iſt zu ſagen, daß die Arbeit wahl beachtens⸗ 
wert und zur erſten Einführung geeignet it, aber dem Prak⸗ 
tiker teils wegen der unvollſtändigen Literatur und Rſpr., teils 
wegen der mangelnden Tiefe gerade in den prozeßrechtlichen Fragen 
wenig Förderung bietet. 

AGR. u. LER. Dr. Rohlfing, Berlin. 


Dr. Georg Senftner: Wie gründet man eine Geſellſchaft 
m. b. H.? Gemeinveritändliche Darſtellung der Entſtehung 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung. Stuttgart 1933. 
Muth'ſche Verlagsbuchh. 13. neubearb. Aufl. 53.— 55. Tau⸗ 
ſend. 61 S. Preis 2,25 RM. 


Die Schrift bietet weitaus mehr als eine Darſtellung der Grün⸗ 
dung der GmbH. Sie gibt auf 20 Seiten einen Abriß der rechtlichen 
Regelung der GmbH., auf weiteren 10 Seiten das gleiche für das 


Steuerrecht der GmbH., dann einige Formulare (Gef. Vertr. An⸗ 
meldung) und zum Schluß eine knappe buchtechniſche Darſtellung. 
Damit iſt ſchon geſagt, daß der Juriſt mit dieſer Schrift nichts an⸗ 
fangen kann, denn es iſt nur das Allernotwendigſte, das allerdings 
in muſterhafter Kürze geſagt. Für den Laien iſt aber die hier ge⸗ 
wählte Kürze oft von Nachteil, da er die weittragende Bedeutung 
beſtimmter wichtiger Einzelheiten auf Grund dieſer Ausführungen gar 
nicht zu überſehen vermag. Bei einer Beſchränkung auf das Thema 
hätte der Verf. in dieſer Hinſicht mehr bieten können. 
RA. Dr. Otto Schmidt, Köln. 


Syndikus Dr. jur. Joſef Fachinger: Wechſelgeſetz vom 
21. Juni 1933 nebſt ſonſtigen Beſtimmungen wechſelrecht⸗ 
lichen Inhalts. Kommentar für die Praxis. Darmſtadt 
und Leipzig. Verlag Ernſt Hofmann & Co. Preis broſch. 
2,25 H, geb. 3,20 RM. 

Gegen dieſes Büchlein Fachingers beſteht das gleiche Bedenken, 
das Stulz bei der Beſprechung von Fachingers „Kreditſicherungs⸗ 
recht“ in JW. 1933, 1242 im erſten Abſatz erhebt. Fachinger be⸗ 
zeichnet ſein neueſtes Büchlein als „Kommentar für die Praxis“. Dieſe 
Bezeichnung birgt im geſteigerten Maße die ſchon von Stulz erwähnte 
Gefahr in ſich, daß ein Benutzer, dem eigene Sachkenntnis fehlt, ge⸗ 
legentlich eines beſtimmten Falles eine Löſung für auftauchende 
Schwierigkeiten ſucht und ſie in den wenig tief eindringenden Be⸗ 
merkungen Fachingers gefunden zu haben glaubt. Auch dem 
Kaufmann bringt Fachingers „Kommentar“ kaum mehr, als eine 
leidliche Textausgabe mit kürzeſten Erläuterungen ihm ſagen könnte. 
(Von den 98 Artikeln des Wechſelgeſetzes ſind 39 — darunter auch 
ſehr wichtige und durchaus nicht ohne weiteres verſtändliche — 
überhaupt nicht kommentiert!) 

Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 

In der Einleitung ſtellt Fachinger Dinge zuſammen, die 
weder ſyſtematiſch noch empiriſch zuſammengehören. Zunächſt ſchildert 
er knapp die Entſtehung des Wechſelgeſetzes. In den nächſtfolgenden 
Abſätzen behandelt er der Reihe nach „Grundbegriffe des Wechſel⸗ 
rechts“, „Der wirtſchaftliche Zweck des Wechſels“, „Das juriſtiſche 
Weſen des Wechſels“, „Die Wechſelfähigkeit“, „Die Pfändung von 
Wechſeln“, „Der Wechſelprozeß“. 

In dem Abſchnitt „Grundbegriffe des Wechſelrechts“ hätte nicht 
nur der Begriff des Wertpapiers, ſondern auch der des Orderpapiers 
erörtert werden ſollen. 

Die rechtlich ziemlich ſchwierige Bedeutung der „Zahlung durch 
Wechſel“ erwähnt Fachinger nur ganz nebenbei in dem Abſchnitt 
„Der wirtſchaftliche Zweck des Wechſels“. Gerade die Rechtsfragen, 
die hiermit zuſammenhängen, ſpielen aber in der Praxis eine außer⸗ 
ordentlich große Rolle. Man denke an die Fragen, die ſich daun 
ergeben, wenn der zahlungshalber gegebene Wechſel nicht rechtzeitig 
eingelöſt wird. In dieſer Beziehung genügen die Ausführungen 
Fachingers den Bedürfniſſen der Praxis nicht. 

In dem Abſchnitt „Das juriſtiſche Weſen des Wechſels“ be⸗ 
handelt Fachinger u. a. die ſog. „Wechſelrechtstheorien“. Die Dar⸗ 
ſtellung iſt ſchon inſofern für die Praxis nicht ſehr geeignet, als 
Fachinger nicht von der ſich aus der Rechtſprechung des RG. er⸗ 
gebenden Uunterſcheidung zwiſchen den folgenden Fragen: Wie entſteht 
die Verpflichtung des Ausſtellers? Wie entſteht die Verpflichtung des 
Annehmenden bei der Vollannahme und bei der Blankoannahme? 
Wie entſteht die Verpflichtung des Indoſſanten? Wie wird das Recht 
aus dem Wechſel übertragen? ausgeht. Noch bedenklicher iſt es aber, 
wenn Fachinger hier (S. 11) mit Rückſicht auf RG. 112, 202 
ausführt, das RG. ſtehe auf dem Boden der Rechtsſcheinstheorie. 
Erſtens wird nicht RG. 117, 69 ff. berückſichtigt, und zweitens er⸗ 
gibt ſich m. E. aus dem Satz in RG. 134, 35 — JW. 1932, 740 14 
„es erübrigt ſich deshalb, zu der Frage Stellung zu nehmen, ob 
der vom NG. beim Nichtblankoakzept angenommene Standpunkt 
namentlich gegenüber der Rechtsſcheinstheorie aufrechterhalten werden 
kann“, daß das RG. ſelbſt ſeine bisherige Anſicht nicht mit der der 
Rechtsſcheinstheorie identifiziert. Die Anſicht des RG. kommr eher 
der Staub ſchen Redlichkeitstheorie nahe. 

Nach Art. 1 Ziff. 2 Wechſelch. muß der Wechſel eine „un⸗ 
bedingte“ Anweiſung enthalten. Das entſpricht im Ergebnis dem noch 
geltenden Recht. Aber im künftigen Recht dürfte auch wie bisher 
die Ausnahme anzuerkennen ſein, die RG. 119, 422 ff. behandelt. 

In der Anm. zu Art. 2 behauptet Fachinger ganz unein⸗ 
geſchränkt die Möglichkeit einer Umdeutung (8 140 BGB.) einer 
nichtigen Wechſelerklärung. Ein Hinweis auf die vielfach entgegen⸗ 
geſetzte Rechtſprechung des RG. (vgl. u. a. RG.: JW. 1930, 1376 1; 
1930, 3761 25 1932, 26115) wäre erforderlich geweſen. 

Die Bedeutung der im RG. 117, 164 und ſonſt vertretenen 
(ſchlecht) ſog. „bürgerlich-rechtlichen Geſtionstheorie“ wird in der 
Anm. zu Art. 8 am Ende nicht mit der erforderlichen Deutlichkeit 
hervorgehoben. 

Bei Art. 11 wäre ein Hinweis auf die Beſonderheiten der bür⸗ 
gerlich⸗rechtlichen Abtretung der Wechſelforderung und der ſog. 
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Blankotraditio erforderlich geweſen. Die Behandlung des Depot⸗ 
wechſels au der gleichen Stelle iſt unzulänglich. Hier hätte wenigſtens 
KG.: SR. 1926, 607; RG.: JW. 1929, 39 12, 1929, 11331 er⸗ 
wähnt werden müſſen. 

Die Anm. zu Art. 14 enthält eine denkgeſetzlich nicht einwand⸗ 
freie Definition der Transportfunktion. 

Die Darſtellung des in ROG. 24, 1 über die rechtliche Be⸗ 
deutung des Indoſſaments entwickelten Grundſatzes in der Anm. 
zu Art. 14 am Ende iſt nicht unmißverſtändlich. 

Auch die mehrfache Bedeutung der Legitimationsfunktion des 
Indoſſaments wird in der Aum. zu Art. 16 nicht im erforderlichen 
Maße erörtert. 

In der Anm. zu Art. 17 wäre eine Behandlung der Probleme 
zu Art. 82 WO., vor allem die Rechtsſtellung der Rechtſprechung zu 
der „Kollifionstheorie“ und die Bedeutung der Neuregelung gegen⸗ 
über dem bisherigen Rechtszuſtande erwünſcht geweſen. 

In der Anm. zu Art. 18 hätte es eines Hinweiſes auf NG. 
139, 193 bedurft. 

Der Satz „wer nicht Bezogener iſt, kann nicht annehmen,“ in 
der Anm. zu Art. 21 iſt zu allgemein gehalten. Er überſieht hier 
die Ehrenannahme (Art. 56). 

Die Ausführungen über den Wechſelbereicherungsanſpruch (Anm. 
zu Art. 89) genügen auch beſcheidenen Auſprüchen der Praxis nicht. 
Es wird nicht einmal der Begriff der wechſelrechtlichen Bereicherung 
und der des Schadens im Sinne des Art. 89 erörtert. 


RA. Dr. Matz ke, Berlin. 


Die Bürgerſteuer. Geſetz und Durchführungsbeſtimmungen 
nebſt landesrechtlichen Vorſchriften und Nebenbeſtimmungen, 
für die Praxis erläutert von Dr. Walter Kühne, ORegR. 
im RFin M., und Dr. Kurt Kottenberg, Beigeordneter im 
Deutſchen Gemeindetag. Berlin 1934. Carl Heymanns 
Verlag. Preis 2 RM. 


Die kleine Schrift enthält zunächſt den Abdruck des Bürger⸗ 
ſteuerG. 1934 nebſt der DurchfVO. Dazu werden Erläuterungen ge⸗ 
geben, die ſich an den im gleichen Verlag erſchienenen Kommentar 
der gleichen Verf. anſchließen. Ein kleiner Schönheitsfehler iſt wohl 
darin zu ſehen, daß als Erſcheinungsjahr 1934 angegeben wird, ob⸗ 
wohl die Schrift im Oktober 1933 erſchienen iſt, und daß im Titel 
der Schrift nichts von einem Ergänzungsband geſagl ill. 

Ein ſehr ausführlicher Anhang bringt den vollſtändigen Wort⸗ 
laut einer Reihe amtlicher Erlaſſe und Rundſchreiben, die ſonſt ſchwer 
zugänglich ſind, und die die praktiſche Bearbeitung der Bürgerſteuer⸗ 
ſachen weſentlich erleichtern. 

Soweit die Schrift eine ſelbſtändige Kommentierung enthält, 
kann man ihr in allen weſentlichen Punkten folgen, zumal ja die 
bisher beſtehenden Zweifelsfragen durch den neuen Geſetzeswortlaut 
faſt durchweg geklärt fein dürften. Intereſſant wäre es geweſen, zu 
erfahren, wie ſich die Verf. zu der praktifchen Durchführung der 
Steuerermäßigung bei einem Einkommensrückgang nach § 6 Abſ. 7 
Ziff. 2 Durchf VO. ſtellen. Der Wortlaut des Geſetzes verlangt, daß 
die Steuer „mindeſtens“ entſprechend dem Hundertſatz des Ein⸗ 
kommensrückgangs zu ermäßigen iſt, wobei ein Einkommensrückgang 
von 30% (früher 50%) außer Betracht zu laſſen iſt. In der Praxis 
ſcheint leider dieſe Mindeſtgrenze der Steuerermäßigung als Höchſt⸗ 
grenze zu wirken. 

Zu 823 DurchfVO. nehmen die Verf. an, daß eine Anfechtung 
der Einkommenſteuerveranlagung mit Rückſicht auf die Auswirkung 
für die Bürgerſteuer zulaſſig iſt, auch ohne daß die Anfechtung zu 
einer Verringerung der Steuerſtufe bei der Einkommenſteuer führt. 
Das wird aus der ſtändigen Rechtſprechung des RFH. zu $ 232 Abſ. 1 
(früher 8221 Abſ. 1) RAbgO. gefolgert. Für die Bürgerſteuer 1934 
dürfte aber dieſe Frage nicht mehr praktiſch werden, weil ſich ja die 
Bürgerſteuer nicht mehr nach dem genau berechneten, ſondern nach 
dem gemäß 8 24 Abſ. 1 EinkStG. ab⸗ oder aufgerundeten Einkommen 
richtet (8 7 Abſ. 3 Ziff. 2 DurchfVO.). Es kann alſo bei veranlagten 
Einkommenſteuerpflichtigen nicht mehr vorkommen, daß ein Streit 
über die Höhe des Einkommens eine Auswirkung für die Bürger⸗ 
ſteuer hat, wenn er nicht auch eine Anderung der Einkommenſteuer⸗ 
ſtufe zum Gegenſtand hat. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


Dr. Emil Müller, Chemiker und Patentanwalt, Berlin: 
Chemie und kontinentales Patentrecht. Unter Mitwir⸗ 
kung von T. Akerman, Patentbyran A. W. Anderson, 
Ing. Chem. V. Beer, E. Blum & Co. (Dr. Sterchi), 
Patent-Bureau, Alfred J. Bryn, Budde, Schou & Co., 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aktiebolaget Delmar & Co., Patentbyra, Aktiebolaget 
Fredrik IL. Enquists Patentbyra (Filip Aström), 
E. Harsänyi, Dr. K. Medgyes und M. Adler, Theo 
Hillmer, Nederlandsch Octrooibureau (van Hasselt), 
P. Regimbeau, Dr. H. Schmolka, Secondo Torta & Co., 
J. U. Dr. Karlo Spiller, G. van der Haeghen, Vriesen- 
dorp & Gaade (Dir. Ing. C. M. R. Davidson), Zwiazek 
Polskich Rzeeznikow Patentowych. Berlin 1932. 
Verlag Chemie GmbH. 156 S. Preis 8. RA. 


Seinem anerkannten Buch „Chemie und Patentrecht“, in welchem 
das deutſche Patentrecht chemiſcher Erfindungen behandelt wurde, läßt 
der Verf. jetzt dieſe Überſicht über das gleiche Gebiet in den übrigen 
europaiſchen Ländern folgen. Das Buch hat alſo praktiſche Aufgaben 
im internationalen Privat⸗ und Verkehrsrecht und muß, um dieſe 
Aufgaben zu erfüllen, zuverläſſig und überſichtlich gearbeitet ſein. 
Beide Eigenſchaften weiſt das Buch auf. Es iſt, offenbar unter um⸗ 
fangreicher Mitwirkung ausländiſcher Fachleute, von dem Verf. in 
einheitlicher Anordnung dargeſtellt, wobei zumeiſt mit dem betreffen⸗ 
den Geſetzestext begonnen wird und dann das Recht der chemiſchen. 
Erfindungen hinſichtlich des Stoffes und der Zwiſchenprodukte und 
des Verfahrens, dann für die Vorkommen und Bedürfniſſe in Berg⸗ 
bau, Landwirtſchaft und Forſtwirtſchaft behandelt wird, ferner be⸗ 
ſondere Beachtung den Legierungen, weiter namentlich den Nahrungs⸗ 
und Genußmitteln und den Arzneimitteln geſcheukt wird. Überall, wo 
es die Darlegung erfordert, wird die deutſche Rechtslage zum Ver⸗ 
gleich herangezogen. Das gilt namentlich auch für den beſonders ge⸗ 
arbeiteten, von Ing. Chem. V. Beer geſchriebenen Abſchnitt über 
Oſterreich, der ſich u. a. eingehender mit der Vorbenutzungsfrage 
auseinanderſetzt. Es iſt ein ſehr umfaſſender Stoff in dieſem Buch 
geſchickt und klar verarbeitet. Behandelt werden die Länder: Frauk⸗ 
reich, Belgien, Italien, Osterreich, Tſchechoflowakei, Ungarn, Nieder⸗ 
lande, Schweden, Norwegen, Dänemark, Jugoſlawien, Polen, Ru⸗ 
mänien, Schweiz. Dem Praktiker wie dem wiſſenſchaftlichen Inter⸗ 
eſſenten des Patentrechts wird alſo viel geboten. 


Dr. Alexander Elſter, Berlin. 


Dr. jur. Reinhardt Stelzig: Die Rechtsnatur der Sozialver⸗ 
ſicherung. (Schriften des Inſtituts für Arbeitsrecht an der 
Univerſität Leipzig, 32. Heft.) Weimar 1933. Verlag von 
Hermann Böhlaus Nachfolger. 80 S. Preis kart. 3,80 AM. 


In der Einleitung ſchildert der Verf. kurz, wie ſich die 
ſozialen Gegenſätze beim Übergang vom Agrar- zum Induſtrieſtaat 
einſtellten, daß der Staat ſchou um ſeiner Selbſterhaltung willen ver⸗ 
ſuchen mußte, die „Arbeiterfrage“ (ſchlechthin auch „die ſoziale Frage“ 
genannt) zu löſen, und daß im Laufe der Entwicklung neben die Ar⸗ 
beiterſchutz» die Sozialverſicherungsgeſetzgebung getreten iſt. Zweck 
der Arbeit ſoll die Feſtſtellung der juriſtiſchen Mittel ſein, deren 
ſich das Reich zur Erreichung ſeiner fürſorgeriſchen Ziele in der 
Sozialverſicherung bedient hat. 


Die Arbeit ſelbſt gliedert ſich in vier große Teile. Der I. Teil 
handelt von den verſchiedenen Theorien zur Rechtsnatur der Sozial⸗ 
verſicherung (Verſicherungstheorie; Theorie der ſozialpolitiſchen Für⸗ 
ſorge; Anſpruchstheorie; Lehre Jacobis und Lutz Richters); 
ſie werden am Schluſſe in zwei Gruppen zuſammengefaßt und in ein 
Verhältnis zu den Maßnahmen des Geſetzgebers zu bringen geſucht. 
Aus der kritiſchen Würdigung heraus ergibt ſich dann der Gang der 
Unterſuchung für die übrigen Teile, nämlich: zunächſt Feſtlegung des 
Begriffs „Verſicherung im Rechtsſinne“, ausgehend von den Rechts⸗ 
verhältniſſen der Privatverſicherung (II. Teil), hierauf Beſtimmung 
des Begriffs „Sozialverſicherung“ (III. Teil) und ſchließlich Prü⸗ 
fung, ob beide Begriffe in ihren weſentlichen Merkmalen überein⸗ 
ſtimmen oder nicht (IV. Teil). Während das Ende von Teil II und 
IH ein zuſammenfaſſender Überblick über die gewonnenen Teilergeb⸗ 
niſſe bildet, ſchließt der IV. Teil mit einer eigenen, an die von Ja⸗ 
cobi und Lutz Richter ſich anlehnende Definition der Sozialver⸗ 
ſicherung (i. e. S.) ab. 


Bei der Fülle des Stoffes konnten ſelbſtverſtändlich nur die 
grundlegenden Erſcheinungen aufgezeigt und ihre Löſung in großem 
Zuge betrachtet werden; dagegen war eine Weiterverfolgung bis in 
die entferuteſten Auswirkungen unmöglich. Daß die Entwicklung der 
nationalſozialiſtiſchen Revolution keine Berückſichtigung erfahren hat, 
beeinträchtigt den Wert der ſehr intereſſanten und logiſch durch⸗ 
geführten Schrift keineswegs; denn ſie behandelt mehr theoretiſche 
Grundfragen, deren Umgeſtaltung kaum zu erwarten ift. 


SenpPräſ. Dr. C. Arendts, Berlin. 


62. Jahrg. 1933 Heft 49 


Rechtſprechung 
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A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 


rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


E Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 


gerichts abgedruckt. — 1 Aumerkung.] 


1. Art. 131 RVerf.; Vorausſetzung für die 
Verſetzung in den Ruheſtand eines Beamten. 


1. Die Bekl. hat dem Kl., ihrem Beamten, 
gegenüber nach 8839 BGB. i. Verb. m. Art. 131 
R Verf. für den Schaden einzutreten, den ſie ihm 
durch eine in Ausübung öffentlicher Gewalt be- 
gangene Amtspflichtverletzung ſchuldhaft zu⸗ 
gefügt hat. Zur Ausübung der öffentlichen Ge⸗ 
walt gehört auch die Erfüllung der dem Bor- 
1 dem Beamten gegenüber obliegenden 
Fürſorgepflicht (RG. 96, 302; 111, 22; 104, 23; 
126, 362 1)). 


1) JW. 1930, 554. 


Zu 2. In der Frage, ob der Pfundgläubiger nach der Ent⸗ 
wertung des Pfundes nur nach dem Maße des entwerteten Pfundes 
oder darüber hinaus einen Anſpruch habe, ſind die bisher führenden 
Urt. RG. 154/33 v. 21. Juni 1933; JW. 1933, 16442 und das neue 
vorſtehende Urt. ergangen. Zur richtigen Erkenntnis der Rechtslage, 
insbeſ. wie dieſe nach der Meinung des RG. ſich darſtellt, iſt es nicht 
zu umgehen, beide Urt. im Zuſammenhalte in den Kreis der Be⸗ 
trachtung zu ziehen, um ſo weniger, als das neue Urt. ſelbſt zur Be⸗ 
meſſung ſeiner Tragweite das ältere heranzieht. 

I. Das vorſtehende Urt.: Der Kl. hat von der Bekl. Spinnerei⸗ 
erzeugniſſe gekauft. Der urſprüngliche Vertrag, der auf Reichsmark 
lautete, wie der Schlußbrief der Kl. v. 31. Juli 1931, der von der 
Reichsmark⸗ zur Pfundberechnung überging, enthielt die Verkaufs⸗ 
und Lieferbedingungen des Vereins Deutſcher Wolkämmer und 

ammgarnſpinner mit der Beſtimmung: Die Zahlung muß ſtets den 
vollen Goldwert darſtellen. Den Schlußbrief v. 31. Juli 1931 wieder 
auf Reichsmark umzuſtellen, lehnte die Kl. ab, erklärte ſich aber damit 
einverſtanden, daß auch in Reichsmark umgerechnet nach dem Tage 
„Diejer” gültigen Berliner Briefkurſe reguliert werde und lieferte 
dann ohne Widerſpruch auf Grund weiterer Schlußbriefe desſelben 
Inhalts an die Bekl. Zum Übergange von der Reichsmark⸗ zur 
Pfundberechnung war die Kl., wie ſie angab, dadurch veranlaßt, daß 
ſie ihre Rohware in Pfund eindecken mußte, aber auch dadurch, daß 
im Sommer 1931 in Wirtſchaftskreiſen die Feſtigkeit der Reichs⸗ 
mark als zweifelhaft, die des Pfundes als unantaſtbar angeſehen 
wurde. Im Gegenſatz zum LG. haben OLG. und RG. zur Zahlung 
unter Zugrundelegung des Kurſes des Goldpfundes von 20,40 N. 
verurteilt. Nach dem RG. liegt eine Goldmarkvereinbarung vor. Auch 
nach dem Übergange von der Reichsmark⸗ zur Pfundberechnung ſei 
die Goldklauſel beſtehen geblieben. Überdies habe nach dem, aus dem 
Zuſammenhange des Falles feitgeftellten Parteiwillen, der Wechſel der 
Währungsberechnung bezweckt, die Goldmäßigkeit des Kaufpreiſes zu 
ſichern. Wenn die Kl. die Reichsmarkbeträge in Pfund habe anlegen 
und „damit denjenigen Gegenwert in Waren erlangen (können), der 
der gleichen Anzahl der von der Bekl. zu leiſtenden Pfunde ent⸗ 
prach“, ſo wäre dies nur von Bedeutung geweſen, wenn ein Anſpruch 
nicht auf Grund einer Goldmarkklauſel, ſondern aus dem Geſichts⸗ 
punkte des Ausgleichs gegenüber der durch die Pfundentwertung ein⸗ 
getretenen Veränderung der Vertragsgrundlage oder wegen Zahlungs⸗ 
verzuges vorgelegen hätte. Gegenüber dem Anſpruche auf Grund einer 
Goldwertklauſel habe es auch keine Bedeutung, „wenn troß der 
Pfundentwertung der Pfundpreis für Rohwolle in der fraglichen Zeit 
nicht geſtiegen ſein ſollte und die Kl. daher bei Berechnung des von 
er Bekl. geſchuldeten Kaufpreiſes nach deſſen Goldwert einen höheren 
Betrag erhalten ſollte, als ſie zur Eindeckung in Rohwolle bedarf“. 
In RG. 1 54/33 v. 21. Juni 1933 wird zur Begründung des Aus⸗ 


KRechtſprechung. | 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geftattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


D. S. 


2. Ein Beamter, der nicht mehr für alle 
Zweige des Dienſtes tauglich iſt, kann nicht und 
nruß nicht in den Ruheſtand verſetzt werden. Vor⸗ 
ausſetzung der Verſetzung in den Ruheſtand iſt 
vielmehr die dauernde Dienſtunfähigkeit des Be⸗ 
amten überhaupt. Solange ein Beamter in be⸗ 
ſtimmten Zweigen des Dienſtes, die von anderen, 
für ihn nicht geeigneten, trennbar ſind, noch 
verwendungsfähig iſt, hat er weder ein Recht, 
ſeine Penſionierung zu fordern, noch kann er 
wider ſeinen Willen penſioniert werden. Daß 
die Geeignetheit für alle Zweige eines beſtimm⸗ 
ten Dienſtes Vorausſetzung der Anſtellung des 
Beamten iſt, ſchließt nicht aus, daß er bei ſpä⸗ 
terem Verluſt der Eignung für einzelne dieſer 
Zweige noch im Amte zu belaſſen iſt. 

(U. v. 7. Juli 1933; 42/33 III. — Köln.) [Sch.] 

2. 8242 BGB. Auswirkung der Goldklauſel 
bei einer während des Pfundſturzes in engliſchen 
Pfunden ausgeſtellten Rechnung. ) 

(U. v. 6. Okt. 1933; II 109/33. — Dresden.) [Ku.] 

Abgedr.: ZW. 1933, 2583 5. 


gleichsanſpruches erwogen: Bei gegenſeitigen Verträgen bilde im 
Zweifel das Gleichgewicht zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung die 
von den Beteiligten ſtillſchweigend angenommene Vertragsgrundlage. 
Werde dieſe durch einen beim Vertragsſchluß unvorhergeſehenen und 
nicht vorherſehbaren Geſetzgebungsakt, dem eine bloße Valutaverſchie⸗ 
bung gleichſtehen könne, weſentlich verändert, ſo könne unter Berück⸗ 
ſichtigung des 8242 der Grundſatz von Treu und Glauben ein 
ſtarres Feſthalten am Vertrage verbieten, dagegen einen billigen Aus⸗ 
gleich gegen die erhebliche Verſchiebung des Gleichgewichts zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung gebieten. Es komme darauf an, daß „die 
Annahme einer Fortdauer der zur Zeit des Vertragsſchluſſes vor⸗ 
handenen Eigenſchaften des engliſchen Pfundes als Goldſicherung, 
Goldkernwährung ... weder ſtillſchweigend noch ausdrücklich zum In⸗ 
halt des Kaufvertrages erhoben, ſondern nur zur (oben näher gekenn⸗ 
zeichneten) Vertragsgrundlage im Sinne der Ausgleichsrechtſprechung 
erhoben ſei“. Zu beachten ſei aber, daß „die Zubilligung eines Aus⸗ 
gleichsanſpruchs nach 8 242 eine nur unter ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden zuläſſige und unter großer Vorſicht anzuwendende Ausnahme 
von dem das Vertragsrecht beherrſchenden Grundſatz der Vertrags⸗ 
ſicherung iſt, die höchſtens da gerechtfertigt erſcheint, wo in der mehr⸗ 
fach erwähnten Weiſe die Grundlage des Vertrages weſentlich er⸗ 
ſchüttert iſt“. Daß „die Entwertung des engliſchen Pfundes ſo tief 
greift, daß dadurch die engliſche Währung in ihren Grundlagen er⸗ 
ſchüttert iſt, und das engliſche Pfund, wenngleich es in England ge⸗ 
ſetzliches Zahlungsmittel geblieben iſt, ſeinen Charakter als Wert⸗ 
meſſer verloren hat“, ſei im Gegenſatz zu dem Aufwertungsauſpruch, 
den die Entwertung der früheren deutſchen, öſterreichiſchen, polniſchen 
und ruſſiſchen Währung begründen Konnte, nicht Vorausſetzung des 
Ausgleichsanſpruchs. „Insbeſondere“, wird weiter noch erwogen, 
„handelt es ſich nicht etwa um die Aufwertung einer für die Ver⸗ 
tragsteile kraft Geſetzes maßgebenden Währung, vielmehr kommt 
es nur darauf an, die unvorhergeſehene und nicht vorherſehbare Ver⸗ 
änderung des von den Vertragſchließenden als Vertragsgrundlage 
angenommenen Verhältniſſes zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung 
dem Sinne und Zweck des Vertrages entſprechend zum Ausgleich 
zu bringen, unter Berückſichtigung des Umſtandes, daß dieſe Ver⸗ 
änderung durch das unerwartete, auf geſetzlichem Eingriffe beruhende 
Abſinken einer von den Vertragsſchließenden um ihrer vermeintlichen 
Unerſchütterlichkeit willen freiwillig auf Grund ausdrücklicher Partei⸗ 
vereinbarungen zum Gegenſtande des dem deutſchen Recht unterſtehen⸗ 
den Vertrages gemachten ausländischen Währung entjtauden iſt“. Im 
übrigen ſeien zur Entſcheidung der Frage, ob und in welcher Höhe ein 
Ausgleich zu gewähren ſei, „alle Umſtände des Falles, die nach den 
Grundſätzen von Treu und Glauben im Verkehr im Hinblick auf die 
Belange beider Vertragsteile für einen billigen und gerechten Aus⸗ 
gleich zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung in Vetracht kommen können, 
eingehend aufzuklären, zu prüfen und zu berückſichtigen“. Dabei 
könne je nach dem auch die Verpflichtung zur Zahlung des mit 
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3. 8581 BGB.; Tar St. 10 IIle LStemp StG. 
Entgeltliche Übernahme des Inſeratenbetriebes 
einer Zeitſchrift iſt Pacht; die Verpflichtung des 
Zeitungsunternehmers zu Abdruck und Verbrei⸗ 
tung der aufgegebenen Anzeigen nur Ausgeſtal⸗ 
tung der Pflicht zur Gebrauchsgewährung: da⸗ 
nach Stempelpflicht der Vertragsſchließenden. f) 


Die Kl. übernimmt auf Zeit und gegen Entgelt den Be⸗ 
trieb des Inſeratengeſchäfts für Fachzeitungen und Fachzeit⸗ 
ſchriften zahlreicher Berufsvereinigungen, d. h. ſie erhält von 


zu RA je englifches Pfund umgerechneten Kaufpreiſes in Frage 
ommen. 

II. Die beiden Urt. find beiſpielhaft für die beiden Gruppen 
von Fällen, deren Unterſcheidung ſich aufdrängt, wenn die Frage 
zu beantworten iſt, ob der Gläubiger einer entwerteten Währung 
einen Anſpruch auf eine höhere Zahlung habe. Wie einſt nach der 
Markentwertung fragt ſich in erſter Linie auch bei der Pfund⸗ und 
Dollarentwertung, ob ſich der Gläubiger gegen die Entwertung der 
Währung im voraus durch eine Vertragsbeſtimmung geſichert hat 
oder nicht. Die Entſcheidung der Frage, ob eine ſolche Sicherung 
vereinbart ſei, kann ohne weiteres gegeben (etwa der Fall einer un⸗ 
mißverſtändlich vereinbarten Goldwertklauſel) oder erſt durch Aus⸗ 
legung zu gewinnen ſein. Im Falle des vorſtehenden Urt. erſcheinen 
auch mir überwiegende Gründe für die Goldpfundabrede zu ſprechen, 
wenn auch der von der Kl. für den Übergang von der Reichsmark 
zum Pfund angeführte Beweggrund, ſie verkaufe ſchon ſeit längerer 
Zeit ihre Garne nur in engliſchen Pfunden, weil ſie ihre Rohwolle 
fo eindecken müfje, ein Stein des Anſtoßes bleibt. Eine ſehr zweifel⸗ 
hafte Auslegungsfrage kann es im Einzelfall ſein, ob der Verein⸗ 
barung der Pfund⸗ oder Dollarwährung ſchon an ſich die Bedeutung 
einer ſolchen Sicherheitsabrede beizulegen ſei, ob nach dem ganzen 
Zuſammenhange des Falles die Partner das Goldpfund (oder den 
Golddollar) wählten, oder ob ſie ſich damit dem Schickſale des von 
ihnen überſchätzten Pfundes oder Dollars anvertrauten. Mag auch 
in den Fällen, wo nach einer alten, nicht erſt durch die Mark⸗ 
entwertung veranlaßten Übung die Berechnung in fremder, vor allem 
Pfundwährung, gebräuchlich iſt, die Entſch. durchweg leicht ſein, ſo 
kann ſie doch in den Fallen, wo das Pfund an die Stelle der Reichs⸗ 
mark trat, weil jenes für unerſchätterlich, dieſes für unſicher galt, 
ſehr zweifelhaft bleiben. Nach dem Urt. v. 21. Juni 1933 bedeutete 
jedenfalls die Pfundvereinbarung keine ſolche Sicherheitsabrede, mochte 
fie auch um der vermeintlichen Unerfchätterlichkeit des Pfundes zum 
Gegenſtande des dem deutſchen Recht unterſtehenden Vertrages ge⸗ 
macht ſein. 

Die ausdrückliche oder dem Sinne nach vereinbarte Goldwert⸗ 
klauſel verpflichtet zur Zahlung des vollen Goldwertes. Das kann 
nach der Entwertung des Pfundes zu unvorhergeſehenen Vorteilen 
für den Pfundgläubiger führen. Im Falle des vorſtehenden Urteils 
hat der Schuldner daraus einen Einwand herzuleiten geſucht, ver⸗ 
geblich, da der Vorteil nicht ungerechtfertigt ſei, „weil er in der 
Vereinbarung der Goldwertklauſel ſeine rechtliche Grundlage hat“. 
Indes, die gleichmäßig ſtarre Anwendung dieſes Grundſatzes ſcheint 
mir nicht unbedenklich. Sie kann zu wirtſchaftlichen Härten führen, 
die mit einem geſunden Rechtsempfinden unvereinbar find (vgl. dazu 
z. B. Simonſon: Bank Arch. XXXII, 450). 

Deshalb darf daran erinnert werden, daß, in freilich nicht ganz 
einheitlicher Rſpr., das RG. anläßlich der Markentwertung entſchieden 
hat, daß das Geltendmachen eines Kursſicherungsvorbehalts unter 
Umſtänden einen Verſtoß gegen Treu und Glauben oder die guten 
Sitten ſei (vgl. meine Überſicht „Markentwertung und Aufwertung 
im Lichte der Rſpr.“: IW. 1924, 1453). 

Führt die Betrachtung des Falles zu der Annahme, daß der Goldwert 
weder ausdrücklich noch dem Sinne nach vereinbart iſt, ſo fragt ſich wieder 
wie einſt: Mark gleich Mark: Pfund gleich Pfund? Dollar gleich 
Dollar? Das RG. antwortet: Nein! Wie Arndt: JW. 1930, 1644 
betont, befindet ſich das RG. mit dieſer Meinung grundſätzlich im Ein⸗ 
klang mit dem Schiedsgericht der Internationalen Handelskammer, wenn 
es auch in der Begr. abweicht. Auknüpfend an ſeine frühere, oben 
näher umriſſene, aus Anlaß der Markentwertung entwickelte Rſpr. 
wird dem Pfundgläubiger ein ſog. Ausgleichsanſpruch, je nach Lage 
des Falles, gewährt. Daß nach dem Anſchauungsunterricht über die 
verheerenden wirtſchaftlichen Wirkungen, die die Markentwertung 
während der allzulangen Zeit zeigte, wo der Satz: Mark gleich 
Mark galt, nicht auch der Satz: Pfund gleich Pfund Geltung ge⸗ 
winnen konnte, dürfte keinem begründeten Zweifel unterliegen. Ge⸗ 
währen die hier behandelten Urt. einen Ausgleichsanſpruch gegenüber 
der Pfundentwertung auch ſchon ohne beſonders tiefgreifende Valuta⸗ 
änderung, fo vermeiden ſie damit einen Irrtum, den das RG. 
gegenüber der Markentwertung beging. In dieſem Punkte ſind die 
erwähnten Urt. um ſo mehr zu beachten, als das Urt. I 18/33: 
Warn. 1933, 226/28 in dieſer Beziehung zu Mißverſtändniſſen ver⸗ 
leiten könnte. „Ausgleich, die Grundlage aller Verträge, folglich 


den letzteren das ausſchließliche Recht der Kundenwerbung und 
das Recht, Inſertionsverträge im eigenen Namen mit Per⸗ 
ſonen abzuschließen, die in den betreffenden Blättern inſerieren 
wollen. Die Berufsvereinigungen hingegen übernehmen die 
Verpflichtung, die ihnen von der Kl. überwieſenen Inſerate in 
dem Inſeratenteil ihrer Blätter aufzunehmen und zuſammen 
mit den letzteren in ihrem Abonnentenkreis zu verbreiten. Vier 
Verträge ſolchen Inhalts mit Berufsvereinigungen hat der 
Bekl. als Pachtverträge verſteuert und eine Stempelſteuer von 
487 RM eingezogen. Die Kl. verlangt die Zurückzahlung von 


allen Rechts“, fordert Nietzſche. Daß ſachlich ein ins Gewicht fal⸗ 
lender Unterſchied zwiſchen dem Aufwertungs⸗ und dem Ausgleichs- 
anſpruch beſtehe, ift nicht wohl anzunehmen. Der Ausgleichsanſpruc 
gegenüber der Pfundentwertung enthält nach ſeiner Beſt. durch die 
bisher veröffentlichten Urt. im weſentlichen dieſelben Merkmale wie 
der Aufwertungsanſpruch. Verweiſt doch auch das neue Urt. zur 
Klärung des Ausgleichsanſpruchs auf das grundlegende Urt. aus der 


AufwertungsRſpr. RG. 103, 332 = JW. 1922, 702. Der Name 


Ausgleichsanſpruch verdient inſofern den Vorzug, als er den An⸗ 
ſpruch nach Inhalt und Zweck deutlicher als die Bezeichnung Auf 
wertungsanſpruch veranſchaulichen dürfte. Daß die Rſpr. vor allem 
über die freie Markaufwertung von nicht zu unterſchätzender Be 
deutung auch für den Pfundausgleichsanſpruch iſt, dürfte zutage 
liegen. Nicht nur, weil ſie vor allem immer wieder die Notwendig⸗ 
keit, unter dem Geſichtspunkt der Billigkeit alle Umſtände des Einzel⸗ 
falles in Betracht zu ziehen betont und ſchon damit übt, was der 
Schiedsſpruch der Internationalen Handelskammer nach Arndts 
erwähnter Anm. vermittels „ſorgfältiger Analyſe des Einzelfalles“ 
erſtrebt. Die Rſpr. über die freie Aufwertung hat auch im Verlaufe 
8 Entwicklung eine Reihe über den Einzelfall hinous gültiger 
eſichtspunkte von allgemeiner Bedeutung gezeigt, die für die Löſung 
der Frage Ausgleichsanſpruch oder nicht, Ausgleichsanſpruch in welcher 
Höhe, von Wichtigkeit ſind. Ich erinnere beiſpielsweiſe an den 
Ausſchluß der Markaufwertung durch Vorauszahlung; die übernahme 
des Wagniſſes der Markentwertung bei Spehulationsgeſchäften; die 
Pflicht der vorſorglichen Eindeckung (ſ. näheres z. B. meine er⸗ 
wähnten Überſichten: JW. 1924, 1451; 1925, 2654 ff.). Daß der 
Ausgleich unter Umſtänden die Zahlung in voller Goldmarkhöhe be⸗ 
deuten kann, wie das vorſtehende Urt., um Zweifel auszuſchließen, 
ausdrücklich betont, bedarf keiner Erörterung. 
RA. Dr. Plum, Köln. 


Zu 3. Der Entſch. dürfte in vollem Umfange zuzuſtimmen ſein. 
Sie entſpricht auch der Meinung des Schrifttums (vgl. Wolff⸗ 
Criſolli, Das Recht der Reklame, S. 341). Der Pachtvertrag 
ſpielt überhaupt im Gebiete der Reklame eine weit größere Rolle als 
oft angenommen wird. 


Durch den Pachtvertrag wird dem Pächter neben der Gebrauchs⸗ 
überlaſſung auch der Fruchtgenuß gewährt. Deshalb ſind Verträge 
über Ausnutzung von Grundſtücksfronten oder Grundſtücksteilen 
durch Reklameunternehmungen zu Reklamezwecken für Dritte als 
Pachtverträge und nicht als Mietverträge anzuſehen. Dem Reklame⸗ 
unternehmen wird die Grundſtücksfläche nicht nur zum Gebrauch, 
ſondern vor allem zum Fruchtbezug überlaſſen. Daher ſind alle die⸗ 
jenigen Verträge, durch die die Reklameunternehmungen von den 
Grundſtückseigentümern das Recht erhalten, entweder die Häuſer⸗ 
front durch Anbringung fremder Reklameſchilder uſw. oder die Haus⸗ 
dächer durch Anbringung von Luftſchriften oder laufenden Schriften 
auszunutzen, als Pachtverträge anzuſprechen. 


Das Pachtverhältnis kann weiter nach 8581 BGB. nicht nur 
Sachen, wie das Mietverhältnis, ſondern auch Gegenftände betreffen. 
Die Rſpr. (vgl. RG. 70, 20 JW. 1908, 757) erkennt mit Recht 
als möglichen „Gegenſtand“ von Pachtverhältniſſen jeden Betrieb an, 
der nicht nur auf der Grundlage eines Inbegriffs von Sachen und 
Rechten, ſondern ſogar nur auf Grund von tatſächlichen Möglich⸗ 
keiten, ſog. Chancen, beſtimmt iſt, dem Inhaber Gewinn zu bringen. 
Danach iſt im Gebiete der Reklame dann das Vorliegen eines Pacht⸗ 
verhältniſſes anzunehmen, wenn der Inhalt des Vertragsverhältniſſes 
darin beſteht, daß der Reklameunternehmer gegen Leiſtung eines 
Entgeltes das Recht erhält, im eigenen Namen und für eigene 
Rechnung die bei dem Vertragsgegner vorhandene Werbemöglichkeit 
durch Reklameverbreitung für Dritte auszunutzen. Hiernach liegt ein 
Pachtvertrag vor, wenn ein Unternehmer das Recht der Neklame 
verbreitung für Dritte in einem Theater oder Kino erwirbt, gleich⸗ 
gültig ob die Reklameverbreitung durch Lichtbildprojektierung, Re 
klamefilme, Reklameanzeigen in den Programmen, Anbringung von 
Reklameſchildern oder Reklamekäſten uſw. in dem Theater erfolgt. 
So liegt auch ein Pachtverhältnis vor, wenn Verleger oder Heraus“ 
geber von Zeitungen oder Zeitſchriften einem Unternehmer das Recht 
einräumen, in dieſen Druckeſchriften die Reklame zu vergeben. 


AGR. Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli, Berlin. 
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475 AM, weil fie der Anſicht iſt, daß die abgeſchloſſenen Ver⸗ 
träge keine Pachtverträge, ſondern Werkverträge oder unbe⸗ 
nannte Verträge ſeien und deshalb höchſtens nach TarSt. 18 
Ziff. 2 mit je 3 RM zu verſteuern feien. 

LG. hat verurteilt, BG. abgewieſen, RG. die Rev. zu⸗ 
rückgewieſen. 

Der BerR. führt aus: 

1. Die ſtreitigen Verträge ſeien Pachtverträge über einen 
ſelbſtändigen Teil eines Gewerbebetriebes (RG. 70, 20). Ver⸗ 
pachtet ſei die in dem Inſeratengeſchäft liegende Wahrſchein⸗ 
lichkeit — Chance —, durch Ausnutzung der Werbemöglich⸗ 
keiten der Zeitungen und Zeitſchriften im eigenen Namen und 
für eigene Rechnung Erwerbsgeſchäfte zu betreiben und daraus 
Einkommen zu gewinnen. Der Annahme eines Pachtvertrages 
ſtehe es nicht entgegen, daß ſich der Pächter die wirtſchaft⸗ 
lichen Vorausſetzungen zur Verwirklichung dieſer Wahrſchein⸗ 
lichkeit erſt ſelbſt durch eigene Werbetätigkeit aus eigenen Mit⸗ 
teln ſchaffe. 

2. Gegen die Annahme eines Werkvertrages ſpreche ent⸗ 
ſcheidend, daß das wirtſchaftliche Hauptgewicht der Verträge 
nicht darin liege, daß der Verleger für Zwecke der Kl. gegen 
eine Werkvergütung Annoncen herſtelle und verbreite, ſondern 
darin, daß die Kl. durch ſelbſtändige Ausnutzung der in den 
Zeitſchriften liegenden Werbemöglichkeiten gegen Zahlung eines 
beſtimmten Entgelts auf Zeit in den Stand geſetzt werden 
ſolle, im eigenen Namen und für eigene Rechnung mit den 
ee für ſich ſelbſt Erwerbsgeſchäfte zu be⸗ 
reiben. 

3. Auch ein ſog. unbenannter Vertrag liege nicht vor, 
denn das Weſen des Pachtvertrages werde im vorl. Falle nicht 
dadurch verändert, daß der Verpächter verpflichtet ſei, die von 
der Kl. geworbenen Annoncen in ſeiner Zeitſchrift zum Ab⸗ 
druck zu bringen und darüber in beſtimmter Weiſe Rechenſchaft 
abzulegen. Dieſe Verpflichtung ergebe ſich daraus, daß nur 
ein Teil eines Gewerbebetriebes verpachtet ſei und daß die 
Fruchtgewinnung daraus nur möglich ſei, wenn der Verpäch⸗ 
ter dem Pächter die Einrichtung ſeines übrigen Betriebes im 
beſtimmten Umfange zur Verfügung halte. Deshalb handele 
es ſich bei der Verpflichtung zum Druck und zur Veröffent⸗ 
lichung der Annoncen nicht um Hauptverpflichtungen des Ver⸗ 
trages, ſondern um Nebenbeſtimmungen, die den Charakter des 
Vertrages als Pachtvertrag nicht aufhöben. 

Das BG. billigt die Entſch. des RG. Zum Weſen eines 
Pachtvertrages gehört die Überlaſſung 1. eines fruchtbereiten 
Gegenſtandes an den Pächter, 2. auf Zeit, 3. gegen Entgelt, 
4. zur ſelbſtändigen Fruchtziehung im eigenen Namen und 
für eigene Rechnung. Eine Verpflichtung des Pächters zum 
Gebrauch und zur Nutzung des gepachteten Gegenſtandes ge⸗ 
hört nicht zu den weſentlichen Merkmalen des Pachtvertrages, 
verändert aber den Vertragstypus nicht. Verpflichtungen des 
Verpächters, die über 8 581 BGB. hinausgehen, verändern 
den Vertragstypus ebenfalls nicht, wenn ſie Nebenverpflichtun⸗ 
gen ſind oder wenn dadurch lediglich die Verpflichtung des 
Verpächters, dem Pächter den Gebrauch des verpachteten Ge⸗ 
genſtandes und den Genuß der Ertragsfrüchte während der 
Pachtzeit zu gewähren, näher ausgeſtaltet wird. So kann die 
Verpachtung von Kühlräumen durch die Verpflichtung des Ver⸗ 
pächters zur Lieferung der erforderlichen Kaltluft und die Ver⸗ 
pflichtung des Vermieters oder Verpächters von Raumen da⸗ 
durch ausgeſtaltet werden, daß der Verpächter oder Vermieter 
ihre Belichtung, Beheizung oder Verſorgung mit elektriſchem 

trom übernimmt. Gegenſtand des Vertrages iſt dann die 
Gewährung abgekühlter, belichteter, beheizter oder mit elek⸗ 
triſchem Strom verſehener Räume, ohne daß hierdurch im Ein⸗ 
zelfall der Rechtscharakter der Pacht oder der Miete verändert 
zu werden braucht oder ein Nebenvertrag, etwa Kauf⸗ oder 
Werkvertrag, wegen der Lieferung von Kaltluft, Licht, Warme 
oder Strom anzunehmen iſt. Ebenſo iſt die entgeltliche, nicht 
ausſchließliche Lizenzgewährung, bei der dem Lizenzträger der 
Gebrauch der Erfindung ſowie ihre Nutzung durch Gewinnung 
don Einkommen geſtattet wird, auch dann Rechtspacht, wenn 
die Verpflichtung des Verpächters zur Gebrauchsgewährung 
dadurch eine eigentümliche Ausgeſtaltung erfährt, daß ſich der 
Verpächter verpflichtet, den Pächter bei der Einarbeitung zu 
belehren, und bei der Ausübung der Lizenz nach Möglichkeit 


zu unterſtützen ſowie ihn ſpäter auf Verbeſſerungen des Ver⸗ 
fahrens aufmerkſam zu machen (RG. 137, 360). 

Dem BerR. kann vom Rechtsſtandpunkt aus nicht ent⸗ 
gegengetreten werden, wenn er in dem vorl. Falle in der Ver⸗ 
pflichtung der Verpächter zur Drucklegung und Veröffentlichung 

er Annoncen lediglich eine beſondere Ausgeſcal ung der Haupt⸗ 
verpflichtung der Verpächter zur Gebrauchs⸗ und Fruchtgenuß⸗ 
gewährung erblickt hat. 


(U. v. 26. Sept. 1933; VII 11½è3. — Berlin.) [Ru] 

4. § 823 BGB. Ein Artiſt, der bei einer Zir⸗ 
kusvorſtellung eine für die Zuſchauer gefährliche 
Einrichtung benutzt, die der Zirkusunternehmer 
anzubringen hat, muß für die Beſeitigung von 
Fehlern der Anbringung auch ſelbſt ſorgen, be⸗ 
ſonders wenn er Eigentümer der Einrich⸗ 
tung iſt. ) 

Am 26. Dez. 1928 ſaß die Kl. bei einer Zirkusvorſtel⸗ 
lung im Zuſchauerraum. Der Bell. trat als Leiter der Ar⸗ 
tiſtengruppe „Kanonenkönig“ auf. Dabei wurde einer der 
Artiſten aus einer Art Kanone herausgeſchleudert und fiel 
in ein etwa 50 qm großes Fangnetz, das durch Taue feſtge⸗ 
halten wurde, die zum Teil über den Zuſchauerraum hinweg⸗ 
liefen. Eines dieſer Taue fiel nach der Landung des Artiſten 
in dem Netz herunter und traf die Kl. am Kopf. 

LG. erklärte den Klageanſpruch dem Grunde nach für 
gerechtfertigt, OLG. wies die Klage ab, RG. hob auf und 
wies die Berufung zurück. 

Nach der Feſtſtellung des BG. iſt der Unfall der Kl. 
dadurch herbeigeführt worden, daß ſich infolge des Falles 
des Artiſten in das zu ſtraff geſpannte Sicherheitsnetz eines 
der Haltetaue vom Haken des Flaſchenzuges losgelöſt hat und 
auf die Kl. gefallen iſt, ohne von der — verſchobenen — 
Schlaufe der Sicherheitsvorrichtung gehalten zu werden; die 
alleinige Urſache des Unfalls ſei demnach die zu ſtraffe Span⸗ 
nung des Netzes. 

Die Schadenserſatzpflicht des Bekl. gem. § 823 BGB. 
ergibt ſich zunächſt aus der unſtreitigen Tatſache, daß er der 
Eigentümer des Fangnetzes war, in Verbindung mit der Feſt⸗ 
ſtellung des Vorderrichters, daß der Bekl. den mit dem Span⸗ 
nen des Netzes beſchäftigten Zirkusarbeitern zugerufen hat, ſie 
ſollten das Netz (oder Seil) nicht ſo ſtraff ſpannen, ſondern 
nachlaſſen. Danach hat er die fehlerhafte Spannung des 
Netzes rechtzeitig bemerkt und damit den Mangel erkannt, der 
ſpäter die Urſache des Unfalls der Kl. geworden iſt; daß ihm 
als Artiſten die Notwendigkeit einer genügend lockeren Span⸗ 
nung des Netzes — ebenſo wie auch dem Zirkusunternehmer, 
von dem dies auch der BerR. annimmt — bekannt war oder 
hätte bekannt ſein müſſen, erhellt ohne weiteres. Demnach 
wäre es zum mindeſten nach dem in ſtändiger Rſpr. an⸗ 
erkannten Grundſatz, daß der Eigentümer dafür zu ſorgen 
hat, daß bei billiger Rückſichtnahme auf die Belange anderer 
nach Maßgabe der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ſeine 
Sachen nicht durch ihre Beſchaffenheit dritte Perſonen in 
Gefahr bringen (vgl. u. a. RG. 51, 408; 52, 379; 60, 
140; 81, 2231); 88, 4342); 89, 122 u. 385; 90, 68°) u. 
10 ) 92, 25 uu 362 97, 26 % e; 
Jurgdſch. 1933 Nr. 751; RGRKomm. Erl. 6f zu 8 823), 
Pflicht des Bekl. geweſen (8 276 BGB.), zumal in An⸗ 
betracht der Schwere der Gefahren, die nicht nur dem aus 


2) JW. 1913, 3374. 
0 JW. 1918, 34 
) JW. 1932, 1726. 


Zu 4. Es ſteht in der Rſpr. ziemlich feſt und kann keinem 
begründeten Zweifel unterliegen, daß derjenige aus unerlaubter Hand⸗ 
lung verantwortlich iſt, der in bezug auf eine Sache eine gefährdende 
Situation herſtellt oder unterhält, falls ihn der Vorwurf eines Ver⸗ 
ſchuldens trifft und aus jener Situation ein Schaden ſich entwickelt 
hat. Das gilt beſonders in den Fällen, wo der Herſteller der ge⸗ 
fährdenden Sachlage zugleich Eigentümer jener Sache ift (vgl. die 
vom Erkenntnis angezogenen älteren Erkenntniſſe); es wäre aber 
darauf überhaupt nicht angekommen — man darf auch mit frem⸗ 
den Sachen nicht ſo hantieren, daß ſich daraus vermeidbare Ge⸗ 
fährdungen und Beſchädigungen Dritter ergeben können. Ein ſolcher 
Gefährdungsfall lag hier vor. Man könnte höchſtens fragen, ob nicht 
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der Kanone herausgeſchleuderten Artiſten, ſondern auch den 
Zuſchauern drohten, ſich von der Befolgung der von ihm 
getroffenen Anordnung zu überzeugen, bevor er ſeine Vor⸗ 
ſtellung beginnen ließ. Das hat er unterlaſſen, und daraus 
folgt ſeine Verantwortlichkeit für den der Kl. erwachſenen 
Schaden auf Grund des $S 823 BGB., eine Verantwortlich⸗ 
keit, die er der Kl. gegenüber ſelbſt dann nicht auf den Zirkus⸗ 
unternehmer abwälzen kann, wenn dieſer ihm gegenüber für 
die ſachgemäße Spannung des Netzes einzuſtehen verpflichtet 
ſein ſollte. Die ſchweren Gefahren, die mit ſeiner Vorführung 
verbunden waren, hätten dem Bekl. als dem Veranſtalter ſelbſt 
dann, wenn er nicht Eigentümer des Netzes geweſen wäre, 
zu einer Abſtellung des von ihm bemerkten Mangels in der 
Art der Aufſpannung des Netzes Anlaß geben müſſen (8 276 
BGB.), fo daß er auch ſchon aus dieſem Grunde der Kl. gem. 
8823 Abſ. 1 BGB. ſchadenserſatzpflichtig iſt. Ob ſich die 
Haftung des Bekl. auch aus §S 831 BB. begründen ließe, 
kann hiernach dahinſtehen. 
9.1 


(U. v. 12. Okt. 1933; VI 202/33. — Dresden.) 

5. § 1333 BGB. Ein Schwachſinn der nachbe⸗ 
zeichneten Art bildet keinen Aufechtungsgrundef) 

Im maßgebenden Zeitpunkt der Eheſchließung war keine 
„echte ſyſtematiſierte Paranoia“, keine „krankhafte Störung 
der Geiſtestätigkeit“ vorhanden, ſondern nur eine „gewiſſe 
geiſtige Minderwertigkeit“ mit „krankhafter Bi dung über⸗ 
wertiger Ideen“, wie ſie „Menſchen in ſehr hoher Zahl“ 
haben. Der Sachverſtändige bezeichnet fie als „kindlich- unreife 
Perſönlichkeiten“, als „große Kinder“, die in Ehe und Beruf 
„ganz gut beſtehen, ſolange nicht ungewöhnliche Umſtände und 
Ereigniſſe eine beſonders hohe Anforderung an die geiſtige 
Leiſtungsfähigkeit und die ſeeliſche Widerſtandskraft ſtellen“. 
Er fügt hinzu, wenn die Ehe in einigermaßen normaler Weiſe 
verlaufen wäre, auch wenn allerlei rein äußere Schwierig⸗ 
keiten ſie getrübt hätten, ſo würde die Bekl. allen Anforde⸗ 
rungen genügt haben, die man an eine Ehefrau zu ſtellen 
pflegt; jedenfalls würde ſie „nicht gröblich verſagt haben und 
vor allem von einer wirklichen geiſtigen Störung verſchont ge⸗ 
blieben ſein“. 

Legt man mit dem BG. dieſe Ausführungen zugrunde, 
ſo entfällt auch der Geſichtspunkt, daß die Bekl. zur Zeit der 
Eheſchließung mit einer Anlage behaftet geweſen wäre, die 
nach dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge zu einer wirklichen 
geiſtigen Erkrankung hätte führen müſſen, ſo daß in dieſem 
Sinne eine perſönliche, die Anfechtung rechtfertigende Eigen⸗ 
ſchaft von vornherein anzunehmen wäre (vgl. RG. 125, 172 2)). 

Bei dem geringen Grade von geiſtiger Minderwertigkeit, 
wie ihn das BG. für den Zeitpunkt der Heirat feſtgeſtellt hat, 
würde ſich auch dann keine andere rechtliche Beurteilung er⸗ 


1) JW. 1930, 989. 


der Bekl. ein unſelbſtändiges, bloß ausführendes Organ des Zirkus⸗ 
beſitzers geweſen ſei, ſo daß die Verantwortlichkeit nach außen nur 
dieſen letzteren treffen würde. Aber das dürfte hier nicht der Fall 
geweſen ſein: nicht nur war das Fangnetz, durch deſſen ſachwidrige 
Anbringung die Kl. den Schaden erlitt, Eigentum des Bekl., ſondern 
er hatte auch ſeinerſeits die Anordnungen über jene Anbringung ſelb⸗ 
ſtändig getroffen. Allerdings verfuhr er bei dieſen Anordnungen. 
an ſich ſorgſam; aber die im Verkehr erforderliche Sorgfalt erſtreckte 
ſich auch darauf, daß er die Befolgung ſeiner an ſich ſachgemäßen 
Anordnungen überwachte. Da er das nicht getan zu haben ſcheint, 
trifft ihn nach 8823, aber m. E. auch für das Verſchulden ſeiner 
nicht kontrollierten Gehilfen nach 8 831 die Verantwortung. 


Geh. IR. Prof. Dr. Paul Oertmann, Göttingen. 


Zu 5. Dieſes Urt. entſpricht der ſtändigen Rſpr. des RG. 
bezüglich einer engen Auslegung der Anfechtungsſätze einer Ehe, 
insbeſ. des § 1333 BGB. 

Wenn man den Gedankengängen des RG. in der Entſch. 
RG. 73, 134, daß eine abſtrakte Beſorgnis des Ausbruches einer 
Geiſteskrankheit nicht die Anfechtung einer Ehe rechtfertigt, noch 
folgen kann, ſo muß der Gedanke, daß eine Anfechtung der Ehe 
ausgeſchloſſen iſt, wenn die geiſtige Veranlagung nach der ge⸗ 
wöhnlichen Entwicklung der Dinge nicht zur Geiſteskrankheit 
führen müſſe, abgelehnt werden. Das RG. bringt durch 
Einführung des rein äußeren Moments, nämlich der Störung des 
Seelenlebens durch außergewöhnliche Ereigniſſe eine im Geſetz 
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geben, wenn (wie der Ber R. ohne weiteres annimmt) die er⸗ 
örterte geiſtige Verfaſſung ſich auf etwaige Nachkommen über⸗ 
tragen haben würde. Ebenſowenig iſt dazu die Tatſache geeig⸗ 
net, daß im Verlauf der Ehe ſich bei der Bekl. ein Verfol⸗ 
gungswahn herausgebildet hat, der ſie zu der wahnhaften Vor⸗ 
ſtellung geführt hat, daß ihre Nebenbuhlerin ihr nach dem 
Leben trachte, und der auf dem hierdurch begrenzten Gebiete 
eine Geiſteskrankheit der Bekl. begründete Es handelte 0. 
hierbei nicht um den normalen Ablauf der Dinge; jener Zur 
ſtand wurde vielmehr durch das eigene ſchuldhafte Verhalten 
des Kl. herbeigeführt. Denn wie der Sachverſtändige und mit 
ihm erkennbar auch das BG. annehmen, iſt dieſe geiſtige Stö⸗ 
rung erſt durch die fortgeſetzten ehewidrigen Beziehungen des 
Kl. zu der E. ausgelöſt worden. 

Der feſtgeſtellte Sachverhalt rechtfertigt hiernach, ohne 
daß es weiterer tatſächlicher Prüfung durch den Tatrichter 
bedürfte, die rechtliche Folgerung, daß es für die allein auf 
die erörterte geiſtige Erkrankung geſtützte Anfechtungsklage an 
der erforderlichen Unterlage fehlt. 

(U. v. 9. Okt. 1933; IV 165/33. — Frankfurt.) [8-] 

6. 88 1154 A bſ. 3, 883 Abſ. 2, 1179 BGB.; 8 91 
Zw VerſtG.; 8840, 54 GBO. 

1. Solange die Grundſchuld beſteht, iſt ein 
künftiger oder bedingter Anſpruch auf den et⸗ 
waigen Verſteigerungserlös aus ihr nicht denk— 
bar, kann daher auch nicht abgetreten werden; die 
Abtretung wird auch nicht durch Erlöſchen der 
Grundſchuld durch den Zuſchlag wirkſam. 


2. Der an Stelle der Grundſchuld durch Zu⸗ 
ſchlag getretene Anſpruch auf den Verſteige⸗ 
rungserlös iſt die Fortſetzung der früheren 
Grundſtücksbelaſtung; jedoch bedürfen Verfü⸗ 
gungen über ihn keiner Form. 


3. Die Vorſchrift des 8 1179 BGB. darf nicht 
ausdehnend ausgelegt werden. Eine im Wider? 
ſpruch hiermit und unter Verletzung von 8 40 
GO. eingetragene Vormerkung wird dadurch 
allein noch nicht zu einer i. S. des § 54 GO. un? 
zuläſſigen Eintragung. 

Die Eintragungsfähigkeit des eingetragenen 
Rechtes entſcheidet. Auch der künftige Erwerb 
einer Hypothek durch den Eigentümer oder einer 
Fremdhypothek und die darauf gerichtete Vor⸗ 
merkung find eintragungsfähig. f) N 

1. Rechtlich bedenkenfrei find die Ausführungen des BG. 
daß die Kl. aus der Abtretung v. 11./12. Dez. 1930 keine 
Anſprüche auf den Verſteigerungserlös herleiten kann. Denn 


nicht enthaltene Begrenzung der Anfechtungsgründe einer Ehe 
hinein. Es darf nicht die Anfechtungsmöglichkeit bei unzweifelhaft 
vorliegender Geiſtesſchwäche darauf abgeſtellt ſein, ob dieſe Perſon 
bei gewöhnlichem Laufe der Dinge noch eben den an ſie geſtellten 
Anforderungen der Ehe ſtandhält, ſondern es muß eine Anfech⸗ 
tung gem. § 1333 BGB. ſtets gegeben ſein, wenn bei vorliegen⸗ 
dem Schwachſinn im mediziniſchen Sinne die begründete Be⸗ 
ſorgnis des Ausbruches der Geiſteskrankheit gegeben iſt. 

Es kann keinem Ehepartner zugemutet werden, die Ehe fort? 
zuſetzen, obgleich er ſtändig befürchten muß, das irgendein von 
ſeinem oder ſeines Ehegenoſſen Willen unabhängiges außer⸗ 
gewöhnliches Ereignis, das Seelen⸗ oder Geiſtesleben des anderen 
erſt völlig in Verwirrung bringt, da zweifellos die Kenntnis einer 
ſolchen Veranlagung jeden ernſt Denkenden von der Eingehung 
der Ehe abgehalten haben würde. 2 

Gilt dieſer Satz ſchon für vergangene ruhige Zeiten, ſo muß 
er um ſo mehr für eine Epoche, wo an jeden Volksgenoſſen außer⸗ 
gewöhnliche Anforderungen im allgemeinen und im Bereiche der 
Ehe im beſonderen geſtellt werden, in erhöhtem Maße gelten, 
wenn man berückſichtigt, daß in einer Zeit der Eugenetik die 
Staatstendenz nicht der mühſeligen Erhaltung des abnormen und 
krankhaft Schwachen, ſondern der Förderung eines ſtarken Volks⸗ 


ganzen gilt. h 
RA. Dr. Eberhard Henke, Berlin. 
Zu 6. I. Daß bei beſtehender Grundſchuld ein ſelbſtändiger 


Anſpruch auf den Verſteigerungserlös nicht denkbar und daher zu 
Zwecken eigener Verfügung nicht ausſcheidbar iſt, hat ſeinen Grund 
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zur Zeit der Abtretung war der Zuſchlag noch nicht erteilt, 
die Grundſchuld beſtand daher noch. Nach der Rſpr. des erk. 
Sen., an der bis in die jüngſte Zeit feſtgehalten worden iſt 
(V 52/31 v. 26. Sept. 1931 und V 264/321) v. 26. Nov. 
1932), iſt, ſolange die Grundſchuld beſteht, ein künftiger oder 
bedingter Anſpruch auf den etwaigen Verſteigerungserlös aus 
ihr nicht ausſcheidbar, neben ihr nicht ſelbſtändig denkbar. 
Der Anſpruch auf den Verſteigerungserlös kann daher nicht 
Gegenſtand von Verfügungen ſein, die nicht zugleich das Recht 
ſelbſt ergreifen und fi) wirkſam nur in den für dieſes vor⸗ 
geſchriebenen Formen vollziehen können. Solange die Grund⸗ 
ſchuld beſtand, war daher ihre Abtretung nur nach Maßgabe 
des 8 1154 Abſ. 3 BGB. und ihre Pfändung nur nach 
Maßgabe des 8 830 Abſ. 1 Satz 3 ZPO. möglich. Die Ab⸗ 
tretung v. 11./12. Dez. 1930 bezog ſich aber nur auf den 
künftigen Verſteigerungserlös, die Pfändungen ſind, ebenſo⸗ 
wenig wie die vorgenannte Abtretung im Grundbuch ein⸗ 
getragen worden. Dieſe Rechtsakte ſind auch nicht dadurch 
wirkſam geworden, daß die Grundſchuld durch den Zuſchlag 
erloſchen iſt (RG. 70, 2782); 76, 231 8)). Wie insbeſ. in der 
letztgenannten Entſch. ausgeführt iſt, hat die Belt. des § 830 
Abſ. 2 ZPO. nur die Bedeutung, daß die Wirkung der Pfän⸗ 
dung dem Drittſchuldner gegenüber, wenn fie durch Über- 
gabe des Briefs oder durch Eintragung wirkſam wird, auf 
den Zeitpunkt der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes zu⸗ 
rückbezogen wird. 

2. Hiernach kann es ſich nur fragen, ob der Klage⸗ 
anſpruch in der am 2. Jan. 1932 erfolgten Abtretung des 
Anſpruchs des Grundeigentümers auf Auszahlung der hinter⸗ 
legten Beträge ſeine Stütze findet. Da aber dieſe Abtretung 
zu einem Zeitpunkte erfolgt iſt, als die Bekl. ihre Rechte aus 
der von ihr ausgebrachten Pfändung bereits wirkſam erworben 
hatte, ſo kann ſich die Kl. auf die Abtretung nur dann be⸗ 
rufen, wenn ihr die am 8. Aug. 1925 im Grundbuch ein⸗ 
getragene Vormerkung zur Seite ſteht (S 883 Abſ. 2 BGB.). 
Dieſe Vormerkung hatte folgenden Inhalt: „Vormerkung zu⸗ 
gunſten der B. zur Sicherung ihres Rechts, Abtretung der 


) JW. 1933, 52. ) JW. 1909, 167. ) JW. 1911, 588. 


in der Rechtstatſache, daß der Anſpruch auf Befriedigung eben den 
Hauptinhalt des Realrechts bildet, ſo daß nach ſeiner Ausſonderung 
nur eine formale Hülle übrigbleiben würde (vgl. RG. 70, 280 JW. 
1909, 167). Es iſt daher eine Verwertung des Anſpruchs auf den 
künftigen Erlös nur im Wege der Verfügung über das Realrecht 
ſelbſt möglich; bei rechtsgeſchäftlicher Veräußerung in der Form des 
§ 1154 Abf. 3 (81192 Abſ. 1) BGB., bei Pfändung in der Form 
des 8830 Abſ. 1 (8857 Abſ. 6) ZPO. Bezüglich der Hyp., die ja 
begrifflich den Beſtand einer Forderung vorausſetzt, korreſpondiert 
dieſe Regelung mit der Beſt. des § 1153 Abſ. 3 BGB., der die 
Möglichkeit einer Abtretung der Forderung ohne die Hyp. ausſchließt. 

II. Obwohl der Anſpruch auf den Verſteigerungserlös die un⸗ 
mittelbare Fortſetzung, das Surrogat des früheren Realrechts dar⸗ 
ſtellt (arg. 8 92 ZwVerſtG.), jo kann doch eine unter Nichtbeachtung 
der genannten Regeln vorgenommene Verfügung oder Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auch nicht durch den Zuſchlag wirkſam werden. Wäre es 
anders, ſo würde ein dritter Gläubiger, der nach Erlöſchen des Real⸗ 
rechts die reſtierende Forderung ordnungsgemäß (8 829 ZRO.) ge⸗ 
pfändet oder durch Abtretung (8 398 BGB.) erworben hätte, un⸗ 
geſchützt fein und demjenigen weichen müſſen, der eine den Erforder⸗ 
niſſen des Geſetzes (8330 ZPO.) entſprechende Vollſtreckungshand⸗ 
lung nicht vorgenommen hatte bzw. dem das Recht nicht wirkſam 
(81154 BGB.) übertragen war. Dieſen Geſichtspunkt hatte bereits 
RG. 76, 234 — ZW. 1911, 588 verwertet. 

III. Bis hierher iſt alles alterworbenes und wohlbegründetes 
Rechtsgedankengut. Was das NG. nun für die Wirkjamkeit der 
Vormerkung anführt, ſtellt eine ſo bedeutungsvolle Weiterbildung der 
in Rö. 61, 379 = JW. 1905, 731 über RG. 78, 67 JW. 1912, 
242 und RG. 120, 110 ff. JW. 1928, 1494 entwickelten Grund⸗ 
ſätze dar, daß man nur bedauern kann, daß auch die vorl. Entſch. 
ſich noch ſcheut, die letzten Folgerungen aus den in ihr aufgeſtellten 
Prämiſſen zu ziehen. Denn nach der Gebankenführung des RG. 
bleiben befremdende Unebenheiten ſtehen. In materiellrechtlicher Hin⸗ 
ſicht zunächſt die, daß zwar 81179 BGB. nicht ausdehnend aus⸗ 
zulegen ſei, daß aber § 883 Abſ. 1 Satz 2 eine V. der vorliegenden 
Art unmittelbar ermöglichen ſolle. Formellrechtlich ijt die Eintragung 
der V. zur Sicherung des Berechtigten unbedingt erforderlich; ſie 
darf jedoch nach der Anſicht des RG. nicht erfolgen, weil es an der 

oreintragung des Verfügenden und des Rechtes, über das verfügt 
wird, fehlt (8 40 GBD.); andererſeits äußert die Eintragung alle 
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Grundſchuld an ſie zu fordern, ſoweit ſich dieſe Grundſchuld 
mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt.“ Das BG. 
meint nun zunächſt, die Abtretung v. 2. Jan. 1932 gehe auf 
einen ganz andersartigen Anſpruch als auf den durch die 
Vormerkung geſicherten. Dieſe Anſicht wird von der Rev. mit 
Recht bekämpft. Die Vormerkung war eingetragen zur Siche⸗ 
rung des Rechts der Kl., Abtretung der Grundſchuld an ſie 
zu fordern, ſoweit ſich die Grundſchuld mit dem Eigentum in 
einer Perſon vereinigte. Vor der Erteilung des Zuſchlags im 
ZwVerſt Verf. hätte dieſer Anſpruch allerdings nur durch Ab⸗ 
tretung der Eigentümergrundſchuld gemäß $ 1154 Abſ. 3 
BGB. erfüllt werden können. Nachdem die Grundſchuld durch 
den Zuſchlag erloſchen iſt (8 91 Zw%Xerit®.), iſt an ihre 
Stelle der Anſpruch auf den Verſteigerungserlös getreten 
(8 92 daſ.; vgl. RG. 88, 300); 125, 362 [367]5)). Wie in 
der letztgenannten Entſch. ausgeführt iſt, iſt für Verfügungen 
über dieſen Anſpruch nicht mehr die Form erforderlich, in 
der zur Zeit des Beſtehens des dinglichen Rechts über dieſes 
nur verfügt werden konnte, vielmehr kann der Anſpruch auf 
den Verſteigerungserlös nunmehr formlos abgetreten werden. 
Nichtsdeſtoweniger handelt es ſich bei dem Anſpruch auf den 
Verſteigerungserlös um eine Fortſetzung, ein Surrogat der 
früheren Grundſtücksbelaſtung. Wenn alſo der Grundſtücks⸗ 
eigentümer, der verpflichtet war, eine ihm zuſtehende Eigen⸗ 
tümergrundſchuld auf einen anderen zu übertragen, nachdem 
die Eigentümergrundſchuld durch den Zuſchlag erloſchen iſt, 
den Anſpruch auf den Erlös, ſoweit er auf die Eigentümer⸗ 
grundſchuld entfällt, dem Berechtigten abtritt, ſo handelt er 
in Erfüllung ſeiner urſprünglichen Verpflichtung. 

3. Das BG. will der Vormerkung, ſoweit ſie ſich auf 
eine zur Zeit ihrer Eintragung noch nicht zur Entſtehung 
gelangte Eigentümergrundſchuld bezieht, jede Rechtswirkung 
verſagen, weil ſie inſoweit i. S. des 854 GBO. inhaltlich 
unzuläſſig ſei. Es iſt nicht zu verkennen, daß der Standpunkt 
des BG. in der früheren Rſpr. des erk. Sen. eine Stütze 
findet. Das RG. hat einerſeits in ſtändiger Rſpr. die Auf⸗ 
faſſung vertreten, daß der Eintragung einer Vormerkung der 

) JW. 1916, 1191. 5) JW. 1929, 3293. 
ihr zugedachten Rechtswirkungen, wenn das GBA. ſie entgegen dem 
Geſetz vornimmt. 

Schon die Allgemeingültigkeit des Satzes, der dieſes Ergebnis 
zu rechtfertigen beſtimmt iſt, daß nämlich unſer bürgerliches Recht 
von dem Grundſatz beherrſcht werde, einmal vorgenommene Rechts⸗ 
geſchäfte nach Möglichkeit aufrechtzuerhalten, muß im Hinblick auf 
die Beſt. der 88 139, 154 BGB. bezweifelt werden; ſodann iſt die 
Eintragung der V., deren Aufrechterhaltung angeſichts der 88 40, 
54 GBO. doch nach dem Urt. allein in Frage ſteht, ganz gewiß 
kein Rechtsgeſchäft, ſondern ein Gerichtsakt. Endlich iſt es überhaupt 
mißlich, zu einer Entſch., über deren ergebnismäßige Richtigkeit und 
rechtspolitiſche Bejahung kaum geſtritten werden kaun, nur mit 
Hilfe einer ſolchen Eſelsbrücke, wie der genannte allgemeine Satz ſie 
doch darſtellt, zu gelangen. . 

Im Kernpunkte reicht das Problem, um das es hier geht, 
weit über den vorl. Fall hinaus und taucht überall da auf, wo es 
ſich um die Möglichkeit der Verfügung über entſtehende oder ent⸗ 
ſtandene Eigentümergrundſchulden (E.) handelt. Zu der Vorfrage, 
ob über derartige, regelmäßig dem Umfang und auch der Perſon 
des ſpäterhin Verpflichteten nach unbeſtimmte Rechte überhaupt wirk⸗ 
ſam verfügt werden könne, hatte das RG. zunächſt nur im Rahmen 
des Rechtsinſtituts der Sicherungshöchſtbetragshyp. abſchließend Stel⸗ 
lung genommen. Es hatte angenommen, daß hier von vornherein 
eine, durch Valutierung auflöſend bedingte E. zur Entſtehung ge⸗ 
langen, die in dieſer Geſtalt ſowohl abgetreten wie gepfändet wer⸗ 
den könne. RGWarn. 1929 Nr. 151 hatte hierüber hinaus der Auf⸗ 
faſſung Geltung verſchafft, daß auch die Verkehrshyp. ſtets die 
Grundlage für die Entſtehung einer künftigen E. in ſich trage und 
daß die hierdurch gegebene Anwartſchaft bereits Gegenſtand rechts⸗ 
geſchäftlicher Verfügung ſein könne. Die vorl. Entſch. dehnt dieſe 
Auffaſſung ſowohl auf die Fremdgrundſchuld wie auf die Frage der 
Vormerkungsfähigkeit aus. Nur ein Schönheitsfehler it es, daß fie 
die Anwartſchaft auf die durch Tilgung der Fremdgrundſchuld ent⸗ 
ſtehende E. als künftiges Recht bezeichnet, während doch das 
Zukunftsmoment nur dem Begriſfsinhalt des Anwartſchaftsrechts als 
Beziehungsfunktion innewohnt, die Anwartſchaft ſelbſt aber ein 
gegenwärkiges Recht iſt. 

Die Möglichkeit einer folgerichtigen Auswertung dieſer Ergeb⸗ 
niſſe verſperrt ſich jedoch nun das RG. nach wie vor durch for⸗ 
maliſtiſche Handhabung des 8 40 GBO. Denn was iſt damit ge- 
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hier fraglichen Art die Ordnungsvorſchr. des §S 40 GBO. ent- 
gegenfteht, daß insbeſ. die Ausnahmevorſchr. des 8 1179 
BOB. nicht ausdehnend ausgelegt werden darf (RG. 72, 
274 6); 75, 2457); 84, 78; 97, 223). Dieſer Meinung hat 
ſich auch das KG.: KGJ. 45, 268 unter Aufgabe ſeiner 
früheren abweichenden Rſpr. angeſchloſſen. Hieran iſt auch 
weiter feſtzuhalten. Andererſeits hat der erk. Sen. wiederholt 
ausgeſprochen, daß eine Grundbucheintragung, die unter Ver⸗ 
letzung der Vorſchr. des §S 40 GBO. erfolgt iſt, dadurch allein 
noch nicht zu einer inhaltlich unzuläſſigen i. S. des 8 54 
GBO. geworden iſt (vgl. RG. 120, 110—112 )). In dieſer 
Beziehung kommt vielmehr in Betracht, ob das eingetragene 
Recht als ſolches überhaupt nicht eintragungsfähig war, oder 
ob die Eintragung ſo unklar iſt, daß in einem weſentlichen 
Punkte nicht erſehen werden kann, worum es ſich bei der Ein⸗ 
tragung handelt. In früheren Entſch. iſt nun allerdings aus⸗ 
geführt, daß nur Verfügungen über ſolche Rechte im Grund⸗ 
buch eintragungsfähig ſeien, die bereits entſtanden ſeien, daß 
infolgedeſſen Verfügungen über eine nur möglicherweiſe in 
Zukunft entſtehende Eigentümergrundſchuld im Grundbuch 
nicht eingetragen werden könnten, und daß dieſer Grundſatz 
auch auf Vormerkungen anzuwenden ſei (vgl. RG. 61, 374; 
72, 274; 97, 223). Hiervon abweichend hat jedoch der erk. 
Sen. in der Entſch. v. 28. Juni 1929 (RG Warn. 1929 Nr. 
151) ausgeführt, daß auch die Möglichkeit des künftigen 
Erwerbs einer Hypothek durch den Eigentümer infolge Er⸗ 
löſchens der Forderung gemäß § 1163 Abſ. 1 Satz 2 BGB. 
bereits eine Anwartſchaft und als ſolche ein künftiges Recht 
darſtelle, das in einem beſtehenden Rechte ſeine Grundlage 
habe und über das mit dinglicher Wirkung verfügt werden 
könne, ſo daß die Eintragung der Verfügung im Grundbuch, 
falls fie entgegen der Ordnungsvorſchr. des $ 40 GBO. vor⸗ 
genommen ſei, nicht inhaltlich unzuläſſig ſei. Dieſe Entſch. 
bringt den das Recht des BGB. beherrſchenden Grundſatz zu 
Geltung, einmal vorgenommene Rechtsgeſchäfte nach Möglich⸗ 
keit aufrechtzuerhalten; an ihr iſt feſtzuhalten. Dem künftigen 
Erwerb der Hypothek durch den Eigentümer gemäß § 1163 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. ſteht in dem hier in Fruge kommenden 
Sinn der künftige Erwerb der Fremdgrundſchuld durch den 
Eigentümer gemäß §8 1142, 1143, 1192 BGB. gleich (vgl. 
RG. 78, 61 [67]°)). Was aber in der Entſch. v. 28. Juni 


) JW. 1911, 404. 
) JW. 1912, 242. 


e) JW. 1910, 73. 
) IW. 1928, 1494. 


wonnen, daß das höchſte Gericht nunmehr allgemein anerkennt, 
daß über die vorläufige oder künftige E. mit dinglicher Wirkung 
verfügt, die obligatoriſche Verpflichtung zu ſolchen Rechtsakten auch 
vorgemerkt werden kann, wenn praktijch die Möglichkeit, dieſe Vor⸗ 
gänge durch Eintragung rechtswirkſam zu geſtalten, ausgeſchloſſen 
wird? Daß die unter Verletzung des § 40 GBD. (fo wie das RG. 
ihn verſteht) vollzogene Eintragung gleich vohl für gültig gehalten 
wird, iſt ein ſchlechter Troſt, der um ſo ärmlicher iſt, als eben nur 
derjenige Rechte erlangt, dem (nach der Auſicht des RG.) eine Ge⸗ 
ſetzesverletzung des Grundbuchbeamten zu Hilfe kommt. 

Es iſt allgemein anerkannt, daß Eigentümerpfandrechte, ſobald ſie 
entſtanden und nachgewieſen ſind, ohne zuvorige Umſchreibung von dem 
Eigentümer abgetreten, zur Löſchung gebracht oder gepfändet werden 
können. Stellt man ihnen nicht nur die bei der Höchſtbetragshyp. be⸗ 
ſtehende, auflöſend bedingte E., ſondern auch die Auwartſchaft auf 
künftig entſtehende Eigentümerpfandrechte materiellrechtlich gleich, ſo 
muß man entſprechend auch die Zuläſſigkeit der Aktivierung dieſer 
Anwartſchaft durch Eintragung zugeſtehen. Konſtrultiv beſtehen hier 
gar keine Schwierigkeiten: Bereits JW. 1928, 1495 hat Ober⸗ 
neck unter Hinweis auf fein Reichsgrundbuchrecht II, S. 33 dargelegt, 
daß bei der Höchſtbetragshyp. auch die vorläufige E. ſtets Teil des 
Grundbucheintrags iſt, weil in dieſem zugleich nicht nur der Eintrag 
für den Hypothekar, ſondern auch für den Eigentümer als Berechtigter 
der in dieſer Hyp. liegenden E. enthalten iſt. Erklärt man die An⸗ 
wartſchaft für ein Recht, über das mit dinglicher Wirkung verfügt 
werden könne, ſo muß für ſie dasſelbe gelten. Denn wie bei der 
Höchſtbetragshyp. iſt auch hier der bezüglich der Auwartſchaft Be⸗ 
rechtigte ſtets, nämlich als Eigentümer, eingetragen. Dieſe Auffaſſung 
iſt auch gänzlich unabhängig von irgendeiner der Theorien über das 
Weſen der E., unabhängig insbeſ. von der Wertparzellentheorie, 
worauf wegen der Beſchränktheit des für dieſe Beſprechung zur 
Verfügung ſtehenden Raumes nicht weiter eingegangen werden kann. 

Der Einwand, daß es ſich hier um „höchſt bedingte, häufig über⸗ 
haupt nicht oder doch nicht in abſehbarer Zeit zu verwirklichende 
Rechte“ handele, denen das Grundbuch nicht geöffnet werden dürfe, 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
1929 von der Eintragung dinglicher Verfügungen gefagt it, 
muß auch für Vormerkungen gelten. Handelt es ſich bei der 
Möglichkeit des Erwerbs einer Eigentümergrundſchuld durch 
Tilgung einer Fremdgrundſchuld ſeitens des Eigentümers um 
ein künftiges Recht, das in einem bereits beſtehenden Rechts⸗ 
verhältnis ſeine Grundlage hat, ſo kann die Verpflichtung zu 
einer Verfügung über dieſes künftige Recht auch gemäß § 883 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. durch eine Vormerkung geſichert werden. 
Die ſachlich⸗rechtliche Zuläſſigkeit der Eintragung einer der⸗ 
artigen Vormerkung kann daher nicht länger in Frage ge⸗ 
ſtellt werden. Da im gegebenen Falle die Eintragung auch mit 
hinreichender Deutlichkeit erfolgt iſt, ſo iſt der von dem BO. 
angenommene Fall der inhaltlichen Unzuläſſigkeit der Ein⸗ 
tragung nicht gegeben. Die Vormerkung iſt daher auch in⸗ 
ſoweit wirkſam, als die Eigentümergrundſchuld zur Zeit der 
Eintragung der Vormerkung noch nicht entſtanden war. 
(U. v. 17. Juni 1933; V 76/33. — Naumburg.) [Sch.] 


7. SS 1435, 1445, 1829 BGB. 


1. Iſt eine beſtehende allgemeine Güterge⸗ 
meinſchaft im Güterregiſter nicht eingetragen 
und veräußert der Ehemann ein noch auf ſeinen 
Namen eingetragenes Grundſtück ohne Einwil⸗ 
ligung ſeiner Ehefrau, ſo iſt die Veräußerung 
wirkſam, wenn der Käufer beim Vertragsab⸗ 
ſchluß von der Gütergemeinſchaft nichts wußte. 

2. Als Zeitpunkt der Kenntnis kommt der der 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts in Betracht, nicht 
der einer etwa erforderlichen vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung für den Mann. f) 


Die Kl. hat durch notariellen Vertrag mit ihrem Ehe⸗ 
mann die allgemeine Gütergemeinſchaft des BGB. vereinbart. 
Im Güterrechtsregiſter des zuſtändigen AG. iſt dieſe Regelung 
der güterrechtlichen Verhältniſſe nicht eingetragen worden. 
Am 26. Sept. 1931 machte der Bekl. dem Vormund des 
damals unter vorläufiger Vormundſchaft ſtehenden Ehemanns 
der Kl. ein notarielles Kaufgebot bez. des auf den Namen 
des Ehemanns allein im Grundbuch eingetragenen Gutes von 
etwa 120 Morgen. Der Vormund nahm durch notarielle Ur⸗ 
kunde v. 20. Oktober 1931 das Angebot an. Nachdem am 


ift, ſoweit ich ſehe, ſeit RG. 61, 379 = JW. 1905, 731 nicht mehr 
erhoben worden. Er erledigt ſich auch, worauf ſchon Ober neck 
a. a. O. hingewieſen hat, dadurch, daß das Geſetz ſelbſt die Ein⸗ 
tragung von Hyp. für bedingte oder betagte Forderungen kennt, 
daß es ſelbſt das Rechtsinſtitut der durch Entſtehung der Forderung 
bedingten Höchſtbetragshyp. geſchaffen hat und die Eintragung von 
Vormerkungen auch zur Sicherung künftiger oder bedingter An⸗ 
ſprüche geſtattet. Der weitere Einwand, daß von der Eintragung 
der die Anwartſchaft betr. Rechtsakte Unüberſichtlichkeit des Grund⸗ 
buchs und Verwirrung zu beſorgen ſei (RG. a. a. O.), dürfte angeſichts 
der Kompliziertheit der Eintragungen, die uns die Aufwertung be⸗ 
ſchert hat, gleichfalls hinſallig ſein (vgl. Obernech a. a. O.). 
RA. Günter Legart, Berlin. 


Zu 7. 1. Soweit das Urt. die Möglichkeit des gutgläubigen 
Erwerbs von dem im Grundbuch als Alleineigentümer eingetragenen 
Ehemann bejaht, iſt es im Ergebnis zutreffend, wenn auch in der 
Begr. nicht bedenkenfrei. Man nimmt allgemein an, daß ein dritter 
redlicher Erwerber von dem zu Unrecht noch im Grundbuch 
als Alleineigentümer eingetragenen Manne das gemeinſchaftliche 
Grundſtück ſelbſt dann wirkſam erwerben kann, wenn die Güter⸗ 
gemeinſchaft ſchon im Güterrechtsregiſter eingetragen fein ſollte; 
denn der öffentliche Glaube des Grundbuchs geht vor (vgl. die Lehr⸗ 
bücher des Familienrechts von Kipp⸗Wolff 860 Anm. 7 und 
H. Lehmann S. 129 ſowie RONRKomm. 5 892, 11). Anders 
natürlich bei einem Erwerb von der zu Unrecht allein eingetragenen 
Ehefrau. Hier wird der gutgläubige Erwerber nicht geſchützt, weil 
er nicht verlangen kann, beſſer geſtellt zu werden, als wenn die 
Frau im geſetzlichen Güterſtand gelebt hätte. — Soweit das Urt. 
jagt, daß Einwendungen aus dem Mangel der Zuſtim mung der Ehe 
frau nur hergeleitet werden könnten, wenn der Ausſchluß des ge⸗ 
ſetzlichen Güterſtandes im Güterrechtsregiſter eingetragen ge 
weſen ſei, iſt es alſo cum grano salis zu leſen. Die Richtigkeit der 
Entſch. wird freilich durch dieſe Ungenauigkeit der Begr. nicht be⸗ 
rührt, weil hier weder eine Eintragung im Grundbuch noch Kenntnis 
der Gütergemeinſchaft vorlag. 

2. Der Schwerpunkt der Entſch. liegt in der Beſt. des 
Zeitpunkts, in dem der gute Glaube des Erwerbers vor⸗ 
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11. Nov. 1931 die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
zum Gutsverkauf erteilt worden war, fand am 26. Nov. 1931 
durch den von beiden Vertragsteilen mit Vollmacht verſehenen 
Bürovorſteher M. die Auflaſſung vor dem beurkundenden 
Notar L. ſtatt, der am 27. Nov. 1931 die Eintragung des 
Bekl. als Eigentümer im Grundbuch folgte. Später erwirkte 
die Kl. unter der Behauptung, daß fie die nach $ 1445 BGB. 
erforderliche Einwilligung zur Veräußerung nicht gegeben 
habe, eine EinſtwVfg., auf Grund deren am 19. April 1932 
ein Widerſpruch gegen die Eintragung des Bekl. als Eigen⸗ 
tümer im Grundbuch eingetragen wurde. 

Im vorliegenden Rechtsſtreit verlangt die Kl. vom Bekl. 
Berichtigung des Grundbuchs in erſter Linie nach Maßgabe 
der beſtehenden Gütergemeinſchaft, hilfsweiſe durch Wieder⸗ 
eintragung ihres Ehemanns als Eigentümer. Das LG. hat 
auf einen Eid für den Bekl. des Inhalts erkannt, daß ihm 
bei dem am 20. Okt. 1931 erfolgten Abſchluß des Kaufver⸗ 
trages nicht bekannt war, daß der Ehemann der Kl. mit die⸗ 
ſer in der allgemeinen Gütergemeinſchaft des BGB. lebt. 
Leiſtet er dieſen Eid, ſo ſoll die Klage abgewieſen werden. 
Falls er den Eid nicht leiſtet, ſoll er nach dem Hilfsantrage 
der Kl. verurteilt werden, in die Wiedereintragung des Ehe⸗ 
manns als Eigentümer zu willigen. 

Berufung und Rev. der Kl. blieben erfolglos. 

Da die Kl. mit ihrem Ehemann durch Ehevertrag die 
allgemeine Gütergemeinſchaft vereinbart hatte, gehörte das 
Gut W. nach § 1438 BGB. zum Geſamtgut, wenn es auch 
auf den Namen des Ehemannes allein im Grundbuch ein⸗ 
getragen blieb. Nach §S 1445 bedurfte der Ehemann zur Ver⸗ 
fügung über das Gut ſowie zur Eingehung der Oerpflichtung 
zu einer ſolchen Verfügung der Einwilligung der Frau. Das 
angefochtene Urt. würde durch die Feſtſtellung des BG. ge⸗ 
tragen werden, daß die Kl. der Veräußerung des Gutes an 
den Bekl. zugeſtimmt habe. Dieſe Feſtſtellung wird aber von 
der Rev. in verfahrensrechtlicher Hinſicht mit Recht be⸗ 
anſtandet. (Wird ausgeführt.) 

Dagegen beſtehen gegen die weitere Begründung des an⸗ 
gefochtenen Urt. keine rechtlichen Bedenken. . 

Die Anſicht des BG., daß der Anſpruch der Kl. hin⸗ 
fällig iſt, wenn dem Bekl. bei der Vornahme des Kaufes 
nicht bekannt war, daß die Kl. und ihr Ehemann ſchon da⸗ 
mals in allgemeiner Gütergemeinſchaft lebten, wird von der 
Rev. ohne Grund angegriffen. Es liegt ein Fall des 8 1435 
BGB. vor: In der Vereinbarung der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft liegt die Ausſchließung der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes. Einwendungen gegen das zwiſchen 
dem Bekl. und dem Vormund des Ehemanns der Kl. vor⸗ 
genommene Rechtsgeſchäft können daher von der Kl. aus dem 
Mangel ihrer Zuſtimmung nur hergeleitet werden, wenn zur 
Zeit der Vornahme dieſes Rechtsgeſchäfts die Ausſchließung 
des geſetzlichen Güterſtandes im Güterregiſter des zuſtändigen 


handen ſein muß. Nach ſtrenger Logik liegt der für die Kenntnis 
maßgebende Zeitpunkt in der Vollendung des Erwerbs, alſo in dem 
Augenblick, in dem das jeweils letzte Wirkſamkeitserfordernis des 
geſetzlichen Tatbeſtandes ſich verwirklicht hat. Denn dann iſt erſt das 
Rechtsgeſchäft wirkſam vorgenommen und der Erwerb vollzogen. 
Doch macht davon ſchon § 892 beim Erwerb von Grundſtücksrechten 
eine Ausnahme, indem er bei vorhergegangener Einigung die Stel⸗ 
lung des Eintragungsantrags entſcheidend ſein läßt und 
nicht die Eintragung ſelbſt. Das ‚it geſchehen, um dem Erwerber die 
öglichkeit zu gewähren, mit Sicherheit die Valuta an den anderen 
Teil zu zahlen, ſobald die Eintragung bei der Buchbehörde beantragt 
{ft (Prot. II 3 S. 80 f). Es nimmt wunder, daß das NG. ſich nicht 
Darauf zur Stützung ſeiner Entſch. mitbezogen hat. 
Es entſpricht nun dieſer Tendenz des § 892, die Stellung des 
Erwerbers vom Zufall unabhängig zu machen, wenn man im Ge⸗ 
amttatbeſtand des Rechtserwerbs einen engeren Tatbeſtand 
als eigentlichen Grund der Rechtswirkung anerkennt und da⸗ 
don die bloßen Wirkſamkeitsvorausſetzungen unter⸗ 
ſcheidet. Demgemäß wird bei der bedingten Übereignung die Frage 
chon lange erörtert, ob der gute Glaube noch beim Bedingungseintritt 
vorhanden fein muß (jo Reichel: Grünhut 42, 208; RENKomm. 
zu 8 982, 4) oder ob Gutgläubigkeit zur Zeit des Geſchäftsabſchluſſes 
genügt (jo von Tuhr II 2 S. 296; Heck, Sachenrecht 858 III 3; 
Wolff 869 Anm. 15; Lehmann, Allg. Teil [4] S. 277). Die 
letztere Auffaſſung iſt vorzuziehen, weil die Anwartſchaftsintereſſen 
des bedingten Erwerbers den gleichen Schutz verdienen wie die des 


AG. eingetragen oder dem Bekl. bekannt war. Das erſtere 
war nicht der Fall. War beim Kaufabſchluß — vom Er⸗ 
fordernis der vormundſchaftlichen Genehmigung zunächſt ab⸗ 
geſehen — dem Bekl. die Vereinbarung der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft unbekannt, ſo kann alſo die Kl. aus dem 
Mangel ihrer Einwilligung keinen Einwand herleiten, d. h. 
ſie muß ſich ſo behandeln laſſen, als wenn ſie im geſetzlichen 
Güterſtand lebte. 

Wenn die Rev. auszuführen ſucht, daß darin ein Wider⸗ 
ſpruch liege, fo iſt das nicht recht verſtändlich. 8 1435 BGB. 
beſtimmt poſitiv, daß unter den gedachten Vorausſetzungen 
die rechtlichen Folgen, die ſich bei Vereinbarung der Aus⸗ 
ſchließung des geſetzlichen Güterſtandes aus dem Mangel der 
Einwilligung des anderen Ehegatten ergeben würden, nicht 
eintreten ſollen. Das Ergebnis wäre nur dann anders, wenn 
die Einwilligung der Kl. auch bei geſetzlichem Güterſtande 
erforderlich geweſen wäre. Das trifft aber nicht zu, da der 
Ehemann der Kl. in dieſem Fall über die in ſeinem Allein⸗ 
eigentum ſtehende Beſitzung unbeſchränkt hätte verfügen kön⸗ 
nen (Kipp⸗ Wolff, Familienrecht, 1931, 842 V 2 Bei⸗ 
ſpiel a). 

Die Rev. bemängelt ſodann den Inhalt des für den 
Bekl. normierten Eides inſofern, als er auf die Kenntnis des 
Bekl. zur Zeit des Vertragsabſchluſſes abgeſtellt iſt. Sie hält 
das für irrig, weil der Vertrag der Genehmigung des Vorm⸗ 
Ger. bedurft habe. Da die Wirkſamkeit des Vertrages erſt 
mit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung eingetreten 
ſei, komme es darauf an, ob der Bekl. in dieſem Zeitpunkt 
das vereinbarte Güterrecht gekannt habe. 

Dieſes Bedenken iſt nicht begründet. 

Nach § 1435 muß die fragliche Unkenntnis des Dritten 
„zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts“ beſtanden haben. 
Dieſer Zeitpunkt beſtimmt ſich nach allgemeinen Vorſchriften 
(88 130 f., 151 f. BGB.). Wenn der Dritte nach der Vor⸗ 
nahme des Rechtsgeſchäfts die fragliche Kenntnis erlangt, ſo 
ändert das an der Rechtslage nichts [Planck, Anm. 12; 
Staudinger, Anm. 60 zu § 1435 BGB.). Der Kauf⸗ 
vertrag wäre hier nach § 152 BGB. durch die notarielle 
Beurkundung der Annahme des Antrages, alſo, wie in der 
Eidesformel angegeben, am 20. Okt. 1931 zuſtande gekommen. 
Danach iſt dieſer Zeitpunkt für die Frage der Kenntnis des 
Bekl. maßgebend, ſofern nicht etwa aus dem Erfordernis der 
vormundſchaftlichen Genehmigung des Vertrags, die hier nach⸗ 
träglich erfolgt iſt, ſich etwas anderes ergibt. 

Der Sen. iſt zur Verneinung dieſer Frage gelangt auf 
Grund folgender Erwägungen: 

Nach § 1829 Abf. 1 BGB. tritt allerdings die Wirk⸗ 
ſamkeit eines vom Vormund ohne die erforderliche Genehmi⸗ 
gung des VormGer. geſchloſſenen Vertrages erſt mit der nach⸗ 
träglichen Genehmigung, genauer mit der Mitteilung dieſer 
Genehmigung von ſeiten des Vormundes an den Vertrags⸗ 


unbedingten Erwerbers; ſie würden ſchwer leiden, wenn ſein Rechts⸗ 
erwerb vom Zufall abhängig gemacht würde. Eine Ausnahme 
wird man m. E. nur für Willkürbedingungen anerkennen 
müſſen. Stimmt man dem zu, dann wird man ſich erſt recht für 
eine entſprechende Behandlung der Rechtsbedingungen ent⸗ 
ſcheiden, die ſpäter noch zu dem eigentlichen Erwerbstatbeſtand hinzu⸗ 
treten müſſen, um ihm die volle Rechtswirkſamkeit zu verleihen. 
Auch das kann aber nur für Rechtsbedingungen gelten, die von dem 
Willen des Erwerbers unabhängig find, Hängt fein Rechts⸗ 
erwerb von der eigenen Genehmigung eines Geſchäftsabſchluſſes 
ab, ſo kann nicht deſſen Vornahme, ſondern erſt der Zeitpunkt der 
Genehmigung entſcheiden, wie das RG. 134, 283 richtig angenommen 
hat. Rückwirkende Kraft kann die Genehmigung nur entfalten, wenn 
der Genehmigende überhaupt noch die Macht beſitzt, dem beſtehenden 
Mangel ubzuhelfen. 

Man wird alſo im Anſchluß an die obigen Entſch. folgende 
Leitſätze aufſtellen dürfen: 

Der gute Glaube des Erwerbers braucht grundſätzlich nicht mehr 
vorzultegen beim Eintritt von Parteibedingungen und geſetzlichen 
Wirkſamkeitsvorausſetzungen, die zum eigentlichen rechtsgeſchäftlichen 
Tatbeſtand hinzutreten müſſen, ſofern es ſich nicht um Willkür⸗ 
bedingungen handelt oder um eine vom Willen des Erwerbers ſelbſt 
abhängige Wirkſamkeitsvorausſetzung, wie z. B. jeine Genehmigung 
bzw. die ſeines Vertreters. 


Prof. Heinrich Lehmann, Köln. 
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gegner ein. Das hindert aber nicht, den Vertrag ſchon vorher 
als abgeſchloſſen, das Rechtsgeſchäft als vorgenommen i. S. 
des $ 1435 anzufehen. Dafür ſpricht, daß das Gef. auch ſonſt 
ein noch nicht wirkſam gewordenes Rechtsgeſchäft, insbeſ. das 
aufſchiebende bedingte ($ 158) und das von der Zuſtimmung 
eines Dritten abhängige (88 182, 184) als vorgenommen be⸗ 
zeichnet, indem es zwiſchen der Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
und dem Eintritt ſeiner Wirkſamkeit unterſcheidet. Es liegt 
auch kein innerer Grund vor, dem in $ 1435 enthaltenen 
Ausdruck „Vornahme“ des Rechtsgeſchäfts eine über den 
Wortſinn hinausgehende Deutung zu geben. Das Erfordernis 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung eines Vertrages 
iſt, objektiv betrachtet, etwas Zufälliges, und durch Zufälle 
kann auch der Zeitpunkt der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung hinausgeſchoben werden. Wollte man die Vorſchr. 
dahin auslegen, daß der Dritte ſich nicht nur beim Abſchluß, 
ſondern auch noch im Zeitpunkt des Wirkſamwerdens des 
Vertrages nach § 1829 in der fraglichen Unkenntnis befun⸗ 
den haben müſſe, ſo würde das eine vom Zufall abhängige 
Verſchlechterung der Rechtslage des Dritten zur Folge haben. 
Dieſe Auslegung iſt daher abzulehnen. Es iſt nicht einzu⸗ 
ſehen, weshalb der Dritte in dem Falle, daß der Vertrag der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf, hinſichtlich 
ſeiner Gutgläubigkeit ungünſtiger geſtellt ſein ſoll, als wenn 
15 n Genehmigung nicht erforder⸗ 
lich iſt. 

Unterſtützt wird dieſe Auffaſſung durch den weiteren In⸗ 
halt des § 1435. Wenn zwiſchen einem der Eh:gatten und 
einem Dritten ein rechtskräftiges Urteil ergeht, ſo entſcheidet 
zugunſten des Dritten ſeine Unkenntnis zur Zeit des Eintritts 
der Rechtshängigkeit. Hier fol es alſo nach positiver Vorſchrift 
nicht auf den Zeitpunkt des Wirkſamwerdens der Entſcheidung 
ankommen. 

Es kommt noch hinzu, daß nach der Vorſchrift des § 184 
BGB., die auf den Fall der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung unbedenklich anwendbar iſt (Planck, Komm. 
Anm. 3 Abſ. 2 zu § 1829; Staudinger, Anm. 9a zu 
§ 1828; Anm. 5 zu § 1829; RGRſpr. Anm. 1 zu $ 1821; 
Anm. 1 zu § 184 BGB.; KG., OLG. Bd. 6, 294; NG. 76, 
366), die Genehmigung auf den Zeitpunkt der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts zurückwirkt. Nach der herrſchenden Meinung 
beſteht die Rückwirkung darin, daß das Rechtsgeſchäft vom 
Zeitpunkt ſeiner Vornahme ab rechtswirkſam wird, ſofern die⸗ 
ſer Wirkſamkeit damals keine anderen Hinderniſſe als das 
Fehlen der Genehmigung entgegengeſtanden haben (RG. 69, 
2631); RG.: Gruch Beitr. 67, 549; Seuff Arch. 78 Nr. 168 
und anſchließend Planck, Anm. la; Staudinger, Anm. 3; 
Oertmann, Anm. 40; RGRͤKomm. Anm. 1 Abſ. 2 zu 
§ 184 BGB.; Endemann J 8 178 Anm. 16; Ennecce⸗ 
rus⸗Nipperdey 18 191 III 2). Iſt aber für die Frage der 
Wirkſamkeit des genehmigten Rechtsgeſchäftes die Rechtslage 
im Zeitpunkt feiner Vornahme enifcheidend und vom damali⸗ 
gen Genehmigungsmangel abzuſehen (Oertmann a. a. O.), 
jo reicht es im Falle des § 1435 aus, wenn dem Dritten zur 
Zeit der Vornahme des genehmigungsbedürftigen Rechtsge⸗ 


) JW. 1908, 709. 


Zu 8. Die ſorgfältig und ſcharfſtunig begründete Eutſch. des 
KG. 31. ZivSen. v. 8. Juni 1931: JW. 1931, 31311 und die 
Billigung, die dieſes Urt. in der Sffentlichkeit erfuhr, haben offen⸗ 
bar Eindruck auf das RG. gemacht, obwohl es vermeidet, auf die 
Ausführungen des KG. Bezug zu nehmen und ſich ihnen anzu⸗ 
ſchließen. Schon in der zweiten der beiden bekannten „Gratis“ 
Entſch. des RS.: JW. 1928, 2364 ff. und 1930, 1687 ff. hatte 
ſich das RG. zu einer weſentlichen Einſchränkung ſeines früheren 
Standpunkts veranlaßt geſehen. In dem früheren Urt. vertrat es 
noch die Meinung, daß die fettgedruckte Überſchrift „Gratis“ 
lediglich eine Übertreibung darſtelle, „welche die Leſer beim Durch⸗ 
leſen des Wortlauts ſelbſt als ſolche erkennen und deshalb nicht 
wörtlich nehmen“. Späterhin hat dann das RG. anerkannt, daß 
erfahrungsgemäß die Durchſchnittsleſer, von denen auszugehen iſt, 
den Wortlaut der geſamten Anzeige nicht mit der erforderlichen 
Genauigkeit durchleſen, ſondern vielfach an dem Schlagwort 
Gratis „hängen bleiben“ und hemmende Überlegungen deshalb 
nicht aufkommen laſſen. Damit wurde eigentlich nur eine tat⸗ 
beſtandliche Vorausſetzung für die Beurteilung des Rechtsfalls 
richtiggeſtellt, eine grundſätzliche Anderung der Rechtsauffaſſung 


ſchäftes die Ausſchließung oder Abänderung der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes unbekannt war. 

Damit ſetzt ſich der Senat nicht in Widerſpruch mit dem 
Urt. des 5. ZivSen.: RG. 134, 283, in dem dieſer feinen im 
Urt. RG. 69, 2632) hinſichtlich der Rückwirkung eingenom⸗ 
menen Standpunkt etwas eingeſchränkt hat. Dem in dem 
neuerlichen Urt. ausgeſprochenen Grundſatz, daß im Falle des 
§ 185 BGB. eine Genehmigung nur dann Wirkung und dem⸗ 
zufolge auch Rückwirkung ausüben könne, wenn ſie von dem⸗ 
jenigen ausgehe, der durch ſeine Zuſtimmung dem Mangel 
des Rechtsgeſchäftes abzuhelfen die rechtliche Macht befibe, 
kommt für den Fall der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmi⸗ 
gung keine Bedeutung zu. 

(U. v. 28. Sept. 1933; 178/33 IV. — Hamm.) Ka. 


8. 83 Unl WG. Auch die nur zur näheren Be⸗ 
ſchäftigung mit dem Angebot verlockende Re⸗ 
klame (Blickfang) muß wahr ſein, wenn ſie den 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
erweckt. 7) 


Die Bekl. verſendet zur Werbung für ihre „Wirtſchaft⸗ 
lichen Kurzbriefe“ Druckſachen, die im ſog. Fenſter des Brief⸗ 
umſchlags ein Stück eines nachgebildeten Zwanzigmarkſcheins 
aufweiſen. Daneben findet ſich in beſonderem roten Felde au 
der Druckſache das Wort „Wertſchein“ und neben dieſem Felde 
ein weiteres weißes mit den rot unterſtrichenen, fett gedruck⸗ 
ten Worten „Zwanzig Reichsmark“ und in kleineren Buch⸗ 
ſtaben der fernere Text: 

„find ein Betrag, der oft nur mit vieler Mühe verdient 
werden kann. Unſer umſtehender Vorſchlag gibt Ihnen aber 
die Möglichkeit, nicht nur eine, ſondern vielleicht eine ganze 
Reihe von Zwanzigmarkſcheinen zu verdienen, und, das ſei 
beſonders betont, wahrſcheinlich ohne allzu große Mühe, ſo 
gewiſſermaßen im Vorbeigehen. Dürfen wir Sie deshalb bit⸗ 
ten, unſerem Vorſchlag Ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken?“ 

Die Druckſache enthält auf der Rückſeite den Hinweis, daß 
die Bekl. ſich gegen Einſendung der angefügten Beſtellpoſtkarte 
verpflichte, dem Auftraggeber ihre „Kurzbriefe“ vier Wochen 
lang gratis zu liefern. Die Poſtkarte zeigt auf der Vorder⸗ 
ſeite neben einem für die Adreſſe des Beſtellers freigelaſſenen 
Raum die Anſchrift der Bekl., auf der Rückſfeite aber einen 
Aufdruck, aus dem das in roter Farbe groß gedruckte Wort 
„Wertſchein“ in die Augen ſpringt, und in dem die Bekl. mit 
fakſimilierter Firmenzeichnung und unter Angabe von Ort 
und Zeit ihrer Erklärung unter Beidruck einer den Schein 
kennzeichnenden Nummer die vierwöchige Gratislieferung in 
aller Form zuſagt. 

Dieſe Reklame iſt in allen Inſtanzen für nach § 3 Unl⸗ 
WG. unzuläſſig erklärt worden. Das RG. führt aus: 

Da ſich 8 3 UnlWG. gegen eine ſolche unwahre Reklame 
richtet, die geeignet iſt, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen, wird der Tatbeſtand dieſer Beſt. 
ſchon durch die bloße Gefahr des Anlockens von Kunden in der 
dort angegebenen Weiſe vollendet (Callmann UnlWG. 8 3 


e) JW. 1908, 709. 


war aber nicht feſtzuſtellen, zumal auch noch, wie Ulmer: JW. 
1931, 3133 zutreffend bemerkt, die Aufgabe des früheren Stand⸗ 
punkts durch ein „Rückzugsgefecht“ (Hinweis auf die im zweiten 
Fall andere Zuſammenſetzung des Publikums, an das ſich die Re⸗ 
klame wandte) verdeckt wurde. 

Demgegenüber bedeutet erſt die hier vorl. Entſch. des RG. 
einen wirklichen Fortſchritt in der Haltung des RG. zu derartigen 
Reklametricks, die auf den erſten Blick den Eindruck erwecken, a 
ob den Intereſſenten ein Geſchenk angeboten werden ſolle, wenn⸗ 
gleich der Leſer ſchließlich bei genauer Durchſicht des Textes richtig 
belehrt wird. Wie das KG. mit aller Deutlichkeit in der eingang? 
erwähnten Entſch. betont, hatte das RG. ſich bisher noch nicht 
zu dem von dem KG. aufgeſtellten Satz durchzuringen vermocht, 
daß ſchon der Blickfang, für ſich allein betrachtet, nicht in ſich un⸗ 
richtig fein darf und daß es nicht darauf ankomme, ob der Durch; 
ſchnittsleſer daran hängenbleibe oder nicht. Das RG. freilich ſucht 
den Eindruck zu erwecken, als ob dieſer Satz ſchon Inhalt ſeiner 
früheren Rſpr. geweſen ſei, wie aus der Bezugnahme auf ſeine 
Entſch.: JW. 1925, 2465 hervorgeht. Tatſächlich iſt das nicht der 


Fall. In dem angezogenen Urt. handelt es ſich nicht um den ſo⸗ 
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Anm. 22). Ihr Zweck iſt in erſter Linie der Schutz redlicher 
Mitbewerber gegen Nachteile, die mit nicht wahrheitsge mäßen 
Anpreifungen verbunden fein können (RS. 92, 382; RG.: 
JW. 1930, 1687), indem das Geſ. unterſagt, die Kauffuſt 
durch Vortäuſchung außerhalb des wahren Wertes der geſchäft⸗ 
lichen Leiſtung liegender Umſtände anzuregen. Den kann 
ſchon entgegengehandelt werden durch einen ſog. Blickfang, 
der einen Teil der Werbungsveranſtaltung bildet, wenn dieſer 
die Anlockungsgefahr begründet und an ſich — alſo abgeſehen 
vom ſonſtigen Inhalt der Reklame — durch Erweckung irriger 
Vorſtellungen auf die Leichtgläubigkeit des Publikums zu wir⸗ 
ken und dadurch deſſen Aufmerkſamkeit auf die Leiſtung der 
Anbietenden zu lenken geeignet iſt. Der Blickfang hat ſeine 
Wirkung getan, wenn er den Betrachter zum Leſen des wei⸗ 
teren Inhalts der Reklame zu beſtimmen vermocht hat, und, 
wenn dieſer Erfolg auf einer unwahrhaftigen Öejtaltung be⸗ 
ruht, wird er vom Geſ. gemißbilligt, weil der Veranſtalter 
damit einen Vorſprung vor ſolchen Mitbewerbern erlangt, die 
ſich ſcheuen, ſolche Mittel zu gebrauchen. Ob dabei der Blick⸗ 
fang mit poſitiven Angaben (§S 3 UnlWG.) oder mit Veran⸗ 
ſtaltungen anderer Art betrieben wird, die darauf berechnet 
und geeignet find, ſolche Angaben zu erſetzen (§ 5 Abſ. 2 Unl⸗ 
WG.), iſt nach dem Geſ. unerheblich. Die Abſicht der Bell. iſt 
zweifellos, ihre Zeitſchrift an das Publikum heranzubri ngen, 
die Anſchriften von Intereſſenten zu erhalten und auf dieſe 
Weiſe ihren Abſatz zu heben. Etwas Verwerfliches liegt darin 
ebenſowenig wie in der angebotenen, im Zeitungsweſen viel⸗ 
fach geübten vierwöchigen Gratislieferung der „Kurzbriefe“. 
Es würde auch eine unaugebrachte Hemmung der geſchäftlichen 
Betätigung des Kaufmanns bedeuten, wollte man auf dem für 
ſeine Erfolge ſo wichtigen Gebiet der Reklame ſeiner freien Er⸗ 
findungsgabe und Geſchicklichkeit bei der Beeinfeu ſung des 
Publikums die Verwendungsmöglichkeit verſagen. Im Gegen⸗ 
teil wird eine Werbung, die — namentlich im Zuſammenhang 
mit Blickfang — durch Überraſchung, Witz, Anregung der 
Phantaſie u. dgl. in lebendiger und geiſtreicher Weiſe die Auf⸗ 
merkſamkeit der Offentlichkeit zu gewinnen geeignet iſt, gerade 
eine beſonders gute und zu billigende ſein. Nur darf eben die 
Geſtaltung nicht eine derartige ſein, daß damit eine Täuſchung 
über die geſchäftlichen Leiſtungen des Anbietenden begründet 
werden kann, indem in der Reklame eine unrichtige Angabe über 
ſolche als enthalten anzuſehen iſt. Entſcheidend hierfür iſt die 
Auffaſſung des üblichen, alſo flüchtigen, und, wie bei R.kla⸗ 
men nicht anders zu erwarten, wenig aufmerkſamen Leſers 
genannten Blickfang, ſondern um die Frage, ob eine an ſich täu⸗ 
ſchende Bezeichnung der angeprieſenen Ware deshalb nicht mehr 
zu beanſtanden ſei, weil der aufmerkſame Leſer aus weiteren 
Wendungen der Anzeige entnehmen kann, daß die der Ware bei- 
gelegte Bezeichnung ihr in Wahrheit nicht zukommt. Hätte das 
RG. ſchon früher die jetzt aufgeſtellten Grundſätze vertreten, ſo 
hätte das auch in den beiden Gratisentſcheidungen zum Ausdruck 
kommen müſſen. Erſt jetzt iſt die Übereinſtimmung zwiſchen kam⸗ 
mergerichtlicher und reichsgerichtlicher Rſpr. tatſächlich vorhanden. 

Bei einer Geſamtbetrachtung aller dieſer Entſch. wird man 
jedoch den Eindruck nicht los, daß mehr an den Erſcheinungs⸗ 
formen — der Art der Reklame — herumkuriert als das übel 
an der Wurzel getroffen wird. Das Übel ſehe ich vor allem darin, 
daß im Wettbewerb überhaupt mit Geſchenken an die Kun⸗ 
den gearbeitet wird, um ſie anzulocken. Man ſpekuliert auf die 
Gewinnſucht der Menſchen, um ſie deſto feſter an ſich zu binden. 
Hat ein Kunde einmal dieſes Danagergeſchenk entgegengenommen, 
ſo ſteht er unter moraliſchem Druck und vermag den dann folgen⸗ 
den Werbungen um weitere Beſtellungen, ſelbſt wenn es ſich um 
für ihn ganz zweckloſe Dinge handelt, nicht mehr genügend 
Widerſtand zu leiſten. Es liegt darin eine Ausnutzung gerade der 
anſtändig empfindenden Kreiſe des Publikums. Darum erſcheint 
nicht bloß die Ankündigung, ſondern auch die Gewährung eines 
ſolchen Geſchenks als unlauter. Dabei iſt es ganz gleichgültig, ob 
tatſächlich ein Geſchenk angeboten oder nur der falſche Anſchein 
eines Geſchenks erweckt wird. Im Grunde ſind alle noch ſo wahr 
gehaltenen Ankündigungen unwahr, da der Anpreiſende den 
Gegenwert ſeines Geſchenks ſpäterhin doch hereinbringen will und 
in der Regel auch hereinbringt. Iſt die Ankündigung ſchon in ſich 
unwahr, ſo iſt lediglich ein höherer Grad von Unlauterkeit er⸗ 
reicht. Selbſtverſtändlich läßt ſich ein derartiges Vorgehen nicht 
auf 83 UnfWG., ſondern nur auf § 1 ſtützen. Aber man ſollte 
nicht zögern, dieſen Weg zu beſchreiten. 

Prof. Dr. Ruth, Halle a. S. 


(JW. 1927, 11515). Als deſſen Eindruck ſtellt nun das angef. 
Irt. in tatſächlicher Würdigung der Umſtände feſt, daß die 
obenerwähnten, herausgehobenen und als Blickfang wirkenden 
Teile der Druckſache das Angebot einer Zuwendung 
im Werte von 2LORM enthalten, während in Wirk- 
lichkeit der Wert der angebotenen Gratislieferung nur 
etwa 2,50 RAM iſt. Dieſe Feſtſtellung iſt weder vom tatſäch⸗ 
lichen noch vom rechtlichen Standpunkte aus zu beanſtanden. 
Die unter den Blickfang fallenden Teile der Druckſache er⸗ 
wecken in ihrer Verbundenheit auf den flüchtigen Be⸗ 
ſchauer den Anſchein, als ob damit ernſtlich eine im „Wert⸗ 
ſchein“ verbriefte vermögenswerte Leiſtung von 20 N. an⸗ 
geboten werden ſoll. Ob der Leſer der Werbung bei ſpä terer 
genauer Durchſicht ihres Textes dieſen erſten Eindruck alsbald 
als Irrtum zu erkennen vermag, iſt ohne Belang. Denn, ſo⸗ 
bald der Beſchauer der Werbung ſich einmal in die Einzel⸗ 
heiten vertieft, iſt eben die mit dem Blickfang bezweckte An⸗ 
lockung geglückt. Da der Blickfang zunächſt für ſich wirkt, ver⸗ 
mag die Möglichkeit einer Richtigſtellung ſeines täuſchenden 
Inhalts durch den genauen Text der Reklame an ſeiner Wett⸗ 
beweiswidrigkeit i. S. von 88 3, 5 Unl WG. nichts zu ändern 
(RG.: IW. 1925, 2456 Callmann, UnlWG. 8 3 A. 22 4; 
Roſenthal, UnlWG. § 3 A. 32), und gerade, wenn es die 
Abſicht der Bekl war, durch die gewählte Form der Reklame 
den oberflächlichen Betrachter zur gewiſſenhaften 
Kenntnisnahme des Textes zu bringen, durfte ſie das eden 
nicht mit den Mitteln eines ſich als ernſthafte Veranſtaltung 
gebenden, aber falſche Vorſtellungen über den Wert der an⸗ 
geprieſenen gewerblichen Leiſtung erweckenden B.iffanzs tun 
(vgl. Callmann: ZW. 1931, 3131; Ulmer ebenda). 
(U. v. 29. Sept. 1933; II 76/33.) 


9. 83 3 PO. Berechnung von Streitwert und 
Reviſionsſumme bei Klage auf Auskunftsertei⸗ 
lung. Sie beſtimmt ſich für den Kl. nach ſeinem 
Intereſſe, das heißt der durch die Auskunfts- 
erteilung verſchafften Erleichterung der Durch- 
führung ſeines Hauptanſpruches, für den Bekl. 
nach dem ſeinen, das heißt dem Intereſſe an der 
Geheimhaltung — nicht dagegen nach der Höhe 
des Hauptanſpruches ſelbſt. f) 

(Bell. v. 13. Okt. 1933; VII 208/33. — Düſſeldorf.) 
[Ku.] 


Zu 9. Die Entſch. behandelt die Bewertung von Streitgegen⸗ 
ſtand und Beſchwerdeg genſtand bei einer Klage auf Auskunftserteilung. 
Hierzu iſt folgendes zu ſagen: 

Der Streitgegenſtand iſt für alle Prozeßbeteiligten ein ein⸗ 
heitlicher. Er wird durch die Anträge des Kl. ſeinem Umfange nach 
feſtgelegt. Sein Wert richtet ſich nach dem Intereſſe des Kl. an der 
Durchführung ſeiner Anſprüche. Für die Berechnung des Wertes ſind 
in den 88 3—9 ZROD. beſtimmte Richtlinien aufgeſtellt. Für die Rechts⸗ 
mittel der Ber. und der Rev. hat das Geſetz den Begriff des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes geſchaffen. Es beſtimmt, daß die Zuläſſig⸗ 
keit der Rechtsmittel davon abhängen ſoll, daß der Beſchwerdegegen⸗ 
ſtand eine Mindeſtgrenze erreicht. Der Umfang des Beſchwerdegegen⸗ 
ſtandes wird durch den Antrag des Rechtsmittelklägers begrenzt; er 
findet ſeine Höchſtgrenze in dem Urt. der Vorinſtanz, und zwar darin, 
inwieweit der Rechtsmittelkläger durch das Urt. beſchwert iſt. Der 
Beſchwerdegegenſtand iſt demnach für jede Partei verſchieden, denn 
jede Partei iſt nur inſoweit beſchwert, als die andere gewonnen hat. 
Das Intereſſe jeder Partei liegt in der Aufhebung des Urt., ſoweit 
dieſes der anderen Partei günſtig ausgefallen iſt. Das Intereſſe der 
einen Partei iſt mithin die Negation des Intereſſes der anderen. In 
dieſer Weiſe iſt alſo der Beſchwerdegegenſtand für die Rechtsmittel⸗ 
inſtanz feſtzuſtellen. Die Bewertung dieſes Intereſſes geſchieht in ent- 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften, die für die Berechnung des 
Streitgegenſtandes gegeben find (88 511 a Abſ. 2, 546 Abf. 2 8PO.). 

Bei einer Klage auf Auskunftserteilung kann Streitgegenſtand 
und Beſchwerdegegenſtand nicht auseinanderfallen, es ſei denn, daß 
etwa der Umfang der Auskunftspflicht vom Gericht anders feſtgeſetzt 
wird, als der Kl. es verlangt hat. Mit einer Klage auf Auskunfts⸗ 
erteilung verlangt der Kl. die Bekanntgabe gewiſſer Tatfachen, die 
er zur Begründung oder Berechnung ſeines Hauptanſpruches benötigt. 
Der Streitwert einer ſolchen Klage richtet ſich demnach nach dem 
Intereſſe, das der Kl. an der Bekanntgabe dieſer Tatſachen hat. Dieſes 
Intereſſe iſt nicht identiſch mit dem Hauptanſpruch ſelbſt, deſſen Vor⸗ 
bereitung der Prozeß über die Auskunftspflicht dient. Denn der Aus⸗ 
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10. § 329 3 PO. Form gerichtlicher Beſchlüſſe. 
Enthält auch die ZPO. keine Vorſchrift über 
die Abfaſſung von Beſchlüſſen, ſo wird doch mit 
Recht allgemein als ſelbſtverſtändlich angeſehen, 
daß das ſchriftlich zu geſchehen hat und daß bloß 
mündliche Außerungen des Richters nicht ge⸗ 
nügen, um einen vollendeten Beſchluß herzu⸗ 
ſtellen (Stein⸗Jonas 8329 3 P O., Erl. I; Roſen⸗ 
berg, Lehrbuch, 3. Aufl., S. 170; vgl. auch RG. 
64, 46; 70, 403 1)). Dieſe allgemeine Anſchauung 
und Übung kennt jeder Richter und Rechtspfle⸗ 
ger. Ihr entſprechend geht bei der Entſch. die 
erkennbare Abſicht des als Richter Handelnden 
dahin, nicht vor ſchriftlicher Niederlegung end⸗ 
gültig zu beſchließen. Das iſt zudem ein unum⸗ 
gängliches Erfordernis der Rechtsſicherheit. ) 

(U. v. 1. Juli 1933; 95/33 V. — Dresden.) Sch.] 


1) JW. 1909, 251. 


Kunftsanſpruch iſt lediglich ein Hilfsanſpruch, ein vorbereitender An⸗ 
ſpruch für den eigentlichen Hauptanſpruch. Deshalb iſt für die Be⸗ 
wertung des Intereſſes des Kl. an der Erteilung der Auskunft nur 
die freie Schätzung nach SIE ZPO. möglich, wobei der Wert des Haupt⸗ 
anſpruches nur inſoweit eine Rolle ſpielt, als die Bewertung des 
Hilfsanſpruches niemals über den Wert des Hauptanſpruches hinaus 
erfolgen kann. Dies iſt anerkannten Rechts. Der ſo ermittelte Wert 
des Intereſſes des Kl. iſt nun aber für den unterlegenen Bekl. auch 
gleichzeitig der Wert des Beſchwerdegegenſtandes. Es geht nicht an, 
wie es das RG. in obiger Entſch. anſcheinend tut, das Intereſſe des 
Bekl. ſelbſtändig zu bewerten. Das Intereſſe des Bekl. geht auf Be⸗ 
ſeitigung des Urt., durch das ihm die Auskunftzerteilung auferlegt 
worden iſt. Sein Intereſſe an der Geheimhaltung, das das RG. in 
obiger Entſch. beſonders hervorhebt, iſt nichts weiter als die Negation 
des Intereſſes des Kl., der Offenlegung verlangt. Mithin iſt der Wert 
des Beſchwerdegegenſtandes nicht allein vom Standpunkt des Bell. 
aus zu prüfen, vielmehr muß zunächſt der Wert des Auskunfts- 
anſpruches des Kl. ermittelt werden, und dieſer wäre dann auch für 
die Rechtsmittelinſtanz als Wert des Beſchwerdegegenſtandes anzunehmen. 
Das Intereſſe des Bekl. an der Beſeitigung des Urt. kann nicht 
anders bewertet werden als das Intereſſe des Kl. an ſeiner Aufrecht⸗ 
erhaltung. RA. Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


Zu 10. Es iſt richtig, wenn das RG. ausführt, daß gericht⸗ 
liche Beſchlüſſe ſchriftlich abgefaßt werden müßten. Es iſt jedoch 
verfehlt, dieſen Satz aus der allgemeinen Anſchauung und Übung 
herzuleiten. Die Grundlage diejes Satzes iſt vielmehr in dem 
Geſetz ſelbſt zu ſuchen. 

In erſter Linie iſt hier auf § 317 Abſ. 2 Satz 1 ZPO. hin⸗ 
zuweiſen, welcher beſagt: „Solange das Urt. nicht verkündet und 
nicht unterſchrieben iſt, dürfen Ausfertigungen, Auszüge und Ab⸗ 
ſchriften desſelben nicht erteilt werden.“ Dieſe für Urt. gegebene 
Vorſchr. iſt nach §S 329 Abſ. 2 ZPO. auch auf Beſchlüſſe und Ver⸗ 
fügungen anzuwenden. Das Geſetz geht mithin davon aus, daß 
alle gerichtlichen Entſch. unterſchrieben werden müſſen. Dies hat 
aber zur ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß die betreffende 
Entſch., ſei es nun ein Urt. oder ein Beſchluß oder eine Ver⸗ 
fügung, vorher ſchriftlich niedergelegt fein muß. Eine nur münd⸗ 
lich ergangene Entſch. könnte gar nicht unterſchrieben werden. 
Damit hat das Geſetz alſo Beurkundung der 
Entſcheidungen vorgeſchrieben. 

Die Form der Beurkundung iſt verſchieden, je nachdem, ob 
die Entſch. auf Grund mündlicher Verhandlung erlaſſen ſind oder 
ohne ſolche. In erſterem Falle iſt nach § 160 Ziff. 5 ZPO. die 
Aufnahme in das Protokoll oder die Bezugnahme auf ein dem 
Protokoll beigefügtes Schriftſtück vorgeſchrieben. Für andere 
Entſch. genügt einfache ſchriftliche Abſetzung; die Aufnahme in ein 
Protokoll iſt ja nicht möglich, da ein ſolches nur über eine münd⸗ 
liche Verhandlung aufgenommen wird. 

Die Aufnahme zu gerichtlichem Protokoll iſt eine öffentliche 
Beurkundung. Dadurch werden alſo alle gerichtlichen Entſch. die auf 
Grund mündlicher Verhandlung ergangen ſind, öffentliche Urkun⸗ 
den. Aber auch die übrigen Entſch. find nach dem Geſetz öffentliche 
Urkunden. Dies ergibt ſich daraus, daß das Geſetz die Erteilung 
von Ausfertigungen für alle Entſch. vorſieht (85 317 Abſ. 2, 329 
Abſ. 2 ZPO.). Ausfertigungen können nur von öffentlichen Ur⸗ 
kunden erteilt werden. Auch die Erteilung von vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigungen iſt für gerichtliche Entſch., ſoweit ſie als Vollſtrek⸗ 
kungstitel in Frage kommen, vorgefenen. Dies beſtimmt für Urt. 
der § 724 und für Beſchlüſſe 8794 Ziff. 3 ZPO. Die öffentliche 
Urkunde hat die Beſonderheit, daß ſie durch Erteilung von be⸗ 
liebig vielen Ausfertigungen vervielfältigt werden kann, die im 
Rechtsverkehr ſelbſt als öffentliche Urkunde Beweiskraft haben. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


** 11. Tar St. 12 II (2) StempStG. Die nota⸗ 
rielle Beurkundung der Eintragungsbewilli⸗ 
gung neben der der Auflaſſung erzeugt Stempel- 
pflicht. Die Eintragungsbewilligung iſt ebenſo⸗ 
wenig wie der Eintragungsantrag ein weſent⸗ 
licher Beſtandteil der Auflaſſungserklärung. 
Wie dieſer nicht von der Stempelbefreiungsvor⸗ 
ſchrift der Tar St. 12 ergriffen wird (RG. 129, 
6ff.1); J W. 1930, 27861, fo auch die Eintragungs⸗ 
bewilligung nicht. f) 5 

(U. v. 19. Sept. 1933; VII 116/33. — Kaſſel.) [Ku.] 
<= NG. 141, 374.) 


Für beſondere Fälle iſt ſogar die Erteilung von weiteren voll⸗ 
ſtreckbaren Ausfertigungen vorgeſehen. Dies betrifft nicht nur Urt., 
ſondern auch andere Vollſtreckungstitel, insbeſ. alſo vollſtreckbare 
Beſchlüſſe (88 795 und 733 ZRO.). 

Alle gerichtlichen Entſch. find ſchließlich auch der Zuſtellung 
zugänglich. Dies iſt für Urt. im § 317 ZPO. und für Beſchlüſſe 
und Verfügungen im § 329 Abſ. 2 ZPO. vorgeſehen. Für nicht 
verkündete Entſch. iſt die Zuſtellung ſogar obligatoriſch (pgl. für 
Urt., die nicht verkündet ſind, 87 der EntlaſtungsVO. und für 
nicht verkündete Beſchlüſſe und Verfügungen § 329 Abſ. 3 ZPO.). 
Das Verfahren der Zuſtellung fest voraus, daß die Entſch. vorher 
ſchriftlich niedergelegt ſind, denn die Zuſtellung beſteht in der 
Übergabe einer Ausfertigung oder einer beglaubigten Abſchrift des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks (§S 170 ZPO.). 

Nach alledem läßt ſich der Satz des RG. in obiger Entſch., 
daß die ZPO. keine Vorſchr. über die Abfaſſung von Beſchlüſſen 
enthalte, nicht aufrechterhalten. Das Geſetz hat vielmehr ſchon 
ſelbſt dem Erfordernis der Rechtsſicherheit dadurch Rechnung ge 
tragen, daß es die Beurkundung aller gerichtlichen Entſch. vor⸗ 
ſchreibt und alle gerichtlichen Entſch. als öffent⸗ 
liche Urkunden behandelt. 

RA. Dr. Roquette, Königsberg i. Pr. 


1) JW. 1930, 2435. 


Zu 11. Die Entſch. iſt nicht zu billigen. 

I. Gemäß TarSt. 12 II (1) PrStempStcz. find im Gegenſatz zu 
anderen Urkunden Notariatsurkunden ohne Rückſicht auf ihren In⸗ 
halt einem Stempel von mindeſtens 3AAM (Protokollſtempel) unter⸗ 
worfen. Die BefrVorſchr. der Tar St. nimmt von der Stempelpflicht 
u. a. aus Notariatsurkunden, in welchen ausſchließlich Grundſtücks⸗ 
veräußerungsverträge oder Auflaſſungen beurkundet ſind. Die preuß. 
Notare faſſen regelmäßig die Auflaſſungsverhandlung dahin, daß ſie 
gleichzeitig Eintragungsbewilligung (EB.) und antrag auf Eintragung 
des neuen Eigentümers mitbeurkunden. So lautet auch das amtliche 
preuß. Formular (vgl. Ober neck: DNB. 1929, 624). Während 
urſprünglich die Steuerbehörden zu ſo gefaßten Auflaſſungsverhand⸗ 
lungen den Protokollſtempel nicht erforderten, haben ſie ſpäter den 
Standpunkt eingenommen, daß mit der Aufnahme von Bewilligung 
und Antrag der Rahmen der Auflaſſung überſchritten werde. Das RGB. 
iſt in den Entſch. RG. 129, 6 ff. = JW. 1930, 2435 44 und JW. 1930, 
278614 den Steuerbehörden beigetreten, indem es mit Rückſicht auf 
den mitbeurkundeten Eintragungsantrag die Stempelpflicht ausſprach. 
Vorliegend iſt nur eine EB. mitbeurkundet. Dieſer Fall war noch 
nicht entſchieden. 

II. Die BefrVorſchr. iſt m. E. mit Rückſicht auf die in der 
Praxis übliche Faſſung der Auflaſſungsverhandlung dahin auszulegen, 
daß auch Auflaſſungsverhandlungen, welche gleichzeitig Bewilligung 
und Antrag enthalten, der Befreiung unterliegen. Die Steuerbehörden 
haben die Befreiung urſprünglich nicht anders verſtanden. Bewilligung 
und Antrag haben ja auch — unmittelbar bzw. mittelbar — das 
gleiche Ziel wie die Auflaſſung, nämlich den Eigentumsübergang 
herbeizuführen. Es iſt daher dieſer Entjch. ebenſowenig wie den zu I 
genannten Urteilen zuzuſtimmen. 

III. Die Befreiung bezweckt die Gleichſtellung mit der vor dem 
GBA. erklärten Auflaſſung, welche ſtempelfrei iſt. Es ſoll eine Be⸗ 
nachteiligung der Notare vermieden werden. 

Iſt man, wie z. B. Güthe⸗Triebel (GBO. § 19 Anm. 11 
und 5 20 Anm. 50), der Anſicht, daß neben der Auflaſſung für die 
Eintragung des neuen Eigentümers eine EB. erforderlich iſt (über 
die verſchiedenen Anſchauungen und die Literatur vgl. die Kommentare 
zu 88873, 925 BGB., 8$ 19, 20 GBO), jo muß man ſchon nach 
dem Geſetzeszweck zu dem Schluß kommen, daß die gleichzeitig mit 
der Auflaſſung vor dem Notar erklärte EB. den Stempel nicht be⸗ 
gründet. Andernfalls würde die Gleichſtellung der Notare nicht erreicht 
werden, da die vor dem GBA. abgegebene EB. ſtempelfrei iſt. 

Das Rc. folgt vorliegend der bereits RG. 54, 378 ff., ferner 
auch vom KG. (3. B. KGJ. 24, A 231; 48, A 157) vertretenen Mei⸗ 
nung, daß die GBO. (§ 20) im Falle der Auflaſſung von dem Grund⸗ 


62. Jahrg. 1933 Heft 49) 


Rechtſprechung 2771 


b) Straffachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Heuſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


I. Materielles Recht. 


12. Im Sinne des 874 Abſ. 2 StGB. iſt die 
Gefängnisſtrafe ihrer Art nach gegenüber allen 
Graden der militäriſchen Arreſtſtrafe die ſchwe⸗ 
ee See 

RGSt. 58, 65 wie auch 58, 70 hat das RG. in Ab⸗ 
weichung von der Rechtſprechung des RMilGer. den Grundſatz 
aufgeſtellt, daß i. S. des § 74 Abſ. 2 StGB. die Gefänguis⸗ 
ſtrafe ihrer Art nach gegenüber allen Graden der militärischen 
Arreſtſtrafe die ſchwerere Strafe iſt, beim Zuſammentreffen 
beider nach 8 74 StGB. alſo die Erhöhung bei der Einzel⸗ 
gefängnis ſtrafe, und zwar auch dann eintritt, wenn dieſe 
kürzer als die Arreſtſtrafe iſt. Von dieſen in der Rechtslehre 
zum Teil bekämpften!) Grundſätzen abzugehen, beſteht kein 
Anlaß. An ihnen iſt auch dadurch nichts geändert worden, daß 
inzwiſchen durch das Mil StGB. in der Neufaſſung v. 16. Juni 
1926 (RGBl. I, 275) die Arreſtſtrafe neu abgeſtuft und ſtatt 
des beſeitigt geweſenen ſtrengen Arreſts der geſchärfte Arreſt 
eingeführt worden iſt. 

(2. Sen. v. 23. Okt. 1933, 2 D 877/33.) [On.] 


13. 8153 StGB. Bei der Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides hat der Schuldner auch den An⸗ 
ſpruch auf Wiedereinräumung des unmittel⸗ 
baren Beſitzes an einem Gegenſtand anzugeben, 
den er infolge Eigentumsvorbehalts des Ver⸗ 
käufers nur zu bedingtem Eigentum erworben 
hatte. f) 

Die Angekl. hat bei der Leiſtung des Offenbarungseides 
im beſchworenen Vermögensverzeichnis angegeben, ſie habe die 
bei der Vollſtreckungsgläubigerin Fa. S. unter Eigentums⸗ 
vorbehalt auf Abzahlung gekaufte Nähmaſchine an unbekannte 
Leute verkauft. In Wahrheit hatte ſie die Nähmaſchine in die 
Wohnung ihres Schwagers verbracht. Der Unwahrheit ihrer 
Bekundung war ſie ſich bewußt. Daß ſie auch das Bewußtſein 
gehabt hat, die falſche Angabe würde von dem Eide umfaßt, 


) Vgl. Rotermund: 3StW. 46, 31. 


ſatz der einſeitigen Bewilligung, dem fog. formellen Konſensprinzip, 
eine Ausnahme macht, ſo daß bei der Auflaſſung im Grundbuchverkehr 
„Einigung ſtatt Bewilligung“ erforderlich iſt, aber auch ausreicht. Die 
CB. ſei das geringere Erfordernis gegenüber dem der Auflaſſung. 
Das RG. lehnt die Meinung ab, als ſei die EB. etwas anderes und 
andersartiges als die Auflaſſung, ſie ſei vielmehr die eine der Er⸗ 
klärungen, aus denen ſich die Auflaſſung zuſammenſetzt, nämlich die 
Erklärung des Berechtigten, daß er die Rechtsänderung wolle. Auch 
von dieſer Anſchauung aus hätte die Entſch. zu einem anderen Er⸗ 
gebnis kommen müſſen. Danach iſt die EB. nur die überflüſſige 
Wiederholung des einen Teils der Auflaſſung, nämlich der Auflaſſungs⸗ 
erklärung des Berechtigten. Eine an ſich ſtempelfreie Urkunde kann 
aber nicht dadurch ſtempelpflichtig werden, daß eine in ihr enthaltene 
Erklärung doppelt zum Ausdruch gebracht wird. 


RA. Paul Zahnen II, Eſſen. 


Zu 12. Die früheren Milcher., insbeſ. das ehemalige 
RMil cher., haben in jahrelanger ſtändiger Rſpr. die Auffaſſung 
vertreten, daß Arreſtſtrafen dem Gefängnis gleichwertige Straf⸗ 
arten ſind, und daß beim Zuſammentreffen von Arreſtſtrafen mit 
einer oder mehreren Gefängnisſtrafen als Einſatzſtrafe nach 8 74 
Abf. 1 SGB. die ihrer Dauer nach längſte gilt (vgl. RMilGer⸗ 
Entſch. 3, 154 (163) und 12, 53). Im Gegenſatz hierzu hat das 
RG. ſich in mehreren Entſch. auf den Standpunkt geſtellt, daß 
Gefängnisſtrafe im Verhältnis zur ln des Mil StGB. 
die ihrer Urt nach ſchwerere Strafe i. S. des 574 Abſ. 2 StB. 
ſei (vgl. RGSt. 58, 65 und 70). Da ſich das RG. ſonſt in allen 
zweifelhaften Fragen auf dem Gebiet des Mil StGB. der Rſpr. 
des ehemaligen RMilcger. faſt ausnahmslos angeſchloſſen hat, 
ſollte man annehmen, daß dieſe Abweichung aus durchſchlagen⸗ 
den Gründen erfolgt ſei. Dies iſt aber nicht der Fall. 

Die Gründe, auf die das RG. ſeine Anſicht ſtützt, können als 
ſtichhaltig nicht anerkannt werden. Sie ſind von Oberheeresanwalt 
Rotermund: 3StW. 46, 31 ff. eingehend unter Anführung 
des im Ergebnis mit ihnen übereinſtimmenden und des ihnen 


iſt im Urt. zwar nicht ausdrücklich geſagt, ergibt ſich aber aus 
feinem Zuſammenhang als die Beweisannahme des Schw., 
beſonders aus der feſtgeſtellten Belehrung durch den Richter, 
der ihr den Eid abgenommen hat. 

Es kann ſich darum nur fragen, ob die erwähnte Angabe 
der Angekl. vom Eid wirklich umfaßt wurde. Die Fa. S. 
hatte, da ſie mangels vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes 
Eigentümerin der Nähmaſchine geblieben war und da die 
Ratenzahlungen nicht eingehalten wurden, möglicherweiſe unter 
Rücktritt vom Vertrag einen Vollſtreckungstitel auf Heraus⸗ 
gabe des Kaufgegenſtandes erwirken und, wenn er nicht vor⸗ 
gefunden wurde, die Leiſtung des Offenbarungseides nach 
8 883 ZPO. verlangen können. Sie hat aber einen Voll⸗ 
ſtreckungstitel auf Zahlung von 100 RM als Teil des Kauf⸗ 
preisreſtes erwirkt und die Nähmaſchine pfänden laſſen. Da⸗ 
durch entſtand zwar kein Pfändungspfandrecht, aber die Pfän⸗ 
dung beſtand doch formell zu Recht (RG. 60, 70; 79, 241). 

Folgerichtig iſt dann, wie ſich aus dem Hinweis auf das 
vorgelegte Vermögensverzeichnis ergibt, der Offenbarungseid 
nach § 807 ZPO. abgenommen worden. Der Schuldner hat 
die Pflicht, alle an ſich dem Zugriff des Gläubigers zugäng⸗ 
lichen Beſtandteile ſeines Aktivvermögens anzugeben. Auf 
dieſe Angaben und nur auf fie bezieht ſich der Offenbarungs⸗ 
eid (RGSSt. 27, 417; 42, 424; 45, 429; 49, 317; 60, 69; 
64, 417). 

Die gepfändete Nähmaſchine ſtand zwar bei Leiſtung des 
Offenbarungseides noch im Eigentum der Verkäuferin, doch 
war der Angekl. durch den Kaufvertrag das Eigentum unter 
der aufſchiebenden Bedingung der vollſtändigen Zahlung des 
Kaufpreiſes übertragen (8 455 BGB.). Sie hatte alſo ein be⸗ 
dingtes Eigentum an der Sache, eine Anwartſchaft auf Er⸗ 
werb des unbeſchränkten Eigentums und ſchon vor vollſtändiger 
Abzahlung den Beſitz, verbunden mit dem Rechte der Nutzung 
und des Gebrauchs. Ein ſolcher Beſitz gewährt auch nach der 
Lebens⸗ und Verkehrsauffaſſung eine Rechtsſtellung von ver⸗ 
mögensrechtlicher Bedeutung. Je mehr am Kaufpreis bezahlt 
iſt, deſto größer iſt der Vermögenswert im wirtſchaftlichen 
Sinne. War ſo ſchon der Beſitz der bedingt zu Eigentum über⸗ 
tragenen Sache und damit die Sache ſelbſt ein Vermögens⸗ 
gegenſtand i. S. des Zwangsvollſtreckungsrechts, wie es ebenſo 
unter beſtimmten Umſtänden eine künftige Forderung ſein 


widerſprechenden Schrifttums ſowie unter Würdigung der Entſch. 
des ehemaligen RMilCer. zutreffend widerlegt worden. Er hebt 
insbeſ. mit Recht hervor, daß das RG. in feiner Entſch. RGSt. 
58, 69 das Prüfungsergebnis 3, 114 mit Unrecht gegen das 
NMilcger. ins Feld führt. Wenn das RG. gegen Ende jener 
Eutſch. weiterhin darauf hinweiſt, daß durch die in jedem Falle 
erfolgende Erhöhung der anderen Strafe, nicht des Arreſtes, 
auch das öffentliche Intereſſe an der Ahndung der Straftaten am 
beſten gewahrt werde, ſo kann dem nicht ohne weiteres gefolgt 
werden. Es überſieht dabei, daß im Intereſſe der militäriſchen 
Zucht und Ordnung nicht nur im diſziplinaren, ſondern auch im 
kriminellen Strafrecht möglichſt kurzen, aber ſchweren Strafen der 
Vorzug gegeben werden muß. Das ehemalige AMilGer. widerlegt 
an Hand der Entſtehungsgeſchichten der §§ 53 und 54 Mil Std B. 
die gegenteilige Auffaſſung und weißt überzeugend nach, daß 
die Arreſtſtrafen nicht nur beſondere Strafarten, ſondern auch dem 
Gefängnis gleichwertige Strafarten find. Das RG. hat dem ſchon 
von Rotermund ausgeſprochenen Wunſch, es möge auch in 
vorl. Frage zur Rſpr. des NMilber. zurückkehren, bisher bes 
dauerlicherweiſe nicht entſprochen. Der Wunſch ſoll hier noch⸗ 


Is wiederholt werden. \ 
mals wiederho erden MinR. Sohl, Berlin. 


Zu 13. Daß ſchon der Beſitz einer auf Abzahlung gekauften, 
mangels vollſtändiger Bezahlung des Kaufpreiſes noch im vor⸗ 
behaltenen Eigentum des Verkäufers ſtehenden Sache, verbunden mit 
dem Rechte, ſie in Gebrauch zu nehmen, einen Vermögenswert be⸗ 
deutet und damit die Sache ſelbſt einen Gegenſtand des Aktivver⸗ 
mögens darſtellt, der bei der Leiſtung des Offenbarungseides 
nicht verſchwiegen werden darf, iſt anerkannten Rechtens. Gleiches gilt 
für den Anſpruch auf Einräumung oder Wiedereinräumung des Be⸗ 
ſitzes; denn dieſer Anſpruch iſt ebenfalls ein Aktivpoften des beim 
Offenbarungseid vollſtändig anzugebenden Vermögens. Das weiß in 
der Regel auch der Late, jo daß in ſolchem Falle der äußere und 
innere Tatbeſtand eines Meineids nach 8153 Steh B. ohne Schwierig⸗ 
keiten feſtzuſtellen iſt. Die vorliegende RGEntſch. bietet nichts Be⸗ 
ſonderes. 

Prof. Dr. Fr. Doerr, München. 
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kann (RGurt. II D 11/32), fo bildete auch der Anſpruch der 
Angekl. gegen ihren Schwager auf Wiedereinräumung des 
unmittelbaren Beſitzes an der zu bedingtem Eigentum erwor⸗ 
benen Nähmaſchine einen Vermögensgegenſtand der Angekl. 
Die Pflicht, das Vermögen vollſtändig anzugeben ($ 807 
ZPO.) ſchloß demnach die Pflicht ein, dieſen Anſpruch zu 
offenbaren. Schon das bloße Schweigen bedeutete eine Ver⸗ 
letzung dieſer Pflicht und ſomit der Eidespflicht. Darüber 
hinaus hat die Angekl. bewußt beſtimmte Angaben gemacht, 
die mit der wahren Sachlage in Widerſpruch ſtanden. 
Sen 5 2 De 133 009% W.] 
14. 8 10 OpG. Zum Tatbeſtand des „Inver⸗ 
kehrbringens“ und des „Handeltreibens “. 7) 


Der Angekl. hat ein Kaufgeſchäft über Kokain zwiſchen 
zwei bereits rechtskräftig verurteilten früheren Mitangekl. ohne 
Erlaubnis vermittelt. Hierin hat die Stra. den Tatbeſtand des 
„Inverkehrbringens“ gem. § 10 Abſ. 1 Nr. 1 OpG. erblickt 
und darauf die Verurteilung des Angekl. geſtützt. 

In der Vermittlung des ſchuldrechtlichen Vertrages liegt 
nicht der Tatbeſtand des „Inverkehrbringens“, das in der 
Verurſachung eines Wechſels in der Verfügungsgewalt be⸗ 
ſteht (vgl. RGSt. 63, 161 ff., 163, 164; 62, 389). In der 
Tätigkeit des Angekl. kann jedoch Beihilfe zu dem von den 
bereits verurteilten Mitangekl. begangenen Vergehen gegen 
§ 10 Abſ. 1 Nr. 1 OpG. liegen. Es kann in ihr aber in erſter 
Linie auch der Tatbeſtand des „Handeltreibens“ dann gefun⸗ 
den werden, wenn der Angekl. bei der Vermittlung in eigen⸗ 
ſüchtiger Abſicht gehandelt hat. Unter dieſer Vorausſetzung iſt 
bereits die Vermittlung eines Kaufgeſchäfts nach dem jetzt 
geltenden OpG. v. 10. Dez. 1929 — im Gegenſatz zu dem 
früheren v. 30. Dez. 1920 — als „Handeltreiben“ ſtrafbar 
(RGurt. v. 25. April 1932, III 234/32: DIZ. 1932 Sp. 808). 
Die Feſtſtellung der eigenſüchtigen Abſicht iſt dem angef. Urt. 
jedoch nicht zu entnehmen; es hat den Anſchein, als ob die 
Strͤ. dieſe Frage hinſichtlich des Angekl. deswegen dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen hat, weil ſie den Tatbeſtand des „Inverkehr⸗ 
bringens“ als gegeben anſah. Die Sache mußte demnach zu 
erneuter Prüfung zurückverwieſen werden. 

[9n.] 


(1. Sen. v. 20. Okt. 1933; 1D 804/33.) 

15. 58 3, 5, 13, 16, 21, 107, 152 VZoll G.; 88 9, 10 
TabStG.; 58 4b, 5 Abſ. 1 Zoll Tar G. Verbrauchen 
und verbrauchenlaſſen von zollpflichtigen Ge⸗ 
tränken und Tabakerzeugniſſen im Freibezirk. 
Die auf 85 Abſ. 1b Zoll Tar G. beruhende Be⸗ 
freiung iſt nicht abhängig von der Geſtellung bei 
einer Zollſtelle. Die Fälle des 85 Abſ. 1b Zoll⸗ 


TarG. find vielmehr nicht anders zu beurteilen 
als die Fälle des Abſ. la und Abſ. 2. 


1. Dem Angekl. war zur Laſt gelegt, ſeit dem 7. Juli 
1925 bis zum 30. Sept. 1930 im Stettiner Freibezirk, wo er 


Zu 14. Das RG. hält mit Recht daran feſt, daß der Begriff 
des „In⸗Verkehr⸗Bringens“ den Übergang der tatſächlichen Ver⸗ 
fügungsgewalt von deren Inhaber auf eine andere Perſon er⸗ 
fordert (vgl. auch Fraeb, Die ftraf- und zivilrechtliche Stellung⸗ 
nahme gegen den Rauſchgiftmißbrauch, Leipzig 1927, Georg 
Thieme, S. 81 ff.; RG.: JW. 1932, 3346 10). 

Nach der VO. über den Verkehr mit Opium v. 15. Dez. 1918 
(RGBl. 1447) war im §2 der Handel mit Opium uſw., forte 
der Erwerb und die Veräußerung von einer Erlaubnis abhängig 

emacht. § 6 jener VO. bedrohte denjenigen mit Strafe, der gegen 
92 verſtieß. Danach war klar, daß derjenige, der Kaufgeſchäfte 
uber Rauſchgifte zwiſchen anderen Perſonen ohne Erlaubnis ver⸗ 
mittelte, nach jener VO. Strafe verwirkte. Das wurde anders mit 
Inkvafttreten des OpiumG. v. 30. Dez. 1920 (RGBl. 1921, 2 ff.). 
Auch § 2 dieſes Geſetzes forderte ſowohl für den Handel mit 
Opium, als auch für die Einfuhr, Ausfuhr, Herſtellung, Ver⸗ 
arbeitung, Erwerb und Veräußerung eine Erlaubnis. Dieſes Ge⸗ 
ſetz enthielt aber in feinem § 8 eine ſelbſtändige Strafvorſchr., 
welche nochmals die einzelnen ſtrafbaren Handlungen aufführt. 
Zu den in §2 aufgeführten Handlungen war in 88 das Inver⸗ 
kehrbringen hinzugeſetzt, der Handel aber weggelaſſen worden. Von 
dem 88 dieſes alten Opium. wurde mithin die bloße Vermitt⸗ 
lung von Betäubungsſtoffen nicht betroffen. Unter den zahlreichen 
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damals ein Schiffsproviantlager hatte, gemeinſchaftlich mit an⸗ 
deren in fortgeſetzter Handlung auf ſeinem Lager oder ſonſt im 
Freibezirk 600 Flaſchen Kognak und Liköre, 12000 Zigarren 
und 20000 Zigaretten unverzollt und unverſteuert verbraucht 
zu haben oder haben verbrauchen laſſen. Feſtgeſtellt iſt, daß 
insgeſamt 200 Flaſchen Kognak und Liköre, 3— 4000 Zi⸗ 
garren und 5000 Zigaretten daſelbſt verbraucht worden ſind. 
Der Augekl. hat ſich dahin verteidigt, daß er von dieſen Waren 
Proben in ſeinem Lager entnommen und davon an ſeine An⸗ 
geſtellten, Arbeiter, Beſucher und Geſchäftsfreunde zum als⸗ 
baldigen Genuß im Freibezirk abgegeben habe. Das LG. hat 
in dieſem Verbrauch im Freibezirk weder eine Zoll- noch 
Steuer⸗ noch Monopolausgleichshinterziehung erblickt. Die 
Sachbeſchwerden der StA. und des Nebenkl. können keinen 
Erfolg haben. 

Zollrechtlich ſind zu unterſcheiden: 

a) Zollausſchlüſſe (Freihäfen, $ 16 VZollG.); 

b) freie Niederlagen (Freiläger, Freibezirke, 
VZollG.); 

c) allgemeine öffentliche Niederlagen (Freihallen, § 13 
VZollG.). 

Der Freibezirk Stettin iſt eine „freie Niederlage“ i. S. 
des 8107 VZollcßh. Das vom Angekl. dort unterhaltene 
Warenlager war geſtattet nach 8 5b Zoll O. für den Freibezirk 
in Stettin v. 16. Nov. 1896. Nach § 107 Abſ. 2 WZollG. 
werden die freien Niederlagen mit den Maßgaben, welche die 
für die einzelnen Niederlagen zu erlaſſenden Regulative ent⸗ 
halten, zollgeſetzlich als Ausland behandelt. Danach ſind — 
wie der NEH. ausführt — „die freien Niederlagen (Frei⸗ 
bezirke) zollgeſetzlich als Ausland zu behandeln, ſoweit das für 
die einzelnen Freibezirke erlaſſene Regulativ nicht etwas an⸗ 
deres vorſchreibt. Der Freibezirk i. S. des 8 107 WZollG. be⸗ 
deutet daher eine beſondere Modifizierung des zollrechtlich er⸗ 
heblichen Tatbeſtandes in dem Sinne, daß die Zollinie (j. 
816 VZollG.), d. i. die Linie, welche die Warenbewegung 
in der Richtung auf das Zollgebiet überſchritten haben muß, 
damit die Gebundenheit des Warenführers, des Zollgutes und 
die Entſtehung der Zollpflicht überhaupt möglich iſt, als hinter 
die Staatsgebietsgrenze zurückverlegt gilt“ (RF. 15, 297; 
18, 297). Durch die letztgenannte Entſch. wurde der damalige 
BeſchwFF., welcher am 27. Mai 1925 einem Arbeiter innerhalb 
des Freibezirks in Stettin drei Pack unverzollten und unver⸗ 
ſteuerten ausländiſchen Feinſchnitt⸗Rauchtabak zum Verbrauche 
ausgehändigt hatte, von Zoll und Steuer freigeſtellt, weil an 
die Warenbewegung im Freibezirke, wie ſie damals vorgenom⸗ 
men wurde, die Eutſtehung der Zollſchuld nicht geknüpft ſei, 
und weil der Freibezirk in ſeinem geſamten Umfange als 
Zollager anzuſehen ſei und demnach für die in den Freibezirk 
eingebrachten tabakſteuerpflichtigen Erzeugniſſe die Steuer⸗ 
ſchuld nach §§ 9, 10 TabSt F. (v. 12. Sept. 1919 u. 30. Okt. 
1923) erſt dann zur Entſtehung komme, wenn ſie aus dem 
Freibezirk als dem Zollgewahrſam in den freien Verkehr des 
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von mir an die Reformgeſetzgebung geſtellten Forderungen befand 
ſich unter Nr. 9 (vgl. a. a. O. S. 234) auch folgende: „Auch die 
Vermittlung des Verkaufs von Suchtſtoffen iſt unter Strafe zu 
ſtellen.“ Dieſer Forderung iſt auch durch die Faſſung des neuen 
Opium. v. 10. Dez. 1929 (RGBl. I, 215 ff.) Rechnung getragen 
worden. Nach feinem 83 iſt der „Handel“ mit Rauſchgiften nur 
Perſonen geſtattet, denen hierzu die Erlaubnis erteilt worden iſt. 
Außerdem iſt in § 10 Abſ. 1 Ziff. 1 ausdrücklich auch mit Strafe 
bedroht, wer „Handel“ mit Rauſchgiften „treibt“. Da das 
Opium. im Inkereſſe des Geſundheitsſchutzes verhüten will, daß 
die in ihm genannten Suchtſtoffe zu anderen, als zu Heilzwecken 
oder zu wiſſenſchaftlichen oder ſonſtigen im öffentlichen Intereſſe 
gelegenen Zwecken an die Verbraucher gelangt, ſo iſt eine jenem 
Zweck entſprechende weite Auslegung durchaus angebracht und 
angezeigt. Dem Begriff des „Handelstreibens“ iſt genügt, wenn 
der Täter eine eigenſüchtige, auf den Umſatz des jeweiligen Sucht⸗ 
ſtoffes gerichtete Tätigkeit entfaltet hat. Was ein ſolcher Sucht⸗ 
ſtoffhändler gewinnſüchtig treibt, iſt ebenbürtig dem verab⸗ 
ſcheuungswürdigen Gewerbe des eigenſüchtigen Abtreibers. Beide 
betreiben einen eigenfüchtigen, gemeinſchaftsfeindlichen Handel, 
der, weil er eine große Gefahr für die Volksgeſundheit bedeutet, 
im höchſten Grade ſtrafwürdig iſt. 
LG R. Dr. Fraeb, Hanau 
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Inlandes übergehen; der Übergang von einer Hand in die 
andere innerhalb des Freibezirks könne deshalb nicht als 
Übergang in den freien Verkehr gelten. — Seit dem Tage 
jener Tat (27. Mai 1925) hat ſich die Rechtslage mehrfach 
geändert (ſ. insbeſ. Geſ. z. Abänderung von Verbrauchsſteuern 
v. 10. Aug. 1925 [RGBl. I, 248], durch welches der RAbgO. 
der § 7a neu eingefügt worden iſt, ferner das Geſ. üb. die Er⸗ 
höhung der TabSt. v. 10. Aug. 1925 [ROBL. I, 244] und die 
Gef. z. Anderung des TabStG. v. 22. Dez. 1929 [RGBl. 1, 
234] und v. 15. April 1930 [RG Bl. I, 135). Auf Grund der 
geänderten Geſetzesbeſt. iſt die fpätere Rſpr. des RF. geneigt, 
weniger die Entfernung aus den Herſtellungsräumen uſw. zu 
betonen, als vielmehr den Übergang in den freien Verkehr in 
dem Heraustreten der Erzeugniſſe aus der ſteuerlichen Über⸗ 
wachung zu ſehen, was z. B. ſchon beim Rauchen innerhalb 
der Herſtellungs⸗ oder Lagerräume von Tabakerzeugniſſen 
nicht zu Probezwecken der Fall ſein kann. — Monopolgebiet 
iſt das Gebiet des Deutſchen Reiches mit Ausnahme der Zoll⸗ 
ausſchlüſſe, jedoch einſchl. des badiſchen Zollausſchlußgebletes 
(52 Branntw Mon.). Freibezirke ſind vom Monopolgebiet 
nicht ausgeſchloſſen. Kognak und Liköre unterliegen nicht dem 
Einfuhrverbot des §3 BrammtwMond. Werden ſie in einem 
Freibezirk getrunken, bevor ſie zum freien Verkehr abgefertigt 
ſind, ſo unterliegen ſie dem Monopolausgleich, gleichviel ob 
für fie Zoll zu entrichten iſt oder nicht ($ 154 i. Verb. m. 8 2 
BranntwMonG. und RF. 14, 275). 

Ob der Angekl. durch den Verbrauch oder das Verbrau⸗ 
chenlaſſen im Freibezirk oder durch die Abgabe zu ſolchem Ver⸗ 
brauch den äußeren Tatbeſtand der Zollhinterziehung, der 
Tabak- und Ausgleichsſteuerhinterziehung und der Monopol⸗ 
ausgleichshinterziehung als Täter, Anſtifler oder Gehilfe ver⸗ 
wirklicht hat, braucht hier jedoch nicht entſchieden zu werden. 
Das LG. hat nämlich für erwieſen angeſehen, daß der Angell. 
aus unverſchuldetem Irrtum über ſteuerrechtliche Vorſchr., 
mögen dieſe nun außerhalb oder innerhalb des Steuerſtraf⸗ 
rechtes liegen, die Tat für erlaubt gehalten hat, und hat ihn 
deshalb auf Grund des § 59 StGB., hilfsweiſe auf Grund des 
8 358 (a. F.) RAbgdO. freigeſprochen. Ein Rechtsirrtum tritt 
hierbei nicht zutage (vgl. RGSt. 61, 238; 64, 25). § 358 gilt 
ſeit Inkrafttreten der RAbgO. für alle Reichsſteuergeſetze 
leinſchl. der zollgeſetzlichen Veſt. nach 81 RAbg O.), auch für 
die ſeinerzeit noch nicht angepaßten, und für alle Steuer⸗ 
zuwiderhandlungen (ſ. den ſpäter geſtrichenen 8 453 a. F 
RAbgO., letzter Satz). Die Rev. des Nebenkl., die geltend 
macht, der Angekl. habe genau gewußt, daß die Zollbehörde 
einen Warenverbrauch im Freibezirk für ſtrafbar halte, erhebt 
inſoweit nur einen tatſächlichen Angriff, der in dieſem Rechts⸗ 
zuge nicht beachtet werden kann (88 261, 337 StPO.). Der 
feſtgeſtellte unverſchuldete Irrtum ſchließt auch eine Beſtrafung 
wegen Ordnungswidrigkeit nach $ 152 Vgollcö verb. m. § 13 
Zoll O. v. 16. Nov. 1896 aus (RGSt. 66, 341), deren Straf⸗ 
verfolgung überdies verjährt wäre. 

2. Dem Angekl. lag ferner zur Laſt, in fortgeſetzter Hand⸗ 
lung in den Jahren 1926— 1929 große Mengen Zigarren, Zi⸗ 
garetten, Kakao und Olſardinen unverzollt und unverſteuert 
aus dem Freibezirk in das Zollinland eingeführt zu haben. 
Die Einfuhr von Olſardinen iſt nicht für erwieſen erachtet 
worden. Dagegen ift der Angekl. wegen Zoll- und Tabafjteuer- 
hinterziehung zu einer Geldſtrafe von 54 und 47,4) AM, an 
deren Stelle für je 20RM ein Tag Gefängnis tritt, und zu 
einem Werterſatz von 6 RM auf Grund der Feſtſtellung ver⸗ 
urteilt worden, daß er aus dem Stettiner Freibezirk 150 Zi⸗ 
garetten in das Zollinland unverzollt und unverſteuert einge⸗ 
ſchmuggelt hat. Im übrigen hat die Strf. feſtgeſtellt, daß 
der Angekl. zu ſeinem täglichen Gebrauch und nicht etwa, um 
durch vielfach wiederholtes Einbringen an ſich zollfreier Men⸗ 
gen ein Warenlager zu begründen oder überhaupt die Zoll⸗ 
und Steuervorſchr. zu umgehen, Zigarren unverpackt und nur 
in Mengen bis zu zehn Stück, ferner Zigaretten unverpackt 
und nur in Mengen bis zu 25 Stück aus dem Freibezirk in 
das Zollinland eingeführt habe. Nach § 74 Abſ. 2 u. 3 TabSt⸗ 
AusfBeſt. (in der damals gültigen Faſſung) verb. m. 85 
Abſ. 1b Zoll Tar. beſtehe aber bei Einbringung derartig ge⸗ 
ringer Mengen von unverpackten Zigarren und Zigaretten 
keine Zoll⸗ oder Steuerpflicht. In einigen Fällen habe der 
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Angekl. ferner Kakao und Kaffee aus dem Freibezirk heraus in 
ganz geringen Mengen — nach der offenſichtlichen Annahme 
des LG. jeweils unter 50 g — in feine Stettiner Wohnung 
mitgenommen, um an Hand von Proben neue Warenpartien 
prüfen zu können. Für die Einführung dieſer kleinen Mengen 
beſtehe aber nach 85 Abf. 1b Zoll Tarch. ebenfalls keine Zoll⸗ 
oder Steuerpflicht. 

Demgegenüber behauptet der Nebenkl., die auf 8 5 Abſ. 1b 
Zoll TarG. beruhende Zollbefreiung ſei abhängig von der — 
hier nicht erfolgten — Geſtellung bei einer Zollſtelle. Dieſer 
Meinung kann nicht beigetreten werden. 

Nach 85 Abſ. 1 Zoll TarG. v. 25. Dez. 1902 find von der 
Verzollung befreit: a) die mit der Poſt eingehenden Waren⸗ 
ſendungen von 250% Rohgewicht oder weniger; b) die der 
Gewichtsverzollung unterliegenden Waren in Mengen unter 
50g . . . Nach 85 Abſ. 2 werden Zollbeträge von weniger als 
5 Pfg. überhaupt nicht erhoben. 

Weder Wortlaut noch Sinn dieſer Vorſchr. gibt einen 
Anhaltspunkt dafür, daß dieſe Zollbefreiungen die Geſtellung 
bei einem Zollamte zur Vorausſetzung hätten. Nach dem 
Wortlaut iſt die Zollbefreiung von dieſer Bedingung nicht ab⸗ 
hängig gemacht. Der offenſichtliche Zweck der Vorſchr. geht 
dahin, im Intereſſe der Verwaltung und des Verkehrs die 
Berechnung und Erhebung von Zollbeträgen zu vermeiden, 
deren Geringfügigkeit in keinem Verhältnis zu der durch die 
Berechnung, Buchung und Einhebung entſtehenden Mühewal⸗ 
tung ſtehen würde. Gerade dieſer Zweck ſpricht für die Be⸗ 
freiung von jeder zollamtlichen Behandlung. Für den Fall 
der Poſtſendungen des 85 Abſ. 1a iſt dies ausdrücklich aner⸗ 
kannt in 81 Abſ. 4 Poſt Zoll O. v. 28. Jan. 1909, wonach die 
nach den betr. Beſt. zollfreien Sendungen von der Vorführung 
bei der Zollſtelle und von jeder zollamtlichen Behandlung be- 
freit find. Für den Fall des 85 Abſ. 2 (früher 84 Abf. 2 
Zoll TarG. v. 24. Mai 1885) iſt die Freiheit von Zollpflicht 
und zollamtlicher Behandlung ausgeſprochen in RGSt. 19, 
361, für den Fall des $5 (früher § 4) Abſ. 1b in RGEntſch. 
4D 3427/92: 3Bl. f. AbgGeſetzgebung und Verwaltung in 
Preußen 1893, 137. Dort iſt ausgeführt: „Die Rev. des 
Prov.⸗Steuerdirektors rügt Verletzung der 88 21, 152 Zoll., 
weil die Angekl. (welche 3 kg Mehl im Grenzverkehr auf 
einem Nebenwege aus Ofterreich eingeführt hatte) nicht einer 
Übertretung dieſer Strafvorſchr. für ſchuldig erachtet worden 
ſei. Nun beſtimmt der 8 21 a. a. O., daß derjenige, welcher 
zollpflichtige Waren oder ſolche Gegenſtände mit ſich 
führt, welche zwar zollfrei, aber dergeſtalt verpackt ſind, daß 
ihre Beſchaffenheit nicht ſogleich erkannt werden kann, über 
die Zollinie nur auf einer Zollſtraße eintreten darf. Aber die 
Ausführung der Rev., daß das eingebrachte Mehl an ſich 
zollpflichtig, mithin ſeine Einführung auf einem Nebenwege 
ordnungswidrig ſei, erſcheint unhaltbar. Wie ſich aus den 
§§ 3 und 5 VZoll®. ergibt, gilt ſowohl bei der Einfuhr wie 
bei der Ausfuhr die Zollfreiheit als Regel. Daher iſt jede 
eingehende Ware an ſich zollfrei und nur ausnahmsweiſe, 
nämlich ſoweit der Vereinszolltarif einen Eingangszoll feſt⸗ 
ſetzt, zollpflichtig. Die Zollpflichtigkeit einer Ware iſt konkret 
zu beurteilen, und wenn ſie im Geſetz von der Menge der 
eingeführten Ware abhängig gemacht iſt, ſo iſt die geringere 
Menge eben nicht zollpflichtig, ſondern zollfrei. Das Zoll⸗ 
Tar. drückt dies in der allgemeinen Beſt. des § 4b dahin 
aus, daß alle der Gewichtsverzollung unterliegenden Waren 
in Mengen unter 50 g „von der Verzollung befreit“, m. a. W. 
nicht zollpflichtig ſind. Dieſe Befreiung it in Nr. 25 2 des 
Tarifs für Mehl im Grenzverkehr auf 3 kg ausgedehnt. Sit 
die Ware aber nicht zollpflichtig, ſo iſt ihre Einführung auch 
nicht der Beſchränkung des zitierten § 21 unterworfen, fie 
müßte denn in der dort angegebenen Art verpackt ſein, was 
vorliegend nicht in Frage ſteht. ... Wollte man endlich der 
Kontrollvorſchr. des § 21 diejenige Ausdehnung geben, welche 
ihr die Rev. beilegen will, jo würde ſich ein jeder, der auf 
Geſchäfts⸗ oder Spaziergängen die Grenze auf einem Neben⸗ 
wege überſchreitet und dabei der Verzollung unterliegende 
Gegenſtände in zollfreier Menge oder Qualität (88 4 und 5 
jetzt 5 und 6] Tar®.) mit ſich führt, einer nach 8 152 
Voll G. zu verhängenden Ordnungsſtrafe ausſetzen“ (was, wie 
weiter ausgeführt wird, zu Unzuträglichkeiten führen würde). 
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Damit iſt zugleich die Anſchauung widerlegt, daß immer 
dort, wo es auf die Verwiegung und genaue Feſtſtellung des 
Gewichts ankommt, eine Geſtellungspflicht beſtehe, von deren 
Beachtung die Zollfreiheit abhängig gemacht ſei. Die Fälle 
des § 5 Abſ. 1b können nicht anders beurteilt werden als die 
Fälle des Abſ. 1a und des Abf. 2. 

Dafür ſprechen ferner folgende Erwägungen: 

Nach § 21 Voll. (in der damals gültigen Faſſung) 
ſind geſtellungspflichtig „zollpflichtige Waren oder ſonſtige 
Gegenſtände, welche zwar zollfrei, aber dergeſtalt verpackt 
ſind, daß ihre Beſchaffenheit nicht ſogleich erkannt werden 
kann“. Hiernach ſind unverpackte zollfreie Gegenſtände nicht 
geſtellungspflichtig, gleichviel ob die Zollfreiheit auf dem 
Zolltarife oder auf dem Zoll TarG. beruht (vgl. die für den 
vorl. Fall noch nicht in Betracht kommende Anpaſſungs O. 
v. 23. Dez. 1931 Zweiter Teil, 8 1 [RG Bl. I, 779], wonach 
in 821 Abſ. 1 VHol®. ſtatt „zollfrei“ zu ſetzen iſt „tarif- 
mäßig zollfrei“. Ob durch dieſe Anderung die Geſtellungs⸗ 
pflicht verpackter zollfreier Waren auf tarifmäßig zollfreie 
eingeſchränkt wurde, wie nach dem Wortlaut angenommen 
werden könnte, oder ob die Anderung die Wirkung hat, daß 
nunmehr nur tarifmäßig zollfreie unverpackte Waren von der 
Geſtellungspflicht ausgenommen ſeien, wie der Nebenkl. be⸗ 
hauptet, braucht nicht unterſucht zu werden). Sog. vertrags⸗ 
mäßige Zollfreiheit, die nur bei dem der Zollbehörde gegen- 
über zu führenden Nachweis des Herkunftslandes gewährt 
wird, ſetzt ſelbſtverſtändlich Geſtellung der Ware beim Zoll⸗ 
amte voraus, kommt aber hier nicht in Frage. 


Für die hier vertretene Rechtsanſchauung ſpricht auch 
die Rſpr. des NH. zu § 6 Nr. 7 und 8 Zoll Tar. Er hat 
ausgeführt: 

„Da der Angekl. eine die Höchſtmenge überſchreitende 
Zigarettenmenge ... einführte, fo beſtand für ihn die Ge- 
ſtellungspflicht aus den 88 21, 92 Voll. bei dem Grenz⸗ 
amt“ (RF. IV F 5/32). 

„Die in § 6 Nr. 7 Zoll Tar. vorgeſchriebene Zollfrei⸗ 
heit der von Reiſenden zum eigenen Gebrauch während der 
Reiſe mitgeführten Verzehrungsgegenſtände iſt grundſätzlich 
nicht davon abhängig, daß dieſe Gegenſtände der Zollbehörde 
beim Eingang vorgeführt werden; findet die Zollbehörde im 
Gewahrſam eines Reiſenden Gegenſtände, die dieſer nicht vor⸗ 
geführt hatte, ſo kann, wenn die Gegenſtände als Reiſebedarf 
i. S. des 86 Nr. 7 Zoll Tar. anzuſehen find, die Zoll⸗ 
freiheit nicht deshalb ausgeſchloſſen ſein, weil ihre Vor⸗ 
führung unterblieben iſt. Wenn auch über die Bemeſſung der 
zollfrei zu laſſenden Mengen der Verzehrungsgegenſtände die 
Zollbeamten nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu entſcheiden 
haben, die Zollfreiheit alſo nicht immer von vornherein feſt⸗ 
ſteht, ſo darf die Nichtgeſtellung der Verzehrungsgegenſtände 
durch den Reiſenden oder ſein ſonſtiges Verhalten nicht dazu 
führen, die Frage der Zollfreiheit nun anders zu beurteilen, 
als es bei ordnungsmäßiger Geſtellung der Fall geweſen wäre“ 
(RF H. IV A 256/52). (Beide Entſch.: Mrozek, Steuerkartei 
zu § 6 Nr. 7 Zoll TarG.) 


Zu 17. I. Die Entſch. entſpricht der bisher maßgebenden 
herrſchenden Meinung. 

1. Hiernach beſchwert eine Freiſprechung mangels Beweiſes 
den Angekl. angeblich deshalb nicht, weil derſelbe nicht verlangen 
könne, daß der Freiſpruch gerade aus dem Grunde erfolge, der 
ihm erwünſcht ſei (Loewe⸗Roſenberg, 17. Aufl., S. 673; 
18. Aufl., S. 731; RG.: 23. 8, 874). Ebenſowenig kann gegen ein 
Urt. Ber. eingelegt werden, das den Angekl. wegen Geiſteskrank⸗ 
heit freiſpricht, wenn derſelbe mangels Tatverdachtes freigeſprochen 
werden möchte (KG.: DIZ. I, 1205; RGSt. 6, 545; OLG. Ham⸗ 
burg: JW. 1930, 3448 27 Loewe⸗Roſenberg a. a. O.). Für 
den Fall, daß das Verfahren in der mündlichen Verhandlung 
wegen Fehlens einer Prozeßvorausſetzung eingeſtellt wird, unter⸗ 
ſcheidet die Rſpr. danach, ob der Hinderungsgrund ein dauernder 
oder ein vorübergehender war. Nur im letzteren Falle ſoll der 
Angekl. durch die Einſtellung beſchwert ſein können, da er nur 
dann ein neues Strafverfahren zu befürchten habe (Loewe⸗ 
Roſenberg ea. a. O.). 

Hieraus ergibt ſich, daß lediglich eine dem Angekl. nach⸗ 
teilige Entſcheidungsdispoſition das Recht auf Einlegung des 
Rechtsmittels begründen ſoll (RGSt. 4, 355; 46, 371). Iſt ein 
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„Fahrräder, die beim Eingaug über die Zollgrenze zur 
Beförderung von Perſonen dienen und nur aus dieſer Ver⸗ 
anlaſſung eingeführt werden, unterliegen nicht der in den 
§§ 21, 22 Woll. vorgeſehenen Geſtellungs⸗ und Anmelde⸗ 
99165 (RF. IV A 359/26 zu § 6 Nr. 8 Zoll Tar.; RF. 

, 183). 

Noch viel weniger kann eine Geſtellungspflicht angenom⸗ 
men werden im Falle des § 5 Abſ. 1b Zoll TarG., da hier 
keine von der Zollbehörde zu entſcheidende Ermeſſensfrage ob⸗ 
waltet, ſondern das Gewicht der Ware von jedermann ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellt werden kann. Das gleiche gilt von der 
Stückzahl der Zigarren und Zigaretten im Falle des 8 74 
Abſ. 2 u. 3 TabSt Ausf Beſt. 

Das LG. iſt daher m. R. davon ausgegangen, daß der 
Angekl. nicht verpflichtet war, die ihres geringen Gewichtes 
oder ihrer kleinen Menge wegen zoll- und ſteuerfreien Gegen⸗ 
ſtände der zollamtlichen Behandlung zuzuführen. 


(3. Sen. v. 5. Okt. 1933; 3 D 837/82.) 


W. 


II. Verfahren. 


16. § 80 Abſ. 2 StPO. Der Sachverſtändige 
gehört nicht zu den Perſonen, deren Anweſen⸗ 
heit in der Hauptverhandlung das Geſetz vor- 
ſchreibt, ſo daß ſein Fehlen ohne weiteres einen 
Reviſionsgrund nach 8 338 Nr. 5 StPO. bildete, 
denn § 80 Abſ. 2 StPO. ſagt, daß ihm geſtattet 
werden könne, der Vernehmung von Zeugen oder 
des Beſchuldigten beizuwohnen, und daraus 
folgt, daß ſeine Anweſenheit bei den erwähnten 
Prozeßvorgängen oder gar in der ganzen Haupt⸗ 
verhandlung nicht erforderlich iſt (R G.: JW. 1927, 
2040 68). 

(3. Sen. v. 26. Okt. 1933; 3 D 1006/33.) [Hn.] 

17. Dem Angeklagten ſteht gegen die Frei- 
ſprechung mangels ausreichenden Schuldbewei⸗ 
ſes in der Hauptſache kein Rechtsmittel zu, 
gleichviel, ob er die Rechtsanſicht der Str. als 
gegen das Strafgeſetz verſtoßend oder das dem 
Urteil zugrunde liegende Verfahren als fehler> 
haft rügen will. 1) 

Der Angekl. iſt durch das von ihm angefochtene Urt. von 
der Anklage wegen gewinnſüchtiger Privaturkundenfälſchung 
in Tateinheit mit Betrug „mangels Beweiſes“ freigeſprochen 
worden. Mit der von ihm eingelegten Rev. erſtrebt er, wie 
der Zuſammenhang der Rev Begründung und die geſtellten 
Rev Anträge ergeben, die Aufhebung des Urt. und feine Frei⸗ 
ſprechung wegen Nachweiſes ſeiner „völligen Unſchuld“ ſowie 
die Belaſtung der Staatskaſſe mit den dem Angekl. erwachſenen 
notwendigen Auslagen, „einſchließlich der Koſten der verſchie⸗ 
denen Verteidiger“. Das Rechtsmittel iſt jedoch in der Haupt⸗ 
ſache ſchon deshalb unzuläſſig, weil der Angekl. durch ſeine 


erneutes Strafverfahren auf Grund des Urt. unmöglich, kann der 
Angekl. nicht mehr beſchwert ſein. 

Das Intereſſe des Angekl. an Abänderung iſt angeblich noch 
nicht deshalb gegeben, weil eine erneute Hauptverhandlung eine 
Anderung des Beſchluſſes über Entſchädigung wegen unſchuldig 
erlittener Unterſuchungshaft herbeiführen könnte; denn nach 
Loewe⸗Roſenberg ſoll dieſer Beſchluß jeder Anfechtung 
entzogen ſein, ſelbſt wenn eine neue Hauptverhandlung die voll⸗ 
kommene Unſchuld des Angekl. ergeben würde (Loewe⸗ 
Roſenberg a. a. O.; RG. I, Beſchl. v. 27. Mai 1924). Ebenſo⸗ 
wenig ſoll der Angekl. aus dem Umſtand ein Rechtsmittel her⸗ 
leiten dürfen, daß bei vollkommener Freiſprechung die ihm er⸗ 
wachſenen notwendigen Auslagen, insbeſ. die Koſten ſeines RA., 
der Staatskaſſe auferlegt werden konnten (§ 467 Abſ. 2 StPO.). 
Die Vorſchr. des § 467 Abſ. 2 StPO. 0 ſelbſt im Falle nach⸗ 
ewieſener Unſchuld nicht zwingend (Loewe⸗Roſenberg 
467 Anm. 3; Goltd Arch. 44, 157). Die notwendigen Auslagen 
können allein auf Grund richterlichen Ermeſſens der Staatskaſſe 
auferlegt werden. 

2. Eine Rev. der Koſtenentſch gem. § 467 Abſ. 2 wäre nur 
möglich, wenn die Tatſacheninſtanz von falſchen rechtlichen Er⸗ 
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Freiſprechung mangels ausreichenden Schuldbeweiſes nicht be⸗ 
ſchwert iſt. Denn er hat keinen rechtlich begründeten Anſpruch 
darauf, die Schuldfrage gerade aus dem von ihm gewünſchten 
Grunde verneint zu ſehen. Vielmehr geht das Ziel des Straf⸗ 
prozeſſes nur dahin, feſtzuſtellen, ob der geltend gemachte 
ſtaatliche Anſpruch auf Schuldigſprechung und Beſtrafung be⸗ 
ſteht oder nicht beſteht. Wird der Angekl. von Schuld und 
Strafe freigeſprochen, ſo ſteht feſt, daß ein ſtaatlicher Straf⸗ 
anſpruch gegen ihn nicht beſteht, nicht beſtanden hat und auch 
— abgeſehen von den Fällen der SS 362 f. StPO. — nicht 
mehr geltend gemacht werden kann. Eine andere Auffaſſung 
kann dann Platz greifen, wenn die ſtrafrechtliche Schuld be⸗ 
jaht, der Angekl. aber aus anderen Gründen, wie in den 
Fällen der 88 199, 233 StGB. oder im Falle der Einſtellung 
des Verfahrens wegen Fehlens des erforderlichen Strafantrags, 
für ſtraffrei erklärt worden iſt. Ein Fall dieſer Art liegt indes 
hier nicht vor. Von den erörterten, vom RG. in ſtändiger 
Rſpr. feſtgehaltenen Grundſätzen (vgl. u. a. RGSt. 4, 355, 
357 f.; 13, 324, 327 f.; 42, 399, 400 f.; 63, 184, 185; RG. 
Rſpr. 6, 545) abzugehen, bieten die Ausführungen der Rev. 
keinen Anlaß. 

Hiernach ſteht dem Angekl. gegen die Freiſprechung 
mangels ausreichenden Schuldbeweiſes in der Hauptſache kein 
Rechtsmittel zu, gleichviel, ob er die Rechtsanſicht der Stra. 
als gegen das Strafgeſetz verſtoßend oder das dem Urt. zu⸗ 
grunde liegende Verfahren als fehlerhaft rügen will. 

Die Rev. würde aber dann zuläſſig ſein, wenn der Angekl. 
durch das angefochtene Urt. in einem Nebeupunkt, etwa durch 


wägungen ausgegangen wäre. Meiſt wird jedoch das Ermeſſen 
des Gerichts von Billigkeitsgründen abhängig gemacht und recht⸗ 
lich nicht nachzuprüſen ſein. Näheres zu der Aſpr. hierüber iſt 
bereits in einer Entſch. des OLG. Hamburg: JW. 1930, 3448 27 
ausgeführt worden. 

II. Es fragt ſich, ob dieſe Rſpr. auch in Zukunft aufrecht⸗ 
erhalten werden kann. 

Letzten Endes berührt ja die Frage der Berufungsfähigkeit 
von freiſprechenden Urt. das Problem der Stellung des Staates 
zum Einzelindividuum. Es erſcheint unbillig, wenn der Staat 
ſich der letzten Verantwortung gegenüber einem unſchuldigen in 
ein Strafverfahren Gezogenen dadurch entziehen kann, daß er eine 
Freiſprechung mangels Beweiſes oder wegen Geiſteskrankheit aus⸗ 
ſpricht, ohne dem Angeſchuldigten die moraliſche Rechtfertigung 
ſeiner Unſchuld als Erſatz für die vielen ideellen Schäden und 
Aufregungen zu gewähren! 

1. Man muß ſich einmal vergegenwärtigen, wie ein Ange⸗ 
ſchuldigter, der mangels Beweiſes freigeſprochen iſt, tatſächlich 
gegenüber ſeinen Mitmenſchen daſteht. Vollkommene Klarheit 
wird durch ein derartiges Urt. nie geſchaffen werden. Der alte 
makelloſe Ruf wird nicht wieder hergeſtellt werden können! In 
vielen Fällen werden Gerichte eine derartig beſchränkende Frei⸗ 
ſprechung bewußt oder unbewußt auch deshalb verkünden, um die 
Staatskaſſe vor Entſchädigungsanſprüchen für unſchuldig erlittene 
Unterſuchungshaft und aus § 167 Abſ. 2 StPO, zu bewahren, 
oder um die Maßnahmen des Staates, insbeſ. ſeines Anwalts, 
nachträglich nicht als vollkommen ungerechtfertigt hinzuſtellen. 

Sind dies aber Gründe, die dem heutigen Gerechtigkeits⸗ 
grundſatz entſprechen? Dieſe Frage muß m. E. verneint werden, 
zumal eine „Beſchwernis“ des Angekl. wohl auf Grund folgender 
Ausführungen zu konſtruieren wäre. 8 

2. Der Angekl., der ſich unschuldig fühlt, hat ein rechtliches 
Intereſſe daran, daß ihm eine Entſchädigung nach S1 Geſ. für 
unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft v. 14. Juli 1904 gewährt 
werde. Der Sinn dieſer Beſt. iſt offenbar der, dein Angekl., der 
unſchuldig ins Gefängnis kam, eine billige Entſchädigung für die 
entſtandenen ideellen und tatſächlichen Nachteile zu gewähren. 
Wird in dem Strafverfahren nun mangels Beweiſes freigeſprochen, 
dürfte das Vorliegen der Geſetzesbeſtimmung kaum bejaht werden 
können. Der Staat beſtätigt ja, daß nur Mangel an hinreichen⸗ 
den Beweismitteln die Freiſprechung trage. Dagegen würde eine 
abſolute Freiſprechung Entſchädigungsanſprüche grundſätzlich be⸗ 
gründen. a 8 ; 

Gewährt man dem Angeſchuldigten nun ein Rechtsmittel 
gegen das ſeine Freiſprechung mangels Beweiſes verfügende Urt., 
würde man ihm damit m. E. die Möglichkeit geben, die Entſch. 
über die Entſchädigung einer nochmaligen Prüfung zu unterziehen. 

Es iſt allerdings richtig, daß die Entſch. über Zubilligung 
der genannten Entſchädigung keinem Rechtsmittel unterliegt (84 
Abſ. 3 des Geſetzes). a 

Das Geſetz unterſcheidet aber zwiſchen Aufhebung der Entſch. 


die Koſtenentſcheidung, benachteiligt wäre. Die Zuläſſigkeit des 
Rechtsmittels würde jedoch auch in einem ſolchen Falle von 
der Erhebung einer den Vorſchr. des § 344 StPO. genügen⸗ 
den Rüge abhängig ſein. Eine ſolche liegt hier nicht vor. Ob 
das erkennende Gericht 8467 Abſ. 2 StPO. — ebenſo wie 
8473 Abſ. 1 Satz 2 daſ. — anwenden will, iſt reine Er⸗ 
meſſens frage, wobei im weſentlichen die tatſächliche Lage 
des jeweiligen Falles, deren Beurteilung dem Tatrichter, nicht 
dem Rep Richter zuſteht, maßgebend iſt (RGSt. 10, 33, 34/35). 
Die inſoweit vom Tatrichter getroffene Entſch. kann daher 
vom Reviſions richter nicht nachgeprüft werden und ent» 
zieht ſich deshalb jedem Rev Angriff (RGSt. 45, 62, 63; 
RG. Rſpr. 6, 532, 534). Vielmehr kann mit dem Rechtsmittel 
der Rev. nur geltend gemacht werden, daß der Tatrichter bei 
feiner gem. § 467 Abſ. 2 oder 8 473 Abſ. 1 Satz 2 getroffenen 
Entſch. von falſchen rechtlichen Erwägungen ausgegangen 
ſei. Eine dahin gehende Rüge iſt im gegebenen Falle nicht 
erhoben; insbeſ. iſt eine ſolche nicht in der bloßen Ausführung 
der Rev. zu finden, die Stra. habe den Antrag, „dem Angekl. 
die ihm durch das ganze Verfahren gegen ihn entſtandenen 
notwendigen Auslagen, einſchließlich der Auslagen der Ver⸗ 
teidigung, zu erſetzen“, abgelehnt, „weil die Unſchuld des 
Angekl. nicht erwieſen ſei“. Mit dieſen Darlegungen ſoll, wie 
der Zuſammenhang der NevBegründung ergibt, überhaupt 
kein Angriff gegen die Koſtenentſcheidung erhoben, ſondern 
nur begründet werden, weshalb nach Anſicht der Rev. das 
Rechtsmittel zuläſſig ſei. 


(8. Sen., Veſchl. v. 18. Sept. 1933; 3 1067/8.) [n.] 


durch die Rechtsmittelinſtanz und durch dasſelbe Gericht auf 
Grund nochmaliger Prüfung. In letzter Hinſicht beſtimmt Abſ. 2 
des genannten Paragraphen, daß ein neuer Beſchluß über die 
Entſchädigung gefaßt werden ſolle, wenn bei einem gegen das Urt. 
eingelegten Rechtsmittel von neuem auf Freiſprechung erkannt 
würde. Dieſe Vorſchr. ließe ſich ſehr wohl dahingehend auslegen, 
daß man das Gericht für befugt erachte, bei Durchdringen der 
Ber. und völliger Freiſprechung auch ſeine Entſch. über Entſchä⸗ 
digung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft aufzuheben und 
erneut zu treffen. Dann wäre der Angeſchuldigte, der mangels 
Beweiſes freigeſprochen iſt, durch dieſes Urt. beſchwert, weil ein 
abſolut freiſprechendes Urt. ihn unmittelbar in den Genuß der 
Rechte aus dem Geſetz betr. Entſchädigung wegen unſchuldig er⸗ 
littener Unterſuchungshaft ſetzen könnte. 

3. Dem Angeſchuldigten können weiter die Koſten ſeines Ver⸗ 
teidigers gem. § 467 Abſ. 2 von der Staatskaſſe erſetzt werden, 
wenn dies der Billigkeit entſpricht. 

Wenn der Richter die Vorſchr. des § 467 auch im Falle nach⸗ 
gewieſener Unſchuld nicht anzuwenden braucht, wird man doch 
von dem Regelfalle ausgehen können, daß ein Erſatz der dem 
Angeſchuldigten entſtandenen Auslagen alsdann billig erſcheint. 
Urſprünglich ſollte die Beſt. des § 467 Abſ. 2 ja dahin lauten, 
daß die notwendigen Auslagen dem Angeſchuldigten auf jeden 
Fall erſtattet werden ſollten. In der letzten Verhandlung des 
Reichstages wurde jedoch die jetzige Kompromißfaſſung ange⸗ 
nommen (Loewe⸗Roſenberg, StPO, § 467 Anm. 3). 
Trotzdem dürften Fälle, in denen die Vorſchr. zur Anwendung 
kommt, tatſächlich zu zählen fein. Geht man aber von dem Regel⸗ 
falle aus, daß bei völliger Freiſprechung ein Erſatz der Auslagen 
gem. § 467 eintreten muß, wird man dem Angeſchuldigten das 
Recht zubilligen müſſen, um dieſen Erſatzanſpruch begründet er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, auch die Entſch. über den Inhalt der Frei⸗ 
ſprechung einer Nachprüfung unterziehen zu laſſen. 

Eine derartige Auslegung des Geſetzes würde der ſozialen 
Auffaſſung vieler Kreiſe am meiſten entſprechen. Gerade in Straf⸗ 
ſachen ſcheuen einfache Leute die Hinzuziehung eines Verteidigers 
ſelbſt dann, wenn ſie unſchuldig ſind, weil ein Erſatz dieſer Ver⸗ 
teidigerkoſten ihnen nach der derzeitigen Rſpr. kaum in Ausſicht 
geſtellt werden kann. Anwälte pflegen demgemäß nur von ſolchen 
Leuten genommen zu werden, die bemittelt und in der Lage ſind, 
die Koſten der Verteidigung ohne Ausſicht auf Wiedererlangung 
aufzubringen. Der einfache Mann wird, ſelbſt wenn er unſchuldig 
iſt, immer mit der Möglichkeit eines Freiſpruches mangels Be⸗ 
weiſes und demgemäß mit der Aberkennung der Anſprüche aus 
§ 467 Abſ. 2 rechnen müſſen. 

Die Zulaſſung eines Rechtsmittels bei beſchränkt freiſpre⸗ 
chenden Urt. dürfte daher unſerem Rechtsempfinden am meiſten 
gerecht werden. Es iſt zu hoffen, daß das RG. einmal Anlaß 
nimmt, die bisher vertretenen Anſichten zu revidieren. 


RA. Dr. Wilhelm Ps e, Halberſtadt. 
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18. 8473 Abf.1 Satz 3 StPO. trifft, ſofern 
der Angekl. mehrerer ſelbſtändiger Zuwider⸗ 
handlungen beſchuldigt iſt, lediglich den einen 
Fall, daß das wegen derſelben einen unter den 
mehreren Straftaten eingelegte Rechtsmittel 
teilweiſen Erfolg hat, dagegen nicht den ande⸗ 
ren, daß das Rechtsmittel wegen mehrerer der 
von dem Eröffnungsbeſchluſſe umfaßten Delikte 
eingelegt iſt und ſodann bezüglich einiger einen 
vollen Erfolg, bezüglich anderer einen gänz⸗ 
lichen Mißerfolg hat (RG. v. 6. April 1925, 3 D 
111/25, und v. 26. Juni 1931, 1 D 367/31). f) 

Die Staatsanwaltſchaft hatte wegen aller vier Straftaten, 
die der Eröffnungsbeſchluß dem Angekl. vorwarf, Ber. ein⸗ 
gelegt. Sie begehrte, ſoweit der Angekl. von dem Shöff®. 
freigeſprochen war, ſeine Verurteilung und, ſoweit letztere 
erfolgt war, Heraufſetzung der Strafe. Das Rechtsmittel hatte 
hinſichtlich der Beſchuldigung des Angekl. aus § 17 Abſ. 1 
UnlWG. ſowie hinſichtlich feiner Verurteilung wegen Beleidi⸗ 
gung einen gänzlichen Mißerfolg, denn es verblieb zu dem 
erſten Punkte bei der Freiſprechung des Angekl., zu dem zwei⸗ 
ten bei der von dem Schöff®. erkannten Strafe. Umgekehrt 
war das Rechtsmittel wegen der beiden anderen Anklagefälle 
uneingeſchräukt erfolgreich, denn der Angekl. wurde im Gegen⸗ 
ſatz zu dem Urt. des Schöff®. wegen Unterſchlagung verurteilt 
und zugleich wurde die in der erſten Inſtanz für das Ver⸗ 
gehen gegen $ 20 Unl WG. ausgeſprochene Strafe erhöht. Dem⸗ 
gemäß hätte die Strͤ. über die Koſten des von der Staats⸗ 
anwaltſchaft eingelegten Rechtsmittels nach 8 473 Abſ. 1 
Satz 1 und nicht Satz 3 entſcheiden müſſen. 

(2. Sen. v. 26. Okt. 1933, 2 D 1526/32.) [Hn.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 88 36, 52, 53 GBO. Wenn eine Hypothek oder 
ein ſonſtiges Grundbuchrecht für Erben als ſolche beſtellt 
wird, hat der GBR. die Eintragung von dem Nachweiſe 
der erbrechtlichen Verhältniſſe gemäß 8 36 GBO. abhängig 
zu machen; ein Teſtamentsvollſtreckerzeugnis genügt zum 
Nachweiſe der Erben auch dann nicht, wenn dieſe in ihm 
namentlich aufgeführt ſind. 


Der Antrag der BeſchwF. iſt auf Vornahme einer rechts⸗ 
ändernden Eintragung gerichtet. In einem ſolchen Falle hat der 
Grundbuchrichter der Eintragung im allgemeinen allerdings den 
Inhalt der Eintragungsbewilligung (§ 19 GO.) bzw., wenn es 
ſich um Eintragung eines neuen Eigentümers handelt, den Inhalt 
der Einigung (5 20 GBO.) zugrunde zu legen. Iſt der Eintra⸗ 
gungsantrag, wie im vorl. Falle, auf eine ihrem Inhalte nach 
zuläſſige Eintragung gerichtet, ſo darf der Grundbuchrichter den 
Antrag im allgemeinen nur ablehnen, wenn er weiß, daß das ein⸗ 
zutragende Recht nicht ſo zur Entſtehung gelangt, wie es einge⸗ 
tragen werden ſoll, daß die Eintragung mithin, weil ſie der wirk⸗ 
lichen Rechtslage nicht entſprechen würde, das Grundbuch unrichtig 
machen würde (vgl. FG. 7, 275). So darf nach ſtändiger Rſpr. 
des HS. der Grundbuchrichter z. B. nicht die Eintragung einer 
vom Eigentümer bewilligten Hypothek von dem Nachweis abhängig 


Zu 18. Der kurze Schlußſatz, der die Entſch. allein tragen ſoll, 
unterſtellt offenbar als ſelbſtverſtändlich, daß 8473 Abſ. 1 S. 3 
SPD, — etwa analog der Vorſchrift des § 471 Abf. 2 SPD. — 
nicht den Fall umfaßt, daß ein in vollem Umfange angefochtenes Urt. 
mehrere ſtrafbare Handlungen betrifft, die eingelegte Berufung aber 
nur bezüglich einiger von ihnen Erfolg hat. Für ſolche Fälle ſoll an⸗ 
ſcheinend nur die Belt. des 8 466 StPO. in Frage kommen (vgl. 
Recht 1932 Nr. 719; JW. 1932, 1800 zu 8 473 d). Das RS. halt 
demnach nach wie vor mit der herrſchenden Meinung, die Auffaſſung 
der Str., daß es nur darauf ankomme, ob im Geſamtergebnis 
die vom BG. erkannte Strafe höher ſei als die des erſten Rechts⸗ 
zuges, für rechtsirrig. Bei einer Mehrheit von Anklagepunkten foll 
ſich die Frage, ob ein Rechtsmittel Erfolg hat, für jeden einzelnen 
Punkt geſondert entſcheiden (ol. Löwe⸗Roſenberg!s, 8 473 
Nr. 2: RG.: JW. 1932, 2733 und zuſt. Köhler). Ausgangs⸗ 
punkt für die richterliche Entſch. darf deshalb nur die Erwägung ſein, 
daß die Partei mit ihrem Strafanſpruch teilweiſe unterlegen iſt. 

Wenn aber das RG. auf die weitere Frage, ob durch die Ver⸗ 
handlung der Berufung über die Fälle, in denen Freiſpruch bzw. 
Strafausſpruch unverändert beſtehen bleiben, beſondere Koſten ent⸗ 
ſtanden ſind, gar nicht eingeht, fo iſt dies bei Anwendung des $ 466 


Rechtſprechung 
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machen, daß eine als Hypothekengläubiger bezeichnete natürliche oder 
juriſtiſche Perſon in Wirklichkeit tatſächlich oder rechtlich vorhanden 
ſei; ebenſowenig bei Eintragung eines Rechts für mehrere Perſonen 
gemeinſchaftlich auf Grund eines beſtimmt bezeichneten Geſamt⸗ 
handverhältniſſes, z. B. für angeblich in Gütergemeinſchaft lebende 
Ehegatten, von dem Nachweis, daß ſolch Geſamthandverhältnis in 
Wahrheit beſtehe (vgl. FG. 7, 276 und die dort hierzu ange⸗ 
führte Rſpr.; Güthe⸗Triebel, 874 GBO. Anm. 70). 

Jedoch hat das KG. in ſtändiger Rſpr. dieſen Grundſatz für 
den Fall eingeſchränkt, daß es ſich um die Eintragungeines 
Rechts für Erben als ſolche handelt (ogl. KG. 40, 
A 190 und 203; 44, A 233 (237); 48, A 151; 50, A 165; 1x 
130/22). Es hält in diefem Fall den Grundbuchrichter für ver- 
pflichtet, den urkundlichen Nachweis des Erbrechts nach Maßgabe 
des § 36 GBO. zu verlangen, und ſtützt dieſe Auffaſſung auf die 
Sondervorſchr. der §8 52, 53 GBO., wonach der Grundbuchrichter 
bei Eintragung von Erben als ſolchen von Amts wegen für die 
Eintragung einer etwaigen Nacherbfolge und einer etwaigen Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung Sorge zu tragen hat, ſich alſo mit einer bloßen 
Erklärung ber Beteiligten hierüber nicht begnügen darf. Ob eine 
Nacherbfolge oder eine Teſtamentsvollſtreckung in Frage kommt, 
läßt ſich aber nur in der Form des § 36 GBO., alſo durch Erb⸗ 
ſchein und Teſtamentsvollſtreckerzeugnis oder gegebenenfalls auch 
durch Vorlegung eines öffentlichen Teſtaments nachweiſen. Die ur⸗ 
kundliche Klarſtellung der erbrechtlichen Verhältniſſe zu verlangen, 
erſcheint auch deshalb zweckmäßig, weil dieſe oft recht zweifelhaft 
ſind und daher bei der Eintragung der darauf beruhenden Rechte 
beſondere Vorſicht geboten iſt, damit Unrichtigkeiten des Grund⸗ 
buchs vermieden werden. Von dieſer Rſpr. abzugehen, beſteht auch 
jetzt keine Veranlaſſung. Insbeſ. ſei noch darauf hingewieſen, daß 
diefe Rſpr. nicht etwa im Widerſpruch ſteht mit der in IFG. 7, 
270 abgedruckten Entſch. des KG., in der die Möglichkeit der Un⸗ 
vereinbarkeit angedeutet, die Frage dann aber ausdrücklich dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen worden iſt (vgl. S. 275 a. a. O.). Dort waren die 
erbrechtlichen Verhältniſſe durch Einſichtnahme in die Erbſcheins⸗ 
akten völlig klargeſtellt und handelte es ſich lediglich darum, ob 
außerdem der Nachweis zu verlangen iſt, daß ein für den Vor⸗ 
erben unter Beifügung des Nacherbenvermerks einzutragendes 
Recht mit Mitteln der Erbſchaft erworben iſt und deshalb gem. 
§ 2111 BGB. der Verfügungsbeſchränkung zugunſten der Nach⸗ 
erben unterliegt. In ſolchem Falle läßt ſich aus dem § 52 GBO. 
das Verlangen des poſitiven Nachweiſes, daß das von dem Vor⸗ 
erben zu erwerbende Recht gem. § 2111 BGB. zur Erbſchaft ger 
hört, nicht rechtfertigen; auch begründet die Beifügung des Nach⸗ 
erbenvermerks, ſelbſt wenn ſie unrichtigerweiſe erfolgen ſollte, keine 
beſondere Gefahr. Die bisherige Rſpr. des KG., wonach bei Ein⸗ 
tragung eines Rechtes für Erben unter allen Umſtänden zuvor die 
erbrechtlichen Verhältniſſe als ſolche klarzuſtellen ſind, wird hier⸗ 
durch alſo in keiner Weiſe berührt. 

Im vorl. Falle liegt nun zwar ein Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugnis vor und iſt damit die Grundlage für die Eintragung der 
Teſtamentsvollſtreckung gem. $53 GBO. geſchaffen. Mit Recht hat 
aber das GBA. ſich hiermit nicht begnügt, weil dadurch der Nach— 
weis der Erbfolge nicht erbracht iſt. Dieſer Nachweis kann, da der 
Erblaſſer nur ein privatſchriftliches Teſtament hinterlaſſen zu 
haben ſcheint, gem. 836 GBO. „nur durch einen Erbſchein“ ge⸗ 
führt werden. Der Erbſchein erübrigt ſich auch nicht etwa deshalb, 
weil in dem Teſtamentsvollſtreckerzeugnis die angeblichen Erben 
namentlich aufgeführt ſind; denn deſſen Beweiskraft erſtreckt ſich, 
wie aus der ſoeben angeführten Vorſchr. des §S36 GBO. deutlich 
hervorgeht, hierauf nicht; insbeſ. iſt auch die Frage einer etwaigen 
Nacherbfolge daraus nicht erſichtlich. Ebenſowenig erübrigt ſich der 


ſchwer zu rechtfertigen. Früher hat der höchſte Gerichtshof ſelbſt aus⸗ 
geführt, im Falle des 8 498 Abſ. 1 (jetzt 8466 Abſ. 1) StPO. 
könne das Urt. des erk. Gerichts die Fragen offen laſſen, ob und 
welche beſondere Koſten durch das Verfahren der übrigen Fälle ent⸗ 
ſtanden ſind. Es könne aber auch ſelbſt die Frage entſcheiden (ſo z. B. 
Goltd Arch. 53, 293). Der Wortlaut des Geſetzes weiſe eher darauf 
hin, daß die Regel des 8497 StPO. (jetzt § 465) über die um⸗ 
faſſende Koſtenpflicht fo lange anzuwenden iſt, als nicht die Voraus⸗ 
ſetzung einer Ausnahme als vorhanden anerkannt wird (Recht 1909 
Nr. 1962). 

Man könnte alſo wohl die Anſicht vertreten, nur wenn hervor⸗ 
getreten ſei, daß für die zwei erfolgloſen Berufungsfälle beſondere 
Koſten entſtanden ſind, hätte Veranlaſſung vorgelegen, im Tenor des 
BU. den Angekl. von deren Tragung zu entbinden. Im übrigen 
dürfte mit Köhler (JW. 1932, 2733) die Frage, ob die gleich⸗ 
zeitige Freiſprechung wegen eines Straffalls und Verurteilung wegen 
eines anderen Straffalles eine Entbindung von Auslagen auch dann 
auszuſprechen iſt, wenn bereits feſtſteht, daß für den zur Freiſprechung 
führenden Fall gar keine beſonderen Auslagen erwachſen ſind, zu 
bejahen ſein. 

LG R. Dr. Fraeo, Hanau. 


62. Jahrg. 1933 Heft 49] 
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erforderte Nachweis, wie der Beſchwß. in der Begr. zur weiteren 
Seſchw. geltend macht, dadurch, daß die einzutragende Hypothek 
dis zur Volljährigkeit der Glaubiger dem Teſtamentsvollſtrecker 
unterſteht und daß dieſer bis dahin allein zur Verfügung über die 
Hypothek befugt ift; dies ergibt ſich ſchon daraus, daß die Frage, 
wer Erbe geworden iſt, insbeſ. ob eine Nacherbfolge in Betracht 
kommt, noch dann von Bedeutung werden kann, wenn die An⸗ 
ordnung der Teſtamentsvollſtreckung aus irgendeinem Grunde ge⸗ 
genſtandslos geworden iſt. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 15. Juni 1933, 1 X 269/38.) 


Ber. von KGR. Dr. Werner Schulze, Berlin. 


Rechtsentſcheide in Miet ⸗ und pachtſchutzſachen. 


Berichtet von FON. Dahmann, Berlin. 


1. Einer Verlängerung des Pachtverhältniſſes nach 
SI PrAusfVoO. v. 8. Juli 1933 zum Pächter Sch. ſteht der 
Umſtand nicht entgegen, daß das Grundſtück vom Pächter 
auf Grund eines nur vorläufig vollſtreckbaren Urt. ge⸗ 
räumt worden iſt. f) 

Der im Pächter Sch. v. 22. April 1933 geregelte Pächterſchutz 
hat durch das Rcheſ. v. 23. Juni 1933 eine Erweiterung erfahren: 
die oberſten Landesbehörden ſind durch die Einfügung des § 8a in 
deſſen Abſ. 1 ermächtigt worden, in Abweichung von den Vorſchr. des 
82 Abſ. 1 Satz 2 und des 8 4 Abſ. 1 Satz 3 mit rückwirkender Kraft 
eine Verlängerung des Pachtverhältniſſes durch das PEA. auch dann 
zuzulaſſen, wenn der Verpächter das Grundſtück in eigene Bewirt⸗ 
ſchaftung nehmen will, ſofern der Pächter bei Räumung des Grund⸗ 
ſtücks gezwungen wäre, ſein Inventar ganz oder zum größten Teile 
zu verſchleudern. Von dieſer reichsrechtlichen Ermächtigung haben ver- 
ſchiedene Länder Gebrauch gemacht, u. a. Sachſen in der VO. v. 27. Juni 
1933 durch eine dem 8 8a Abſ. 1 wörtlich entſprechende Vorſchrift. 
Preußen hat jedoch in 8 1 Abſ. 1 Satz 1 AusfVO. v. 8. Juli 1933 
nicht eine dem § 8a Abſ. 1 wörtlich entſprechende Vorſchr. getroffen, 
ſondern beſtimmt, daß die Verlängerung des Pachtverhältniſſes nur 
dann zuläſſig iſt, wenn der Pächter das Grundſtück vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſer VO. noch nicht geräumt hat und bei Räumung des 
Grundſtücks gezwungen wäre, ſein Juventar ganz oder zum größten 
Teile zu verſchleudern. Die VO. beſtimmt weiter in 8 1 Abſ. 1 Saß 2, 


Zu 1. Dem RE. kann im weſentlichen beigetreten werden. 

Er geht m. R. von der Gültigkeit der PrAusfVO. v. 23. Juni 
1933 aus. Die Einſchränkung, unter der ſie von der Ermächtigung 
des § 8a Pächter Schcß. Gebrauch gemacht hat, wird durch die Er⸗ 
mächtigung gedeckt. 

Die Auslegung, die der RE. dem 8 1 AusfBD. zuteil werden 
läßt, verſucht in dankenswerter Weiſe dem mit der Beſtimmung ver⸗ 
folgten Zweck weitgehend gerecht zu werden. Sie ift ein Beiſpiel für 
eine freie Anwendung des Gefetzes über ſeinen Buchſtabeninhalt hinaus. 

Bedenken gegen den RE. können lediglich daraus hergeleitet 
werden, daß SI AusfVoO. die Anwendung des 88 Durchf VO. v. 
17. Nob. 1932 (RGBl. I, 529) anordnet. Nach dieſer Beſtimmung gilt 
das Grundſtück auch dann als geräumt, wenn der Pächter ſich zwar 
noch auf dem Grundſtück befindet, aber den Wirtſchaſtsbetrieb weder 
ſelbſt führt noch ihn durch einen anderen führen läßt. Unter den an⸗ 
gegebenen Vorausſetzungen iſt daher eine Verlängerung des Pacht⸗ 
vertrages nach SL AusfVoO. ſelbſt dann nicht möglich, wenn der 
Pachter auf dem Pachtgrundſtück noch wohnt. Andererſeits wird der 
Wirtſchaftsbetrieb, wenn der Pächter das Grundſtück im Wege der 
zwangsvollſtreckung hat räumen muſſen, weder von ihm geführt noch 
läßt der Pächter ihn durch einen anderen führen. Bei der zwaugs⸗ 
weiſen Räumung des Grundſtücks liegt danach für den Pächter ein 
noch ungünſtigerer Tatbeſtand als der vor, der nach 88 DurchfVO. 
b. 17. Nov. 1932 zum Eintritt der für den Pächter nachteiligen Rechts⸗ 
folge genügt. 0 1 

Trotzdem muß dem RE. beigetreten werden, weil ſonſt der mit 
91 Ausf VO. verfolgte Zweck nicht erreicht werden könnte. Es ſoll 
die wirtſchaftliche Einheit geſchützt werden, die zwiſchen Pachtgrundſtück 
und Pächterinventar beſteht. Dieſe Einheit aber wird erſt durch die 
endgültige Räumung, nicht ſchon dadurch aufgelöſt, daß der Pächter 
das Grundſtück auf Grund eines vorläufig vollſtreckbaren Urt. hat 
räumen müſſen. 

d Vorausſetzung für dieſe weitherzige Anwendung des 81 Ausf VO. 
iſt aber, daß der Pächter auch noch nach der Räumung den ernſtlichen 
Willen hat, den Pachtbetrieb nach der ihm günſtigen endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung des Räumungsſtreits weiterzuführen. Denn fehlt es an 
dieſem Willen, ſo fehlt es auch an der wirtſchaftlichen Einheit zwiſchen 

achtgrundſtück und Pächterinventar. Inſoweit muß der RE. ein⸗ 
geſchränkt werden. 

AGR. u. LG R. Dr. v. Rozychki⸗ v. Hoewel, Magdeburg. 


daß 88 DurchfVO. v. 17. Nov. 1932 Anwendung findet, daß es alfo 
der Räumung gleichſteht, wenn der Pächter ſich zwar noch auf dem 
Grundſtücke befindet, aber den Wirkſchaftsbetrieb weder ſelbſt noch 
durch einen anderen führen läßt. 

§ 8a Abſ. 1 des RGef. ſtellt es überhaupt nicht darauf ab, ob 
der Pächter das Grundſtück geräumt hat, ſondern nur darauf, vb bei 
Räumung das Inventar verſchleudert werden müßte, alſo darauf, ob 
die Verſchleuderung des Inventars als Folge der tatſächlich erfolgten 
oder der drohenden Räumung zu befürchten iſt. Wenn § 1 Abf. 1 
Pr Ausf Vo. v. 8. Juli 1933 demgegenüber dem Pächter den Verlänge⸗ 
rungsſchutz auch dann ſchon nicht gewährt, wenn der Pächter das 
Grundſtück geräumt hat, ſo iſt hieraus erſichtlich, daß Preußen von 
der erteilten Ermächtigung nur mit einer Einſchränkung Gebrauch 
gemacht hat. Bei der Beurteilung dieſer Einſchränkung iſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß Preußen ſich überhaupt der Ermächtigung aus 88a 
Pächter SchcG. bedient, alſo den Zweckgedanken dieſer Vorſchr. ſich zu 
eigen gemacht hat. Der Zweck des 8 8a beſteht darin, die ſowohl mit 
Rückſicht auf den Pächter als vor allem auch mit Rückſicht auf das 
Gemeinwohl unerwünſchte Verſchleuderung bon landwirtſchaftlichem 
Inventar zu verhüten. Nur dann ſoll eine Verlängerung des Pacht⸗ 
verhältniſſes nach 88a nicht vorgenommen werden, wenn die Ver⸗ 
längerung die Verſchleuderung doch nicht mehr verhüten kann. Nach 
$8a iſt alſo die Verlängerung des Pachtverhältniſſes fo lange möglich, 
als die Verſchleuderung des Inventars noch nicht erfolgt iſt, bei 
Räumung aber erfolgen müßte. 

Wenn nun § 1 PrAusfVoO. v. 8. Juli 1933 die Ablehnung der 
Verlängerung des Pachtverhältniſſes durch das PEN. bei ſchon er⸗ 
folgter Räumung anordnet, fo geht § 1 dabei, wie ſich aus dem Wort⸗ 
laute und Sinne der Beſtimmung ergibt, davon aus, daß durch die 
Räumung des Grundſtücks ein Zuſtand geſchaffen iſt, bei dem die Ver⸗ 
ſchleuderung des Inventars unabweisbar erſcheint. Dieſer Zuſtand iſt 
nach § 1 der VO. dann gegeben, wenn der Pächter das Grundſtück 
geräumt oder den Betrieb eingeſtellt hat. In beiden Fällen muß es 
ſich, wenn der Zweck der Vorſchr. gewahrt werden ſoll, um eine end⸗ 
gültige Beendigung des Pachtbetriebes handeln, nicht um eine ſolche, 
die rückgängig gemacht werden kann. Eine ſolche endgültige Be⸗ 
endigung iſt nur dann gegeben, wenn ſie freiwillig oder bei Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Grund eines rechtskräftigen Urt. erfolgt iſt. Denn 
nur in dieſen Fallen würde die Verſchleuderung des Inventars un⸗ 
abweisbar werden, nicht dagegen in einem Falle, in dem durch ein 
vorläufig vollſtreckbares Urt. nur ein vorläufiger Zuſtand geſchaffen wird. 

Auch nach § 1 PrAusfVoO. ſchließt daher eine durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung vorläufig herbeig führte, alſo auf Grund eines nicht rechts⸗ 
kräftigen, ſondern nur vorläufig vollſtreckbaren Urt. oder etwa einer 
EinſtwVerf. erzwungene Räumung den Verlängerungsſchutz nicht aus, 
zumal da die Vollziehung eines derartigen Vollſtreckungstitels mit 
Rückſicht auf die erforderliche Sicherheitsleiſtung in der Regel von 
der größeren oder geringeren Kapitalkraft des Verpächters abhängt. 
Es iſt alſo unter einer Räumung des Grundſtücks durch den Pächter 
i. S. des 8 1 Abſ. 1 PrAusfVO. v. 8. Juli 1933 nicht eine ſolche 
Räumung zu verſtehen, die der Verpächter im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Grund eines nur vorläufig vollſtreckbaren Urt. durch⸗ 
geſetzt hat. 

(KG., 17. ZivSen., RE. v. 25. Okt. 1933, 17 Y 32/33.) 


Oberlandes gerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 


1. 88 63, 77 Abſ. 2, 78, 79, 93, 96 Geſ. v. 30. Juni 1933. 

1. Zuſicherungen in den Patenten, durch die Preußen 
1866 Staaten des früheren deutſchen Bundes ſich einver⸗ 
leibt hat, ind nicht völkerrechtliche Verpflichtungen i. S. 
§ 77 Abſ. 2. 

2. Die Koſten eines durch das Geſ. v. 30. Juni 1933 
erledigten Rechtsſtreits ſind auch dann nach § 78 zu ver⸗ 
teilen, wenn ſtreitig darüber verhandelt iſt, ob Erledi- 
gung eingetreten i ſt. 

Der Anſpruch der Kl. iſt durch das Geſetz v. 30. Juni 1933 er⸗ 
ledigt. Die Kürzung ihrer Bezüge beruhte auf den 88 3, 12 des 
Kap. V Abſchn. 1 der 3. VO. des RPräſ. v. 6. Okt. 1931 (RGBl. I, 
547). Die Kürzung würde v. 1. Okt. 1933 ab auch durch die 88 40 ff. 
des Geſ. v. 30. Juni 1933 gedeckt fein; denn zu den Gleichſtellungen 
in den Bezügen gehört auch die Gleichſtellung in den Hochſtjätzen der 
Ruhegehaltsbezüge. Der Anſpruch der Kl. wird aber auch für die 
zurückliegende Zeit erledigt durch die 88 63, 79 des Gef. v. 30. Juni 
1933. Der 8 63 erklärt die in Kap. V Abſchn. 1 und 2 der NotVO. 
enthaltenen Vorſchr. auch inſoweit für anwendbar, als fie wohl⸗ 
erworbene Rechte nach Art. 129 RVerf. berühren. Derartiges tat die 
Kürzung nach den 88 3, 12 Noto. 8 79 verbietet die Bewirkung 
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von Leiſtungen, die nach 8 63 entfallen, auch für die zurückliegende 
Zeit ſelbſt dann, wenn Zuſicherungen, Vereinbarungen, Vergleiche, 
rechtskräftige Urt. oder Schiedsſprüche vorliegen. 

Die Annahme der Kl., daß das Geſetz gemäß 8 77 Abſ. 2 des⸗ 
ſelben außer Anwendung bleibe, weil eine völkerrechtliche Verpflich⸗ 
tung entgegenſtehe, geht fehl. Gemeint find in 8 77 Abſ. 2 völker- 
rechtliche Verpflichtungen des Deutſchen Reiches gegenüber anderen 
Staaten, aber nicht Zuſicherungen gegenüber Perſonen 
und Perfonengruppen nicht mehr beſtehender Staa⸗ 
ten, die Preußen ſeiner Zeit bei der Aneignung von früheren Staaten 
des ehemaligen Deutſchen Bundes in den anläßlich der Aneignung er⸗ 
laſſenen Patenten gemacht hat. 

Die Beſt. des 878 des Gef. v. 30. Juni 1933 über die Koſten⸗ 
entſcheidung iſt zwingend. Es iſt nicht augängig, unter Heranziehung 
der den §§ 93, 96 ZPO. entnommenen Rechtsgedanken, der Kl. die 
dadurch entſtandenen Mehrkoſten aufzuerlegen, daß ſie das Vorliegen 
der Vorausſetzungen des Geſ. v. 30. Juni 1933 beſtritten hat und 
deshalb über den geſamten Streitwert ſtreitig verhandelt iſt. 


(KG., Urt. v. 13. Okt. 1933, 11 U 3995/33.) 
Eingeſ. von RA. Theodor Sonnen, Berlin. 
* 


2. 83 ZPO. Grundſätzliche Regelung der Streit- 
wertfeſtſetzung in Preisſchleudereiprozeſſen. 

Nach der neueren Praxis des Senates iſt in einſtweiligen Ver⸗ 
fügungsverfahren, die Preisſchleuderei mit Markenartikeln betreffen, 
der Streitwert im Regelfall für jedes einzelne Schleudern, wie folgt, 
gemäß 83 BRD. zu beziffern: wenn es ſich um Straßenhändler 
ohne feſten Verkäuferſtand handelt, auf 150 RM, wenn es ſich um 
Straßenhändler oder Markthändler mit feſtem Verkäuferſtand oder 
um Ladengeſchäfte handelt, auf 400 AM. 

Fur den Hauptprozeß iſt im Regelfall für jedes Schleudern 
folgende Streitwertbezifferung vorzunehmen: wenn es ſich um Straßen⸗ 
händler ohne feſten Verkäuferſtand handelt, auf 450 AM, wenn es 
ſich um Straßen- oder Markthändler mit feſtem Verkäuferſtand oder 
um Ladengeſchäfte handelt, auf 1200 AM. 


(KG., 31. Ziv Sen., Beſchl. v. 2. Nov. 1933, 31 W 8942/33.) 
Eingef. von AGR. Dr. Randermann, Berlin. 
** 


3. 8 91 Abſ. 2 Saß 2 3 PO. Die durch das Ausſchei⸗ 
den nichtariſcher Anwälte als Prozeßbevollmächtigter 
entſtandenen doppelten Anwaltsgebühren ſind grundfäß- 
lich nicht erſtattungsfähig. 

Die Vorinſtanzen haben die Feſtſetzung der Gebühren des RA. F. 
abgelehnt, weil dieſelben Gebühren bereits für den ausgeſchiedenen 
RA. W. entſtanden ſeien, eine Mehrbelaſtung der unterlegenen Partei 
durch den Anwaltswechſel nicht eintreten dürfe und RA. F. eine Ver⸗ 
zichtserklärung des RA. W. auf die für dieſen entſtandenen, ihm bis⸗ 
her noch nicht gezahlten Gebühren nicht beigebracht habe. 

Dieſem Standpunkt der Vorinſtanzen kann nicht beigetreten werden. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des Senats iſt die Rechtslage bei 
einem Anwaltswechſel im allgemeinen ſo, daß, wenn der Anwalts⸗ 
wechſel notwendig war und die erſtattungsberechtigte Partei nach⸗ 
weiſen kann, daß ſie dieſen Wechſel nicht verſchuldet hat, die etwa 
entſtehenden doppelten Anwaltskoſten notwendige Koſten auch i. S. 
des § 91 Abſ. 2 ZRDO. find und von der unterliegenden Partei zu 
erſtatten find (grundſ. Entſch. 20 W 8983/30 v. 1. Mai 1930 bei 
Gaedeke, Koſtgiſpr. Nr. 96). 

Zwar find nach der Belt. des § 91 Abſ. 2 Satz 1 ZPO. Anwalts⸗ 
Roften grundſätzlich ſelbſt dann zu erſtatten, wenn die Parteien auch 
ohne Inanſpruchnahme der Dienſte eines Anwalts den Rechtsſtreit 
allein und ſomit billiger hätten führen können, wenn alſo die Möglich⸗ 
keit der Vermeidung dieſer Koſten beſtand. Doch iſt für den Fall des 
Anwaltswechſels eine Ausnahme von dieſem Grundſatze inſofern ge⸗ 
macht, als hier wenigſtens der Wechſel ſelbſt notwendig ſein muß. Iſt 
das im Sinne der obigen Entſch. der Fall, dann gilt wiederum die 
Regel des § 91 Abſ. 2 Satz 1 ZPO., wonach weder die Zwechmäßig⸗ 
keit der vom Anwalt vorgenommenen Prozeßhandlungen noch über⸗ 
haupt die Frage für die Koſtenfeſtſetzung nachzuprüfen iſt, ob die 
Partei nicht auch ohne Anwalt den Prozeß — weiter — hätte führen 
können. Obwohl alſo zum Begriff der Notwendigkeit der der 
Unvermeidbarkeit von Koſten gehört, ſpielt die Frage, ob von 
der Partei die für den neu zu beſtellenden Anwalt entſtehenden Koſten 
nicht ganz oder zum Teil hätten vermieden werden können, keine 
Rolle. Dieſe geſetzliche Regelung iſt insbeſ. darin begründet, daß die 
Gebühren und Auslagen des Anwalts geſetzlich feſtgelegt ſind. Dazu 
kam die Anſchauung, daß ein Anwalt auf das ihm für ſeine Tatig⸗ 
keit zuſtehende Entgelt nicht verzichten und unter den geſetzlichen 
Gebührenſätzen nicht tätig werden durfte. Ein derartiges Verhalten 
galt als ſtandeswidrig und konnte mithin vom Auftraggeber dem 
Anwalt nicht zugemutet werden. Auch im Falle des Anwaltswechſels 
war mithin die doppelte Entſtehung derſelben Gebühren nicht ver⸗ 
meidbar. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dieſer Rechtszuſtand hat jedoch für die Fälle des Anwaltswechſels 

infolge des zwangsläufigen Ausſcheidens derjenigen Anwälte, die als 
nichtariſch oder aus ſonſtigen auf der Sonderregelung des Gef. v. 
7. April 1933 beruhenden Gründen ein Vertretungsverbot erhalten 
haben oder deren Zulaſſung zur Anwaltſchaft zurückgenommen worden 
iſt, eine Anderung erfahren. Denn die Auffaſſung, daß ein gänzlicher 
oder auch nur teilweiſer Verzicht des Anwalts auf an ſich ihm zu⸗ 
ſtehende Gebühren ſtandeswidrig ſei, iſt für dieſe Fälle aufgegeben 
worden. Die politiſche Umwälzung führte zu einem zwangsweiſen Aus⸗ 
ſcheiden vor allem von nichtariſchen Anwälten und bedingte einen 
Maſſenwechſel in der Perſon der Prozeßbevollmächtigten. 
Daß dieſer Wechſel für diejenigen Parteien, deren Anwalt von den 
einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen betroffen wurden, ein not⸗ 
wendiger und auch un verſchuldeter war, iſt ohne weiteres an⸗ 
zuerkennen. Die mitunter (vgl. Zerweck, „Gebührenfrage bei Ab⸗ 
gabe des Mandats an ariſche Anwälte“: JW. 1933, 2692) aufgetauchte 
Anſicht, als ob es einer Partei zum Verſchulden anzurechnen ſei, 
daß ſie einen nichtariſchen Anwalt mit ihrer Vertretung betraut hat, 
ſcheitert ſchon daran, daß einer nichtariſchen Partei daraus ſicherlich 
kein Vorwurf gemacht werden könnte, ſodann aber auch daran, daß 
den Parteien mehrfach gar nicht bekannt war und bekannt ſein konnte, 
ob ſie mit nichtariſchen Anwälten im Sinne der ſpäteren geſetzlichen 
Regelung zu tun hatten. - 

Dieſer notwendigerweiſe eintretende Maſſenwechſel mußte zu einer 
Vermehrung der Prozeßkoſten infolge der Inanſpruchnahme eines 
zweiten Anwalts an Stelle des ausſcheidenden Anwalts führen und 
ließ die Frage der Verhütung dieſer Koſten als beſonders wichtig in 
den Vordergrund treten. Die Folge davon war das Eingreifen behörd⸗ 
licher Stellen, um den Weg dafür frei zu machen, die Entſtehung der 
doppelten Anwaltskoſten für dieſe beſonderen Falle zu verhindern. So 
haben der kommiſſariſche Vorſtand der Berliner Anw. — dieſer 
bereits am 1. April 1933 —, der preuß. ZujtMin. und ſpäter auch 
der Kommiſſar der Reichsrechtsanwaltskammer Erlaſſe dahin ver⸗ 
öffentlicht, daß von den zum weiteren Auftreten zugelaſſenen An⸗ 
walten erwartet werde, daß ſie Prozeßſachen, die bisher von einem 
jüdiſchen Anwalt vertreten worden ſeien, der am Weiterauftreten ver⸗ 
hindert ſei, in der Weiſe übernahmen, daß bisher in dieſer Sache ent⸗ 
ſtandene und bezahlte Gebühren nicht nochmals erhoben würden. 

Damit war alſo das bisherige Hindernis, das eine Vermeidung 
doppelter Koſten bei an ſich notwendigem Anwaltswechſel nicht zu⸗ 
ließ, beſeitigt und für die betroffenen Parteien nunmehr objektiv die 
Möglichkeit gegeben, trotz des notwendigen Anwaltswechſels die Eut⸗ 
ſtehung doppelter Gebühren zu vermeiden, indem ſie mit dem von 
ihnen neu zu beſtellenden Anwalt einen entſprechenden Gebühren⸗ 
verzicht vereinbarten. Demgemäß iſt dann auch von den Gerichten bei 
der Beiordnung neuer Armenanwälte an Stelle der zwangsweiſe 
ausſcheidenden bisherigen Pflichtanwälte verfahren worden, indem, 
dieſe Beiordnung regelmäßig nur unter der Bedingung und Voraus⸗ 
ſetzung ausgeſprochen worden iſt, daß der neue Pflichtanwalt auf die 
in der Perſon des bisherigen bereits entſtandenen Gebühren verzichte. 

War aber den Parteien dieſe Möglichkeit eröffnet, dann mußten 
ſie auch, um unnötige Koſten zu vermeiden, von ihr Gebrauch machen. 
Durch die Erörterung dieſer Fragen in der Öffentlichkeit find fie auch 
der Allgemeinheit bekannt geworden und mußten insbeſ. die Auf⸗ 
merkſamkeit derer auf ſich ziehen, die als Prozeßparteien unmittelbar 
von ſolchem Anwaltsbwechſel betroffen wurden oder betroffen werden 
konnten. War aber den Beteiligten bekannt oder mußte ihnen be⸗ 
kannt fein, daß fie durch eine entſprechende Verzichtsvereinbarung 
auf bereits in der Perſon ihres bisherigen Prozeßbevollmächtigten ent⸗ 
ſtandene Anwaltsgebühren die Entſtehung doppelter Anwaltskoſten auf 
ihrer Seite vermeiden könnten und benutzten ſie dieſen Weg nicht, 
dann waren die neu, d. h. doppelt entſtehenden Koſten keine not⸗ 
wendigen i. S. des 8 91 Abſ. 1 BRD. 

Dabei bedarf es keines Eingehens auf den Geſichtspunkt, ob 
etwa von dem neu beſtellten Anwalt erwartet werden muß, daß auch 
er ſchon von ſich aus der Partei gegenüber auf die bereits bei ſeinem 
Vorgänger entſtandenen Gebühren verzichtet und ob eine Unterlaſſung in 
dieſer Hinſicht der Partei zur Laſt zu legen und gegen ihren Erſtattungs⸗ 
anſpruch zu verwerten iſt. Denn man gelangt auch bereits ohne dieſe 
Erwägung — mit der Entſch. des Senats 20 W 9317/33 v. 18. Nov. 
1933 — zu einer grundſätzlichen Verſagung der Erſtattungs⸗ 
fähigkeit derjenigen Koſten, die in der Perſon des erſten — aus⸗ 
ſcheidenden — Anwalts bereits entſtanden und ihm gezahlt oder doch 
zu zahlen ſind, die nun aber in der Perſon des neu beſtellten An⸗ 
walts nochmals entſtehen, da dieſe neuen Koſten regelmäßig vermeid⸗ 
bar waren. 

Immerhin können ſich die doppelten Anwaltskoſten dann doch 
als notwendige darſtellen, wenn die Partei ſich vergeblich bemüht hat, 
einen geeigneten anderweiten Prozeßbevollmächtigten, der zum Ver⸗ 
zicht auf die bisher ſchon entſtandenen Gebühren bereit geweſen wäre, 
zu finden. Andernfalls hieße es die Anforderungen an die Partei 
überſpannen und ihr eine — durch die erörterten Veränderungen ohne⸗ 
hin ſchon erſchwerte — Weiterführung des Prozeſſes womöglich ver⸗ 
eiteln. Aus dieſem Grunde hat der Senat in der vorerwähnten Entſch. 
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20 W 9317/33 die Erſtattungsfähigkeit ausnahmsweiſe dann 
anerkannt, wenn die Partei glaubhaft machen kann, daß ſie ſich in 
der angegebenen Richtung vergeblich bemüht habe. Dazu genügt aller⸗ 
dings nicht, daß etwa der von ihr erſtangegangene Anwalt zu einem 
ſolchen Abkommen nicht bereit geweſen iſt. 

Im vorl. Fall liegt der Sachverhalt nun inſofern etwas anders, 
als zwar ein Gebührenverzicht weder von der Partei noch vom An⸗ 
walt angeregt worden ift. Gleichwohl ſtehen hier aber aus beſonderen 
Gründen der Erſtattungsfähigkeit der nochmals entſtandenen Gebühren 
keine Bedenken entgegen. Der frühere Anwalt hat nämlich für die 
Vertretung der Bekl. bisher Gebühren nicht liquidiert. Er iſt nach 
einem Vermerk in den Akten im Auslande. Seine Handakten be⸗ 
finden ſich in den Händen des jetzigen Prozeßbevollmächtigten, der 
auch noch ausdrücklich erklärt hat, daß er perſönlich dafür einſtehe, 
daß die Koſten nicht doppelt verlangt würden. Bei dieſer Sachlage 
beſteht keine Gefahr der Belaſtung der unterliegenden Partei mit 
doppelten Anwaltskoſten. Deshalb konnte hier die Erſtattungsfähig⸗ 
keit der geſamten Koſten des zweiten Anwalts ohne Bedenken, 
vor allem auch ohne die vom LG. erforderte Verzichtserklärung, an⸗ 
erkannt werden. 


(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 18. Nov. 1933, 20 W 8932/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


* 
Düſſeldorf. 

4. 8 14 GB.; 88 894 ff. BGB. In allen Fällen, in 
den ein Gläubiger gemäß § 14 60. die Berichtigung des 
Grundbuchs zu beantragen befugt iſt, iſt er wahlweiſe 
auch berechtigt, die Mitwirkung des Eigentümers zu dieſer 
Berichtigung im Klagewege zu verlangen. Wenn auch 
§ 894 BGB. nicht die Verpflichtung zu einer ſolchen Mit- 
wirkung enthält, ſo iſt ſie doch aus dem Grundgedauken 
des § 14 GBO. zu folgern. 

Es fragt ſich, ob die Kl. zu Recht die Mitwirkung des Behl. 
zur Berichtigung des Grundbuchs beanſprucht hat. — 

Zutreffend iſt zunächſt, daß der Bekl. durch die mit ſeinem 
Mitgefellſchafter vereinbarte Auflöſung der OHG. und die Übernahme 
des Geſchäfts mit Aktiven und Paſſiven ohne weiteres Eigentümer 
des mit der Hypothek der Kl. belaſteten, bisherigen Geſellſchafts⸗ 
grundſtücks geworden iſt (NG. 65, 227; 68, 4101); KGJ. 50, 194). 
Es trifft auch zu, daß die fehlende Eintragung des Bekl. ein Hinder⸗ 
nis für die von der Kl. beabſichtigte Zwangsverſteigerung bildete, da 
der Grundſatz des § 1148 BGB., daß zugunſten des Gläubigers bei 
der Verfolgung des Rechts aus der Hypothek der im Grundbuch als 
Eigentum Eingetragenen auch als Eigentümer gelte, im Hinblick auf 
die Auflöſung der OG. nicht zur praktiſchen Anwendung gelangen 
Ronnte. Schließlich iſt auch dem LG. darin beizutreten, daß der Kl. 
durch 8 14 G0. die rechtliche Möglichkeit gegeben war, von ſich 
aus die Berichtigung des Grundbuchs zu beantragen, daß ſie aber auf 
die Beſchreitung dieſes Wegs nicht beſchränkt war, ſondern die Mit⸗ 
wirkung des Bekl. verlangen konnte, ſofern die letztere ihr gegenüber 
nach materiellem Recht zu einer ſolchen Mitwirkung verpflichtet war. 
Die letztere, entſcheidende Frage hat das LG. jedoch nach Auffaſſung 
des Senats zu Unrecht verneint. 

Wenn auch, worin dem LG. beizutreten iſt, ein Berichtigungs⸗ 
anſpruch der Kl. in den Beſtimmungen der 88 894 ff. BGB. heine 
Stütze zu finden vermag, fo ergibt ſich dieſer doch aus dem dem 814 

BD. zugrunde liegenden Rechtsgedanken. Der erſte Entwurf der 
GBO. enthielt in feinen 8 45 folgende Beſtimmung: 

„Wer gegenüber dem Eigentümer eines Grundſtücks befugt iſt, 
die Eintragung oder Begründung eines Rechts an dem Grundſtücke 
oder die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu verlangen, kann 
auch verlangen, daß der Eigentümer das Eigentum für ſich eintragen 
laſſe. Er kann auf Grund eines vollſtreckbaren Titels, kraft deſſen 
er die Eintragung des Eigentümers, die Eintragung oder Begründung 
des Rechts oder die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück verlangen 
Kann, im Wege der Zwangsvollſtreckung nach Maßgabe des § 846 
BGB. die Eintragung des Eigentümers beantragen.“ 

Dieſe Vorſchrift gab alſo in ihrem erſten Satze auch demjenigen, 
welcher zur Betreibung der Zwangsvollſtreckung berechtigt war, einen 
materiellrechtlichen Anſpruch gegen den Eigentümer dahin, daß dieſer 
feine Eintragung bemirke. Der zweite Sat begründete für den im 
Beſitz eines Vollſtreckungstitels befindlichen Berechtigten zudem die 
Befugnis, in den im erſten Satze vorgeſehenen Fällen die Eintragung 
des Eigentümers ſelbſt zu beantragen. Der Inhalt dieſes zweiten Satzes 
Üt in die Beſtimmung des 8 14 GBO. übergegangen, während die 
Beſtimmung des erſten Satzes lediglich aus der Erwägung, ſie gehöre 
als materiellrechtliche Vorſchrift uicht in die GB., in Wegfall ge⸗ 
kommen ift (Prot. z. BOB. Bd. 6 S. 223— 225). Der Grundgedanke, 
aus dem die formelle Vorſchrift abgeleitet iſt, iſt alſo nicht etwa auf⸗ 
gegeben, ſondern Vorausſetzung und Ausgangspunkt der letzteren ge⸗ 
blieben. Darauf ſtützt ſich die richtige Anſicht, daß in allen den Fallen, 


1) XW. 1908, 450. 


in denen ein Glaubiger nach $14 GO. die Berichtigung des Grund⸗ 
buchs zu beantragen befugt iſt, er wahlweiſe auch berechtigt iſt, die 
Mitwirkung des Eigentümers zu dieſer Berichtigung im Klagewege 
zu verlangen (Güthe⸗Triebel, Aum. 38 zu 8 14 G8D.; 
Turnau⸗Förſter, 3. Aufl., Bd. II S. 110). 

(OLG. Düſſeldorf, 8. ZivSen., Urt. v. 9. März 1933, 8 U 159/32.) 

Eingeſ. von RA. Dr. Krampe, Düſſeldorf. 
* 

Karlsruhe. 

5. 81579 BG B.; Lohnbeſch l. v. 21. Juni 1869; Lohnpfän⸗ 
dungs VO. v. 25. Juni 1919 i. d. Faſſ. v. 27. Febr. 1928. Tritt 
durch Vereinbarung der Ehegatten nach der Scheidung an 
Stelle des Unterhaltungsanſpruchs der ſchuldlos geſchie⸗ 
denen Ehefrau ein abſtraktes Schuldan erkenntnis des 
Ehemannes, ſo unterliegt die Forderung aus dem Schuld⸗ 
anerkenutnis den Pfändungsbeſchrankungen nach Maß⸗ 
gabe des Geſ. v. 21. Juni 1869 betr. Beſchlagnahme des 
Arbeits⸗ und Dienſtlohnes und der BD. über Lohnpfän⸗ 
dung v. 25. Juni 1919 i. d. Faff. v. 27. Febr. 1928 (RG Bl. I, 45). 


Nachdem die Ehe der Parteien aus alleinigem Verſchulden des 
Ehemannes geſchieden war, ſchloſſen dieſe vor dem Notar am 12. Aug. 
1927 einen Vertrag ab, wonach der Ehemann anerkannte, ſeiner ge⸗ 
ſchiedenen Ehefrau die Summe von 5000 FG M. zu ſchulden (81). 
Er verſprach (§ 2) dieſe Schuld in monatlichen Tilgungsraten von je 
100 GM. zu bezahlen. Damit ſollten (8 3) alle Anſprüche, die die 
Ehefrau an den geſchiedenen Ehemann etwa noch erheben könnte, 
abgegolten fein. Wegen der vom Ehemaun zu entrichtenden einzelnen 
Tilgungsraten unterwarf dieſer ſich der ſofortigen Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ſein ganzes Vermögen mit der Beſt., daß die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel jederzeit ohne Nachweis der Fälligkeit der Forde⸗ 
rung auf einſeitigen Antrag der Gläubigerin erteilt werden konnte 
(8 J). Während der Dauer des Dienſtverhältniſſes bei Herrn Sch. 
ſollte dieſer von dem Gehalt des Ehemannes monatlich 100 GM. 
an die Ehefrau abführen (8 5). Auch bei Wiederverheiratung der 
Ehefrau ſollte der Ehemann zur pünktlichen Eutrichtung der Til⸗ 
gungsraten verpflichtet ſein (8 6). 

Da der Ehemann nicht bezahlte, beantragte die Ehefrau die 
Pfändung und Überweiſung der Lohnanſprüche des Ehemannes an 
verſchiedene Drittſchuldner, und zwar unbejchränkt. Das LG. hat 
auf die ſofortige Beſchw. des Ehemannes deſſen Lohnforderungen mit 
Recht nur in Höhe von 2/, der Einkünfte gepfändet und zur Ein⸗ 
ziehung überwieſen, ſoweit ſie unter Einſchluß der Steuern und Bei⸗ 
träge zur Sozialverſicherung den Betrag von 45 AM wöchentlich 
überſteigen. 

Der Vertrag v. 12. Aug. 1927 iſt dahin auszulegen, daß die 
Verpflichtung des Schuldners ſelbſtändig begründet werden ſollte. 
Daß dieſe Verpflichtung durch die Eheſcheidung und ihre Folgen ver⸗ 
anlaßt worden iſt, ſteht nicht entgegen. Die Verpflichtung ſollte aber 
von dieſem Schuldgrund gerade gelöſt und teils zugunſten der Gläu⸗ 
bigerin (88 4, 5 und 6), teils zugunſten des Schuldners (88 1, 3) 
abweichend von den ſonſt geltenden geſetzlichen Beſt. geſtaltet werden. 
Dieſe Neugeſtaltung verbietet es aber, in einzelnen Punkten, wie hier 
hinſichtlich der Pfändbarkeit, auf den urſprünglichen Schuldgrund 
zurückzugreifen, ebenſo wie auch der Schuldner nicht etwa auf § 1579 
BGB. zurückkommen kann. Wenn die Gläubigerin die Vorteile 
will, ſo muß ſie auch die Nachteile der Neuregelung mit in Kauf 
nehmen. 

(OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 24. Febr. 1932, TZBS 51/32.) 
Eingeſ. von RA. Holzenthaler, Karlsruhe. 
* 
Stuttgart. 

6. 85 2289, 2084 BGB. Iſt im Erbvertrag der über» 
lebende Gatte als Alleinerbe eingeſetzt, ſo kann er auch 
zu Lebzeiten des andern über ſeinen Nachlaß teſtieren. 
Dieſe Verfügung wird auch nicht durch ein gemeinſchaft⸗ 
liches Teftameut aufgehoben. Auslegung einer brieflichen 
Zuwendung als Teſtament. 1) 


Die Eheleute M. haben im Ehe⸗ und Erbvertrag 1911 einander 
als Alleinerben eingeſetzt für den Fall, daß Abkömmlinge fehlen. 
Die Ehe blieb kinderlos, die Frau ſtarb 1929, der Mann 1933. 


Zu 6. Weder die Begr. noch das Ergebnis der Entſch. erſcheint 
bedenkenfrei. 

Drei Punkte ſind zu erörtern: 

1. Iſt das fragliche Schriftſtück eine wirkfame letztwillige Ver⸗ 
fügung zugunſten der Antragſtellerin? 

2. Konnte der Ehemann M. trotz des beſtehenden Erbvertrages 
über das Anweſen eine wirkſame letztwillige Verfügung treffen? 

3. Wird die Wirkſamkeit der letztwilligen Verfügung durch das 
gemeinſchaftliche Teſtament der Eheleute M. v. 12. Sept. 1929 nicht 
beeinträchtigt? 

1. Nach der Auffaſſung des LG. und des OSG. enthält das 
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A. Sch., eine Verwandte der Frau, ſucht um den Erbſchein nach auf 
Grund eines Briefes des Mannes v. 5. Jan. 1928, worin er ihr 
das Anweſen in folgenden Sätzen verſprach: „Bezüglich unſeres An⸗ 
weſens kann ich Dir verſichern, daß es unſre ernſte Abſicht iſt, das⸗ 
ſelbe Dir zu übergeben und Dich als unſre Tochter anzunehmen, 
wenn Du jetzt zu uns gehſt und uns in dankbarer Weiſe behandelſt bis 
zu unſerm Tode. — Was hier geſchrieben iſt, ſoll Dir als ein Unter⸗ 
pfand gelten, und Du Rannft dieſes Schriftſtück aufbewahren. Es iſt 
dies nicht nur mein Wunſch, ſondern auch der Wunſch Deiner Baſe .. 
Denn jetzt kann ich Dir endgültig erklären, daß Du das Anweſen 
bekommſt.“ Die A. Sch. kam darauf in die häusliche Gemeinſchaft 
der Eheleute. — Ihrem Antrag entſprach das AG.; LG. und Os. 
lehnten ab. Das LG. nahm hilfsweiſe an, daß durch den Erb⸗ 
vertrag jede ſpätere Verfügung von Todes wegen gem. $ 2289 BGB. 
unwirkſam geworden ſei, ſolange die Frau lebte. Das trifft nicht zu, 
vielmehr blieb der Mann berechtigt, auch bei Lebzeiten ſeiner Frau 
über ſein Vermögen letztwillig zu verfügen für den Fall, daß ſie 
zuerſt ſterbe. Aus demſelben Grunde iſt die Meinung des LG. un⸗ 
richtig, die Erbeinſetzung im Brief v. 5. Jan. 1928 ſei durch ein 
gemeinſchaftliches Teſtament der Eheleute M. v. 12. Sept. 1929 hin⸗ 
fällig geworden, worin ein im Erbvertrag den Verwandten zweiten 
Grades ausgeſetztes Vermächtnis widerrufen wurde. Dagegen iſt die 
Feſtſtellung des LG. nicht rechtsirrtümlich, daß M. im Brief vom 
5. Jan. 1928 keine letztwillige Anordnung treffen wollte. Das AG. 
vertritt gem. 8 2084 BGB. die der Empfängerin günſtigere Aus⸗ 
legung, daß der Erblaſſer nicht nur verſprechen wollte, durch ſpätere 
letztwillige Verfügung oder durch Vertrag das Anweſen der U. Sch. 
zu verſchaffen. Nach Anſicht des LG. und OLG. liegt der Zwech 
näher, der A. Sch., deren häusliche Hilfe die Eheleute bedurften, im 


Schriftſtück von der Hand des Erblaſſers keine letztwillige Ver⸗ 
fügung. Beide Inſtanzen folgern aus ihm den Zweck, der Antrag⸗ 
ſtellerin gewiſſe Zuſagen wegen ihrer Entlohnung zu machen. Zu⸗ 
nächſt erwägen ſie, mit dem Brief habe nicht erreicht werden können, 
daß die Antragſtellerin einen endgültigen Anſpruch auf das An⸗ 
weſen erhielt. Es würde ihr nämlich kein Anſpruch auf den Nach⸗ 
laß des Ehemannes M. haben entſtehen können, falls dieſer 
vor ſeiner Frau verſtorben und letztere Alleinerbin geworden wäre. 
Die Möglichkeit eines ſolchen Verlaufes ſpricht nicht gegen den 
Charakter des Briefes als einer letztwilligen Verfügung, weil, wie 
unten noch zu zeigen iſt, der Erblaſſer eine wirkſame letztwillige 
Beft. für den Fall treffen konnte, daß er ſeinen Erbvertragspartner 
überlebte. Bei der Frage, ob das Schriftſtück gem. § 2084 die der 
Antragſtellerin günſtige Auslegung als letztwillige Verfügung er⸗ 
fahren kann, kommt man zu dem Ergebnis, daß $ 2084 unmittelbar 
keine Anwendung finden kann, weil dieſe Beſt. vorausſetzt, daß 
eine letztwillige Verfügung vorliegt. Nur eine ſolche ſoll bei 
verſchiedener Auslegungsmöglichkeit nach dieſer Beſt. ausgelegt wer⸗ 
den. Weiterhin kann § 2084 entſprechend angewendet werden, 
wenn nicht der Inhalt einer als letztwillig feſtſtehenden Verfügung, 
ſondern die rechtliche Natur einer Verfügung, z. B. als einer 
Schenkung unter Lebenden oder von Todes wegen zweifelhaft iſt 
(RG. v. 20. Dez. 1926, IV 173/26: LZ. 1927, 523; RG.: Recht 
1919 Nr. 603; Planck, RGRKomm. zu 8 2084). Deshalb irrt 
das AG., wenn es den $ 2084 ſchon bei Beantwortung der Frage 
heranzieht, ob nicht nur eine Verfügung verſprochen, ſondern die 
Verfügung ſelbſt getroffen worden iſt. § 2084 gibt keinen Anhalt 
für die Auslegung, wenn darüber Streit beſteht, ob eine Erklärung 
des Erblaſſers eine Verfügung iſt (RG.: 23.1927, 523). 

Allerdings hätte nach dem mitgeteilten Sachverhalt ohnehin zu⸗ 
gunſten der Antragſtellerin entſchieden werden müſſen. Das OLG. 
hat den entſcheidenden Wert auf die Bemerkung gelegt: „Wenn Du 
jetzt zu uns gehſt und uns in dankbarer Weiſe behandelſt bis zu 
unſerem Tode.“ Es hat daraus geſchloſſen, daß eine Leiſtung für 
eine ausbedungene Gegenleiſtung verſprochen worden ſei. Das würde 
allerdings dem Charakter als letztwilliger Verfügung entgegenſtehen 
(OLG. 44, 98 Fußn. 1). 

Der Auslegung des OLG. ſteht aber die weitere Außerung des 
Erblaſſers entgegen: „Denn jetzt kann ich Dir endgültig erklären, 
daß Du das Anweſen bekommſt“, und ſeine Worte: „Was hier ge⸗ 
ſchrieben iſt, ſoll Dir als ein Unterpfand gelten und Du Kkannſt 
dieſes Schriftſtück aufbewahren.“ Ein Laie, der ſo ſchreibt, will 
keinen Schuldſchein ausſtellen, der ihm eines Tages zur Einlöſung 
präſentiert werden ſoll. Wann und wie ſollte auch die Empfängerin 
einen Anspruch hieraus geltend machen können? Wer an fein Ende 
denkt und eine derartige „endgültige Erklärung“ abgibt, die der 
Empfänger als „Unterpfand“ aufheben ſoll, der bringt damit feinen 
Willen zum Ausdruck, auf den Fall ſeines Ablebens zu ver⸗ 
fügen, ohne daß er mit der vorangehenden Aufforderung zur 
Dankbarkeit uſw. eine vertragliche Gegenleiſtung für eine zukünftige 
Leiſtung ausbedingen will. Auf dieſen aus dem geſamten Inhalt zu 
ſchließenden Willen des Erblaſſers allein kommt es an. Natürlich 
kann es ſich nur um eine letztwillige Verfügung, nicht etwa 
um eine (formungültige) Verfügung unter Lebenden handeln. Daher 
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Namen beider gewiſſe Zuſagen bezüglich ihrer Entlohnung zu machen. 
Dafür ſpricht auch folgende Erwägung: wäre der Ehemann vor der 
Frau geſtorben, ſo wäre dieſe Alleinerbin geworden und der A. Sch. 
kein Anſpruch an ſeinem Nachlaß entſtanden. Mit dem Brief konnte 
alſo nicht erreicht werden, daß ſie einen endgültigen Anſpruch auf 
das Anweſen erhielt. 

(OLG. Stuttgart, 1. Ziv Sen, Beſchl. v. 3. Okt. 1933, FG 66/33.) 


Breslau. b) Strafjachen. 


7. Zum Begriff „Bereithalten“. 88 6, 11, 22 Maße. 

v. 30. Mai 1908. +) 
ö Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des AG. hat der Angekl. 
in ſeiner 92 Morgen großen Landwirtſchaft, in der außer ihm, ſeiner 
Ehefrau und drei älteren Kindern noch drei fremde Arbeitskräfte 
tätig ſind, in einem an das Wohnhaus angebauten, hölzernen 
Schuppen eine ungeeichte Viehwaage aufbewahrt. Der Schuppen ſteht 
bisweilen offen. Die Viehwaage ift i. J. 1929 vom zuſtändigen Eich⸗ 
beamten für unbrauchbar erklärt worden. Der Angekl. will ſie ſeit⸗ 
dem, was das AG. auch für erwieſen erachtet, nur im Sommer un 
Herbſt 1932 benutzt haben, um die Gewichtszunahme ihm gehöriger 
Kälber durch den Weidegang feſtzuſtellen. 

Nach Anſicht des AG. iſt darin ein ſtrafbares „Bereithalten“ 
der Viehwaage i. S. des 86 Maßbd. nicht zu erblicken, da der 
Angekl. die Waage nur für den inneren Betrieb ſeiner Landwirt⸗ 
ſchaft verwendet habe. 


iſt auch eine entſprechende Anwendung des 8 2084 nicht er⸗ 
forderlich. 

2. Zutreffend nimmt das OLG. an, daß der Ehemann M. auch 
zu Lebzeiten ſeiner Frau letztwillig verfügen konnte für den Fall, 
daß ſie zuerſt ſterbe. Nach Abſchluß des Erbvertrages wird jede ſpätere 
Verfügung eines Vertragsteiles inſoweit unwirkſam, als fie das 
Recht des vertragsmäßig Bedachten beeinträchtigen würde (8 2289 
Abſ. 1 Satz 2). Wegen dieſer Faſſung des Geſetzes wird auch nach 
Abſchluß des Erbvertrages kein Vertragspartner in der Teſtier⸗ 
fähigkeit beſchränkt (Blank, Anm. 3a zu 1 1 Jede nach⸗ 
trägliche Verfügung bleibt wirkfam, wenn eine Veeinträchtigung nicht 
eintritt (Mot. 5, 332). Wenn der vertragsmäßig Bedachte vor dem 
Erbfall ſtirbt, behalten alle nach dem Erbvertrag getroffenen Ver⸗ 
fügungen des Vertragspartners ihre Wirkjamkeit (Strohal 1 8 46 
9 22850 Planck, Anm. 3a zu § 2289; RGRKomm. Anm. 2 zu 

289). 

3. Dieſe Begr. paßt allerdings nicht, wie das OLG. annimmt, 
auf die Frage, ob die Erbeinſezung in dem Brief v. 5. Jan. 1928 
durch das gemeinſchaftliche Teſtament v. 12. Sept. 1929 hinfällig ge⸗ 
worden ſei. Nach dem Sachverhalt iſt nicht der ganze Erbvertrag, 
ſondern nur eine Beſtimmung darin durch das gemeinſchaftliche 
Teſtament gem. § 2292 abgeändert worden. Auf dieſes Teſtament 
findet aber nicht 8 2289, jondern 8 2258 Anwendung. Ein Wider⸗ 
ſpruch zwiſchen der fraglichen Verfügung des Ehemanns M. und dem 
ſpäteren gemeinſchaftlichen Teſtament iſt nach dem Sachverhalt nicht 
gegeben. Deshalb bleibt die Verfügung nach § 2258 auch von dem 
Teſtament unberührt. 

Dem Antrag hatte alſo wohl entſprochen werden müſſen, da ihm 
keinerlei Bedenken entgegenſtehen. 
RA. Dr. Hugo Zilkens, Köln. 


Zu 7. Das Rev. iſt mit dieſer Auslegung des Begriffs 
Bereithalten des 86 Maß. wieder zu ſeinem früheren Standpunkt 
von 1925 und vorher (OLG. Breslau, Urt. v. 24. Nov. 1922, 78 
450/22; Urt. v. 20. Okt. 1925, 3 8 501/25), der ſpäter verlaſſen 
wurde (OLG. Breslau: JW. 1926, 2308; desgl. Urt. v. 22. Zum 
1929, 3 8 212/29), zurückgekehrt. 

Hervorgehoben werden darf noch, daß eine ſpätere Benutzung 
der Viehwaage im öffentlichen Verkehr zur Beſt. eines Umfangs 
von Leiſtungen auch nach Lage der Verhältniſſe hier deshalb als 
wahrſcheinlich zu bezeichnen iſt, weil ein bäuerlicher Betrieb von 
92 Morgen mit Weideland und Viehzüchtung und drei Lohnarbeitern 
nicht rein für die Selbſtverſorgung arbeiten, alſo nicht allein au 
inneren Betrieb eingeſtellt fein kann, ſondern mindeſtens zur Be 
ſtreitung von Löhnen, Ergänzungen der landwirtſchaftlichen Geräte, 
Steuern, Kleidung u. a. auch Bargeld aus Verkäufen von Vieh, 
Feldfrüchten u. a. erwirtſchaften muß. Zudem iſt die Viehwaage zum 
Wägen all dieſer Verkaufsobjekte geeignet und gebraucjsbereit (vgl. 
auch OLG. Naumburg: JW. 1930, 1238 u. Anm. dazu). 

Seibjt wenn der Angekl. nur Kontrollwägungen im Zuſammen⸗ 
hang mit den Verkäufen ſeiner Erzeugniſſe vornähme oder die Vieh⸗ 
waage dazu bereithielte, wäre ſeine Eichpflicht nach der geltenden 
Lehre ſchon gegeben (vgl. OLG. Karlsruhe: JW. 1933, 1849; O8. 
Dresden: JW. 1931, 2854 u. Anm. dazu). 

Der Entſch. iſt durchaus zuzuſtimmen. 


Reg. Dr. Drewitz, Berlin. 1 
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Dabei iſt aber der Begriff des ſtrafbaren „Bereithaltens“ nach 
6 a. a. O. verkannt. 

Der Zweck dieſer Strafbeſt. iſt, die Verwendung ungeeichter 
Meßgeräte im öffentlichen Verkehr zu verhindern. 

Da die Benutzung ungeeichter Meßgeräte im öffentlichen Verkehr 
ſich vielfach dem Nachweis entzieht, iſt ſchon die Schaffung eines ge⸗ 
wiſſen Gefahrzuſtandes unter Strafe geſtellt. 

Der Straftatbeſtand des Bereithaltens aus 8 6 a. a. O. hat 
reine Vorbeugungsnatur. Das Verbot trifft ſchon die Schaffung 
eines Zustandes, der erfahrungsgemäß leicht die Verwendung un⸗ 
geeichter Meßgeräte im öffentlichen Verkehr mit ſich bringen kann. 

Es iſt damit nicht ſchon der bloße Beſitz ungeeichter Meßgeräte 
verboten, ſondern die Herbeiführung derartiger räumlicher oder ört⸗ 
licher Verhältniſſe, die die Benutzung ungeeichter Meßgeräte im öffent⸗ 
lichen Verkehr zur Bet. des Umfangs von Leiſtungen möglich und 
wahrſcheinlich erſcheinen laſſen (K G.: IW. 1929, 2961 a). 

Ein Bereithalten liegt vor, wenn ungeeichte Meßgeräte ſo auf⸗ 
geſtellt und aufbewahrt werden, daß die Verwendung zum Wiegen im 
öffentlichen Verkehr nach Lage der Verhältniſſe möglich und zu er⸗ 
warten iſt (OLG. Breslau: ZW. 1926, 2101). Nur wenn die be⸗ 
ſonderen Umſtände den Gebrauch der Viehwaage im öffentlichen Ver⸗ 
Kehr ausſchließen, kann eine Beſtrafung nicht erfolgen (Bay Ob.: 
JW. 1926, 172). Es iſt aber immer von dem objektiven Befunde 
des Bereithaltens auszugehen. Eine Abſicht der Verwendung un⸗ 
geefchter Meßgeräte im öffentlichen Verkehr wird zur Beſtrafung 
nicht verlangt (OLG. Celle: IW. 1924, 853; Bayobech.: JW. 
1926, 172). 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des AG. kann daher im 
vorl. Falle der Tatbeſtand des ſtrafbaren Bereithaltens nicht ver⸗ 
neint werden. Der Augekl. hat eine ungeeichte Viehwaage in den zu 
ſeinem Landwirtſchaftsbetrieb gehörigen, anderen zugänglichen Räu⸗ 
men zur Verfügung. Wenn er auch nach der Feſtſtellung des AG. 
nicht den Willen gehabt hat, die Waage im öffentlichen Verkehr, z. B. 
bei Viehverkäufen, zu benutzen, fo kaun er feine Auffaſſung täglich 
ändern und von der Viehwaage im öffentlichen Verkehr Gebrauch 
machen, ohne daß irgendwelche Schwierigkeiten zu überwinden wären. 
Ebenſo kann jederzeit ein anderer in der Landwirtſchaft des Angel. 
Tätiger von der Waage im öffentlichen Verkehr Gebrauch machen. 
Es erſcheint das nach den tatſächlichen Verhältuiſſen wahrſcheinlich und 
möglich. Von dem Angekl. iſt d.eje Möglichkeit zumindeſt fahrläſſiger⸗ 
weiſe außer acht gelaſſen worden. 

Demnach find die Strafbeſt. der 88 6, 11, 22 Maß d. rechts⸗ 
irrtümlich nicht angewendet worden. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 3. Juli 1933, 18 8 166/33.) 
E 


Hamburg. 

8. Gebühren für die Verteidigung vor dem Sonder- 
gericht. 5) 

Der Senat ſchließt ſich der in dem angef. Beſchluſſe des Sonder⸗ 
gerichts niedergelegten Rechtsauffaſſung an. Dieſe ſteht im Einklang 
mit OLG. Hamm v. 13. Mai 1933 (Juſt VerwBl. Nr. 12 S. 166) 
und OLG. Kiel v. 13. Juli 1933 (JW. 1933, 2165). Die gegenteilige 
Anſicht des KG. (Beſchl. v. 12. Dez. 1932: JuſtVerwBl. Nr. 11 
S. 154) vermag nicht zu überzeugen. 

Für eine unterſchiedliche gebührenmäßige Behandlung der zur 
Zuſtändigkeit des Sondergerichts gehörigen Sachen — je nachdem, 
ob ſie im regelmäßigen Verlaufe Schwurgerichtsſachen ſind oder 
nicht — beſteht kein Raum. Der angef. Beſchluß weiſt mit Recht 
darauf hin, daß eine derartige Handhabung mit dem Grundgedanken 
der Gebo. „gleiche Gebühr für alle Strafſachen vor den gleichen 
Gerichten“ nicht in Einklang zu bringen ſei. Wäre eine anderweitige 
gebührenmäßige Behandlung ſolcher Sondergerichtsſachen, die im regel⸗ 


Zu 8. Das OLG. Hamburg hätte ſich vielleicht voch, wie auch 
Sondergericht Darmſtadt, zu der von ihm verworfenen Anſicht be⸗ 
kehrt, wenn es die diesſeitigen Ausführungen: JW. 1933, 167515 
Anm. gekannt hätte. ER! 

Die Vermutung, was der Geſesgeber ſicherlich getan hätte, wenn 
er — der Gegenanſicht gevejen wäre, it bekanntlich kaum als 
Argument zu werten. Es trifft ſich aber günſtig, daß das OG. 

amm gerade den jetzt vom Sondergericht Darmſtadt entſchiedenen 
und von mir beſprochenen Fall für ſeine Begründung heranzieht. So 
genügt es, auf meine Anm. zu jener Eutſch. zu verweiſen. OLG, 
Hamm bringt keinen Geſichtspunkt, der meine Anſicht erſchüttern 
önnte. Sein Hauptargument iſt im übrigen nach der Gebo. 
unhaltbar: die mehr oder weniger große Arbeit, die die einzelne Sache 
dem Anwalt macht, iſt bekanntlich kein Geſichtspunkt, dem die Gebo. 
Rechnung trägt. b 
Die Entſch. zeigt aber, daß es erforderlich wäre, endlich eine 
einheitliche Regelung durch entſprechende Beſtimmung zu treffen. 
ie Bemeſſung der Verteidigergebühren kaun unmöglich der ver⸗ 
ſchiedenen Auffaſſung der einzelnen Gerichte überlaſſen werden. 
LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 


mäßigen Verlaufe Schwurgerichtsſachen find, vom Geſetzgeber gewollt 
oder beabſichtigt geweſen, fo wäre eine derartige von der grundſätz⸗ 
lichen Regelung abweichende Abſicht in der VO. über die Bildung 
von Sondergerichten ſicherlich zum Ausdruck gekommen. Da dieſes 
aber — ſei es abſichtlich oder verſehentlich — nicht geſchehen iſt, muß 
es bei dem Grundſatz bleiben, daß vor dem gleichen Gericht nur 
die gleiche Gebühr zugebilligt werden kann. 

Eine anderweitige Handhabung würde in der Praxis auch zu 
unhaltbaren Ergebniſſen führen. Wenn in einer großen vor dem 
Sondergericht anhängigen Strafſache einem Teil der Angekl. Schwur⸗ 
gerichtsdelikte zur Laſt gelegt werden, dem andern Teil dagegen nur 
geringere Straftaten, die nicht vor das Schw. gehören, fo wuͤrde das 
unmögliche Ergebnis eintreten, daß ein Teil der Verteidiger zu den 
halben Gebühren der anderen Verteidiger tätig werden müßte, 
während unter Umſtänden ſogar dieſe geringer entlohnten Verteidiger 
die größere Arbeit im Verhältniſſe zu einem Kollegen leiſten müſſen, 
der einen vollgeſtändigen Schwurgerichtsverbrecher vor dem Sonder⸗ 
gericht verteidigt. 

Auch der von den BeſchwF. vorgetragene Geſichtspunkt, die Ver⸗ 
teidigung in Schwurgerichtsſachen vor dem Sondergericht bürde dem 
Verteidiger eine größere Verantwortung auf als die Verteidigung in 
harmloſer liegenden Sachen und rechtfertige deshalb auch eine erhöhte 
Gebühr, iſt nicht ſtichhaltig. Es ſei in dieſer Beziehung nur darauf 
hingewieſen, daß bei ſchwerſten Straftaten jugendlicher Perſonen 
(Mord uſw.), für die Pflichtverteidigung geboten iſt, nicht die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Schw®&., ſondern der Jugendgerichte gegeben iſt und 
daß bei dieſen unſtreitig nur der einfache Satz von 40 RAM zugebilligt 
werden kann, während die Verantwortung des Verteidigers in der⸗ 
artigen Sachen ſicher nicht geringer iſt als vor dem Schw. 

(OLG. Hamburg, Beſchl. v. 12. Okt. 1933, Bs St 476, 477/33.) 


Eingeſ. v. RA. Dr. Günther Lang, Hamburg. 


Altona. Landgerichte. 


1. 88 1421, 1407, 1394, 1391 BB. Zur Herausgabe⸗ 
klage der Frau wegen des Eingebrachten gegen ben ge- 
trennt lebenden Ehemann. 

Kl. hatte bei Eingehung der Ehe eine Darlehnsſorderung 
gegenüber ihrem Ehemann. Nachdem ſich der Ehemann von ihr ge⸗ 
trennt hat, klagt ſie wider ihn auf Rückzahlung. Der Klaganſpruch 
gehört gem. § 1363 BGB. zum eingebrachten Gut. Nach 8 1407 
Ziff. 2 a. a. O. bann Kl. ohne Zuſtimmung ihres Mannes gegen 
letzteren klagen. Dieſe Vorſchrift befreit die Frau nur vom Erforder⸗ 
nis der ehemännlichen Zuſtimmung zur Prozeßführung, berührt aber 
nicht die für die Geltendmachung geſetzten zeitlichen Schranken. 
Nach § 1421 BGB. ſind die zeitlichen Schranken für den Anſpruch 
auf Herausgabe des eingebrachten Guts — un einen ſolchen handelt 
es ſich bei der hier fraglichen Darlehnsklage — ſo gezogen, daß der 
Anſpruch vor Beendigung der Verwaltung und Nusniejung des 
Mannes nicht fällig iſt. Dieſe zeitliche Beſchränkung wird nicht etwa 
durch § 1394 BGB. i. Verb. m. § 1391 aufgehoben. $ 1394 a. a. O. 
bezieht ſich nämlich nur auf die Anſprüche aus den §8 13731393 
BGB. In den Kreis dieſer Anſprüche gehört aber der hier geltend 
gemachte Klaganſpruch nicht. 

(LG. Altona, 6. ZR., Urt. v. 15. Nov. 1933, 6 8 308/33.) 
Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 


** 
Braunſchweig. 

2. 88 l, 3, 4, 50, 81 Geſ. zur Regelung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe; Art. 1, 3, 4, 5 2. Durch f VO. 
Kann nach Eingang des Antrags auf Eröffnung des Ent⸗ 
ſchuldungs verfahrens der vorläufige Vollſtreckungsſchutz 
befriſtet angeordnet werden? Iſt die ſofortige Beſchw. 
gegen die Friſtſetzung zuläſſig? Kann der vorläufige Voll- 
ſtreckungsſchutz bei Vorliegen nur der Selbſtentſchuldung 
angeordnet werden? 5) 

Der Antragſteller hat mit Schreiben v. 5. Aug. 1933 die Ein⸗ 
leitung des Entſchuldungsverfahrens über ſeinen landwirtſchaftlichen 
Betrieb gem. § 1 Entſchuldch. v. 1. Juni 1933 und mit Schreiben 


Zu 2. Der Beſchl. gibt zu mehreren Bedenken Anlaß. Richtig 
iſt, daß die Selbſtentſchuldung nicht ein Teil des Entſchuldungsver⸗ 
fahrens iſt; fie iſt auch nicht eine beſondere Art des Entſchuldungs⸗ 
verfahrens. Was ſie hiervon unterſcheidet, iſt freilich nicht das Fehlen 
gerichtlicher Mitwirkung — denn die Erklärung zum Entſchuldungs⸗ 
betrieb erfolgt durch das Gericht —, ſondern es iſt das Fehlen eines 
Verfahrens. Richtig iſt auch, daß ein Betriebsinhaber, der in Ver⸗ 
handlungen mit den Gläubigern eingetreten iſt, um die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Selbſtentſchuldung herbeizuführen, nicht ſchon um 


2782 


Rechtſprechung 


[Furiſtiſche Wochenſchrift 


v. 11. Aug. 1933 die einſtweilige Einſtellung des Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahrens feines Grundſtücks gem. Art. 4 Ziff. 1 der 2. Durchf⸗ 
VO, z. Entſchuldch. beantragt, in dem erſtgenannten Schreiben aber 
zugleich auch mitgeteilt, daß er zunüchſt verſuchen wollte, ſich im 
Wege freier Vereinbarung nach Art. 1 der 2. DurchfVO. z. Ent⸗ 
Ichuld®. mit feinen Gläubigern zu einigen. Durch Beſchl. v. 11. Sept. 
1933 hat darauf das AG. Schöppenſtedt die beantragte Einſtellung 
des Zwangsverſteigerungsverfahrens angeordnet, zugleich aber dem 
Antragſteller eine Friſt bis zum 1. Okt. 1933 zur Beibringung des 
Beſchl., durch den das gerichtliche Entſchuldungsverfahren eröffnet 
wird, geſetzt, nach deren fruchtloſen Ablauf die Aufhebung des Ein⸗ 
ſtellungsbeſchl. erfolgen ſoll. Mit Schreiben v. 23. Sept. 1933 hat 
der Antragſteller die Aufhebung dieſes Beſchl., ſoweit er die Friſt⸗ 
ſetzung betrifft, beantragt, nachdem er inzwiſchen ſeinen eingangs 
erwähnten Antrag v. 5. Aug. 1933 durch den Antrag, feinen Betrieb 
nach § 81 Entſchuld G. zum Entſchuldungsbetrieb zu erklären, erſetzt 
hat. Das AG. Schöppenſtedt hat durch Beſchl. v. 26. Sept. 1933 die 
beantragte teilweiſe Aufhebung feines Beſchl. v. 11. Sept. 1933 ab» 
getehne, weil der Antragſteller nicht das in Art. 4 der 2. DurchfVoO. 
z. Suzſchuldch. bezeichnete gerichtliche Eutſchuldungsverfahren, ſondern 
die Selbſtentſchuldung beantragt habe, mit welcher ein beſonderer 
Vollſtreckungsſchutz nicht verbunden ſei. Gegen dieſen, ihm am 5. Okt. 
1933 zugeſtellten Beſchl. hat der Antragſteller mit Schreiben vom 


deswillen die Anordnung des vorläufigen Vollſtreckungsſchutzes be⸗ 
antragen kann. Auch der Antrag auf Erklärung ſeines Betriebes 
zum Selbſtentſchuldungsbetrieb gibt ihm dieſes Recht nicht. Der An⸗ 
trag auf Anordnung des vorläufigen Vollſtreckungsſchußes ſetzt viel⸗ 
mehr voraus, daß zuvor oder gleichzeitig der Antrag auf Eröffnung 
des Entſchuldungsverfahrens geſtellt iſt. Inſoweit iſt daher dem 
Beſchl. beizutreten. In tatſächlicher Hinſicht läßt der Beſchl. jedoch 
nicht erkennen, ob der Betriebsinhaber den zunächſt geſtellten An⸗ 
trag auf Verfahrenseröffnung zurückgenommen hat. Iſt das der Fall, 
dann hat das AG. mit dem angef. Beſchl. den Antrag des Betriebs⸗ 
inhabers freilich zu Recht abgelehnt. Das LG. geht offenbar von 
dieſer tatſächlichen Lage aus, wenn es ſagt, der Betriebsinhaber 
habe ſeinen Antrag auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens durch 
den Antrag, ſeinen Betrieb nach 881 zum Entſchuldungsbetrieb zu 
erklären, erſetzt. In der Mitteilung des Betriebsinhabers, er wolle 
verſuchen, im Wege freier Vereinbarung mit den Gläubigern die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Selbſtentſchuldung herbeizuführen, liegt aber 
nicht ſchon eine ſolche Erſetzung des Antrags. Zu einem ſolchen 
Verſuch iſt der Betriebsinhaber vielmehr nach Art. 1 der 2. Durchf⸗ 
VO. verpflichtet, und das Gericht kann, folange ein ſolcher Eini⸗ 
gungsverſuch nicht ſtattgefunden hat, die Entſch. über den Antrag 
auf Eröffnung des Entſchuldungsverfahrens nach Art. 3 der 2. Durchf⸗ 
VO. ausſetzen. In dieſem Beſchl. kann es dem Betriebsinhaber eine 
Friſt für die Herbeiführung der Einigung ſetzen. Nach fruchtloſem 
Verlauf der Friſt muß das Gericht über den Antrag auf Eröffnung 
des Verfahrens entſcheiden, wenn es nicht nach dem Stande der 
Einigungsverhandlungen eine Verlängerung der Ausſetzung für 
gegen g hält. Der Beſchl. über die Ausſetzung iſt kraft ausdrück⸗ 
licher Beſt. des Art. 3 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. unanfechtbar. Um 
einen ſolchen Beſchl. handelt es ſich hier aber nicht. Hier hatte das 
AGG. vielmehr den nach Art. 4 der 2. DurchfVO. angeordneten vor⸗ 
läufigen Vollſtreckungsſchutz befriſtet. Die Anordnung ſteht im Er⸗ 
meſſen des Gerichts (kann ... anordnen), gegen die ablehnende 
Entſch, iſt nach Art. 4 Abſ. 2 die ſofortige Beſchw. zuläſſig. In der 
nur befriſteten Anordnung liegt aber eine teilweiſe Ablehnung. Mit⸗ 
hin war die ſofortige Beſchw. zuläſſig und durfte von dem LG. nur 
aus materiellen Gründen zurückgewieſen werden. Es iſt überdies 
ſchon zweifelhaft, ob eine befriſtete Anordnung des vorläufigen Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzes überhaupt zuläſſig iſt; denn Art. 4 Abſ. 3 der 
2. DurchfVO. beſtimmt den Zeitpunkt ſeines Außerkrafttretens. 
Wollte man aber die Möglichkeit der Befriſtung daraus entnehmen, 
daß die Anordnung ſelbſt ohnehin in das Ermeſſen des Gerichts ge⸗ 
ſtellt iſt, ſo iſt dieſes Ermeſſen und mithin die Befriſtung jedenfalls 
von dem LG. auf die ſofortige Beſchw. des Betriebs inhabers hin 
nachzuprüfen. Gegen die Befriſtung des vorläufigen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes ſpricht aber m. E. durchſchlagend, daß das AG. die Entſch. 
über den Antrag auf Eröffnung des Verfahrens auszuſetzen und nach 
Ablauf der Ausſetzungsfriſt über den Antrag zu entſcheiden hat. In 
der Bemeſſung der Ausſetzungsfriſt hat es daher das Mittel zur 
Verhütung etwaiger Verfahrensverſchleppungen. Der Umweg der Be⸗ 
friſtung des vorläufigen Vollſtreckungsſchutzes aber führt zu dem 
unmöglichen Ergebnis, daß der Vollſtreckung und damit der Ver⸗ 
hinderung der Durchführbarkeit des Verfahrens zu einer Zeit Tür 
und Tor geöffnet wird, in der noch nicht darüber entſchieden iſt, ob 
das Verfahren eröffnet werden ſoll; der Betriebsinhaber hat aber 
kein verfahrensrechtliches Mittel, das AG. zur beſchleunigten Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Verfahrenseröffnung zu veranlaſſen. Solange 
der Antrag auf Verfahrenseröffnung noch nicht zurückgenommen iſt, 
kann nur das Gericht ſelbſt darüber befinden, wann es über ihn 
entſcheiden will. Erklärt jedoch der Betriebsinhaber ſchon während der 


110 110 1933, eingegangen am 12. Okt. 1933, die ſofortige Beſchw. 
erhoben. 

Die Beſchw. iſt unzuläſſig. Nach 8 50 Entſchuld GG. findet gegen 
die Entſch. des AG. nur dann ein Rechtsmittel ſtatt, wenn es in 
dem EntſchuldG. oder in den DurchfVO. zu dieſem vorgeſehen iſt. 
Das letztere iſt jedoch für den hier vorl. Fall nicht geſchehen. In⸗ 
folgedeſſen muß die Beſchw. des Antragſtellers als unzuläſſig ver⸗ 
worfen werden. Dabei wird, wenngleich infolge ihrer Unzuläſſigkeit 
eine ſachliche Prüfung der Beſchw. an ſich nicht erfolgen kann, zur 
Beſeitigung von Zweifeln darauf hingewieſen, daß entgegen der An⸗ 
ſicht des Antragſtellers die Selbſtentſchuldung nicht ein Teil des 
Entſchuldungs verfahrens i. S. des Entſchuldcz. iſt, ſondern daß 
als ſolches nur, wie aus 88 80 und 81 Entſchuld G. zu entnehmen 
iſt, das gerichtliche Verfahren anzuſehen iſt. 

(LG. Braunſchweig, 2. ZK., Beſchl. v. 28. Okt. 1933, 3 U 160/33.) 
Ber. von Aſſ. Dr. v. Arnswaldt, Berlin. 


* 
Dresden. 


3. 533 PO.; 885 Abſ. 3, 18 Abſ. 2 der VO. v. 26. Mai 1933. 
1. Der nationalſozialiſtiſche Staat kennt nicht über 
die beſtehenden Schuldnerſchutzvorſchriften hinaus einen 
allgemeinen ungeſchriebenen Grundſatz über den Schuld- 


Ausſetzungsfriſt, daß der Einigungsverſuch geſcheitert ſei, ſo hat das 
Gericht alsbald über den Antrag auf Verfahrenseröffnung zu ent 
ſcheiden. Die im vorl. Falle erfolgte Befriſtung des vorläufigen Volle 
ſtreckungsſchutzes iſt überdies noch aus anderem Grunde verfehlt: 
denn nach dem fruchtloſen Ablauf der Friſt ſoll „die Aufhebung des 
Einſtellungsbeſchluſſes“ erfolgen! Den Einſtellungsbeſchluß kann nur 
das Vollſtreckungsgericht erlaſſen und aufheben. Die Anordnung des 
vorläufigen Vollſtreckhungsſchutzes aber iſt Sache des Entſchuldungs⸗ 
gerichts, auf deſſen Entſch. hin das Vollſtreckungsgericht erſt die 
Vollſtreckung einſtellt. Auf der Verkennung dieſer verſchieden ge 
lagerten Zuſtändigkeit beruht denn auch wohl die Befriftung der 
Anordnung des vorläufigen Vollſtreckungsſchutzes; denn da dasjenige 
Gericht den vorläufigen Vollſtreckungsſchutz anordnet, das auch über 
die beantragte Verfahrenseröffnung zu entſcheiden hat, kann es nicht 
dem Betriebsinhaber bei der Anordnung des vorläufigen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes eine Friſt „für die Beibringung“ des Beſchl. über die Er⸗ 
öffnung des Verfahrens ſetzen! 

Mithin kann den Ausführungen des LG. hinſichtlich der ver⸗ 
fahrensrechtlichen Seite nicht beigepflichtet werden; die ſofortige 
Beſchw. war zuläſſig, die Befriſtung des vorläufigen Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes durch das AG. war unzuläſſig und der ſofortigen Beſchw. des 
Betriebsinhabers war ſtattzugeben, wenn der Antrag auf Eröffnung 
des Verfahrens noch nicht zurückgenommen war. Die vorſorgliche 
Stellung des Antrags auf Verfahrenseröffnung, verbunden mit der 
Bitte um Ausſetzung der Entſch. über ihn und mit dem Antrag auf 
Anordnung des vorläufigen Vollſtreckungsſchutzes, wird in den Fällen 
beabſichtigter Selbſtentſchuldung häufig ſein; denn gerade während 
der Einigungsverhandlungen mit den Gläubigern wird der Betriebs⸗ 
inhaber den Vollſtreckungsſchutz, ſei es aus gegebenem Anlaß, ſei es 
als Druckmittel für die Verhandlungen, häufig gebrauchen. Gerade 
dieſer Umſtand veranlaßt auch zu der Annahme, daß das LG. den 
Vorgang in tatſächlicher Hinſicht unrichtig beurteilt hat; denn es 
iſt nicht einzuſehen, warum ein Betriebsinhaber, dem Zwangsver⸗ 
ſteigerung droht, den Antrag auf Verfahrenseröffnung zurücknehmen 
ſollte, obwohl die Ausſetzung der Entſch. über den Antrag in der 
DurchfVO. ausdrücklich vorgeſehen iſt. Endlich liegt in der Mit⸗ 
teilung des Betriebsinhabers, er verſuche zunächſt eine Einigung mit 
den Gläubigern herbeizuführen, noch kein Antrag auf Erklärung des 
Betriebes zum Entſchuldungsbetrieb; denn dieſe Einigungsverhand⸗ 
lungen ſollen ja gerade erſt die Vorausſetzungen ſchaffen, bei deren 
Fehlen der Antrag abzulehnen iſt! Der Antrag auf Erklärung des 
Betriebes zum Entſchuldungsbetrieb wird daher immer erſt geſtellt 
werden und geſtellt werden können, wenn die Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen; dieſe Vorausſetzungen ſind: Umwandlung aller nicht durch 
mündelſichere Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld oder Reallaſt ge 
ſicherten Forderungen in unkündbare Tilgungsforderungen und 
Regelung der Verzinſung und Tilgung nach Art. 1 der 2. DurchfVO.; 
liegen dieſe Vorausſetzungen und die Vorausſetzungen des 8 3 Abſ. 1 
Nr. 3, 4 und 6 des Geſ. vor, dann muß der Betrieb von dem AG. 
ohne beſonderes Verfahren als Entſchuldungsbetrieb erklärt werden; 
geſchieht dies, fo tritt für die innerhalb der Mundelſicherheitsgrenze 
geſicherten Forderungen die Regelung von Zins- und Tilgungshöhe 
und die Eigenſchaft als unkündbare Tilgungsforderung ein. Damit 
ſind dann alle beteiligten Forderungen feſtgeſchrieben, und es iſt nicht 
einzuſehen, wozu der Betriebsinhaber dann noch den vorläufigen 
Vollſtreckungsſchutz des Art. 4 der 2. DurchfVO. haben wollte! Auch 
daraus kann geſchloſſen werden, daß der Antrag auf Verfahrens⸗ 
eröffnung noch vorlag und das LG. daher nicht nur über eine zu⸗ 
läſſige, ſondern auch über eine begründete Beſchw. zu entſcheiden hatte. 

Ger Aſſ. Dr. v. Arnswaldt, Berlin. 
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nerſchutz. Im beſonderen iſt nicht einmal ein politiſcher 
Wille, der auf einen unbedingten Schutz des Schwächeren 
gerichtet wäre, Beſtandteil der nationalſozialiſtiſchen Ein⸗ 
ſtellung. 

2. Die Betrauung eines Anwalts durch eine über 
Rechtserfahrung verfügende Partei verſtößt nicht gegen 
Treu und Glauben. 

3. Im Sinne von 8 3 3PO. kommt es auf die objek⸗ 
tive Tauglichkeit des Verfahrens nicht an. f) 

Die Verfügung iſt zur Sicherung einer Forderung von 5437 RM 
beantragt und auf die Vormerkung einer entſprechenden Sicherungs⸗ 
hypothek gerichtet. Das AG. hat den Streitwert im angegriffenen 
Beſchl. auf den vollen Betrag der Forderung feſtgeſetzt. Die Beſchw. 
will einen Streitwert von höchſtens 500 AM anerkennen. Das Grund⸗ 
ſtück ſei unbeleihbar, die Vormerkung alſo eine völlig wertloſe 
Maßnahme. 

Das Beſchwß. ermittelt, abweichend von der früheren auf 8 6 
PO. geſtützten Auffaſſung (vgl. Beſchl. 17 80 119/29 v. 8. Febr. 
1929), den nach 818 GG., § 12 RAGeb O. maßgebenden Streitwert 
bei auf Forderungsſicherung gerichteten Verfügungen nach 83 ZPO. 
und ermißt in der Regel das Intereſſe des Antragſtellers auf die 
Hälfte des zu ſichernden Betrages (vgl. Beſchl. 17 BC 387/30 v. 4. April 
1930 und 12 BC 109/32 v. 25. Jan. 1932). Auf die gegen die An⸗ 
wendung von 86 30. gerichteten Beſchwerdeausführungen braucht 
ſomit nicht eingegangen zu werden. Soweit die in den Schriftſätzen 
v. 11. Sept. 1933, 27. Sept. 1933, 28. Sept. 1933 begründete Beſchw. 
Ausführungen enthält, für deren Beachtung das Beſchwö. die berufene 
Stelle iſt, können dieſe zu einer niedrigeren Feſtſetzung nicht führen. 
Bei dem nach 83 ZPO. zu ermittelnden Streitwert iſt auszugehen 
von dem mit der Prozeßhandlung vom Kl. verfolgten Belange. Ob 
tatſächlich das prozeſſuale Verhalten wertlos iſt, hat nach ohne Ein⸗ 
ſchränkung feſtſtehender Rſpr. außer Betracht zu bleiben. Der Hin⸗ 
weis auf das bisherige Recht geht demnach fehl. Wird gem. 83 ZPO. 
verfahren, ſo läßt ſich die Meinung vertreten, den vollen Betrag 
der Forderung als Streitwert anzunehmen, ſo daß im Ergebnis ein 
Unterſchied zur Ermittlung nach 86 ZPO. nicht bliebe. Wenn das 
BeſchwGG. nur die Hälfte der Forderung als Streitwert annimmt, fo 
liegt dem die Erwägung zugrunde, daß Arreſt und Verfügung nur 
vorläufige Sicherungen bezwecken und im beſonderen nicht Entfch. er⸗ 
möglichen, die der inneren Rechtskraft fähig ſind. Für eine noch ge⸗ 


Zu 3. Der Entſch. des LG. iſt in vollem Umfang zuzuſtimmen. 

1. Die Frage, nach welcher Beſtimmung der Streitwert im 
Arreſt⸗ oder EinſtwVerf.⸗Verfahren feſtzuſetzen ift, iſt in der Nipr. 
lebhaft umſtritten (vgl. die Zuſammenſtellung bei Seuffert⸗ 
Walsmann, 3PO. 86 Anm. 3). Während beiſpielsweiſe noch in 
füngfter Zeit das OSG. Köln in jedem Falle den Betrag der zu 
ſichernden Forderung maßgebend ſein läßt (Beſchl. v. 10. Aug. 1933: 
Rhein WeſtfAnwl. 1933, 143), vertritt das OLG. Hamm in einer 
demnächſt zu veröffentlichenden Entſch. ebenfalls aus dieſem Jahre 
den Standpunkt, daß der Streitwert gem. 83 ZPO. nach freiem 
richterlichen Ermeſſen zu ſchätzen iſt. M. E. verdient die letzte, auch 
vom LG. Dresden in der vorl. Entſch. befolgte Meinung den Vorzug. 
Es iſt nur logiſch, daß das vorläufige, lediglich auf Sicherung ge⸗ 
richtete Arreſt⸗ bzw. EinſtwVerf.⸗Verfahren nicht den gleichen Wert 
haben kann wie der endgültig entſcheidende Hauptprozeß, es ſei denn, 
daß etwa eine EinſtwVerf. nicht auf Sicherung, ſondern unmittelbar 
auf Zahlung gerichtet iſt. Die Gegner müßten auch konſequenterweiſe 
ſtets feſtſtellen, welchen Erfolg die Vollziehung des Arreſtes oder der 
EinſtwVerf. gehabt hat. Denn wenn die gepfändeten Werte geringer 
wären als der Betrag der zu ſichernden Forderung, ſo müßte der 
Streitwert ebenfalls entſprechend niedriger fein (8 6 letzter Satz ZPO.). 
Das aber gäbe eine unerträgliche Unſicherheit. 

2. Die Ausführungen des LG. Dresden darüber, daß der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat keinen allgemeinen Grundſatz kennt, nach dem der 
wirtſchaftlich Schwächere immer und überall mit jedem noch ſo ent⸗ 
legenen Mittel zu ſchützen ſei, verdienen vollen Beifall. Es handelte 
ſich bei der zur Entſcheidung ſtehenden Beſchwerde um einen der leider 
heute häufiger auftretenden Verſuche, aus den hohen und idcaliſtiſchen 
Grundſäßzen des neuen Staates für private Zwecke Nutzen zu ziehen. 
Denn anders läßt ſich der Verſuch, mit dem Grundſatz des Schutzes 
des wirtſchaftlich Schwächeren auf die Streitwertfeſtſezung einzuwirken, 
nicht kennzeichnen. Mit dem zu allen Zeiten ausgefochtenen großen 
Kampf um die erhabenen Grundſätze des Rechts hat das wirklich nichts 
zu tun. 

3. Die ZPO. erklärt in § 91 die Koſten eines RA. der ob⸗ 
ſiegenden Partei ſtets für erſtattungsfähig ohne Rückſicht darauf, ob 
die Partei ſelbſt rechtskundig iſt bzw. rechtskundige Angeſtellte hat 
oder nicht. Das hat auch ſeinen guten Grund. Denn auch einer rechts⸗ 
kundigen Partei fehlt die Erfahrung des Auftretens vor Gericht, die 
perſönliche Einſtellung zu den Richtern, die Übung in den mehr tech⸗ 
niſchen Vorgängen des Prozeſſes und die größere fachliche Objektivi⸗ 
tät des an einem Prozeß perſönlich nicht intereſſierten Anwalts. Um 
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ringere Feſtſetzung des Streitwertes liegt jedoch in der Regel kein 
Anlaß vor. Auch das Beſchwerdevorbringen hat für den vorl. Fall 
nicht beſondere Umſtände dargetan, die zu geringerer Feſtſetzung 
führen könnten. Denn die Beſchw. irrt grundſätzlich in der Wertung 
der Bedeutung der von ihr vorgebrachten Tatſachen. 

Einen beſonderen Gefichtspunkt im Beſchwerdevorbringen ſtellt 
der Hinweis auf die nationalſozialiſtiſche Rechtsauffaſſung dar: Deren 
hier maßgebliche Leitſätze ſeien gerichtet auf den Schutz des Schwächeren, 
deſſen Exiſtenz unter allen Umſtänden erhalten werden müſſe, und 
auf die Beachtung der Vorſchriften über Treu und Glauben, die der 
Antragſtellerin, einer rechtskundigen Firma, die Betrauung eines 
Anwalts hätten verbieten müſſen. Grundſatzlich iſt die Möglichkeit ge⸗ 
geben, allgemeine Rechtsſätze zu beachten, mögen ſie von vornherein 
allgemein gehalten oder aus Sondervorſchriften abgeleitet ſein; dieſe 
Möglichkeit beſteht ſogar nicht nur innerhalb des bürgerlichen und 
auf die Verfolgung bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten gerichteten Ver⸗ 
fahrensrechtes, ſondern im geſamten Gebiete des Rechtes überhaupt; ſo 
hat das RG. die Rechtsgedanken von §8 134, 138, 276, 278, 618 BGB. 
und ſogar bürgerlich⸗rechtliche Anfechtungsgeſichtspunkte für Rechts⸗ 
verhältniſſe des öffentlichen Rechtes für anwendbar erklärt. Dieſer 
Teil des Beſchwerdevorbringens ſcheitert aber daran, daß es die darin 
behaupteten Leitſätze in dieſer Form nicht gibt, weder als allgemein 
moraliſche oder auch nur logiſche noch als ſolche des nationalſozia⸗ 
Iiſtiſchen Staates. Schwäche kann auch auf Verſchulden beruhen, kann 
ihren Anlaß haben im Mißglücken eines geſchäftlichen Wagniſſes. 
Schwäche allein bietet nicht Anlaß zu irgendeiner Schonung. Wo Treu 
und Glauben herrſcht, verbietet ſich eine ſolch einſeitige Einſtellung 
ohne weiteres. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat in einer, im be⸗ 
ſonderen dem Rechtskundigen völlig eindeutigen, Form erklärt, daß 
er ſolche Auffaſſung ablehnt. In §8 5 Abſ. 3, 18 Abſ. 2 VO. v. 
26. Mai 1933 iſt durch den Begriff der Unverhältnismäßigkeit es 
den Gerichten zur Pflicht gemacht, die Belange aller Beteiligten zu 
beachten. Im Sinne der Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates 
gibt es keinesfalls eine unter allen Umſtänden geltende Exiſtenz⸗ 
ſicherung, ſondern kann im einzelnen Falle, wenn die Abwägung der 
Belange aller Beteiligten dies gerecht erſcheinen läßt, auch eine Exiſtenz 
völlig vernichtet werden. Die große Linie in der Einſtellung des 
nationalſozialiſtiſchen Staates, wie ſie ſich in den geſetzgeberiſchen 
Außerungen der verſchiedenen Gebiete zeigt, tritt auch hier zutage: 
Nicht der Schwache, nicht das Schwächere an ſich, ſondern der Wert 
iſt zu erhalten. Gerade weil der nationalſozialiſtiſche Staat den 


dieſer Vorteile willen und um nicht mehr Zeit zu verlieren als nötig, 
ſoll auch die rechtskundige Partei ſich eines Anwalts bedienen dürfen. 
Das iſt keineswegs unſozial, da nicht alle Rechtskundigen wirtſchaft⸗ 
lich ſtark ſind, und umgekehrt einer armen Partei, deren Rechts⸗ 
verfolgung Ausſicht auf Erfolg hat, Anſpruch auf Beiordnung eines 
Armenanwalts gegeben iſt. 

4, Die Entſch. regt endlich zum Nachdenken darüber an, ob 
nicht die Regelung der Koſtenlaſt ſelbſt in Fällen wie dem vorliegen⸗ 
den einer Anderung bedarf. Der Erlaß eines Arreſtes oder einer 
EinſtwVerf. ſetzt grundſäglich eine Gefährdung des zu ſichernden An⸗ 
ſpruchs voraus. Dazu reichen ſchlechte Vermögensverhältniſſe des 
Schuldners allein nach allgemeiner Anſicht nicht aus. Es müſſen viel⸗ 
mehr beſondere Umſtände hinzutreten, aus denen der Schluß zu ziehen 
iſt, daß die künftige Vollſtreckung gefährdet iſt. Dabei wird in der 
Regel das Verhalten des Schuldners von ausſchlaggebender Bedeutung 
ſein. In der weitaus größten Mehrzahl der Fälle wird ein Arreſt 
oder eine EinſtwVerf. (von Unterhaltszahlungen abgeſehen) deshalb 
angeordnet bzw. beſtätigt, weil der Schuldner ſonſt ſein Vermögen der 
Vollſtreckung entziehen würde. Hier braucht ſich der Schuldner nicht 
zu beklagen, wenn er mit den Koſten des Sicherungsverfahrens be⸗ 
laſtet wird. Anders kann aber die Sachlage ſein, wenn im Wege der 
EinſtwVerf. eine Vormerkung oder ein Widerſpruch eingetragen wer⸗ 
den ſoll. Dazu bedarf es nach den 88 885 Abſ. 1 Satz 2 und 899 
Abſ. 2 Satz 2 BGB. keiner Glaubhaftmachung einer beſonderen Ge⸗ 
fährdung des zu ſichernden Anſpruchs. Die Gefahrdung beſteht hier 
vielmehr ohne weiteres ſchon infolge des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs. Sie braucht auch gar nicht etwa immer in einem un⸗ 
redlichen Verhalten des Schuldners ihren Grund zu haben. So wird 
beiſpielsweiſe die Eintragung einer Vormerkung ſehr oft deshalb not⸗ 
wendig ſein, um zu verhindern, daß andere Gläubiger den Vorrang 
erhalten, ohne daß dem Schuldner ſelbſt auch nur im geringſten der 
Vorwurf unredlichen Verhaltens gemacht werden könnte. In ſolchen 
Fällen kann es dann unter Umſtänden der Billigkeit entſprechen, 
die Koſten des Sicherungsverfahrens nicht dem Schuldner allein auf⸗ 
zuerlegen, ſondern ſie zwiſchen beiden Parteien angemeſſen zu ver⸗ 
teilen oder gar den Gläubiger die Koſten ganz tragen zu laſſen. Ohne 
poſitive geſetzliche Regelung iſt das aber natürlich nicht möglich. Es 
ſind ja in letzter Zeit wiederholt Beſtrebungen hervorgetreten, die auf 
eine gerechtere Regelung der Prozeßkoſtenlaſt — ſo vor allem für 
Interbentionsprozeſſe — gerichtet find. Vielleicht könnte auch die 
hier aufgeworfene Frage dabei erledigt werden. 

RA. Dr. Bartels, Bochum. 
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Schuldnerſchutz zum Gegenſtande feiner Entſchließung gemacht und 
gerade weil er hierbei eindeutig und klar umgrenzte Formulierungen 
gebracht hat, gerade deshalb wäre es vielmehr ein Verſtoß gegen die 
Ordnung des neuen Staates, wenn das BeſchwG. ſich zur Anerkennung 
irgendeines von einem Prozeßbeteiligten um ſeiner ſelbſt willen auf⸗ 
geſtellten angeblichen allgemeinen Sages herbeiließe. Das wäre „ein 
Affront“ gegen den nationalſozialiſtiſchen Staat, vor dem die Bei. 
das Gericht warnen zu dürfen glaubt. Die geſetzlichen Beſtimmungen, 
die für die vorliegende Frage entſcheidend ſind, hat der Geſetzgeber 
nicht geändert. Die Streitwertfeſtſezung hat ihre Bedeutung für alle 
Beteiligten, wie dies ſich im $4 GͤcG. und § 12 NAGED. zeigt. 
Sollten die Verhältniſſe der Beteiligten inſoweit anders geregelt wer⸗ 
den, ſo hätte der Geſetzgeber dies zum Ausdruck gebracht. Ohne die 
Andeutung irgendeines Anhaltes ſtellt ſich im beſonderen die Meinung 
dar, die Betrauung eines Anwaltes könne gegen Treu und Glauben 
im vorl. Falle verſtoßen. Der neue Staat hat keinerlei Geſetz er⸗ 
laſſen, das einen ſolchen Eingriff in die Regelung der Anwaltsſtellung 
rechtfertigte. Zudem iſt nicht erſichtlich, was dieſe Frage mit der 
Streitwertfeſtſetzung zu tun haben ſoll. Das Beſtreben des BeſchwG., 
aus dieſem Teile des Beſchwerdevorbringens irgendeinen ſachlich ver⸗ 
wertbaren Gedanken zu ermitteln, iſt alſo ohne Erfolg geblieben. 
(LG. Dresden, Beſchl. v. 10. Okt. 1933, 12 BC 1531/33.) 


Ber. von LER. Dr. Rudolf Scheld, Dresden. 
* 


4. 8114 38PO.; 8 11 Kap. I Teil 6 VO. v. 6. Aug. 1931. 


I. Durch Pfändung und Überweiſung der Klageforde— 
rung verliert der Kl. nicht das Recht, den Prozeß weiter 
im Armenrecht zu führen, weil er auch weiterhin noch In- 
haber der Forderung bleibt und die Vorausſetzungen für 
die Beibehaltung des Armenrechts ſich materiell auch jetzt 
noch nach ſeiner Perſon richten. 

II. Die Beanſpruchung des Armenrechts nach Pfändung 
und Überweiſung der Klageforderung ſtellt keinen Miß— 
brauch der Beanſpruchung des Armenrechts dar, da der 
Kl. auch nach Pfändung und Überweiſung an der Verwirk⸗ 
lichung des Klaganſpruches das eigene, wirtſchaftliche 
Intereſſe hat, von ſeiner Schuld gegenüber dem Gläu⸗ 
biger befreit zu werden. Ob ein Mißbrauch der Beſtim⸗ 
mungen über das Armenrecht vorliegt, kann nur aus der 
en deſſen beurteilt werden, der das Armenrecht be- 
gehrt. 

Das AG. hat dem Kl. das Armenrecht entzogen, weil der Kl. 
nach Pfändung und Überweiſung eines Teiles der Klageforderung im 
Laufe des Rechtsſtreits nur noch ein fremdes Recht kraft Ermächti⸗ 
gung zur Prozeßführung einklage, die Vorausſetzungen für die Bewilli⸗ 
gung des Armenrechtes aber auch in der Perſon des materiell Be⸗ 
rechtigten vorhanden ſein müßten. Hiergegen iſt zunächſt zu ſagen, daß 
zwar die Abtretung dem Dritten das volle Recht verſchafft, nicht 
aber die Pfändung und Überweiſung. Auch nach der Pfändung und 
Überweiſung iſt Inhaber der Forderung der Schuldner, alſo der Kl.: 
gerade umgekehrt hat der Vollſtreckungsgläubiger nur die Berechti⸗ 
gung zur Einziehung, wenn ſchon zum Zwecke ſeiner Befriedigung 
(fo die ſtändige Rſpr., vgl. RG. 83, 118 1); 77, 145 2). 

Der Beſchluß des AG. kann ſich auch nicht darauf ſtützen, daß 
die Rechtsverfolgung des Kl. mutwillig ſei oder keine Ausſicht auf 
Erfolg biete ($ 114 ZPO., Teil 6 Kap. 1, § 11 VO. v. 6. Okt. 1931). 
Er entnimmt feine Berechtigung dem in der Rſpr. anerkannten 
Grundſatz, daß das Armenrecht nach allgemeinen Grundſätzen auch 
dann nicht zu gewähren iſt, wenn ſeine Beanſpruchung als Miß⸗ 
brauch der Beſt. der ZPO. über das Armenrecht erſcheint. Als 
hierher gehörig werden gewöhnlich die Fälle bezeichnet, in denen das 
Recht, zu deſſen Verfolgung das Armenrecht nachgeſucht wird, nur der 
Form, nicht auch der Sache nach dem zuſteht, der klagen will (vgl. 
Breslau: Seuff Arch. 51 Nr. 137; Stuttgart: Seuff Arch. 54 Nr. 250; 
LG. Görlitz: JW. 1930, 15287; Richter: Gruch. 60, 781/83). 
Dieſe Formulierung mag in der Regel zur Erzielung angemeſſener 
Ergebniſſe ausreichen. Sie iſt aber zu weit, inſofern ſie Anwendung 
zuläßt auch auf Fälle, für die ſie nach dem ihr zugrunde liegenden 
Gedanken nicht paßt. Dieſer Gedanke iſt, daß der, deſſen wirtſchaft⸗ 
liches Intereſſe mit dem Rechtsſtreit verfolgt wird, auch das wirt⸗ 
ſchaftliche Riſiko tragen ſoll. Von einem Mißbrauch der Beſt. des 
Armenrechtes kann ſonach nicht geſprochen werden, wenn der Kl. an 
der Verwirklichung des Klaganſpruchs ein eigenes wirtſchaftliches In⸗ 
tereſſe hat. Die Frage iſt mithin, ob der Kl., wenn im Laufe des 
Rechtsſtreits eine Abtretung oder Pfändung und Überweiſung des 
Klaganſpruchs erfolgen, das wirtſchaftliche Intereſſe an der Durch⸗ 
führung des Rechtsſtreites verliert. Dieſe Frage iſt zu verneinen. In 
der Rſpr. iſt allerdings auch die gegenteilige Meinung vertreten wor⸗ 
den (vgl. Kiel: Seuff Arch. 68 Nr. 134; Dresden: DRZ. 1932 
Nr. 654 und JW. 1933, 552 40): dieſer Meinung vermag das Ve⸗ 


1) JW. 1913, 47. 2) JW. 1912, 34. 


ſchwerdegericht indeſſen nicht beizutreten. Der Kl. behält in dieſen 
Fällen das Intereſſe, von ſeiner Schuld gegenüber ſeinem Gläubiger 
befreit zu werden: auch die Abtretung wird, mindeſtens regelmäßig, 
erfolgt ſein, um einem Gläubiger (erfüllungshalber) Befriedigung zu 
gewähren. Gerade das eigene Intereſſe und Recht des Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldners an dem Beſtehen der Forderung und an der Befriedigung 
ſeines Gläubigers iſt es übrigens auch, das die Rſpr. durch Zur 
laſſung eigener Klage des Vollſtreckungsſchuldners auf Feſtſtellung 
oder auf Zahlung an den Vollſtreckungsgläubiger als berechtigt und 
ſchutzwürdig ande hat (vgl. RG. 83, 118/19 )). Dieſes Intereſſe' 
will übrigens auch die Entſch. des OLG. Dresden: Dot. 1932 
Nr. 654 berückſichtigen, fie will es aber angeſichts der dargelegten 
Vermögensloſigkeit der armen Partei nicht als beſonders ſchutzwürdig 
anſehen. Eine ſolche mindere Schutzwürdigkeit würde den Kl., der 
das Armenrecht nachſucht, aber noch nicht ohne weiteres mit dem Vor⸗ 
wurf belaſten, die Belt. über das Armenrecht mißbräuchlich auszu⸗ 
nützen. Hiervon abgeſehen geht es aber überhaupt nicht an, die In⸗ 
tereſſen einer armen Partei an der Befriedigung eines Gläubigers 
aus dem Grunde ihrer Armut als nicht beſonders ſchutzwürdig zu 
bezeichnen: die arme Partei hat an der Befriedigung ihrer Gläubiger 
kein geringeres Intereſſe als eine bemittelte Partei. Die Gegen⸗ 
meinung müßte folgerichtig einer armen und mit Schulden belaſteten 
Partei von vornherein das Armenrecht in der Erwägung verſagen, 
daß die arme Partei kein ſchutzwürdiges Intereſſe verfolge, weil ein 
Erfolg im Rechtsſtreit bei (zunächſt zu unterſtellendem) redlichen Ver⸗ 
halten fie nur oder hauptſachlich zur Deckung von Schulden ver 
anlaſſen könnte, ihr alſo eine Vermehrung ihres Aktivvermögens 
nicht bringen würde. Solche Ergebniſſe find unannehmbar. Sie ent⸗ 
ſprechen auch nicht der wirtſchaftlichen Moral; das Intereſſe, einen 
Gläubiger zu befriedigen, muß eher höher, kann jedenfalls nicht ge⸗ 
ringer bewertet werden als das Intereſſe, den wirtſchaftlichen Vorkeil 
aus dem Obſiegen im Rechtsſtreit unmittelbar — nicht nur mittelbar 
durch Freiwerden von Schulden — ſelbſt zu erlangen. Die vom OLG. 
Dresden zur Begründung ſeiner Auffaſſung noch angeführte gegen⸗ 
wärtige wirtſchaftliche Notlage des Staates mag zu beſonders ſcharfer 
Prüfung der Vorausſetzungen für die Bewilligung des Armenrechts 
verpflichten; ſie berechtigt indeſſen nicht, von einem Mißbrauch der 
Beſt. der ZPO. über das Armenrecht in Fallen zu ſprechen, in denen 
eine Partei berechtigte wirtſchaftliche Intereſſen klageweiſe ver⸗ 
folgen will. 

Gegen die hier vertretene Meinung läßt ſich endlich auch nicht 
ſagen, daß der Dritte, (Abtretungs⸗ bzw. Pfändungs⸗) Gläubiger, da 
er das Hauptintereſſe an der weiteren Durchführung des Rechtsſtreites 
habe, den Rechtsſtreit auch finanzieren müſſe und den Schaden ſelbſt 
zu tragen habe, wenn er das nicht tue. Ob ein Mißbrauch der Belt. 
über das Armenrecht vorliegt, kann nur aus der Perſon desjenigen 
beurteilt werden, der das Armenrecht begehrt. Die Gegenmeinung 
führt übrigens auch praktiſch zu unannehmbaren Ergebniſſen. Der 
Gläubiger des Kl. wird in vielen Fällen keine Neigung haben, noch 
Koſten aufzuwenden, um für ſeine (vielleicht ſchon unſichere) Forde⸗ 
rung gegen den Kl. Deckung aus einer im Prozeß befangenen, alſo 
nicht anerkannten und zweifelhaften Forderung ſeines Schuldners 
(des Kl.) zu ſuchen. Ein Rechtsanſpruch auf Gewährung der Mittel 
zur Prozeßführung ſteht dem Kl. gegen den Gläubiger in den hier ber 
handelten Fällen (anders vielleicht bei einer Abtretung zur Ein⸗ 
ziehung und in ähnlichen Fällen) nicht zu. Der Kl. kann ſeinem 
Gläubiger auch nicht zur weiteren Prozeßführung nötigen, abgeſehen 
davon, daß zum Eintritt des Gläubigers in den Rechtsſtreit die Zu⸗ 
ſtimmung des Prozeßgegners nötig wäre (§ 265 Abſ. 2 Satz 2 3 PO.) 
Das Ergebnis würde mithin in vielen Fallen ſein, daß die Klage, 
da dem Kl. zu ihrer weiteren Durchführung die Mittel fehlen, aus 
formellen Gründen der Abweiſung verfällt. Das mag zum Nachteil 
des dritten Gläubigers ſein, bedeutet aber in jedem Falle auch eine 
ſchwere Schädigung der wirtſchaftlichen Intereſſen des Kl. ſelbſt, die 
nicht gerechtfertigt werden kann, weil der Kl. ſie ohne Prüfung der 
materiellen Berechtigung ſeines Anſpruchs in Kauf nehmen muß. 

(LG. Dresden, 14. ZR., Beſchl. v. 13. Okt. 1933, 14 BC 120/83.) 
Eingeſ. von RA. Hans Vocke, Dresden. 
* 
Hamburg. 

5. Kündigungs. v. 7. April 1933. Die Kündigung 
nach dem genannten Geſetz iſt auch zuläſſig, wenn Mieter 
eine Anwalts ſozietät aus einem ariſchen und einem aus- 
geſchloſſenen nichtariſchen Anwalt ij. +) 

Im übrigen iſt auch ſachlich das BG. der Auffaſſung, daß die 
Kündigung auch dann zuläſſig war, wenn nur bei einem der beiden 
Mieter die Vorausſetzungen des Berufsbeamten⸗ oder Anwaltsgeſetzes 
vorgelegen haben. Das BG. iſt zwar grundjäglich auch der alten herr⸗ 
ſchenden Anſicht, daß Geſamtſchuldverhältniſſe in der Regel auch dann 


3) JW. 1913, 47. 


Zu 5. Ebenſo der Beſchl. v. 15. Sept. 1933 (Z Bf XII 601/33) 
der gleichen Mietkammer, die für Hamburg oberſte Inſtanz iſt. 
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für die übrigen Schuldner weiterlaufen, wenn bei einem Schuldner 
Umſtände eingetreten ſind, die ihn zu einer außerordentlichen Kün⸗ 
digung berechtigen. Es darf aber nicht überſehen werden, daß es ſich 
bei den hier in Frage kommenden Geſetzen um Sonderregelungen für 
ganz beſondere Fälle handelt, die nicht mit den allgemeinen Maß⸗ 
ſtäben gemeſſen werden können. Es iſt hierbei auf den Zweck dieſer 
geſetzlichen Beſt. zurückzugehen, der darin beſteht, zu verhindern, daß 
bei den durch die Berufsbeamten⸗ und Anwaltsgeſetze Betroffenen 
wirtſchaftliche Schwierigkeiten entſtehen. Bereits das BGB. kennt 
ſchon die Sonderregelung für den verſetzten Beamten, dem es ein 
beſonderes Kündigungsrecht für dieſen Fall gegeben hat. Hinſichtlich 
dieſer Beſt. hat auch das BG. erſt Kürzlich entſchieden, daß bei ſinn⸗ 
gemäßer Anwendung dieſer Beſt. nicht nur der verſetzte Beamte für 
ſich allein das Kündigungsrecht erhält, ſondern auch deſſen Ehefrau, 
mag ſie auch Mitmieterin geworden ſein. Der Sinn der Beſt. geht 
eben dahin, daß derjenige, der im Intereſſe der Allgemeinheit ſeinen 
Wohnſitz verlaſſen muß, nicht zu ſehr durch die Bindung an einen 
längeren Vertrag geſchädigt werden ſoll. Dieſer Zweck würde aber 
dann vereitelt werden, wenn es dem Vermieter gelänge, auf dem 
Umwege über die Haftung der Ehefrau praktiſch den Beamten am 
Vertrage feſtzuhalten. Ein Gleiches muß aber auch für dieſes Sonder⸗ 
geſetz gelten. Ohne weiteres läßt ſich der eben entwickelte Grundſatz 
übertragen auf die Fälle, wo die Ehefrau mit gemietet hat. An⸗ 
geſichts deſſen nun, daß das Anwalts. im 86 ſelbſt ausſpricht, 
daß das BerufsbeamtenG. entſprechende Anwendung auch für den 
Fall der Löſchung eines Anwalts finden ſoll, beſtehen keine Bedenken, 
ähnliche Grundſätze für den Fall einer Anwaltsſozietät anzuwenden. 
Auch hier würde, wenn man den anderen Anwalt am Vertrage feſt⸗ 
halten würde, mittelbar wiederum der ausgeſchloſſene Anwalt mit⸗ 
getroffen werden, da dieſer im Innenverhältnis möglicherweiſe 
weiter verpflichtet bleibt. Es könnte ſich daher nur noch darum 
handeln, zu unterſuchen, ob etwa der verbleibende Anwalt wirt⸗ 
ſchaftlich ohnehin das Übergewicht gehabt hat. Dafür liegt aber im 
vorl. Falle nichts vor. 
(SG. Hamburg, Urt. v. 26. Okt. 1933, Z Bf XII 545/33.) 
Eingeſ. von RA. Dr. Kai Neckels, Hamburg. 
*. 
Hanau. 


6. 88 1 ff. VO. v. 14. Febr. 1933. Der Begriff „land- 
wirtſchaftliches Grundſtück“ ſetzt nicht voraus, daß der 
Eigentümer einen landwirtſchaftlichen Betrieb hat. 

Es handelt ſich um die Zwangsverſteigerung einer dem Schuldner 
gehörigen Wieſe. Das AG. hat gem. §§ 5 und 6 VO. über Maß⸗ 
nahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung v. 26. Mai 1933 
entſchieden, daß das Verfahren nicht einzuſtellen ſei. Es hat ſich 
dabei auf den Standpunkt geſtellt, daß der landwirtſchaftliche 
Vollſtreckungsſchutz dem Schuldner deshalb nicht zuſtatten kommen 
könne, weil der Beſitz von Wieſen und deren Aberntung zum Unter⸗ 
halt von Händlervieh nicht zum Inhaber eines landwirtſchaftlichen 
Betriebs mache. Der Schuldner hat ſich darauf berufen, daß er ſeit 
dem 1. Jan. 1933 keinen Viehhandel mehr betreibe und nur noch von 
der Landwirtſchaft lebe. Die Beſchwerde iſt begründet. 

Nach 8 1 BO. v. 14. Febr. 1933 find ſämtliche Verfahren zum 
Zwecke der Zwangsverſteigerung landwirtſchaftlicher Grundſtücke bis 
zum 31. Okt. 1933 kraft Geſetzes einſtweilen eingeſtellt. Dieſer 
Schutz iſt durch das Geſetz v. 25. Okt. 1933 bis zum 31. Dez. 1933 
verlängert worden. Es kommt nach § 1 BD. lediglich darauf an, ob 
das Grundſtück, in das die Zwangsverſteigerung betrieben wird, ein 
landwirtſchaftliches, d. h. landwirtſchaftlich genutztes iſt, nicht aber 
darauf, ob der Eigentümer des Grundſtücks als Inhaber eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebes anzuſehen iſt. Der Charakter des dem 
Schuldner gehörigen Grundſtücks, einer Wieſe, läßt es nun aber nicht 
zweifelhaft erſcheinen, daß es ſich in der Tat um ein landwirtſchaft⸗ 
liches Grundſtück handelt; es iſt deshalb nicht von Bedeutung, ob 
der Schuldner die dort gewonnenen Erzeugniſſe dazu verwendet, um 
dem Betrieb einer Landwirtſchaft dienendes Vieh zu unterhalten oder 
aber Händlervieh. Das AG. halte keinen Anlaß, auf Grund des 
§ 5 WO. v. 26. Mai 1933, der auf die Zwangsverſteigerung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Grundſtücke keine Anwendung findet, zu prüfen, ob die 
Vorausſetzungen für eine einſtweilige Einſtellung nach dieſer VO. 
gegeben ſeien, es hatte nicht die Befugnis, die Zwangsverſteigerung 
ohne den nach 88 2—4 VD. v. 14. Febr. 1933 erforderlichen Antrag 
des betreibenden Gläubigers vorzeitig fortzuſetzen. 


(Sh. Hanau, 3. IR., Beſchl. v. 31. Oft. 1933, 2 T III 323/33.) 
Ber. von LER. Dr. Fraeb, Hanau. 
EN 
7. 857 Erbhof. Auch ein noch nicht in die Erbhöfe⸗ 
rolle eingetragener Erbhof darf ſeit dem 1. Okt. 1933 nicht 
mehr ohne Genehmigung belaſtet werden. 5 


Wie ſich aus dem Grundbuch ergibt, hat der BeſchwF. ein 
Zu 7. Die Entſch. iſt zweifelsfrei (vgl. Vogels: Dotz. 1933, 
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Grundvermögen von insgeſamt etwa 17 ha. Das reicht zweifellos aus, 
um eine Familie unabhängig vom Markt und der allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftslage zu ernähren und zu kleiden ſowie den Wirtſchaftsablauf 
des Hofes zu erhalten. Sein Beſitz erreicht alſo die Größe einer Acker⸗ 
nahrung und iſt nach 88 2 und 3 RéErbhofcg. als Erbhof zu betrachten. 
Daß die Vorausſetzungen für eine Anwendung des Geſetzes auf ſeinen 
Beſitz an ſich gegeben find, hat der BeſchwF. auch gar nicht beſtritten. 
Er iſt nur der Anſicht, daß ein Hof erſt dann die Eigenſchaft eines 
Erbhofes i. S. des Geſetzes erwerbe, wenn er ausdrücklich dazu er⸗ 
klärt werde. Daß dies aber nicht richtig iſt, zeigt 8 1 des Gef., wo 
von der Notwendigkeit einer derartigen Erklärung nicht die Rede iſt, 
ſondern im Gegenteil hervorgehoben wird, daß die Eintragung in eine 
Erbhöferolle nur rechts erklärende Bedeutung hat und nicht erſt 
einem Anweſen den Charakter eines Erbhofes verleiht. Iſt nun 
aber hiernach der Hof des BeſchwF. als Erbhof anzuſehen, fo iſt auch 
die Eintragung der Grundſchuld zu Recht abgelehnt worden. Nach 
Ab. 11 der Einl. und nach 8 57 des Gef. ift der Erbhof grundſätzlich 
unveräußerlich und unbelaſtbar. Dieſe Belt. iſt wie alle anderen Belt. 
des Erbhof®. nach 8 57 Abſ. 1 am 1. Okt. 1933 in Kraft getreten. 
Es beſtehen keine begründeten Bedenken gegen die Annahme, daß das 
Geſetz zu dieſem Zeitpunkt in ſeiner Geſamtheit wirkſam geworden 
ſei. Zwar iſt in Abſ. 2 des § 57 hinzugefügt, daß das Geſetz Wirkung 
habe für die Erbfälle, die nach dem 1. Okt. eintreten, dieſer Zuſaß 
kann aber nach der Überzeugung des Gerichts nicht den Sinn haben, 
daß das Geſetz nur für Erbfälle gelten ſolle und nur von dem 
Nachlaßrichter zu beachten wäre. Wohl werden, wie der Beihiwf. 
hervorhebt, Ausf Beſt. zu manchen Teilen des Geſetzes, insbeſ. über 
die Einrichtung von Erbhöferollen und über die Anerbengerichtsbar⸗ 
keit, nachfolgen, es läßt ſich aber aus dem Geſetze keineswegs ent⸗ 
nehmen, daß es außer für Erbfälle, entgegen dem Wortlaut von 857 
Abſ. 1, erſt dann wirkſam werden ſolle, wenn AusfBeſt. zu einigen 
Punkten ergangen ſind. Wenn das wirklich dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers entſpräche, dann wäre es, vor allem in der Beſt. über das 
Inkrafttreten des Geſetzes, in irgendeiner Weiſe erkennbar zum Aus⸗ 
druck gekommen. Da das aber nicht der Fall iſt, muß angenommen 
werden, daß das Geſetz in vollem Umfange vom 1. Okt. 1933 ab gilt, 
und in Abſ. 2 des § 57 nur feine Wirkung für alle nach dieſem 
Zeitpunkt eintretenden Erbfälle beſtimmt oder noch einmal beſonders 
hervorgehoben werden ſollte. 

Dieſe Auffaſſung allein wird auch dem Zwecke des Geſetzes ge⸗ 
recht, das den Bauernhof vor Überſchuldung und Zerſplitterung ſchützen 
will. Es läge ganz gewiß nicht im Sinne der dieſem Schutze dienen⸗ 
den Vorſchr., wenn ein Bauer jetzt noch, vor Erlaß der zu erwarten⸗ 
den AusfBeſt., ſeinen Grundbejig veräußern oder belaſten und damit 
in ſeinem Beſtande gefährden könnte. Das Geſetz darf nicht in einer 
Weiſe angewandt werden, die feinen Zwecken zuwiderläuft (8 56); das 
zwingt zu der Auffaſſung, daß ein Erbhof ſeit dem 1. Okt. 1933 nicht 
mehr ohne Genehmigung belaſtet werden kann. 

Wenn der BeſchwF. nun ausführt, daß im vorl. Falle das AG. 
gem. 8 57 Abſ. 2 ſeinem Antrag zum mindeſten deshalb hätte ent» 


693; Hopp: Deutſche Juſtiz 1933, 645), ſie findet ihre Beſtätigung 
auch in § 64 Abſ. 4 der 1. DurchfVO. (Valutierung einer vor dem 
1. Okt. 1933 eingetragenen Hypothek nach dem 1. Okt. 1933). Das 
aus der Faſſung des § 57 Abſ. 2 Erbhof. etwa herzuleitende Be⸗ 
denken entfällt, da 857 Abſ. 2 (nach Vogels, RErbhofG. S. 95) 
„zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen lediglich beſagen will, daß 
die Anſprüche der Verſorgungsberechtigten (88 30, 31) nicht geltend 
gemacht werden können, wenn der Erbfall vor dem 1. Okt. eingetreten 
iſt“. Sogar die DurchfVoO. v. 19. Okt. 1933 hat ſich und insbef. ihrer 
das Erbhof. § 17 ändernden Vorſchrift, wonach auch Höfe im Mit⸗ 
oder Geſamteigentum von Ehegatten Erbhöfe ſind, ab 1. Okt. 1933 
rückwirkende Kraft beigelegt (8$ 62, 69). 

Im entſchiedenen Fall war die notarielle Verhandlung erſt am 
5. Okt., alſo nach Inkrafttreten des Geſetzes aufgenommen; die Ge⸗ 
nehmigung des Anerbengerichts hätte alſo vorbehalten werden müſſen. 
Da ſie nachträglich beſchafft werden kann und rückwirkende Kraft 
hat, wird es namentlich in Fällen, in denen die Belaſtung des Hofes 
noch vor dem 1. Okt. 1933 in Unkenntnis des erſt am 30. Sept. ver⸗ 
öffentlichten Geſetzes vereinbart iſt, der Billigkeit entſprechen, daß das 
GBA. den Eintragungsantrag nicht ablehnt, ſondern den Beteiligten 
eine Zwiſchenfriſt für die Beibringung der Genehmigung gewährt; 
der zu ihrer Erteilung notwendige „wichtige Grund“ (837 Abf. 2 
des Geſ.) wird, da die Beteiligten durch das Geſetz überraſcht ſind, 
regelmäßig gegeben ſein, ebenſo auch ein „beſonderer Grund“, um 
nach 8 52 DurchfVO. von der Erhebung der verhältnismäßig hohen 
Gebühr für das Genehmigungsverfahren abzuſehen. Bei Hypotheken 
(Grundschulden, ift übrigens zu beachten, daß die Erbhofshypothek der 
noch zu regelnden Ablöſung (durch vorausſichtlich niedrig verzinsliche 
Rentenbriefe) unterliegt und nur durch Vollſtreckung in die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe, aber nicht mehr durch Zwangsverſteigerung 
115 F in das Grundſtück beigetrieben werden kann 
(88 38, 59). 

Geh. IR. Dr. Seelmann⸗Eggebert, Berlin. 
349 
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ſprechen müſſen, weil ein wichtiger Grund zur Eintragung einer Be⸗ 
laſtung vorliege, ſo kann er damit ſchon deshalb nicht gehört werden, 
weil nicht die AG. für die Genehmigung einer Belaſtung zujtändig 
ſind, ſondern die nach den SS 40 ff. noch zu bildenden Anerbengerichte 
(837 bi. 2). 
(LG. Hanau, 3. ZR., Beſchl. v. 12. Okt. 1983, 2 T III 218/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Nraeb, Hanau. 


* 
Schneidemühl. 

S. 56 Geſ. zur Regelung land wirtſchaftlicher Schulb⸗ 
verhältniſſe. Eine Verpflichtung zur Übernahme des Amts 
als Entſchulbungsſtelle beſteht nicht. Trotzdem iſt aber 
gegen einen dagegen verſtoßenden Beſchluß des AG. keine 
Beſchwerde gegeben. 

Die Beſchw. iſt unzuläſſig. Das Geſ. zur Regelung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933 (RGBl. 1,331) läßt in 
ſeinem 8 50 ein Rechtsmittel gegen die Entſcheidungen des AG. nur 
zu, wenn dies in dieſem Geſetz vorgeſehen iſt. Im vorl. Falle iſt ein 
derartiges Vorſehen nicht erfolgt. Das AG. hätte vielmehr die Ent- 
ſchuldungsſtelle von vornherein nur mit deren Einverſtändnis beſtellen 
dürfen (vgl. Art. 10 Abſ. 1 der 3. DurchfVO. v. 15. Sept. 1933). 
Zwangsmaßregeln find nicht gegeben (vgl. Harmening⸗ Pätzold, 
Die landwirtſchaftliche Schuldenregelung S. 73 und v. Rozychi, Das 
Gef. zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 
1933, Anm. 3 zu 8 6). Das AG. wird alſo Abhilfe zu ſchaffen haben. 
Für eine Entſch. des LG. iſt nur im vorſtehenden Sinne Raum. 

Da die Sache nicht richtig behandelt worden iſt und insbeſ. der 
Hinweis des AG. anheimgegeben werde, Beſchwerde einzulegen, rechts⸗ 
irrtümlich iſt, die Gerichtsgebühren und Auslagen für den Beſchwerde⸗ 
rechtszug ſomit bei richtiger Behandlung und ausreichender Belehrung 
nicht entſtanden ſein würden, waren die Gebühren und Auslagen 
gem. 8 10 PrGͤKc. niederzuſchlagen. 


(28. Schneidemühl, 3. ZR., Beſchl. v. 16. Nov. 1933, 3 T 910/33.) 
Ber. von LGDir. Lehmann, Berlin. 


* 


9. Ein Nichtlandwirt hat keinen Auſpruch auf Ent⸗ 
ſchildung nach dem Gef. zur Regelung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Schuldverhältniſſe v. 1. Juni 1933. Die Art der 
vorhandenen Schulden kann ein Anhaltspunkt für Perſön⸗ 
lichkeit und Wirtſchaftsweiſe ſein. 

An Perſönlichkeit und Wirtſchaftsweiſe müſſen ſtrenge Anforde⸗ 
rungen geſtellt werden. Das Geſet will den Landwirt und insbeſ. den 
Bauern entſchulden. Ein Nichtlandwirt als Betriebsinhaber wird die 
Entſchuldung nur ausnahmsweiſe beanſpruchen können. Die Allgemein⸗ 
heit iſt nicht dazu da, um einen Nichtlandwirt zu entſchulden, der 
ein Gut z. B. aus ſpekulativen Gründen gekauft hat. Nur der tüch⸗ 
tige Landwirt hat Anſpruch auf Entſchuldung. Die Art der vor⸗ 
handenen Schulden kann einen Anhaltspunkt für die Beurteilung der 
Perſönlichkeit und Wirtſchaftsweiſe des Betriebsinhabers fein. Dieſe 
Grundſätze, die Harmening⸗ Pätzold in ihrem Kommentar: Die 
landwirtſchaftliche Schuldenregelung in Anm. 4 zu $ 3 niedergelegt 
haben, werden vom BeſchwG. in jeder Weiſe gebilligt. 

Der BeſchwF. mag zwar in der letzten Zeit landwirtſchaftliche 
Grundſtücke verwaltet haben. In Wirklichkeit iſt er Schmiedemeiſter. 
Schon die Prüfung dieſer Sache durch das BeſchwG. hat ergeben, daß 
der BeſchwF. durch die von ihm verübten Betrugsfälle zwei Familien 
an den Bettelſtab gebracht hat. Sein betrügeriſches Verhalten hat 
der BeſchwF. fortgeſetzt. (Wird ausgeführt.) Jedenfalls hat auch das 
BeſchwGG. aus den gegen den Antragſteller ſtattgehabten und noch 
ſchwebenden Strafſachen die Überzeugung gewonnen, daß es ſich bei 
ihm um einen völlig unzuverläſſigen Menſchen handelt. Ja, es darf 
ſogar geſagt werden, daß die Handlungsweiſe des Antragſtellers der 
Hochſtapelei zum mindeſten nahekommt. (Wird noch weiter ausgeführt.) 

Hinzukommt, daß der Antragſteller auf ſeinem Grundbeſitz ins⸗ 
geſamt 28 550,25 AM eingetragene Schulden hat und daß ungeſicherte 
Forderungen gegen ihn im Geſamtbetrage von 15 691,35 K. vor⸗ 
handen find. Die ungeſicherten Forderungen ſind zum Teil mit bank- 
üblichen, alſo beſonders hohen Zinſen zu verzinſen. Der Antragſteller 
haftet weiter für Gläubiger ſeiner Ehefrau aus der Zwangsverſteige⸗ 
rung des Grundſtücks, das dieſe in Cz. beſeſſen hat, mit einem Ge⸗ 
ſamtbetrage von 13 300 ,. Weitere Forderungen von insgeſamt 
5129 AM find zweifelhaft bzw. aus der letzten Zeit rückſtändig. 

Die Größe des Grundſtücks in C. beträgt nach dem Grundbuch 
etwa 175 Morgen. Einſchließlich der Gebäude kann dieſer Beſitz in 
heutigen Zeiten und bei den in der Grenzmarh herrſchenden Preiſen 
höchſtens auf 35 000 AH bewertet werden. Vergleicht man mit dem 
Werte des Grundſtücks die vorhandenen Schulden, und wird ferner 
der Umſtand berückſichtigt, daß der Antragſteller in den letzten Jahren 
ſeinen Wohnſitz mehrere Male gewechſelt hat, ſo iſt der Schluß ge⸗ 
boten, daß ſeine Wirtſchaftsweiſe nicht ſo geweſen ſein kann, daß ſie 
die Gewähr zu einer erfolgreichen Durchführung des Entſchuldungs⸗ 
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verfahrens bietet. Strengen Anforderungen werden Perſönlichkeit und 
Wirtſchaftsweiſe überhaupt nicht gerecht. 
(26. Schneidemühl, 3. ZR., Beſchl. v. 16. Nov. 1933, 3 T 862/33.) 
Ber. von LEDir. Lehmann, Berlin. 


Darmſtadt. Sondergericht. 


1. 88 63, 67, 72 RA Gebd; 8 10 VO. über die Bildung 
von Sondergerichten v. 9. Aug. 1932. Für die Verteidigung 
por dem Sondergericht erwächſt dem Verteidiger diejenige 
Gebühr, die ihm nach § 63 RA Geb. für die Verteidigung 
vor dem ſonſt zur Aburteilung im einzelnen Falle be⸗ 
rufenen ordentlichen Gericht erwachſen wäre. f) 

Die Frage, ob vor dem Sondergerichte die erhöhte Gebühr von 
80 KN zuzubilligen ſei, iſt beſtritten. Das KG. ſpricht ſich in feiner 
Entſch. v. 12. Dez. 1932 (JW. 1933, 559) dafür, das OLG. Hamm 
in feiner Entſch. v. 13. Mat 1933 (JW. 1933, 1671) dagegen aus. 
Das Sondergericht hatte ſich früher einmal auf den Standpunkt des 
OLG. Hamm geſtellt, ſchließt ſich aber jetzt den Ausführungen des 
LER. Gaedeke an, die dieſer JW. 1933, 1671 zur Kritik der 
Entſch. des OLG. Hamm macht. Auf die Ausführungen wird verwieſen. 

Für die Verteidigung vor dem Sondergerichte erwächſt daher 
dem Verteidiger diejenige Gebühr, die ihm nach 8 63 RAGebd. für 
die Verteidigung vor dem fonft zur Aburteilung im einzelnen Falle 
berufenen ordentlichen Gerichte erwachſen wäre. 

RA. L. hat nun als Pflichtverteidiger nur Angekl. vertreten, 
welche wegen Landfriedensbruchs angeklagt waren. Dieſe Straftat ge⸗ 
hört nicht zur Zuſtändigkeit des Schwcß. Die Straftaten dieſer Angel. 
ſteht aber in untrennbarem Zuſammenhange mit den Straftaten der⸗ 
jenigen Angekl., welche wegen Totſchlags angeklagt ſind. Infolge⸗ 
deſſen wäre die ganze Strafſache in ihrer Geſamtheit vor dem Schw. 
verhandelt worden, wenn ſie nicht wegen ihrer politiſchen Natur vor 
dem Sondergerichte angeklagt worden wäre. Damit trifft der Ge⸗ 
ſichtspunkt zu, auf den das KG. in der Entf. v. 12. Dez. 1932 be⸗ 
ſonderen Wert legt, die Verteidigung fand ſtatt vor einem Gerichte, 
das einzige Tatſacheninſtanz iſt ebenſo wie RG., OL G., SchwGb. 
Ebenſowenig wie ſtrafrechtlich iſt gebührenrechtlich ein Auseinander⸗ 
reißen der Sache nach den Straftaten der einzelnen Angekl. möglich. 
Wenn alſo die Angelel. L. und J. B. von einem anderen Pflicht⸗ 
verteidiger wären vertreten worden, ſo ginge es nicht an, dieſem Ver⸗ 


Zu 1. Man wird obiger Entſch. nur bedingt beitreten können. 

Es handelt ſich darum, ob im Falle des Zuſammenhangs 
von Strafſachen ſchlechthin nach dem oben im 2. Abſatz ausgeſprochenen, 
meinen Ausführungen in JW. 1933, 167115 entſprechenden Grunb⸗ 
ſatz bei der Bemeſſung der Verteidigergebühren zu verfahren iſt. Man 
wird hierbei — im Gegenſatz zu obigem Standpunkt — doch zwei 
Arten von Fällen unterſcheiden müſſen: 

den Zuſammenhang im techniſchen Sinne des 83 StPO. (eine 
Perſon wird mehrerer Straftaten oder bei einer Straftat werden 
mehrere Perſonen als Täter, Teilnehmer oder Hehler beſchuldigt), oder 

die Verbindungsmöglichkeit des 8 237 EBD. (auch ohne die 
Vorausſetzungen des 8 3 Kann Gericht im Falle eines Zdgammenhangs 
die Verbindung anordnen). 

Iſt die Verbindung erfolgt, dann iſt allerdings die verfahrens⸗ 
rechtliche Behandlung beide Male die gleiche: Für die Dauer der Ver⸗ 
bindung iſt der Straffall, der zur Zuſtändigkeit des Gerichts höherer 
Ordnung gehört, für das Verfahren maßgebend, und zwar auch hin⸗ 
ſichtlich der Rechtsmittel (Löwe⸗Roſenberg, Anm. 1 zu 8 5). 
Auch die Sache niederer Ordnung iſt nunmehr ſo zu behandeln wie 
diejenige, für die das Gericht an ſich zuſtändig iſt. Folgerichtig er⸗ 
greift auch die Notwendigkeit der Verteidigung ſtets die 
geſamten verbundenen Sachen, mag es ſich dabei ſelbſt nur um 
Übertretungen handeln (Löwe-Roſenberg, Anm. 2 zu 8 140). 

Daraus folgt, daß auch die Gebühren der Verteidiger ſich 
nach dieſer erhöhten Zuſtändigkeit richten. 

Kommt die Sache ſo vor das Sondergericht, dann bieten ſich für 
den Fall des — gleichſam notwendigen — Zuſammenhangs nach 83 
keine Schwierigkeiten: Gehört hier eine Sache vor das SchwG., ſo 
wäre eben für alle verbundenen Fälle als ordentliches Gericht das 
Schw. zuſtändig geweſen, weil die nach § 2 angeordnete Verbindung 
auf dem geſetzlichen Zuſammenhangsbegriff beruht, obſchon auch 
hier der Beſchluß des Gerichts ganz in ſeinem Ermeſſen ſteht und 
nur Rückſichten prozeſſualer Zweckmäßigkeit maßgebend find (Römer 
Roſenberg, 4b zu 82 EtPD.). Damit iſt hier alſo für alle ber 
teiligten Verteidiger die erhöhte Gebühr des § 63 NAGEbD. begründet. 

Anders aber bei dem Zuſammenhang des 8 237: Hier iſt der 
Begriff des Zuſammenhangs nicht an beſtimmt abgegrenzte Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft, ſondern im weiteſten Sinne zu verſtehen 
(Löwe⸗Roſenberg, 2a zu 8 237: ſchon Identität der Beweis⸗ 
mittel genügt!). Iſt auf dieſe Weiſe eine Mehrheit von Strafſachen 
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teidiger die erhöhte Gebühr zuzubilligen, während RA. L. nur die 
gewöhnliche Gebühr erhielt. Man würde ſonſt in derſelben Strafſache 
Verteidiger zweierlei Art haben, ſolche, die Angekl. mit ſchweren Straf⸗ 
taten vertreten und die erhöhte Gebühr beziehen, und ſolche, welche 
Angel. mit leichten Straftaten vertreten und die niedere Gebühr be⸗ 
ziehen, alſo gleichſam Verteidiger erſter und zweiter Klaſſe. Das iſt 
nicht die Abſicht des Geſetzes. Deshalb muß, wenn einmal feſtſteht, 
daß bei dem Sondergerichte in gewiſſen Sachen die erhöhte Gebühr 
fällig wird, allen Verteidigern, die in einer ſolchen Sache tätig ſind, 
auch die erhöhte Gebühr zugebilligt werden, einerlei ob gerade ſie 
Straftaten verteidigen, die zur Zuſtändigkeit des Schw. gehören. 
Das vereinbarte Privathonorar hat mit der Gebühr, welche der 
Pflichtverteidiger als ſolche erhält, nichts zu tun. Eine Aufrechnung 
findet nicht ſtatt. 
(Heſſ. Sondergericht Darmſtadt, Beſchl. v. 23. Okt. 1933, SL 4/33.) 
Eingeſ. von RA. Erwin Löhlein, Darmſtadt. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 88 76, 63, 64 HG B. Abzug vom Lehrlingslohn für 
die durch Schulbefuch ausgefallene Arbeitszeit iſt im Han⸗ 
dels gewerbe mangels tariflicher oder einzelvertraglicher 
Beſtimmung nicht zuläſſig, entſpricht auch nicht allge- 
meiner Übung. f) 

Die minderjährige Kl. iſt kaufmänniſcher Lehrling bei der Bekl. 
Sie erhält während der Lehrzeit Entgelt nach den Beſtimmungen des 
Tarifes des Vereins der Färbereien und chemiſchen Waſchanſtalten 
Groß⸗Berlins. Nach § 6 des Vertrages war ſie verpflichtet, die Fort⸗ 
bildungsſchule (Fachſchule) zu beſuchen, und der Lehrherr verpflichtet, 
ihr die zum Beſuche der Schule erforderliche Zeit zu gewähren und 
fie zum regelmäßigen und pünktlichen Schulbeſuch anzuhalten. 

Die Frage, ob die Kl. ſich nach den Beſtimmungen des TarVertr. 
für die durch den Beſuch der Fachſchule verſäumte Arbeitszeit einen 
Abzug von dem tariflichen Entgelt gefallen laſſen muß, hat das BG. 
unter Bezugnahme auf die Entſch. RAG 201/31 v. 22. Jan. 19321) 


vor das Sondergericht gelangt, ſo wird man kaum auch nur mit 
einiger Sicherheit ſagen können, daß die ganze Strafſache in ihrer 
Geſamtheit vor dem Schw. verhandelt worden wäre, wenn fie nicht 
ihrer politiſchen Natur wegen vor dem Sondergericht angeklagt worden 
wäre. Man wird es auch nicht auf den Grad der Wahrſcheinlichtkkeit 
im einzelnen Fall abſtellen können, weil damit eben immer nur ein 
unſicherer Maßſtab gegeben wird. Das iſt aber für die Gebühren⸗ 
berechnung ausgeſchloſſen. Deshalb bleibt nichts anderes übrig, als 
für die Fälle des § 237 StPO. vor dem Sondergericht jede Straftat 
gebührenrechtlich für ſich zu behandeln. 

Die Bedenken des Sondergerichts Darmſtadt, daß man nicht 
in derſelben Strafſache zweierlei Verteidiger haben könne, teile ich 
nicht. Die folgerichtige Durchführung des vom Sondergericht Darm⸗ 
ſtadt anerkannten Grundſatzes des Zurückgehens auf das an ſich zu⸗ 
ſtändige Gericht führt eben auf eine unterſchiedliche Bemeſſung der 
Gebühren der verſchiedenen beteiligten Verteidiger, ohne daß dieſe 
deshalb zu ſolchen erſter und zweiter Klaſſe geſtempelt werden. — 

Beizupflichten iſt der Entſch. darin, daß ein vereinbartes 
Honorar den Gebührenanſpruch des beſtellten Verteidigers an die 
Staatskaſſe, der auf $ 150 StPO. beruht, mangels entſprechender 
geſetzlicher Beſtimmung nicht berührt. 

LG R. Dr. Gaedeke, Berlin. 


Zu 1. Die Frage, ob mit der vereinbarten Lehrlingsvergütung 
nur die wirklich geleiſtete Arbeit des Lehrlings bezahlt oder aber die 
Tätigkeit des Lehrlings ohne Rückſicht auf die ihm für den Schul⸗ 
beſuch zu gewährende Freizeit abgegolten werden ſoll, kann nur dann 
entſtehen, wenn, wie im vorl. Falle, die Vergütung als Arbeits⸗ 
entgelt, nicht aber als Erziehungsbeihilfe angeſehen wird. 
Wo man letzteres nach dem Willen der Vertragsparteien annehmen 
will vol. RArbcö.: JW. 1933, 17884), muß ein Abzug für den 
Schulbeſuch als unzuläſſig angeſehen werden, weil ja die Vergütung 
in dieſem Falle als Beihilfe für den geſamten Tätigkeitskreis des 
Lehrlings, ſoweit er deſſen Ausbildung und Erziehung betrifft, gewährt 
wird, ſo daß ein Abzug für den Schulbeſuch, der in die Ausbildungs⸗ 
tätigkeit des Lehrlings fällt, dem Charakter der als Erziehungs⸗ 
beihilfe gewährten Vergütung entgegenſtünde. 

Mit Recht lehnt das R ArbG. für die Fälle, in denen man die 
Lehrlingsvergütung dem Arbeitsentgelt gleichſtellen will, die Auffaſſung 


1) BenshSamml. 14, 262. 
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bejaht. Es führt aus, es ſchließe ſich der vom RArbcß. mehrfach aus⸗ 
geſprochenen Anſicht an, daß dann, wenn die Regelung des Entgelts 
in dem Lehrvertrage auf den Tar Vertr. Bezug nehme, mangels einer 
anderen Feſtſetzung auch für den Beſuch der Fortbildungsſchule ein 
Abzug vom Lehrlingslohn berechtigt ſei. Ein Unterſchied zwiſchen 
Arbeitslohn und Lehrlingsentſchädigung beſtehe nicht. Indeſſen hat das 
RArbG. bisher keineswegs allgemein ausgeſprochen, daß mangels einer 
anderen Feſtſetzung der Abzug für die den durch Beſuch der Berufs⸗ 
ſchulen verſäumte Arbeitszeit berechtigt ſei. Die bisherigen Entſch. 
beruhen ſtets auf einer Auslegung der jeweils in Frage kommenden 
Tar Vertr. oder der Beſtimmungen eines Lehrvertrages, bei dem tarif⸗ 
liche Beſtimmungen nicht in Frage kamen. Demgemäß iſt in der 
Eutſch. v. 31. Mai 1933, RAG 50/83: BenshSamml. 18, 1872) 
hervorgehoben, ob eine im Lehrvertrag vereinbarte Vergiltung an den 
Lehrling den Charakter eines Arbeitsentgelts habe und daher (z. B. 
bei Kurzarbeit) gekürzt werden könne, ſei eine Frage der Auslegung 
des Vertragswillens der Parteien im Einzelfalle. Soweit es in früheren 
Entſch. bejaht worden ift, iſt es aus Beſtimmungen gefolgert worden, 
die darauf hinwieſen, daß der gewerbliche Lehrling hinſichtlich des 
Ausfalls von Arbeitszeit gerade ſo behandelt werden ſollte wie die 
Gewerbegehilfen, für dieſe aber die Art der Entlohnung oder eine 
tarifliche Klauſel ergab, daß nur die wirklich geleiſtete Arbeitszeit be⸗ 
zahlt werden ſollte. Keineswegs gilt allgemein für gewerbliche Lehr⸗ 
linge der Satz, daß für den durch Schulbeſuch veranlaßten Ausfall von 
Arbeitsſtunden eine Kürzung der Lehrlingsvergütung eintreten milffe, 
vielmehr finden ſich in einigen Tar Vertr. ausdrücklich Beſtimmungen, 
wonach die in die Arbeitszeit fallenden Schulſtunden einſchließlich der 
Schulwege wie Arbeitsſtunden zu bezahlen find (vgl. RArbG. 8, 1523) 
und Urt. RAG 612/28 v. 15. Mai 1929: ArbRſpr. 1929, 285 4)). Wie 
aber die Entſch. v. 31. Mai 1933, RAG 50/33 ergibt, kommt es neben 
dem Inhalt des Tar Vertr. auf die Anſchauung der Kreiſe des Handels⸗ 
gewerbes an. Aus den erwähnten, keinen Handlungslehrling betreffen⸗ 
den Entſch. iſt alſo für einen ſolchen keine Folgerung zu ziehen. Das 
gilt auch von der einen Buchdruckerlehrling betreffenden Entſch. v. 
22. Jan. 1932, RAG 201/32, zumal die Bezüge eines ſolchen Lehr⸗ 
lings nach dem deutſchen Buchdrucker Tar Vertr. in Hundertteilen des 
Lohnes einer beſtimmten Gehilfenklaſſe bemeſſen ſind. In dieſem 
Tar Vertr. ſind außerdem die Fälle, in denen trotz Fehlens bei der 
Arbeit der Lohn verlangt werden kann, angeführt. Arbeitsverſäum⸗ 
niſſe der Lehrlinge infolge von Schulbeſuch ſind nicht genannt. Wenn 
infolgedeſſen für den Buchdruckerlehrling angenommen worden iſt, daß 
er ſich für die durch Schulbeſuch verſäumte Arbeitszeit einen Abzug 


ab, daß Abzüge für die durch den Schulbeſuch verſäumte Zeit im 
Handelsgewerbe allgemein üblich ſeien. Ausſchlaggebend für die Frage 
der Zuläſſigkeit ſolcher Abzüge muß vielmehr ſein, ob die Auslegung 
des Tar Vertr. bzw. des Lehrvertrages ergibt, daß derartige Abzüge 
gewollt find. Auch darin iſt dem RArbG. zuzuſtimmen, daß in dem 
vorl. Falle der ausdrücklichen Hervorhebung der Schulbeſuchspflicht 
des Lehrlings und der Verpflichtung des Lehrherrn, für den Schul⸗ 
beſuch des Lehrlings Sorge zu tragen, neben der Feſtſetzung einer 
monatlichen Pauſchalvergütung im TarVertr. eine beſondere Bedeutung 
beizumeſſen iſt; denn dadurch haben die Vertragſchließenden genügend 
klar zum Ausdruck gebracht, daß eine Vergütung trotz der beſtehenden 
Schulpflicht des Lehrlings und ohne Rückſicht auf die hierfür zu ge⸗ 
währende Freizeit dem Lehrling gegeben werden ſolle. Hätte man 
nur die Vergütung für die wirklich geleiſtete Arbeit des Lehrlings 
gewähren wollen, ſo hätte dies beſonders hervorgehoben werden müſſen. 
Es kann allerdings nicht genügen, wenn nur eine Pauſchalvergütung 
im Tar Vertr. feſtgelegt iſt; denn damit ift noch nicht klar genug zum 
Ausdruck gebracht, daß dieſe Vergütung auch denjenigen Lehrlingen 
in vollem Umfange zugute kommen ſoll, die durch den Schulbeſuch 
Arbeitszeit im Betriebe ihres Lehrherrn verſäumen. Mit Recht weiſt 
das RArbG. in der Entſch. v. 22. Jan. 1932 (BenshSamml. 14, 262) 
darauf hin, daß bei einer tariflichen Regelung der Lehrlingsvergütung 
die Vertragſchließenden nicht ſchlechthin die Schulbeſuchspflicht der 
Lehrlinge vorausſetzen; denn nicht alle Lehrlinge ſind zum Schulbeſuch 
verpflichtet und nicht alle trifft die Schulbeſuchspflicht während der 
regelmäßigen Arbeitsſtunden des Betriebes in gleichem Umfange. Man 
kann daher keineswegs ſagen, daß bei einer tariflich feſtgelegten 
Pauſchalvergütung für den Lehrling dieſer ohne weiteres die Vergütung 
ohne Abzug für die zum Schulbeſuch verſäumte Zeit verlangen kann. 
Anders muß allerdings die Rechtslage beurteilt werden, wenn im Lehr⸗ 
vertrag eine Pauſchalvergütung ohne beſondere Hervorhebung der 
Schulbeſuchspflicht des Lehrlings feſtgeſetzt wird; denn hier im kon⸗ 
kreten Einzelfall läßt ſich die Schulbeſuchspflicht des Lehrlings bei 
deſſen Einſtellung in den Betrieb des Lehrherrn weitgehend überſehen, 
ſo daß man den Willen des Lehrherrn unterſtellen darf, dem Lehr⸗ 
ling die nach Monaten oder nach Wochen bemeſſene Vergütung ohne 
Rückſicht auf die für den Schulbeſuch verlorene Zeit zu gewähren. 
Was für die nach Monaten oder nach Wochen bemeſſene Ver⸗ 


2) JW. 1933, 1788 4. 


5) JW. 1932, 2465. 4) JW. 1930, 458 48. 
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von feiner Vergütung gefallen laſſen müſſe, fo ergab ſich das aus der 
Tatſache, daß die Lehrlingsvergütung nach Teilen des Gehilfenlohns 
bemeſſen iſt, dent Gehilfenlohn die volle regelmäßige Arbeitszeit zu⸗ 
grunde lag und mithin auch der Lehrling nur bei voller regelmäßiger 
Arbeitszeit die tarifliche Vergütung erhalten konnte. Arbeitsverſäum⸗ 
niſſe konnten ihm daher auch nur in den gleichen Fällen gutgebracht 
werden, in denen es für Gehilfen vorgeſchrieben war. Von den Be⸗ 
ſtimmungen des Buchdrucker Tar Vertr. und denen anderer TarVertr., 
bei denen das RArbGg. für gewerbliche Lehrlinge die Berechtigung 
zum Lohnabzug für die durch Schulbeſuch ausgefallene Arbeitszeit au⸗ 
erkannt hat, unterſcheiden ſich die Beſtimmungen des Tar Vertr. für 
die Färbereien und chemiſchen Waſchanſtalten in Berlin durchaus. In 
ihnen fehlt eine Beziehung des Lehrlingsentgelts zu den Gehältern der 
Gehilfen. Das Entgelt des Handlungsgehilfen und des Handlungs⸗ 
lehrlings iſt zwar nach dem TarVertr. ein „Monatsgehalt“, aber beide 
Vergütungen ſind ſelbſtändig geregelt. Daher geht es nicht an, aus 
einem Vergleich der Lehrlingsvergütung mit den Gehältern der jugend⸗ 
lichen Angeſtellten eine im TarVertr. nicht ausgeſprochene Beziehung 
herſtellen zu wollen. Es kann auch nicht anerkannt werden, daß ein 
ſolcher Abzug im Handelsgewerbe allgemein üblich ſei. Das Rechts⸗ 
verhältnis der Handlungslehrlinge iſt zwar in §§ 76 ff. HGB. ge⸗ 
regelt, jedoch nicht hinſichtlich der Frage, ob und in welchem Aus⸗ 
maße der Lehrling eine Vergütung zu erhalten hat. Immerhin iſt zu 
beachten, daß im Handelsgewerbe ſeit langem der Grundſatz gilt, daß 
der Handlungsgehilfe ein feſtes Monatsgehalt erhält, und daß bei ihm 
ein Gehaltsabzug bei zeitweiliger, nicht erheblicher Verhinderung an 
der Arbeitsleiſtung nicht gemacht zu werden pflegt (vgl. auch 88 63, 
64 HGB.). Bei dieſer Rechtslage iſt jedenfalls dann, wenn — wie 
hier — dem Handlungslehrling eine beſtimmte monatliche Vergütung 
ausgeſetzt und ihm daneben aber ausdrücklich die Verpflichtung auf⸗ 
erlegt iſt, regelmäßig und pünktlich die Fachſchule zu beſuchen, dem 
Lehrherrn aber die Pflicht, dem Lehrling für den Beſuch der Fach⸗ 
ſchule die erforderliche Freizeit zu gewähren und ihn zum regelmäßigen 
und pünktlichen Schulbeſuch anzuhalten, davon auszugehen, daß für 
die durch den Schulbeſuch ausfallenden Arbeitsſtunden ein Abzug von 
der Vergütung nicht gerechtfertigt iſt. Der Abzug wäre nur dann zu⸗ 
läſſig geweſen, wenn dem TarVertr. zu entnehmen wäre, daß er zu 
erfolgen habe. 


(RArbGb., Urt. v. 23. Sept. 1933, RAG 157/33. — Berlin.) 


Berlin. Landesarbeitsgerichte. 


1. 8 11 ArbGG. 

I. Alle Perſonen nicht ariſcher Abſtammung ſind 
grundſätzlich von jeder Mitwirkung in der Rechtspflege 
ausgeſchloſſen. 

II. Die Ausnahmebeſtimmungen, z. B. im ef. zur Wie⸗ 
derherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 
(RG Bl. J 173) und dem Geſ. über die Zulaſſung zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft vom 7. April 1933 (RG Bl. I, 188) dürfen wegen 
ihrer Grundtendenz keine Ausdehnung erfahren. 


III. Verbandsvertreter nicht ariſcher Abſtammung ſind 
von der Vertretung vor den Arbeitsgerichtsbehörden aus— 
geſchloſſen. 

Die nationalſozialiſtiſche Bewegung, in deren Händen die Re⸗ 
gierungsgewalt liegt, will unzweifelhaft alle Perſonen nichtariſcher Ab⸗ 
ſtammung von der Mitwirkung in der Rechtspflege grundſätzlich aus⸗ 
ſchließen. Das ergibt ſich deutlich aus zahlreichen Kundgebungen der 
maßgeblichen Regierungsſtellen und insbeſ. auch aus Erklärungen des 


gütung gilt, trifft nicht ohne weiteres auch auf den Fall einer nach 
den Arbeitsſtunden zu bemeſſenden Vergütung zu. Die nach Monaten 
oder nach Wochen bemeſſene Vergütung zeigt an ſich ſchon den Cha⸗ 
rakter einer Entlohnung für den geſamten Kreis der Tätigkeit des 
Arbeitnehmers innerhalb dieſer beſtimmten Zeit ohne Rückſicht darauf, 
welche Arbeit im einzelnen auch wirklich in dieſer Zeit geleiſtet worden 
iſt. Daher läßt ſich aus der Vereinbarung einer ſolchen Vergütung 
leichter ſchließen, daß die Vertragſchließenden Abzüge von der Ver⸗ 
gütung für den Schulbeſuch nicht gewollt haben. Bei einer nach 
Arbeitsſtunden bemeſſenen Vergütung tritt aber der Zweck, daß der 
Arbeitgeber nach Möglichkeit nur die von ſeinen Arbeitnehmern wirk⸗ 
lich geleiſtete Arbeit entlohnen muß, entſcheidend in den Vordergrund. 
Dieſer Geſichtspunkt greift auch bei der Lehrlingsvergütung Platz, wo 
man dieſe als Arbeitsentgelt betrachtet. Bei einer vereinbarten Ver⸗ 
gütung, die nach den geleiſteten Arbeitsſtunden zu bemeſſen iſt, muß 
man daher regelmäßig den Willen der Vertragſchließenden annehmen, 
daß nur die im Betriebe des Lehrheren verbrilchte Arbeitszeit dem 
Dehrling gutgebracht werden ſoll. 


Prof. Dr. Nipperdey, Köln. 


Reichsjuſtizkommiſſars. Dementſprechend geht der Wille des Geſetz⸗ 
gebers dahin, daß Perſonen nichtariſcher Abſtammung in der Rechts⸗ 
pflege als Beamte nicht tätig ſein ſollen, und ſoweit ſie bereits in 
ihr tätig ſind, in den Ruheſtand zu verſetzen ſind. Ebenſo ſollen Per⸗ 
ſonen, welche nichtariſcher Abſtammung ſind, nicht zur Vertretung in 
Rechtsangelegenheiten als Rechtsanwälte, Patentanwälte uſw. zugelaſſen 
werden und ſoll die Zulaſſung ſolcher Perſonen grundſätzlich zurück⸗ 
genommen werden. Von dieſer grundſätzlichen Regelung ſind aller⸗ 
dings gewiſſe Ausnahmen vorgeſehen. So ſind Beamte, die bereits 
ſeit dem 1. Aug. 1914 Beamte geweſen ſind oder die im Weltkriege 
an der Front für das Deutſche Reich oder für ſeine Verbündeten 
gekämpft haben oder deren Söhne oder Väter im Weltkriege gefallen 
ſind, im Amtsverhältnis zu belaſſen. In entſprechender Weiſe iſt die 
Zulaſſung von Rechtsanwälten, bei denen die gleichen Vorausſetzungen 
vorliegen, nicht zurückzunehmen. Jedoch handelt es ſich hierbei um 
eindeutige Ausnahmebeſtimmungen, welche wegen ihres Ausnahme⸗ 
charakters und im Hinblick auf die Grundtendenz, Perſonen nicht- 
ariſcher Abſtammung von der Rechtspflegetatigkeit auszuſchließen, keine 
Ausdehnung erfahren dürfen. Es ſind daher auch Verbandsvertreter 
nichtariſcher Abſtammung, zu denen unſtreitig der Vertreter des Behl., 
Dr. F., gehört, von der Vertretung vor den Arb GBehörden aus⸗ 
zuſchließen. 

Wenn demgegenüber die Bekl. einwenden, daß dies nicht der 
Wille des Geſetzgebers ſein könne, weil er ſonſt dahingehend Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen hätte, fo iſt darauf zu ſagen: Eine Revolutions⸗ 
geſetzgebung vermag nicht alle Einzelverhältniſſe zu regeln und muß 
es bei vorhandenen Lücken den Gerichten und den ſonſt maßgeblichen 
Stellen überlaſſen, Entſcheidungen zu treffen, die ihren Grundricht⸗ 
linien gerecht werden. Sodann erſchien vielleicht eine geſetzliche Rege⸗ 
lung in der hier fraglichen Richtung deshalb nicht nötig, weil nach 
Bildung der Deutſchen Arbeitsfront es als ausgeſchloſſen zu gelten 
hat, daß von ihr bzw. ihren Unterverbänden Vertreter nichtariſcher 
Abſtammung zu den Arb®Behörden entſandt werden — möglicher⸗ 
weiſe mit Ausnahme ſolcher Vertreter, die die Rechtsangelegenheiten 
von Mitgliedern der in Ausſicht genommenen Verbände nichtariſcher 
Arbeitnehmer zu vertreten haben. 

Daß anderen Vertretern nichtariſcher Abſtammung in bezug auf 
die erwähnten Ausnahmen nicht eine gleiche Behandlung wie den 
rechtsgelehrten Vertretern, Rechtsanwälten uſw. zuteil werden ſoll, 
erhellt u. a. deutlich aus dem Gef. über die Zulaſſung von Steuer⸗ 
beratern v. 6. Mai 1933, in deſſen 8 1 Art. I beſtimmt iſt, daß andere 
Perſonen als Rechtsanwälte oder Notare nichtariſcher Abſtammung 
auch nicht von Fall zu Fall als Bevollmächtigte oder Beiſtände in 
Steuerſachen zugelaſſen werden dürfen. 

Demgemäß iſt der Vertreter Dr. F. vom K.⸗Arbeitgeberverband 
zu Recht von dem Vordergericht als Vertreter zurückgewieſen worden. 

Zu demſelben Ergebnis gelangt man auch, wenn man die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes über die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft v. 
7. April 1933 analog anwenden will. Denn Dr. F. iſt unbeſtritten 
weder Frontkämpfer geweſen noch hat er ſeinen Sohn im Weltkriege 
verloren. Die Vorſchrift über die Unzuläffigkeit der Zurücknahme der 
Zulaſſung von Rechtsanwälten, die bereits am 1. Aug. 1914 zugelaſſen 
waren, erſcheint aber auf Verbandsvertreter nicht anwendbar, weil 
es eine Zulaſſung derartiger Vertreter durch die Juſtizverwaltung nicht 
gibt und 1914 nicht gegeben hat, und mithin eine Prüfung der Ge⸗ 
eignetheit als Vertreter, wie ſie bei Rechtsanwälten ſtattgefunden hat, 
nicht vorgenommen werden konnte. 


(AG. Berlin, 1. K., Beſchl. v. 27. Juli 1933, 101 T 135/33.) 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 


Reichsfinanzhof. 

Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 
Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 1, 5 Abſ. 1 Nr. 6, 8 Abſ. 1 Nr. 8 VerſStG. Die 
Badiſche Verſicherungsanſtalt für Gemeinde- und Körper- 
ſchaftsbeamte iſt ein Verſicherungsunternehmen. Die an⸗ 
geſchloſſenen Körperſchaften ſind die Verſicherungsneh⸗ 
mer; die Arbeitnehmer ſind die Verſicherten. Die Verſiche⸗ 
rungen find Lebens verſicherungen, jedoch nach 88 Abſ. 1 
Nr. 8 ſteuerfrei. f) 

Durch das BadVerſG. für Gemeinde⸗ und Körperſchaftsbeamte 
v. 7. Mai 1929 (GuV Bl. 73) iſt die „Badiſche Verſicherungsanſtalt 


Zu 1. Der RH. gewinnt aus den Einzelvorſchr. und der tat⸗ 
ſachlichen Geſtaltung des bad. Gef. die Feſtſtellung, daß es ſich bei 
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für Gemeinde⸗ und Körperſchaftsbeamte“ begründet worden. Dieſe 
Anſtalt iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts und hat den 
Zweck, Ruhegehalt zu gewähren an Bürgermeiſter, Beamte und An⸗ 
geſtellte von bad. Gemeinden, öffentlichen Anſtalten und öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften, ſowie deren Hinterbliebene zu verſorgen. 

Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen Verſicherungspflicht und frei⸗ 
williger Verſicherung. Der Verſicherungspflicht unterliegen nach 8 8: 
Bürgermeiſter, weiter Beamte und Angeſtellte von Gemeinden und 
anderen Körperſchaften, ſchließlich Angeſtellte von Orts⸗ und In⸗ 
nungskrankenkaſſen uſw. Die „Mitgliedſchaft“ beginnt mit dem Ein⸗ 
tritt in die verſicherungspflichtige Tätigkeit. Zur Anmeldung iſt die 
Anſtellungsgemeinde verpflichtet. Unter Umſtänden kann eine Ge⸗ 
meinde die freiwillige Verſicherung eines Mitglieds fortſetzen. In 
dieſem Falle liegen der Gemeinde die Verpflichtungen ob, die dem 
bisherigen Mitglied bei freiwilliger Fortſetzung der Mitgliedſchaft 
obgelegen hätten. Die Fortſetzung der Verſicherung wirkt nicht zu⸗ 
gunſten des früheren Mitglieds. Vielmehr erhält hierdurch, ſobald der 
Verſicherungsfall eingetreten ſein würde, die Gemeinde von der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt Erſatz bis zur Höhe der ihr nach $27 GemO. noch 
obliegenden Verbindlichkeiten. 

Näher geregelt iſt der Anſpruch auf Ruhegehalt, der den Mit⸗ 
gliedern gegen die Verſicherungsanſtalt zuſteht, ebenſo die Hinter⸗ 
bliebenenverjorgung, nämlich Sterbegehalt ſowie Witwen⸗, Witwer⸗ 
und Waiſenverſorgung (Verſorgungsgehalt). 

Die im Rechnungsjahr erforderlichen Mittel der Anſtalt werden 
vor allem durch Umlagen aufgebracht. Umlagepflichtig ſind die An⸗ 
ſtellungsgemeinden und die freiwillig Weiterverſicherten. Die An⸗ 
ſtellungsgemeinde iſt verpflichtet, der Anſtalt einen Teil der von 
dieſer jeweils bezahlten Betrage an Ruhe⸗, Unterſtützungs⸗ und Sterbe⸗ 
gehalt, Witwen⸗, Witwer⸗ und Waiſengeldern und Teuerungszuſchlägen 
vorweg zu erſetzen. 

Über die Anſprüche auf Ruhe⸗, Sterbe⸗ und Verſorgungsgehalt 
entſcheidet der Verwaltungsrat. Gegen ſeine Entſcheidungen iſt Be⸗ 
ſchwerde an das Md J. und daneben Klage beim VGH. gegeben. 

Das Fin A. ſieht einen Teil der durch das Verſch. geſchaffenen 
Rechtsbeziehungen als ſteuerpflichtige Verſicherungsverhältniſſe an und 
hat in beſtimmten Fällen gegen die VerſAnſt. 20% Verſicherung⸗ 
ſteuer feſtgeſetzt. 

Das FinGer. geht davon aus, daß nach der bei Beratung des 
Beri®. zum Ausdruck gekommenen Abſicht die Gemeinden, denen die 
verſicherten Gemeindebeamten angehören, Träger der Verſorgungslaſt 
ſein ſollen, jedoch zur tunlichen Ausgleichung der Belaſtung in der 
Form der Vereinigung ſämtlicher beteiligten Gemeinden zu gemein⸗ 
ſamer Tragung der Penſionslaſt. Es ſoll ſonach die Geſamtheit dieſer 
Gemeinden den nicht durch andere Mittel gedeckten Aufwand zu 
tragen haben. Das Fincher. fährt dann fort: Es kann alſo nach der 
Entſtehungsgeſchichte als erſter und hauptſächlicher Zweck der Kaſſe 
nicht die Ruhegehaltsgewährung ſelbſt, ſondern der Ausgleich der 
verſchiedenen Belaſtung, die ſich aus der Ruhegehaltsgewährung für 
die verſchiedenen Gemeinden ergibt, feſtgeſtellt werden. Verſichert 
ſind alſo die Gemeinden, und der verſicherte Gegenſtand iſt ihre 
Penſionslaſt. Es handelt ſich hiernach nicht um eine Penſionsver⸗ 
ſicherung und noch viel weniger um eine Lebensverſicherung, ſondern 
um eine Verſicherung ſonſtiger Art, wie fie in §8 6 Abſ. 1 1. Halbſ. 
Verſch. erwähnt iſt. 

Der Schluß, den das FinGer. hier zieht, berückſichtigt nicht die 
tatſächliche Geſtaltung des Geſetzes. Wenn das Geſetz die Anſtellungs⸗ 
gemeinden in der VerſAnſt. als Gefahrengemeinſchaft zum Laſten⸗ 
ausgleich vereinigen wollte, ſo konnte es das auf verſchiedene Weiſe 
erreichen. Es konnte die Anſtalt jo einrichten, daß die Gemeinde 
gegen ſie Anſprüche erlangte, um ihrerſeits die Verſorgung regeln zu 


den Verſicherungs⸗ oder Verſorgungsanſprüchen der Gemeinde⸗ und 
Körperſchaftsbeamten um wirkliche Lebensverſicherungen handelt, die 
für die Gemeinden als Verſicherungsnehmer auf das Leben der Be⸗ 
amten und Angeſtellten als der Verſicherten begründet ſind. Ver⸗ 
worfen wird die Annahme des Finger., daß der „verſicherte Gegen⸗ 
ſtand“ die „Penſionslaſt“ der Gemeinden ſei, welche zum Zwecke des 
Ausgleichs auf die Bad. Vers Anſt., eine Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts, übertragen ſei. Dieſe letztere Annahme läge in der Tat recht 
ferne; einen Anhalt dafür könnte allenfalls die in den Gründen 
erörterte Vorſchr. über freiwillige Fortſetzung der Mitgliedschaft durch 
die Gemeinde bieten. Auf dieſes Verhältnis wird das VerfStG. ohne 
weitere Begr. angewendet. Hiergegen erhebt ſich das Bedenken, ob 
nicht unter den „Verſicherungen“ des VerſStez. allemal vertraglich 
begründete Verhältniſſe verſtanden werden müßten. Geht man von 
dem zivilrechtlichen Begriff „Verſicherung“ aus, ſo erſcheint dies 
ſelbſtverſtändlich; aber auch durch das ganze Verſ Steg. zieht ſich eine 
andauernde Bezugnahme auf „Vereinbarung“, „Vertrag“ u. dgl. 
(vgl. § 2 u. a.). Das Bemerkenswerte an dem Urt. ſcheint mir alſo 
das, daß die an ſich auf die vertragsmäßigen Verſicherungen zu⸗ 
geſchnittenen Vorſchr. des VerfSt®. auf Tatbeſtände übertragen wer⸗ 
den, welche von einem Geſetz in der Weiſe geſchaffen find, daß fie 
auf das gleiche herauslaufen wie eine Verſicherung. Die Tragweite 


können. Es kounte aber z. B. auch den Arbeitnehmern ſelbſt ein un⸗ 
mittelbarer Anſpruch gegen die Anſtalt auf Auszahlung der Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe zugeſtanden werden. Der erſte Weg iſt in den 
Fällen ähnlicher Art, die bisher den Senat beſchäftigt haben, ein⸗ 
geſchlagen worden (vgl. beſ. Urt. II A 13933 v. 6. Sept. 1933, 
RF. 34, 72). Daß in dieſen Fällen der Zuſammenſchluß ein frei- 
williger war, während er im jetzigen Falle auf Geſetz beruht, iſt un⸗ 
erheblich. 

Der jetzige Fall liegt aber in ſeinem Weſen anders. Nicht die 
Anſtellungskörperſchaften ſind verſichert, ſondern die Arbeitnehmer, 
wie ſich aus dem Geſetz klar ergibt. Ob die Arbeitnehmer gegen die 
Anſtellungskörperſchaft ebenfalls Verſorgungsanſprüche haben, bedarf 
keiner Erörterung. Denn falls das zutrifft, iſt dadurch eine gleich⸗ 
zeitige Verſicherung nicht ausgeſchloſſen. Der Arbeitnehmer hatte dann 
zwei Schuldner zur Geſamthaftung. Jedenfalls hatten die Arbeit⸗ 
nehmer aber Verſorgungsanſprüche gegen die VerſAnſt. Dieſe ſetzt die 
Verſorgungsanſprüche feſt, wenn fie auch an die Verforg®. ebenſo 
gebunden iſt wie eine Anſtellungskörperſchaft. Die Bezeichnung 
„Verſorgungsanſprüche“, wie ſie hier gewählt iſt, trifft ſtreng ge⸗ 
nommen nicht das Weſen der Sache. Denn unter ſolchen verſteht 
man Anſprüche, die dem Berechtigten für Arbeitsleiſtungen zuſtehen. 
Der VerſAnſt. gegenüber leiſten die Arbeitnehmer aber nichts. In 
Wahrheit ſind die Verſorgungsanſprüche Verſicherungsanſprüche, die 
den Arbeitnehmern für den Fall der Arbeitsunfähigkeit, des Alters 
oder des Todes zuſtehen. Die Arbeitnehmer ſind Verſicherte, 
die Anſtellungskörperſchaften hingegen Verſicherungsnehmer 
(Verſicherung auf die Perſon eines andern). Sie haben insbeſ. das 
Verſicherungsentgelt (die Verſicherungsbeiträge) zu leiſten. Ob ſie 
dieſe von den Arbeitnehmern wieder einziehen, hat hier keine Be⸗ 
deutung. 

Das Finder. kommt zu feiner Auffaſſung dadurch, daß es die 
ſog. wirtſchaftliche Betrachtungsweiſe Platz greifen läßt und es don 
dieſem Geſichtspunkt aus als unerheblich anſieht, daß nach ſtrengen 
Rechtsgrundſätzen gerade die Behr. Verſicherer iſt. Mit Unrecht 
nimmt das Finber. aber an, daß der RF. bei der Verſicherung⸗ 
ſteuer die „formalrechtliche Betrachtungsweiſe“ mit beſonderer Schärfe 
ablehnt. Das trifft, wie grundſätzlich bei allen Rechtsverkehrſteuern, 
nicht zu. Die vom Finder. angef. Urt. geben dem Finder. keine 
Stütze. Denn was dort ausgeführt iſt, beruht gerade auf Rechts⸗ 
erwägungen und hat nach der Auffaſſung des NFH. auch für die 
bürgerlich⸗rechtlichen Anſprüche der Verſicherten gegen die VerſAnſt. 
Geltung. 

Die Lage iſt alſo die: Die Anſtellungskörperſchaften ſind zu 
einer VerſAnſt., nach Art der Verſicherungsvereine a. G., zuſammen⸗ 
geſchloſſen worden, um ihren Arbeitgebern Verſicherungsanſprüche zu 
verſchaffen. Die Körperſchaften ſind die Mitglieder des Verſicherungs⸗ 
unternehmens; daß von dem Geſetz die Arbeitnehmer als Mitglieder 
bezeichnet ſind, iſt ohne Bedeutung. Es handelt ſich um Lebens⸗ 
verſicherungen i. S. des 85 Abſ. 1 Nr. 6 VerſStG., jo daß an ſich 
ein Steuerſatz von 20% gerechtfertigt wäre. 

Die von der Beim. hiergegen geltend gemachten Gründe, 
durch die bewieſen werden ſoll, daß es ſich überhaupt um keine Ver⸗ 
ſicherungen handle, find nicht ſtichhaltig. Die BeſchwF. führt insbeſ. 
aus, ſie ſei eine durch Landesgeſetz gebildete und nicht etwa auf 
freier Vereinbarung beruhende Zuſammenfaſſung der Gemeinden zu 
gemeinſchaftlicher, deshalb leichterer und gleichheitlicherer Abwicklung 
aller die Ruhe⸗ und Verſorgungsgehalte der Gemeindebeamten und 
Angeſtellten betreffenden Geſchäfte auf gemeinſame Koſten, ähnlich 
wie nach § 406 RVO. Krankenkaſſen ſich zu einem Kaſſenverband 
vereinigen können. Es handle ſich bei ihr um eine Anſtalt, die 
lediglich an Stelle der Gemeinden mit gleicher Rechtswirkung 


dieſes Grundſatzes läßt ſich natürlich nicht überſehen, da in keiner 
Weiſe feſtſteht, welche Geſetze die Zukunft in dieſer Hinſicht bringen 
wird. Unwillkürlich denkt man an die Verhältniſſe der Sozialver⸗ 
ſicherung, die freilich in 88 Nr. 3, eigentlich begriffswidrig, nicht 
vom Geſetz von vornherein ausgeſchieden, ſondern von der Steuer 
befreit werden. Allzu groß dürfte die praktiſche Bedeutung des 
Spruchs kaum ſein, da im weſentlichen nichts anderes in Frage 
kommen dürfte als Penſionseinrichtungen der hier erörterten Art, 
welche ohnehin nach 88 Nr. 8 von der Steuer befreit find. Bedeut⸗ 
ſam iſt in dieſer Beziehung die großzügige Auslegung dieſer Vorſchr., 
welche Arbeits vertrag mit Arbeits verhältnis gleichſetzt und 
die Befreiung gleichermaßen privatrechtlichen Verträgen und ſonſtigen 
Rechtsvorgängen, insbeſ. der öffentlich⸗rechtlichen Anſtellung, alſo 
dem Beamtenverhältnis, zugute kommen läßt. 

Von beträchtlichem allgemeinerem Intereſſe iſt auch die ſcharf 
betonte Verwahrung des R., daß grundſätzlich bei allen Rechts⸗ 
verkehrſteuern die „formalrechtliche Betrachtungsweiſe“ keineswegs 
vor der wirtſchaftlichen zurücktreten muſſe und auch die bisherige 
Rſpr. gerade auf Rechts erwägungen beruhe und auch für die 
bürgerlich⸗rechtlichen Anſprüche der Verſicherten gegen die VerſAnſt. 
Geltung beauſpruchen dürfe. 

Geh. IR. Dr. Otto Hagen, Berlin. 
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wie bieje ſelbſt über die Ruhegehaltsanſprüche der Gemeindebeamten 
zu befinden habe. Dieſe Ausführungen berühren nicht die rechtliche 
Beurteilung der durch das VerſG. geſchaffenen Verhältniſſe. Es 
kommt nicht auf den Zweck der Anſtalt an, ſondern auf ihre tatſäch⸗ 
liche Einrichtung, und dieſe iſt derart, daß Verſicherungen im Rechts⸗ 
ſinne begründet werden. Es wäre auch völlig unerklärbar, daß das 
Geſetz ſelbſt ſich als BVerfG. bezeichnet und an vielen Stellen von 
„Verſicherung“ ſpricht, wenn der Geſetzgeber geglaubt hätte, die Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche hatten nichts mit Verſicherung zu tun. Was mit 
dem Hinweis auf 88 406 ff. RVO. gewonnen werden ſoll, iſt nicht 
Klar. Die Krankenkaſſenverbände treiben keine Verſicherung; vor 
allem fehlt es bei ihnen an der Übernahme irgendeines Wagniſſes. 

Es bleibt zu prüfen, ob die BeſchwF. ſich auf einen geſetz⸗ 
lichen Befreiungsgrund ſtützen kanu. 

Die BeſchwF. iſt unbedenklich als Penſions⸗, Witwen⸗ und 
Waiſenkaſſe anzuſehen. Die hier in Rede ſtehenden Beiträge ſind auf 
Grund eines „Arbeitsvertrags“ zu leiſten. Allerdings ſchließen Be⸗ 
amte mit ihrer Anſtellungsbehörde keine eigentlichen Arbeitsverträge. 
Ihr Dienſtverhältnis liegt nicht auf privalrechtlichem, ſondern auf 
öffentlich⸗rechtlichem Gebiete. Ebenſo aber, wie es bei der Anwen⸗ 
dung des VerjSt®. nicht auf Verſicherungsverträge, ſondern auf Ver⸗ 
ſicherungs verhältniſſe ankommt, iſt der Sinn des 88 Abſ. 1 
Nr. 8 der, daß die Beiträge zu den Penſions⸗, Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſen auf Grund eines Arbeits verhältniſſes geleiſtet werden, 
das auf Vertrag oder auf einem ſonſtigen Rechtsvorgang, wie die 
offentlich⸗rechtliche Anſtellung, beruht. Der Begriff „Arbeitsvertrag“ 
iſt dem Begriff des „Arbeitsverhältniſſes“ gleichzuſetzen. 

Von dieſem Geſichtspunkt aus werden die Beiträge an die 
Beſchwß. nicht nur für Beamte, ſondern auch für Angeſtellte auf 
Grund eines „Arbeitsvertrags“ geleiſtet. Denn wenn ein Arbeits⸗ 
verhältnis begründet iſt, ſind die Anſtellungskörperſchaften geſetzlich 
verpflichtet, das Verſicherungsverhältnis einzugehen. Das gilt für die 
ſog. Pflichtmitglieder. Aber auch zugunſten der freiwilligen Mitglieder 
iſt anzunehmen, daß die Beiträge auf Grund eines Arbeitsvertrags 
geleiſtet werden, weil die Verſicherung auf einer Übereinkunft der 
Angeſtellten und der Anſtellungskörperſchaft beruht, die in dem Ar⸗ 
beitsvertrage ihre Grundlage hat. 

(RFH., 2. Sen., Urt. v. 27. Okt. 1933, II A 155/33.) 
* 


2. 8 23 Abſ. la Nr. 2, 3 GrErwStG. Hat A fein mit 
einem Vorkaufsrecht (88 1094 ff. BGB.) für B belaſtetes 
Grundſtück an O verkauft und übereignet, jo wird dieſe 
Übereignung nad) § 23 Abſ. 1a Nr. 2, 3 ſteuerfrei, wenn B 
ſein Vorkaufsrecht ausübt und mit Rückſicht hierauf das 
Grundſtück von Ö übereignet erhält. f) 


Der Beſchwerdegegner kaufte durch notariſchen Vertrag v. 
2. Sept. 1932 von der Frau R. ein Grundſtück, das ihm gleich⸗ 
zeitig aufgelaſſen wurde. Nachdem er am 22. Sept. 1932 als 
neuer Eigentümer im Grundbuch eingetragen worden war, ließ 
er in notariſcher Urk. v. 25. Okt. 1932 das Grundſtück an L. 
auf, der inzwiſchen ein für ihn ſeit 26. März 1929 auf dem 
Kaufgrundſtück eingetragenes Vorkaufsrecht ausgeübt hatte. Dar⸗ 
aufhin iſt das Grundſtück am 9. Nov. 1932 auf L. umgeſchrieben 
worden. 

Die Steuerſtelle hat außer L. auch den Beſchwerdegegner 
auf Grund der §8 1, 4 zur Steuer herangezogen und dieſen An⸗ 
ſpruch mit Einſpruchsbeſcheid aufrechterhalten. Das Finder. hat 
dagegen auf Freiſtellung erkannt mit der Begr., daß die Auf⸗ 
en bon Frau R. an den Beſchwerdegegner wegen des für 
L. eingetragenen Vorkaufsrechts nach SS 1098, 888 Abſ. 1 BGB. 
nichtig geweſen ſei, jo daß § 28 Abſ. 1 Nr. 1 GrErw StG. zur 
Steuerfreiheit führen müſſe. 

Die RBeſchw. der Steuerſtelle kann keinen Erfolg haben. 
Der Begr. des Bu. iſt allerdings nicht beizutreten. Die Auflaſ⸗ 
ſung des Grundſtücks von Frau R. an den Beſchwerdegegner und 


Zu 2. Das an und für ſich billige Ergebnis war aus dem 
Wortlaut des § 23 nicht ohne weiteres zu entnehmen. Die Faſſung 
des § 23 hat ſich von Anbeginn als nicht beſonders glücklich er⸗ 
wieſen. In vielen Einzelheiten muß die höchſtrichterliche Rſpr. die 
Anwendbarkeit regeln. In der vorl. Entſch. iſt die Feſthaltung des 
Grundſatzes bedeutſam, wonach ein „Rückerwerb“ i. S. von § 23 
Abſ. la Nr. 2 und 3 auch dadurch geſchehen kann, daß die Über- 
tragung nicht an den urſprünglichen Eigentümer, ſondern in deſſen 
Auftrag an einen Dritten geſchieht. 

Bedeutſam iſt ferner, daß das Urt. nicht nur die Voraus⸗ 
ſetzungen zu Nr. 3, ſondern auch die zu Nr. 2 des § 23 Abſ. 1 a für 
anwendbar erklärt. Die Befreiung ſoll alſo auch bei Durchführung 
des Vorkaufsrechts außerhalb der Friſt von zwei Jahren Platz 
greifen. Es bedurfte hierzu einer ziemlich weitgehenden Auslegung 
des Begriffs „Vertragsbedingungen“, die ſich aber in der Richtung 
der auch ſonſt hierzu vorliegenden höchſtrichterlichen Rſpr. bewegt. 

RA. Dr. Bergſchmidt, Berlin. 
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deſſen Eintragung war keineswegs nichtig. Das GBA. war nicht 
berechtigt, wegen des eingetragenen Vorkaufsrechts die Entgegen⸗ 
nahme der Auflaſſung oder die Umſchreibung auf den Beſchwerde⸗ 
gegner abzulehnen. Trotz des eingetragenen Vorkaufsrechts iſt 
der Beſchwerdegegner durch ſeine Eintragung nach bürgerlichem 
Rechte wirklicher Eigentümer des Grundſtücks geworden. Das er⸗ 
gibt ſich auch aus den Vorſchr. der SS 1099, 1100 und 1112, die 
davon ausgehen, daß das belaſtete Grundſtück in das Eigen⸗ 
tum eines nicht vorkaufsberechtigten Dritten gelangt iſt, und 
dieſen Dritten als den neuen Eigentümer des Grundſtücks 
bezeichnen. Dieſes Eigentum des Dritten wird auch durch die 
Ausübung des eingetragenen Vorkaufsrechts keineswegs ohne 
weiteres nachträglich wieder beſeitigt. Ein eingetragenes Vor⸗ 
kaufsrecht hat vielmehr nach 8 1098 Abſ. 2 nur die Wirkung einer 
Vormerkung zur Sicherung des durch die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts entſtehenden ſchuldrechtlichen Anſpruchs auf Über- 
tragung des Eigentums. Demzufolge war nach § 883 Abi. 2 
die nach der Eintragung des Vorkaufsrechts von Frau R. vor⸗ 
genommene Übereignung des Grundſtücks auf den Beſchwerde⸗ 
gegner dem Vorkaufsberechtigten L., gegenüber unwirkſam mit 
der Folge (§ 888 Abf. 1), daß L. nach Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts von dem Beſchwerdegegner die Zuſtimmung zu der Auf⸗ 
laſſung des Grundſtücks von Frau R. an L. und zu deſſen Ein⸗ 
tragung verlangen konnte. Zugleich hatte L. durch die Ausübung 
des ſchließlich auch von Frau R. und dem Beſchwerdegegner an⸗ 
erkannten Vorkaufsrechts nach SS 505 Abſ. 1, 433 gegen Frau R. 
einen Anſpruch auf Verſchaffung des Grundſtückseigentums er⸗ 
worben. Andererſeits iſt der zwiſchen Frau R. und dem Be⸗ 
ſchwerdegegner am 2. Sept. 1932 abgeſchloſſene Grundſtücksver⸗ 
kauf, der im Innenverhältnis dieſer Vertragsparteien (nicht auch 
gegenüber dem Vorkaufsberechtigten L., vgl. 8 506) als durch 
das Nichtvorhandenſein oder die Nichtausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts bedingt anzuſehen war, durch die Ausübung dieſes Rechtes 
hinfällig geworden mit der Wirkung, daß der Beſchwerdegegner 
nach Ss 812 ff. der Frau R. gegenüber verpflichtet war, das in 
ſein Eigentum übergegangene Grundſtück auf Frau R. zurück⸗ 
zuübereignen oder auf ihr Verlangen unmittelbar auf L. zu über- 
eignen, während die Auseinanderſetzung wegen dei an Frau R. 
bereits gezahlten oder noch zu zahlenden Kaufpreiſes ſich nach den 
88 1100—1102 regelte. 

Dadurch, daß der Beſchwerdegegner das Grundſtück im Wege 
der Auflaſſung unmittelbar auf L. übereignete, hat er nicht nur 
feine Verpflichtung aus § 888 Abſ. 1 gegen L., ſondern auch feine 
vorbezeichnete Verpflichtung gegenüber der Frau R. erfüllt. Da⸗ 
mit ſind alle Vorausſetzungen für die Anwendbarkeit des § 23 
Abſ. 14a Nr. 2 und 3 GrErwStG. auf den Eigentumsübergang 
von Frau R. auf den Beſchwerdegegner gegeben. Wie der R§h. 
ſchon im Urt. II A 270/22 v. 12. Dez. 1922 (NFB. 11, 73) ent⸗ 
ſchieden hat, greifen dieſe Vorſchr. auch dann Platz, wenn der 
Erwerber das Grundſtück nicht an den urſprünglichen Eigentümer, 
ſondern in deſſen Auftrag an einen Dritten aufläßt. Das iſt im 
vorl. Falle geſchehen. 

(FF, 2. Sen., Urt. v. 27. Okt. 1933, I A 203/33.) 
* 


3. 847 Abſ. 1 RBewG. 1931. Geldwerte Verpflich- 
tungen, die ein Alleinerbe nach den letztwilligen Anord- 
nungen des Erblaſſers zu erfüllen hat, ſtehen nicht ohne 
weiteres in wirtſchaftlichem Zuſammenhang mit Betriebs- 
vermögen, das ſich im Nachlaß befindet; ſie können daher 
regelmäßig nicht bei dieſem Betriebsvermögen abgezogen 
werden. 

(RFh., 3. Sen., Urt. v. 7. Sept. 1933, III A 245/33.) 
* 


4. 8 6b KapVerkStch. Die Überlaſſung von Gegen- 
ſtänden ſeitens eines Geſellſchafters an eine Kapital- 
geſellſchaft zu einer hinter dem Werte zurückbleibenden 
Gegenleiſtung iſt nach 8 6h geſellſchaftſteuerpflichtig. Daß 
aus Anlaß des Weiterverkaufs der Gegenſtände mit Ge⸗ 
winn Körperſchaftſteuer erhoben wurde, ſteht der Erhebung 
der Geſellſchaftſteuer nicht entgegen. 

Durch Vertrag v. 30. Juni 1927 verkaufte die B.-GmbH., die 
eine der Hauptgeſellſchafterinnen einer Hauptgeſellſchafterin der Beſchwỹ. 
und auch ſonſt noch mit dieſer geſellſchaftlich verflochten iſt, an dieſe 
8,72 % ihres Anſpruchs auf einen Liquidationserlös für 150 000 K.. 
Am 29. Juni 1928 hat die Beſchw ß. dieſen Anſpruch für 615 600 RA 
weiterverkauft. Die Vorinſtanz ſah bei dieſem Mehrwert des An⸗ 
ſpruchs die Vorausſetzungen der 88 6b, 7, 13 b als gegeben an. 

Den Einwendungen der BeſchwF., ſie habe ordnungsmäßig die 
angekaufte Liguidationsquote zum Anbaufspreis in die Bilanz ein⸗ 
geſetzt, ſpäter beim Verkauf die Spanne zwiſchen dem Ankaufspreis 
und dem eigentlichen Wert als Gewinn gebucht und dann dafür auch 
KörpSt. entrichtet, trat die Vorinſtanz entgegen. 
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Die RBeſchw. konnte keinen Erfolg haben. 

Nach 8 6b iſt u. a. ſteuerpflichtig die Überlaſſung von Gegen⸗ 
ſtänden an die Geſellſchaft zu einer hinter dem Werte zurückbleiben⸗ 
den Gegenleiſtung. Daß der Wert ein höherer als der Ankaufspreis 
und ſchon bei dem Ankauf auf 615 000 RAM zu ſchätzen war, konnte 
die Vorinſtanz nach den eigenen Erklärungen der BeſchwF. ohne wei- 
tere Feſtſtellungen annehmen. Die BeſchwF. hat Fi) nur dagegen 
gewehrt, daß fie außer der bereits gezahlten KörpSt. auch noch 
KapVerkSt. zahlen ſolle. Sie hat die 615000 % als den eigent⸗ 
lichen, den wahren Wert bezeichnet. 

Mit Recht hat die Vorinſtanz ferner ausgeführt, daß es für die 
KapVerkSt. nicht darauf ankommt, wie die BeſchwF. die Geſchäfte in 
ihrer Bilanz behandelt hat. Es kam vielmehr, um dieſe KapVerkSt. 
auszulöſen, nur darauf an, daß, wie das Schreiben der B.⸗Gmbh. 
b. 30. Juni 1927 ergibt, der Verkauf unter dem wirklichen gemeinen 
Werte erfolgte, damit die Beſchwy. den Überſchuß zur Beſeitigung 
ihrer Unterbilanz verwendete. Es handelt ſich auch nicht bei den beiden 
Geſchäften um einen einzigen Rechtsvorgang, ſondern um zwei ver⸗ 
ſchiedene, von denen der ein Jahr ſpäter erfolgte Weiterverkauf für 
die KapVerkSt. nur inſoweit in Betracht kommt, als er einen Rück- 
ſchluß auf den gemeinen Wert zur Zeit des Ankaufs geſtattet. Die Er⸗ 
hebung der KapVerkSt. von der Kapitalzuführung war daher 
gerechtfertigt und mußte nach dem Geſetz erfolgen. Ob demnächſt auch 
noch KörpSt. zu erheben war, weil der Anſpruch auf den Liqui⸗ 
dationserlös zum Betriebsvermögen der BeſchwF. gehörte und mit 
Gewinn weiterveräußert wurde, hängt (vgl. dazu die Urt. v. 12. Nov. 
1924, TA 32/24 und v. 22. April 1927, IA 96/27: RF. 15, 200 
und 21, 123) davon ab, ob ſich für den Schluß des Steuerabſchnitts, 
insbeſ. unter Berückſichtigung etwa eingetretener Verluſte, ein Ein⸗ 
kommen i. S. der §8 2, 13 KörpStG., § 13 Eink StG. ergab. Das 
muß aber in dieſem die KapVerkSt. betreffenden Rechtsmittelverfahren 
dahingeſtellt bleiben. Die GeſellſchSt. kann nicht deshalb unerhoben 
bleiben, weil möglicherweiſe auch ſpäter Körperſchaftſteuerpflicht ent⸗ 
ſteht, was keineswegs — von vornherein — feſtſteht. 

(RB, 2. Sen., Urt. v. 18. Okt. 1933, II A 14/33.) 
*. 


5. 8 8 Abſ. 5 UmſStG. 1926 u. 1932. Beim Poſt⸗ 
zeitungsvertrieb find von den Poſtgebühren ſteuerfrei 
nur die Entgelte für die Beförderungsleiſtungen, ſofern 
ſie geſondert in Rechnung geſtellt werden, nicht aber die 
für ſonſtige Leiſtungen der Poſt, wie Nachnahmen und 
Mahnungen. 

(R., 5. Sen., Urt. v. 13. Okt. 1933, V A 735/82.) 


* 


6. 88 5, 7 VO. zur Durchf. der Befreiung neuer Per⸗ 
ſonenkraftfahrzeuge von der KraftfSt. v. 10. Mai 1933 
(RG Bl. I, 265). 

a) Die BefrVorſchr. des 8 5 VO. v. 10. Mai 1933 ſetzt 
voraus, daß die tatſächliche Dauer der Zulaffung 7 Tage 
nicht überſchritſen hat, mag der letzte Tag vor oder nach 
dem 25. März 1933 gelegen haben. 

b) Die BefrVorſchr. des 87 ſetzt voraus, daß die Her⸗ 
ſteller⸗ oder Händlerfirma zugelaſſen war; es genügt nicht, 
daß das für einen anderen zugelaſſene Kraftfahrzeug aus⸗ 
ſchließlich in ihrem Geſchäftsbetrieb verwendet worden iſt. 

(RTL, 2. Sen., Urt. v. 3. Nov. 1933, II A 442/33.) 


Reichspatentamt. 
1. Schutzumfang durchgeſetzter Zeichen. Flocken⸗ 
wolle — Trockenwolle. 

Entgegen dem ſchriftlichen und mündlichen Vorbringen der 
Widerſprechenden war dem angefochtenen Beſchluſſe im Ergebniſſe 
beizutreten, nachdem die Anmelderin ihr Warenverzeichnis auf 
„Flockenwollgarne (mit Ausnahme Waſſer abſtoßender)“ bejchränkt 
hat. Das angemeldete, urſprünglich für „Garne“ und dann für 
„Flockenwollgarne“ allgemein beſtimmte Bildwortzeichen trägt 
über einer der Anmelderin bereits vielfach geſch itzten Schwanendar⸗ 
ſtellung die Inſchrift „Flockenwolle“. Das Gegenzeichen 434 983 
lautet „Trockenwolle“ und ſteht für „Wollgarne“ ſchlechthin ein⸗ 
getragen. Seine Eintragung verdankt es der Auffaſſung der Prü⸗ 
fungsſtelle, daß es ſich im Verkehr als Eigenmarke der Wider⸗ 
ſprechenden für Wollgarne durchgeſetzt habe und deshalb Zeichenſchutz 
verdiene, obwohl das Wort „Trockenwolle“ lediglich eine Eigenſchaft 
der Wolle, nämlich ihr Trockenbleiben, hervorhebe. 5 

Der angefochtene Beſchluß hat die Verwechjelbarkeit der beiden 
Zeichen verneint, weil auch die Inſchrift des angemeldeten Zeichens 
„Flockenwolle“ als reine Beſchaffenheitsangabe im Sinne des § 4 
Ziff. 1 W656. zu werten ſei und die Kundſchaft ein durchgeſetztes 


Zeichen beſonders gut im Gedächtnis habe. Dieſer Auffaſſung war 
allerdings nicht beizupflichten. Trotz des verſchiedenen Sinnes der 
beiden Wörter erſcheint vielmehr die Gefahr ihrer Verwechflung be⸗ 
gründet. Sie haben die gleiche Buchſtaben⸗ und Silbenzahl und die 
gleiche Betonung. Die Abweichung lediglich in den beiden erſten Buch⸗ 
ſtaben wird dadurch ausgeglichen, daß ſämtliche vier Selbſtlaute über⸗ 
einſtimmen und in gleicher Folge auftreten. Sie aber ſpielen nach der 
Ripr. des RG. wie auch des erk. Sen. bei der Verwechſelungsfrage 
in der Regel eine beſonders gewichtige Rolle. In bildlicher Hinſicht 
zeigen überdies die Anfangsbuchſtaben der Zeichen „E“ und „1“, 
falls lateiniſch geſchrieben oder gedruckt, ſtarke Ahnlichkeit. Dem⸗ 
gegenüber würde es nichts verſchlagen, wenn mit der Anmelderin die 
Bezeichnung „Flockenwolle“ als eine bereits beſtehende, nicht erſt von 
ihr geprägte Beſchaffenheitsangabe für loſe, flockige Wollgarne an⸗ 
zuſehen wäre; können doch auch an ſich ſchutzunfähige 
Zeicheninſchriften die Gefahr von Verwechſelungen 
begründen, wenn ſie ſchlagwortartig zu wirken ge⸗ 
eignet find (vgl. u. a. die Entfch. der Beſchwübt. v. 13. Juni 
1933: Mitteilungen vom Verband Deutſcher Patentanwälte 1933, 
205). Eine derartige Wirkung wird aber das Wort „Flockenwolle“ im 
angemeldeten Zeichen auf die meiſten Käufer ausüben, und zwar dank 
ſeiner Größe im Verhältnis zum bildlichen Teile und ſeiner Stellung 
ungefähr im Zeichenmittelpunkte, ſowie der Tatſache, daß eine Reihe 
ähnlich geſtalteter, ſeit Jahren als Garnumbinder von der Anmelderin 
benutzten Schwanenmarken genau an der gleichen Stelle, wo im an⸗ 
gemeldeten Zeichen die Inſchrift „Flockenwolle“ angebracht iſt, Be⸗ 
zeichnungen aufweiſen, die zweifellos ſelbſtändig ſchutzfähig ſind und 
ſogar die Ausgeſtaltung des Schriftbildes mit der Inſchrift des an⸗ 
gemeldeten Zeichens gemein haben, ſo die von der Anmelderin über⸗ 
reichten Umbinder mit den Kennworten Mammut⸗, Friſia⸗ und 
Feenwolle. 

Unbeachtlich muß auch im gegenwärtigen Verfahren bleiben, daß 
das Widerſpruchszeichen nur kraft Durchſetzung eingetragen wor⸗ 
den iſt. Solange ein Zeichen eingetragen ſteht, muß ihm Rechtsſchutz 
zuteil werden, zumal wenn es allgemeine Verkehrsgeltung genießt, 
mithin nicht nur ein rein formales Recht, ſondern ein wirtſchaftlich 
wertvoller Beſitzſtand vorliegt. Nach alledem würde die Eintragung 
des angemeldeten Zeichens zu verſagen geweſen ſein. Indeſſen hat die 
Sachlage eine weſentliche Anderung erfahren, indem die Anmelderin 
das Warenverzeichnis, einer Anregung des Senats folgend, auf 
Flockenwollgarne, mit Ausnahme waſſerabſtoßender, be⸗ 
ſchränkt hat. Denn der Schutz des Widerſpruchszeichens „Trocken⸗ 
wolle“ kann ſich nicht auf Waren erſtrecken, hinſichtlich deren ſeine 
Durchſetzung als Sondermarke vollkommen ausgeſchloſſen iſt, ja für 
welche die Bezeichnung „Trockenwolle“ ſogar täuſchend wäre, näm⸗ 
lich für alle Wollgarne, die nicht waſſerabſtoßend wirken. Daß das 
Gegenzeichen für Wollgarne ſchlechthin eingetragen worden 
iſt, vermag hieran nichts zu ändern, weil eben hierunter im Hinblick 
auf den klaren Sinn des Wortes Trockenwolle ohne weiteres nur 
waſſerabſtoßende Wollgarne verſtanden werden können, die aus dem 
Warenverzeichnis der Anmeldung nunmehr ausgeſchieden worden ſind. 


(RPat A., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 29. Sept. 1933, N 18 224/14 
Wa B 339/32.) [Pai Muſtzeich Bl. 1933, 274.] 
Ber. v. ORegR. Bindewald, Berlin. 
* 

2. Wahrzeichen als Warenzeichen. 

Das angemeldete Zeichen beſteht in der Darſtellung eines 
Tellers mit Früchten, dahinter eine Stadtſilhouette, die 
ſieben Türme enthält und in ihrer Größe und Eigenart das 
Zeichen vollſtändig beherrſcht. 

Das Widerſpruchszeichen 283 486 ſtellt in feinem bild⸗ 
lichen Beſtandteil das gleichfalls ſiebentürmige Roſtocker 
Rathaus dar. Mögen auch Warenzeichen, die das bekannte Waren⸗ 
zeichen einer Stadt wiedergeben, keinen Motivſchutz genießen, insbeſ. nicht 
gegenüber anderen Gewerbetreibenden desſelben Ortes, jo geht es doch 
nicht an, ſie, zumal gegenüber Ortsfremden, gänzlich ſchuglos zu 
ſtellen. Das Roſtocker Rathaus iſt dem allgemeinen Verkehr un⸗ 
bekannt. Dieſer wird das eine wie das andere Zeichen nur an den 
zahlreichen Türmen erkennen, ohne auf deren Zahl beſonders genau 
zu achten. Vieltürmige Bauwerke ſind ſelten, und Zeichen mit der 
Abbildung von ſolchen ſind für die hier in Frage kommende Ware 
vor dem Widerſpruchszeichen noch nicht zur Einkragung gelangt, ſo 
daß für die Käufer kein Grund zu außergewöhnlicher Sorgfalt bei 
der Betrachtung der Zeichen vorliegt. Der Verkehr wird daher nicht 
in der Lage ſein, die Zeichen auseinanderzuhalten. Die Beſchriftung 
der Zeichen tritt im Geſamtbild ſo zurück, daß auch ſie dieſe ver⸗ 
wechflungsgefahr zu beſeitigen nicht in der Lage iſt. 

(RPatA., 12. BeſchwSen., Entſch v. 29. Sept. 1933, Sch 45 272/26 
a WZ B 221/33.) [Pat MnuſtZeich Bl. 1933, 274. 
Ber. v. ORegR. Bindewald, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


II. Länder. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von Sen Präſ. Geh. RegR. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. 58840, 14 Pol VerwG ; 850 LVG.; 8 36 Abſ. 2 RGew O.; 
Allerh. Erlaß v. 16. März 1872 (RG Bl. 90). 


I. Gegenüber einer bloßen Auskunft der Polizei iſt 
eine förmliche Anfechtung durch Beſchwerde und Klage 
gemäß § 50 LVG. nicht zugelaſſen. 


II. Die unbefugte Führung von Hoheitszeichen, ge⸗ 
wiſſen Berufsbezeichnungen und Prädikaten im gewerb⸗ 
lichen Verkehr ſtellt eine Störung der öffentlichen Ord⸗ 
nung dar, wenn die Offentlichkeit über die ſachlichen 
Eigenſchaften der angebotenen gewerblichen Leiſtungen 
irregeführt wird. 


III. Die preuß. öffentlich vereideten Landmeſſer ſind 
als ſolche zwar amtlich beſtellt, ihre Handlungen genießen 
nach 8 36 Abſ. 2 RGew O. eine beſondere Glaubwürdigkeit. 
Sie ſind aber nicht Beamte. 


IV. Die preuß. öffentlich vereideten Landmeſſer dür⸗ 
fen auf ihrem Firmenſchild nicht den preuß. Adler führen. 


V. Die Befugnis zum Gebrauch des preuß. Adlers 
läßt ſich nicht auf den Allerh. Erlaß v. 16. März 1872 
(RG Bl. 90) ſtützen. 

Der vereidigte Landmeſſer W. in Berlin fragte unter dem 17. Aug. 
1931 beim PolPräſ. in Berlin an, ob Einwendungen dagegen erhoben 
würden, wenn er an ſeiner Geſchäftsſtelle ein Schild mit dem Landes⸗ 
adler und der Umſchrift „Preußiſcher Vermeſſungsingenieur“ anbringe. 


Der PolPräf. erteilte dem Anfragenden unter dem 7. Juni 1932 
folgenden Beſcheid: 


„Ich habe gegen die Führung der Bezeichnung „Preußiſcher Ver⸗ 
meſſungsingenieur“ nichts einzuwenden. Die Verwendung eines Firmen⸗ 
ſchildes mit dem Landesadler oder einem ſtiliſierten Adler iſt nicht 
zuläſſig. Das gleiche gilt von dem Adler im Kopf der von Ihnen ver⸗ 
wendeten Briefbogen.“ 


Die hierauf erhobene Beſchw. des W. wies der Oberpräſ. als 
unzuläſſig ab. 


Die Rev. iſt unbegründet. Nach dem Wortlaut des angef. Beſch. 
können keine Zweifel darüber obwalten, daß der Pol Präſ. dem Kl. 
lediglich eine Rechtsauskunft über die Zuläſſigkeit des von ihm an⸗ 
zubringenden Schildes erteilt hat. Daß er damit gleichzeitig auch die 
Abſicht einer unmittelbaren, durch die Möglichkeit behördlichen Zwanges 
verſtärkten Einflußnahme auf den Willen des Anfragenden habe kund⸗ 
tun wollen, iſt nicht erkennbar. Damit fehlt aber das Erfordernis 
eines „Gebots“ oder „Verbots“ i. S. des § 40 Pol VerwG. (vgl. OVG. 
87, 272). Auch die Verſagung einer rechtlich vorgeſehenen „Erlaub⸗ 
nis“ liegt nicht vor; wäre die Erteilung einer polizeilichen Erlaubnis 
zur Führung des preuß. Adlers für ähnliche Fälle in irgendeiner Vor⸗ 
ſchrift vorgeſehen, jo könnte allenfalls ein Streit darüber entſtehen, 
ob die in der betroffenden Vorſchrift vorausgeſetzten Bedingungen für 
die Erteilung der Erlaubnis erfüllt ſind, nicht jedoch darüber, ob über⸗ 
haupt die Führung rechtlich zuläſſig iſt. Gegenüber einer bloßen Aus⸗ 
kunft in dem vorbezeichneten Sinne iſt aber eine förmliche Anfechtung 
durch Beſchwerde nebſt anſchließendem Rechtsmittelzug vor den Ver⸗ 
waltungsgerichten gem. 8 50 LVG. nicht zugelaſſen. 


Der angef. Beſch. gibt aber auch in der Sache ſelbſt zu Be⸗ 
denken keinen Anlaß. Die Rſpr. hat das Verbot unbefugter Führung 
von Hoheitszeichen, ebenſo wie das gewiſſer Berufsbezeichnungen und 
Prädikate, im gewerblichen Verkehr wiederholt unter dem Geſichts⸗ 
punkt für gerechtfertigt erklärt, daß es eine Störung der öffentlichen 
Ordnung bedeute, wenn die Offentlichkeit über die ſachlichen Eigen⸗ 
ſchaften der angebotenen gewerblichen Leiſtungen irregeführt werde. 
So wurde ein polizeiliches Einſchreiten gebilligt gegen die Führung 


der Bezeichnung als Apotheker durch einen Drogiſten (OVG. 4, 
342, insbeſ. S. 349; 28, 326; 33, 350, 352) und gegen die unbeſugte 
Führung eines Hofpradikats (OVG. 43,305; PrVerwBl. 13, 54 
zu II u. III; OVG. 52, 364). Ebenſo hat das OVG. die Führung 
ſolcher Titel ſeitens eines Heilgewerbetreibenden für un⸗ 
zuläſſig erklärt, die den Anſchein erwecken, als beſitze der Betreffende 
eine Ausbildung, die derjenigen eines Arztes in Deutſchland gleich⸗ 
wertig ſei, unabhängig von der Frage, ob darin gleichzeitig eine un⸗ 
befugte Führung von Titeln und Würden i. ©. des § 360 Nr. 8 StGB. 
oder eine unbefugte Führung ärztlicher Titel nach § 147 Nr. 3 GewO. 
zu erblicken ſei (vgl. GewArch. 15, 547; 29, 271). Daß insbeſ. auch 
eine Störung der öffentlichen Ordnung vorliegt, wenn durch die 
Führung eines Wappens beim Publikum eine falſche Vorſtellung 
über ein gewerbliches Unternehmen erweckt wird, hat der erk. Sen. 
in feinem Urt. v. 29. Jan. 1931 (OVG. 87, 296) ausgeſprochen, wobel 
er es für gleichgültig erklärte, ob es ſich um die Annahme handele, 
es liege ein behördliches oder behördenähnliches, oder es liege nur 
ein von dem Wappenträger unterſtütztes Unternehmen vor (vgl. die 
im R.⸗ u. PrVerwöl. 51, 502 abgedr. Entſch. v. 27. März 1930). 

Ganz ähnlich iſt die Sachlage in dem hier gegebenen Falle. Durch 
die Anbringung des Schildes mit dem preuß. Adler würde der Kl. 
bei einem Teile des Publikums, namentlich ſoweit es nicht fachkundig 
iſt, den Glauben erwecken, es habe hier mit einem Beamten oder doch 
mit einer Perſönlichkeit zu tun, der hoheitliche Funktionen wie einem 
Beamten übertragen ſeien. Dies iſt aber tatſächlich nicht der Fall. 
Zwar ſind die öffentlich vereideten Landmeſſer als ſolche amtlich be⸗ 
ſtellt, auch beſitzen die Handlungen dieſer Gewerbetreibenden nach 8 36 
Abſ. 2 GewO. eine beſondere Glaubwürdigkeit. Beamte find fie in⸗ 
deſſen nicht (RG. 79, 851); MinErl. v. 9. Juni 1883 MBliV. 143); 
noch auch ſind ihre Verrichtungen ſolche, die ihrer Natur nach als 
Außerungen der Staatshoheit angeſprochen werden müſſen. Die vom 
Kl. angeführten Beſt. in Ziff. 3, 7, 110, 1116 der Anw. des Fin Min. 
v. 17. Juni 1920 für das Verfahren bei den Fortſchreibungsmeſſungen 
ſind nicht geeignet, eine ſolche Annahme zu ſtützen. Aus ihnen geht 
vielmehr nur hervor, daß die ſog. Meſſungsſchriften, insbeſ. die Grenz⸗ 
verhandlungen, die von einem vereideten Landmeſſer hergeſtellt wer⸗ 
den, ebenſo behandelt werden ſollen wie die der Kataſterbehörden. Daß 
die Herſtellung ſolcher Meſſungsſchriften ihrem Weſen nach als eine 
Ausübung hoheitlicher Funktionen anzuſehen wäre, iſt daraus nicht 
zu entnehmen. Vielmehr handelt es ſich bei ihr um die zeichneriſche 
bzw. beſchreibende Darſtellung gewiſſer örtlicher Verhältniſſe und die 
Wiedergabe gewiſſer Erklärungen, die ſelber irgendwelche unmittel⸗ 
baren Rechtswirkungen nicht zeitigt. Die von dem Feldmeſſer her⸗ 
geſtellten Urkunden dienen vielmehr nur mittelbar der Bildung 
des ſtaatlichen Willens, indem ſie die Unterlagen für die Verfügungen 
der Behörden: Kataſteramt und GBA., liefern. Der Umſtand, daß 
in der oben erwähnten Ziff. 111 unter c von „Amtsbefugniſſen der 
Kataſterbehörde (des Landmeſſers)“ geſprochen wird, ändert an der 
Sachlage ebenſowenig etwas wie die Tatſache, daß in einem vom Kl. 
angeführten Beſchl. des 6. Sen. v. 6. Febr. 1902 bei Anwendung des 
GewStG. v. 24. Juni 1891 der „amtliche Beruf“ des Landmeſſers 
von einer etwaigen ſelbſtändigen gewerblichen Unternehmertätigkeit 
desſelben unterſchieden wird. 

Darauf, daß durch Allerh. Erl. v. 16. März 1872 (RGBl. 90) 
der Gebrauch des Adlers allgemein geſtattet worden ſei, kann ſich Kl. 
für fein Vorhaben nicht berufen. Zunächſt erſtreckt ſich der Erlaß nur 
auf den kaiſerlichen Adler, nicht auf den in der Bek. des RPräs, 
betr. das Reichswappen und den Reichsadler, v. 11. Nov. 1919 
(RG Bl. 1877) näher beſchriebenen neuen Reichsadler, geſchweige denn 
auf den preuß. Adler (Bek. v. 11. Juli 1921 [GS. 444), deſſen 
Führung Kl. beabſichtigt. Sodann geſtattete der Erl. v. Jahre 1872 
die Abbildung des kaiſerlichen Adlers nur den deutſchen Fabrikanten, 
und zwar zur Bezeichnung ihrer Waren oder Etikette (für den 
preuß. Adler vgl. KabOrd. v. 4. Jan. 1862 [MBliV. 37). In dieſer 
Beſchränkung war der Gebrauch auch völlig unbedenklich; die Gefahr, 
daß etwa jemand aus der Anbringung des Adlers auf einen amtlichen 
Urſprung der Ware oder eine amtliche Gewährleiſtung für dieſelbe 
ſchließen könne, durfte als ausgeſchloſſen gelten. In anderem Zu⸗ 
ſammenhange war dagegen die Führung des kaiſerlichen Adlers un⸗ 
zuläſſig und unter Umſtänden nach 8 360 Nr. 7 StGB. ſogar ſtrafbar 
(OVG. 24, 308). 


(Pr OG., 3. Sen., Urt. v. 6. Juli 1933, III C 44/83.) 


1) JW. 1912, 636. 
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